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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 5 Minuten 
Präsident F ranz Pomper: Ich e r ö f f n e die 

544. Sitzung des Bundesrates. 

Trauerkundgebung für die Opfer kriegerischer 
Handlungen in Jugoslawien 

Präsident: Hoher Bundesrat! Bevor wir in die 
Tagesordnung der heutigen Sitzung eingehen, bit
te ich Sie, sich zum Zeichen der Anteilnahme an 
dem unendlichen Leid und der unbarmherzigen 
und gnadenlosen Kriegsführung in Jugoslawien 
für e ine Minute des Gedenkens und der Trauer 
für die Opfer von den Sitzen zu erheben. (Die 
Anwesenden erheben sich von den Plätzen und 
verharren in stillem Gedenken.) - Ich danke Ih
nen .  (Die Anwesenden nehmen �vieder ihre Plätze 
ein.) 

Das Amtliche Protokoll der 543. Sitzung des 
Bundesrates vom 26. Juni 1 99 1  ist aufgelegen, 
unbeanstandet geblieben und gilt daher als geneh
migt. 

K r  a n k gemeldet hat sich das Mitglied des 
Bundesrates Ingeborg Bacher. 

E n t s c h u I d i g t haben sich d ie Mitglieder 
des B undesrates Grete Pirchegger und Dkfm. Dr. 
Frauseher. 

Antrittsansprache des Präsidenten 

9.07 
Präsident F ranz Pomper: Hoher Bundesrat! 

Herr Minister !  Meine sehr geehrten Damen und 
Herren!  Mit 1 .  Juli  dieses Jahres ist der Vorsitz im 
Bundesrat nach den Bestimmungen des Bundes
Verfassungsgesetzes auf das Land Burgenland 
übergegangen .  Es ist für mich eine sehr große 
Anerkennung und Auszeichnung, gerade in die
sem Jahr, in  dem das Land Burgenland seit 
70 Jahren bei Österreich ist, den Vorsitz im Bun
desrat übernehmen zu dürfen. 

Der Weg, den die Burgenländerinnen und Bur
genländer seit dem 28. August 1 92 1  gehen muß
ten ,  war kein leichter. Es war ein Freudentag, als 
am 5 .  Dezember 192 1 das Land Burgenland offi
ziell der Republik Österreich übergeben wurde. 

Die erste Sitzung des Burgenländischen Land
tages fand am 1 5 . Juli 1 922 in der Kaserne in Ei
senstadt statt. 

Als am 13 .  März 1938 deutsche Truppen Öster
reich besetzten,  war das Schicksal des erst vor 
17 Jahren als autonomes Bundesland an Öster
reich angeschlossenen Burgenlandes für einige 
Jahre besiegelt. Das nördliche Burgenland wurde 
dem Gau Niederdonau und das südliche Burgen
land dem Gau Steiermark zugewiesen. Burgen
land hat es in d ieser Zeit nicht gegeben .  

Aber unmittelbar nach dem Ende des schreckli
chen Zweiten Weltkrieges verabschiedete am 
29. August 1 945 der Politische Kabinettsrat das 
Verfassungsgesetz über die Wiedererrichtung des 
selbständigen Landes Burgenland. 

Kompromißbereitschaft und der Geist der Zu
sammenarbeit , Achtung und Anerkennung auch 
des politisch Andersdenkenden haben nach Been
digung dieses Weltkrieges dazu geführt, daß wir 
heute in Freiheit und Frieden im Inneren, aber 
auch nach au ßenhin leben dürfen. Daß wir uns 
ei nes bescheidenen Wohlstandes erfreuen dürfen, 
ist das Verdienst aller Österreicherinnen und 
Österreicher. 

So genießt Österreich heute in der Welt großen 
Einfluß, weit mehr, als wir uns selber oftmals zu
muten. 

Hoher Bundesrat! Eine vertrauensvolle Be
handlung der Minderheitenprobleme durch alle 
im Burgenländischen Landtag vertretenen Partei
en hat dazu geführt, daß im Burgenland das Min
derheitenproblem im wesentlichen als gelöst be
trachtet werden kann. 

Die große Verständnisbereitschaft der deutsch
sprechenden Mehrheit des Landes für die Proble
me sowohl der kroatisch- als auch der 
ungarischsprechenden Minderheit hat bewirkt, 
daß aus einem Nebeneinander in der ersten Phase 
der Entwicklung heute ein Miteinander ermög
licht wurde. Den Beweis für meine Ausführungen 
liefere ich Ihnen in meiner eigenen Person:  

Seit 29 Jahren bin ich Bürgermeister in Roten
turm, wo die Sitzgemeinde Deutsch, der Ortsteil 
Spitzzicken Kroatisch und der Ortsteil S iget Un
garisch sprechend seit dem Gemeindestrukturver
besserungsgesetz 197 1  zusammenleben. 

Es gibt neben der deutschen Schule auch eine 
kroatische und eine ungarische Volksschule. 
Ebenso gibt es einen deutschen, kroatischen und 
ungarischen Kindergarten für die Kleinsten unse
rer Gemeinde. - Ein kleines Europa, wir nennen 
uns daher auch gerne "Europagemeinde". 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Jahrzehntelang waren wir von unserem 
Nachbarn Ungarn durch den Eisernen Vorhang 
getrennt. Durch den Fall beziehungsweise die 
Entfernung dieses Stacheldrahtverhaues ist nicht 
nur Österreich , sondern auch das Land Burgen
land in den Mittelpunkt Europas gerückt. 

Diese Ereignisse sind uns allen noch in Erinne
rung, da dies vor nicht gar so langer Zeit geschah. 

Die Flüchtlingswelle, a ls Tausende die Freiheit 
suchten, hat uns direkt überrollt, aber wir Bur-
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gen länder haben als erste jenen Menschen Hilfe 
gewährt, die sich nach der Freiheit sehnten - ge
nauso wie im Jahre 1 956  anläßlich des blutigen 
Aufstandes in U ngarn. 

Nach dem schrecklichen Golfkr ieg hat uns die 
Situation in Jugoslawien nicht nur bedrückt, son
dern es hat uns auch in Schrecken versetzt, daß in  
Slowenien und auch in Kroatien Menschen für 
die demokratische F reiheit ihr Leben lassen muß
ten und der sinnlose Bruderkrieg zahlreiche Men
schenleben forderte. 

Dank der Vernunft und des Eingreifens der 
drei EG-Außenminister - auch unsere Bundes
regierung wirkte in hohem Maße an der friedli
chen Beilegung dieses sinnlosen Kampfes mit -
wird das hoffentl ich ein gutes Ende finden. 

Gerade wir Burgenländer an der Grenze zu 
Ungarn und J ugoslawien wissen den Einsatz des 
österreichischen Bundesheeres als Grenzschutz 
zu schätzen ;  die Zahl der i llegalen Grenzübertrit
te konnte dadurch reduziert werden. 

D ie Krise in Jugoslawien und die Entsendung 
des Bundesheeres an unsere Grenzen wurde von 
der Bevölkerung positiv aufgenommen, weil da
durch  auch die Sicherheit der dort lebenden Men
schen gewährleistet war.  

Ich möchte von dieser Stelle aus der österrei
chischen Bundesregierung - besonders Bundes
kanzler Dr. Franz Vranitzky und Vizekanzler Bu
sek - für die Jubiläumsgabe von 40 Mil l ionen 
Schil l ing an das Land Burgenland Dank sagen -
im Namen aller Burgenländerinnen und Burgen
länder .  

Nach zähen Verhandlungen haben sich die bei
den großen Parteien, die Sozialdemokraten und 
ie Österreich ische Volkspartei ,  auf eine Zusam
menarbeit für d ie nächste Legislaturperiode geei
nigt. Die stimmen- und mandatsstärkste Partei, 
die Sozialdemok raten, stel lt in der Person von 
Karl Stix den Landeshauptmann. Die Österreichi
sche Volkspartei  wird ihn bei der konstituieren
den Sitzung des Landtages am 1 8 . Juli 1 99 1  mit
wäh len .  

Damit ist der  Poker um den Landeshauptmann 
beendet worden .  Beide Parteien handelten im In
teresse des Landes, wobei auch Landeshauptmann 
Sipötz große Anerkennung zu zollen ist, da er 
diese Verhandlungen durch seinen Verzicht auf 
das Amt des Landeshauptmannes ermöglichte. 

Erstmals in der 70jährigen Geschichte des Bur
genlandes werden beide Regierungsparteien eine 
gemeinsame Regierungserklärung abgeben.  Da
mit wurde ein weiterer Schritt für den Aufbau 
unseres gel iebten Burgenlandes gesetzt. 

Hoher Bundesratl Meine sehr geschätzten Kol
leginnen und Kollegenl Wenn im Hohen Hause 
des öfteren über die Aufwertung des Bundesrates 
debattiert und gesprochen wurde, Enqueten über 
den Föderal ismus stattfanden, so ist meine per
sönliche Meinung, daß in einem Bundesstaat die 
Diskussion über den Föderalismus und die Über
tragung von Kompetenzen an die Länder ein Pro
zeß ist, der eigentlich nie abgeschlossen ist. Das 
hängt sicher damit zusammen, daß sich der Staat 
eben dynamisch weiterentwickelt, und es daher 
nie erreicht werden kann, daß d ie Bundesländer 
von sich aus sagen werden: Wir sind zufrieden, es 
ist al les er ledigt. Es kommen immer wieder neue 
Aufgaben auf uns zu, und dadurch gibt es auch 
i mmer wieder neue Diskussionen .  

Gerade i n  den letzten Jahren ist mehr  Bewe
gung in d iesen Prozeß gekommen. Den Ländern 
sind zusätzliche Aufgaben von der Bundesverwal
tung in Ihre eigene Kompetenz übertragen wor
den ,  und das finde ich gut so . 

Der Landeshauptmann des Burgenlandes, Hans 
Sipötz, meinte anläßl ich einer Rede hier im Ho
hen Haus am 7. April 1 988, daß er ein hundert
prozentiger Föderalist sei ,  daß d ie Agenden der 
Länder immer entsprechend berücksichtigt und 
auch ausgeweitet würden und daß für uns Bur
genländer die Frage des Föderalismus eigentlich 
eine Frage der Sinnhaftigkeit u nd Zweckmäßig
keit in einzelnen Bereichen und keineswegs e ine 
Glaubensfrage sei .  

Diese Ausführungen kann man in einer Zeit, in 
der sehr viel von Partnerschaft gesprochen wird, 
nur bejahen. Meiner Meinung nach wird dieses 
Modell einer Partnerschaft zwischen den Bundes
ländern und dem Bund auch in Zukunft sehr, 
sehr fruchtbringend sein.  

Es sei in d iesem Zusammen hang besonders auf 
die Frage des Finanzausgle iches hingewiesen .  Wir 
kämpften darum, weil wir der Meinung waren be
ziehungsweise sind, daß gerade die Gemeinden 
des Burgenlandes und der Ste iermark, tei lweise 
auch Niederösterreichs, benachteil igt sind. Vorge
stern wurde vom Verfassungsgerichtshof einer 
Klage recht gegeben, und burgenländische Ge
meinden werden um 8 Millionen Schil l ing mehr 
in ihrer Gemeindekasse haben.  Man muß den 
Schwächeren entsprechend unter d ie Arme grei
fen ,  damit die Kluft zwischen den Reichen auf der 
einen Seite und den etwas Ärmeren auf der ande
ren Seite nicht größer  wird. 

Für mich ist daher die Frage des Föderal ismus 
auch eine Frage der Solidarität ,  Solidarität in dem 
Sinn, daß es zu einer  gleichmäßigen Verteilung 
nicht nur der Staatsaufgaben, sondern auch der 
Mittel für die Bewältigung dieser Aufgaben 
kommt. 
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Zum Schluß kommend möchte ich noch darauf 
hinweisen. daß am 26. Oktober 199 1  auf Initiati
ve von Nationalratspräsident Dr. Heinz Fischer 
und des Präsidiums des Bundesrates ein Tag der 
Offenen Tür unter dem Motto "Offene Worte" 
hier im Hohen Hause stattfindet. 

Danken möchte ich auch meiner Vorgängerin ,  
Frau Präsidentin Haselbach,  für ihre hervorra
gende Leitung der Geschäfte sowie für ihre sach
l iche und objektive Vorsitzführung. 

Für mich möchte ich die Erk lärung abgeben, 
daß ich mich bemühen werde , nach bestem Wis
sen und Gewissen die  Geschäfte als Vorsitzender 
während meiner Amtsperiode weiterzuführen. -
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Al/
gemeiner Beifall.) 9.16 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt ist ein Schreiben des 
Bundeskanzlers betreffend E nthebung vom Amte 
des Dipl .-Ing.  Riegler als Vizekanzler und Fort
führung der Geschäfte durch den Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung Dr. Busek .  

Ich ersuche die F rau Schriftführerin um Verle
sung dieses Schreibens. 

Schriftführerin Johanna Schicker: 

"An den 

Präsidenten des Bundesrats 

Parlament 

1 0 1 7  Wien 

Ich beehre mich  mitzuteilen, daß der Herr 
Bundespräsident mit Entschl ießung vom 2. Juli 
1 99 1 ,  Zl. 1 006- 10/9 1 ,  über meinen Vorschlag ge
mäß Artikel 74 Absatz 3 des Buncles-Verfas
sungsgesetzes den V izekanzler und Bundesmini
ster für Föderalismus und Verwaltungsreform 
Dipl . - Ing. Josef Riegler vom Amte des Vizekanz
lers enthoben hat. 

Gleichzeitig hat der Herr Bundespräsident auf 
meinen Vorschlag vom gleichen Tage gemäß Ar
tikel 70 Absatz 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
den Bundesminister für Wissenschaft und For
schung Dr. Erhard Busek zum Vizekanzler er
nannt.  

Dr .  Vranitzky" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

E ingelangt ist weiters ein Schreiben des Bun
deskanzleramtes betreffend eine Ministervertre
tung. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin auch um 
Verlesung dieses Schreibens. 

Schriftführerin Johanna Schicker: 

"Der Herr Bundespräsident hat am 26. Juni 
1 99 1 ,  Zl. 1 006-03/ 12 , folgende Entschließung ge
faßt: 

Auf Vorschlag den Bundeskanzlers betraue ich 
für d ie Dauer der Verhinderung des Bundesmini
sters für auswärtige Angelegenheiten Dr. Alois 
Mock innerhalb der Zeiträume 6. und 7 .  Juli be
ziehungsweise 9. bis 12. Juli 1 99 1  den Bundesmi
nister für Landesverteidigung Dr. Werner Fassla
bend, für 1 3 .  und 1 4. Juli  1 99 1  den Bundesmini
ster für Inneres Dr. Franz Löschnak sowie für 
18. Jul i  199 1  den Bundesmin ister für wirtschaftli
che Angelegenheiten Dr. Wolfgang Schüssel m it 
der Vertretung. 

H ievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefäll ige Kenntisnahme Mitteilung zu machen .  

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmü ller" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind ferner fünf Anfragebeantwor
tungen,  die den Anfragestel lern übermittelt wur
den. 

Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl
tigt und auch an al le übrigen Mitglieder des Bun
desrates verteilt. 

Eingelangt ist ein Beschluß des Nationalrates 
vom 1 0. Juli  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz 
über d ie Belastung und Veräußerung von u nbe
weglichem Bundesvermögen .  

Wie i n  den Erläuterungen der Regierungsvorla
ge hiezu ausgeführt wird ,  unterliegt dieser Be
sch luß nach Artikel 42 Abs. 5 B-VG nicht dem 
Einspruchsrecht des Bundesrates. 

Eine weitere geschäftsordnungsmäßige Be
hand lung des vorliegenden Beschlusses durch den 
Bundesrat ist daher nicht vorgesehen. 

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Nationalra
tes, d ie Gegenstand der heutigen Tagesordnung 
sind . 

Ich habe diese Beschlüsse den in Betracht kom
menden Ausschüssen zur Vorberatung zugewie
sen. Die Ausschüsse haben ihre Vorberatung ab
geschlossen und schriftliche Ausschußberichte er
stattet. 

Absehen von der 24stündigen Aufliegefrist 

Präsident: Im Hinblick darauf sowie mit R ück
sicht auf einen mir  zugekommenen Vorschlag, 
von der 24stündigen Aufliegefrist Abstand zu 
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nehmen, habe ich al le diese Vorlagen auf die Ta
gesordnung der heutigen Sitzung gestellt. 

Ich bitte jene Mitgl ieder des Bundesrates, die 
mit der Abstandnahme von der 24stündigen Auf
l iegefrist der Ausschußberichte einverstanden 
sind, um e in Handzeichen. - Dies ist S t i m  -
m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Vorschlag ist mit der nach § 44 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung des Bundesrates erforderli
chen Z w e i d  r i t t e l  m e h r  h e i t a n g e -
n o  m m e n .  

Debatte über die Tagesordnung 

Präsident: Wird zur Tagesordnung das Wort 
gewünscht? - Bitte , Herr Bundesrat Gudenus. 

9.22 

Bundesrat Mag. lohn Gudenus (FPÖ, Wien):  
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da
men und Herren ! Diese Tagesordnung umfaßt 24. 
zum Teil zusammengefaßte Punkte, sie fordert 
den hier anwesenden Bundesräten und Beamten 
des Parlaments eine Arbeitsleistung ab, welche im 
Nationalrat mit viel Mühe mehrere Tages- und 
Nachtsitzungen erforderlich machte . Viel Ge
reiztheit, welche durch Länge, H itze und Zeit
druck entstanden, war in jenen Sitzungen zu be
merken.  

Wir halten die heutigen Zeitvorgaben im Hin
bl ick auf e ine ernsthafte Befassung mit den The
men für unangemessen. Der vorhin erwähnten 
Aufwertung des Bundesrates wird damit ein 
schlechter Dienst erwiesen. Dieses Hohe Haus ist 
keine Fabrik für Gesetze, auch wenn manch einer 
es zu solch einer degradieren wol lte. 

Dieses Hohe Haus und seine Würde, aber auch 
die Würde seiner Abgeordneten erfordern ein 
den Themen und Vorlagen entspreche ndes Zeit
kalkül .  N iemand hindert uns daran,  zusätzliche 
S itzungstage auch in Form von Doppeltagen und 
weiteren Tagen einzulegen. 

Ich lasse mich nicht als Abstimmungsmaschine
rie mißbrauchen. 

Die Abstimmungsergebnisse sind ohnedies 
großkoalitionär abgesichert. Ich fordere meine 
freiheitlichen Freunde auf, als Ausdruck des Pro
testes gegen beengende Zeitvorgaben - auch 
wenn die heutige Rednerliste d iese Beengungen 
nicht angemessen ausdrücken läßt - den Sit
zungssaal zu verlassen. (Beifall bei der FPÖ. -
Bundesrat Dr. 0 g r i s: Welche Zeitvorgaben? Ist 
die Redezeit eingeschränkt? Wovon reden Sie 
denn? - Weitere Zwischenrufe bei SPÖ und 
Ö VP.) 9.24 

Präsident: Danke für die Wortmeldung. (Die 
freiheitliche Fraktion verLäßt geschlossen den Sit
zungssaal. ) 

Ihren Beratungen bei der F PÖ-Klubtagung viel 
Glück! 

Bitte, Herr Vizepräsident Schambeck .  

9.25 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, Nie

derösterreich): Herr Präsident! Herr Bundesmini
ster !  Meine sehr  verehrten Damen und Herren! 
Hoher Bundesrat ! Die Vorbereitungen der S it
zungen des Bundesrates geschehen, wie die Erst
gereihten ,  die Frau Präsident Haselbach und d ie  
übrigen Erstgereihten der  österreich ischen Bun
desländer ,  wissen ,  seit Jahrzehnten in  der Präsi
dialkonferenz des Bundesrates. 

In d ieser Präsid ialkonferenz ist bereits vor 
mehreren Monaten aufgrund eines dankenswert 
hervorragenden Einvernehmens zwischen dem 
Nationalrats- und dem Bundesratspräsidium der 
Sitzungsplan auch für unsere Kammer bestimmt 
worden. Ich glaube. auch Herr Vizepräsident 
Strutzenberger kann bestätigen, daß der Reprä
sentant der Freiheitlichen Partei bezügl ich des 
Sitzungsplans kein einziges Mal Einspruch erho
ben hat. Im Gegentei l :  Der Herr Fraktionsob
mann der Freiheitlichen Partei hat d iesem S it
zungsplan seine Zustimmung gegeben. 

Wir haben auch bei der letzten Präsidialkonfe
renz keinen Widerspruch erfahren. Hoher Bun
desrat! Dieser war auch gar nicht möglich, weil  
be i der letzten Präsidialkonferenz des Bundesra
tes der Vertreter der Freiheitlichen Partei über
haupt nicht anwesend war, er hat unentschuldigt 
gefehlt. (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Hört.' Hört! Und 
die sprechen von Mißachtung der Würde des Hau
ses.') 

Bei der letzten Sitzung der Ausschüsse hätte 
auch die Möglichkeit bestanden, eine Bemerkung 
darüber zu machen. Da war d ie Freiheit liche Par
tei  überhaupt nur durch Herrn Professor Lakner 
vertreten, der mittels sei ner  Person versuchte , 
herumhurtelnd von einer Sitzung zur anderen, 
eine abwesende Fraktion abzudecken. 

Aufgrund einer gemeinsamen Initiative des 
Herrn Vizepräsidenten Strutzenberger und mei
ner Person im E invernehmen mit der Frau P räsi
dentin und aufgrund einer früheren Initiative des 
Herrn P räsidenten Ing. Ludescher für Vorarlberg 
haben wir eine Arbeitsgruppe ins Leben gerufen ,  
welche föderalistischrelevante Fragen einer EG
Mitgliedschaft Österreichs in einem eigenen Ar
beitskreis beraten so l l .  

Wir haben unter dem Vorsitz der Frau Präsi
dentin Haselbach beschlossen,  fünf Mitglieder 
von der Sozialdemokratischen Partei Österreichs, 
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fünf Mitlgieder von der Österreichischen Volks
partei und ein Mitglied der Freiheitlichen Partei 
Österreichs sollen in dieser Arbeitsgruppe vertre
ten se in, wobei ich erfreulicherweise dem Hohen 
Hause mitteilen darf. daß alle - die Dame, Frau 
Dr. Karlsson, und die übrigen Herren - bei der 
vorgestrigen Konstituierung anwesend waren. 

Wer nicht anwesend war, obwohl der Termin, 
Hoher Bundesrat, schon vorher in Anwesenheit 
des freiheitlichen Fraktionsobmannes Professor 
Mag. Lakner beschlossen wurde, war wieder die 
Freiheitliche Partei, sodaß die Freiheitliche Partei 
jene Arbeitsmöglichkeiten in den Ausschüssen 
und in dieser Arbeitsgruppe zu einer wichtigen 
Frage der österreichischen Zukunft gar nicht 
wahrnimmt. 

Wir haben vielmehr den Eindruck - leider 
Gottes verdichtet sich dieser immer mehr - ,  daß 
es ihnen nicht darum geht, hier im Haus eine 
konstruktuive Arbeit zu leisten, sondern beim 
Fenster hinaus zu agieren, meine sehr Verehrten! 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  Ich sage nicht: hinaus 
zu reden, denn zum Reden gehört mindestens 
eine Anwesenheit, die aber hier nicht gegeben ist. 

Genauso - und da glaube ich , auch im Namen 
von vielen Damen und Herren Bundesräten spre
chen zu können - kann man nicht jene Äu ße
rung über den Bundesrat, die kürzlich in der frei
heitlichen Parteizeitung stand, für die Zukunft 
unwidersprochen lassen. Und wenn Herr Bundes
rat Mag. John Gudenus sagt, er hätte eine Mental
reservation und eine Distanziertheit zu dieser Äu
ßerung, dann möchte ich ihn auch in Abwesen
heit auffordern, einen Leserbrief an seine eigene 
Parteizeitung zu schreiben,  mit dem er sich davon 
distanziert, meine sehr  Verehrten !  (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.)  

Es ist nach unserem Parlamentsverständnis -
und beide Parteien haben hier eine Tradition von 
Jahrzehnten, meine sehr Verehrten, denn dieser 
Bundesrat hat seine Tätigkeit auch fortgesetzt, als 
der Nationalrat in den dreiß iger Jahren nicht im
stande gewesen ist, aufgrund verfassungswidriger 
Vorgänge seine Tätigkeit fortzusetzen, seinen 
Einsatz zu leisten - notwendig, daß Herr Mag. 
John Gudenus sich hier in  diesem Hause von die
sen Äußerungen der eigenen Parteizeitung di
stanziert, meine sehr Verehrten. 

Wir brauchen auch für unsere Landeshauptleu
te niemanden ,  der ihnen Nachhilfestunden gibt 
oder sie zu Sitzungen einberuft. Wir brauchen al
lerdings Bundesräte, die ihre Pflicht erfüllen, 
meine sehr Verehrten. Und zu dieser Pflichterfül
lung gehört die Zusammenarbeit in den Aus
schüssen,  gehört das kritische Auseinandersetzen, 
aber kein bloßer inhaltsloser Populismus, denn, 
meine sehr Verehrten, unsere Lage ist sehr ver-

antwortungsvoll  innenpolitisch und von größter 
Wichtigkeit auch außenpolitisch. 

In solchen Zeiten kommt es darauf an, daß die 
verantwortlichen Kräfte hier genauso wie in der 
Bundesregierung unter der Führung des Herrn 
Bundeskanzlers Dr. Vranitzky und des Herrn Vi
zekanzlers Dr. Busek zueinander stehen und den 
Bürgern in allen neun Bundesländern Sicherheit 
geben. Darüber hinaus müssen wir mit unserem 
Außenminister Dr. Alois Mock der Außenpolitik 
eine Ausrichtung auf Europa geben, müssen also 
hier Position beziehen.  

Staatsverantwortliche Parteien,  ob sie in Regie
rungsverantwortung oder in Opposition stehen, 
haben in solchen Zeiten zueinanderzustehen und 
nicht durch Abwesenheit, sondern durch Anwe
senheit zu glänzen. 

Daher wäre es gut, würde die Freiheitliche Par
tei den Weg des Miteinanders im parlamentari
schen Geschehen beschreiten, dieser kann auch 
ein kritischer sein. Das ist notwendig, damit wir 
unseren Auftrag erfüllen können, nämlich für das 
Volk als Mandatare da zu sein !  - Ich danke Ih
nen. (BeifaLL bei Ö VP und SPÖ. )  9.31 

Präsident: Zum Wort hat sich Herr Vizepräsi
dent Strutzenberger gemeldet. Ich erteile es ihm. 

9.31 
Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 

Wien) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister !  
Meine Damen und Herren! Ich frage mich,  ob ich 
diesen Eklat der freiheitlichen Fraktion der heute 
herrschenden Witterung zuschreiben soll (Heiter
keit) oder ihrem sonst immer geübten Populis
mus. Es dürfte nach den Ausführungen des Bun
desrates Gudenus beides irgendwie eine gewisse 
Rolle gespielt haben. 

Ich möchte hier feststellen, wie schon Vizeprä
sident Professor Schambeck, daß ich in letzter 
Zeit das Gefühl habe, daß die Freiheitliche Partei 
nur dann zur Mitarbeit hier im Hohen Hause be
reit ist, wenn ihr die Gelegenheit gegeben wird, 
sich in populistischer Weise darzustellen, wenn 
ihr die Gelegenheit gegeben wird, opportunistisch 
zu einzelnen Punkten Stellung zu nehmen, denn 
ich glaube, daß niemand hier im Saal anwesend 
ist , der behaupten kön nte, daß die Freiheitliche 
Partei, seit diese freiheitliche Fraktion hier im 
Bundesrat vertreten ist , jemals e inen konstrukti
ven Vorschlag eingebracht hätte. (Beifall bei SPÖ 

und Ö VP.) 

Wir haben in den letzten - nicht nur in der 
letzten. sondern in den letzten - Sitzungen der 
Präsidiale des Bundesrates immer wieder die 
Feststellung machen können, daß die Herren ent
weder durch Abwesenheit glänzen oder, wenn sie 
anwesend sind, nur ein Anliegen hatten: Welche 
Funktion in welchem Ausschuß bekommt denn 
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die Freiheitliche Parte i hier im Haus? Und eine 
Feststellung noch:  Als dann eine Funktion an die 
Freiheitl iche Partei vergeben werden sollte, war 
sie leider nicht einmal in diesem Ausschuß anwe
send. Wenn hier Entschuldigungen vorgebracht 
werden und begründet wird, warum - ich nehme 
sie nicht zur Kenntnis, denn der F raktionsführer 
der F reiheitlichen Partei hätte Gelegenheit ge
habt, zumindest in den Ausschuß zu gehen. (Bei
fall bei SPÖ und Ö VP.) 

Zum zweiten verwundert es mich, daß hier 
nicht der Fraktionsführer der freiheitlichen Frak
tion den Mut aufbringt, die Erklärung abzugeben, 
daß die Freiheitl iche Partei auszieht. Nur eine 
Anmerkung am Rande: Sie wird uns sicherlich 
nicht fehlen (Beifall bei SPÖ und Ö VP), wir wer
den die Tagesordnung auch ohne sie in vol lem 
Bewu ßtsein unserer Verantwortung zu Ende füh
ren . 

Wieso also hier ein Herr Gudenus, der auch 
bisher durch seine Wortmeldungen nicht gerade 
positiv hervorgetreten ist, für die Freiheitliche 
Partei diese Erklärung abgibt, ist Angelegenheit 
dieser Partei .  

Aber wir sind ja gewohnt, daß in dieser Partei 
mit zwei,  drei verschiedenen Sprachen gespro
chen wird. Wenn sich etwa der Parteiobmann in 
sehr bedenklicher Weise äußert, dann kommt 
vie lleicht seine Stellvertreter in und versucht, das 
abzuschwächen, dafür taucht aber im Burgenland 
wieder einer auf, der das verstärkt, was er von 
sich gegeben hat. Das dürfte also dort so sein, 
kann uns aber nicht bekümmern, ist sicherlich 
nicht meine Sorge. 

Ich habe nur Probleme mit der Wertung dieses 
Auszuges dieser Fraktion, wenn ich mir die Be
gründung anhöre, daß 24 Tagesordnungspunkte 
zuviel sind für eine Fraktion, um sich vorbereiten 
zu können. Ich glaube eher, daß diese fünf Ver
treter der Freiheitlichen Partei hier in diesem 
Bundesrat zu diesen 24 Tagesordnungspunkten 
nichts zu sagen haben .  (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Ich mache gar nicht die Anstrengung, die mein 
Vorredner Vizepräsident Schambeck gemacht 
hat, der gesagt hat, naja, vielleicht könnte man 
doch,  und es wäre gut, würden sie wieder an der 
Sitzung teilnehmen. Noch einmal, ich stelle hier 
fest: Ich vermisse sie nicht. Ich glaube, daß es ein 
Zeichen demokratischer Haltung ist, wenn sich 
jemand selbst aus einem demokratisch gewählten 
Gremium ausschließt, h ier keine Wortmeldung 
abgeben will , weil er vermutlich sachlich zu den 
einzelnen Punkten nichts zu sagen hat, und ich 
bin überzeugt davon, daß der Hohe Bundesrat 
diese Tagesordnung sachl ich und ausführlich be
wältigen wird, auch wenn die Vertreter der FPÖ 
hier nicht anwesend sind. Ich persönlich werde 

Ihnen keine Träne nachweinen. - Danke schön. 
(Beifall bei SPÖ und Ö VP.j 9.35 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich, die Debatte über die 
Punkte 1 b is 4, 8 und 9, 1 1  und 1 2  sowie 19 bis 2 1  
der Tagesordnung unter einem abzuführen.  

Die Punkte 1 bis 4 sind 

Beschlüsse des Nationalrates vom 8. Ju l i  1 99 1  
betreffend Änderungen 

des 1 3. Schulorganisationsgesetzes, 

des Unterrichtspraktikumsgesetzes, 

des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1 984 
und 

ein Abkommen zwischen Österreich und den 
Vereinigten Staaten von Amerika betreffend die 
Amerikanische Internationale Schule in  Wien. 

Die Punkte 8 und 9 sind 

Beschlüsse des Nationalrates vom 9. Ju l i  1 99 1  
betreffend Änderungen 

des Postgesetzes und 

des Fernmeldegebührengesetzes. 

Die Pun kte 1 1  und 1 2  sind 

Beschlüsse des Nationalrates vom 9. Ju l i  1 99 1  
betreffend 

ein Bundesbetreuungsgesetz und 

eine Fremdenpolizeigesetz-Novelle 1 99 1 .  

Die Punkte 1 9  b is 2 1  sind 

Beschlüsse des Nationalrates vom 9. Ju l i  1 99 1  
betreffend 

eine Änderung des P räferenzzollgesetzes, 

ein Bundesgesetz über vorläufige Zollmaßnah
men im Rahmen der multilateralen Handelsver
handlungen des GATT und 

ein Ergebnis der Verhandlungen mit den EG 
betreffend d ie Kündigung des GATT-Zolles für 
Bruchreis. 

Erhebt sich gegen d iese Zusammenziehung der 
Punkte ein Einwand? - Dies ist nicht der Fal l .  
Wir werden daher in  diesem Sinne vorgehen. 
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1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 8. Juli 
1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Schulorganisationsgesetz geändert wird 
( 13. Schulorganisationsgesetz-Novelle) (179 und 
198/NR sowie 4092/BR der Beilagen) 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 8. Juli 
1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Unterrichtspraktikumsgesetz geändert wird 
( 189 und 1 99/NR sowie 4093/BR der Beilagen) 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 8. Juli 
1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984 geändert 
wird (181/ A-II-2441 und 200/NR sowie 4091 und 
4094/BR der Beilagen) 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 8. Juli 
1991 betreffend ein Abkommen zwischen der Re
publik Österreich und den Vereinigten Staaten 
von Amerika betreffend die Amerikanische In
ternationale Schule in Wien (87 und 20l/NR so
wie 4095/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages
ordnung ein und gelangen zu den Punkten 1 bis 
4. über die die Debatte unter einem abgeführt 
wird. 

Es sind dies: 

Beschlüsse des Nationalrates vom 8. Juli  1 99 1  
betreffend 

eine 13. Schulorganisationsgesetz-Novelle. 

eine Änderung des Unterrichtspraktikumsge
setzes, 

eine Änderung des Landeslehrer-Dienstrechts
gesetzes 1 984, 

e in Abkommen zwischen der Republik Öster
reich und den Vereinigten Staaten von Amerika 
betreffend die Amerikanische Internationale 
Schule in Wien. 

Die Berichterstattung über die Punkte 1 bis 4 
hat Herr Bundesrat Franz Kampichler übernom
men.  

Ich bitte ihn um seine Berichte. 

Berichterstatter Franz Kampichler: Sehr ge
ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister!  
Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Bericht 
des Unterrichtsausschusses über den Beschluß 
des Nationalrates vom 8. Jul i  1 99 1  betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Schulorganisationsge
setz geändert wird ( 13. Schulorganisationsge
setz-Nove lle) . 

Die Schwerpunkte des Gesetzentwurfes einer 
1 3 . SchOG-Novelle sind wie folgt zu umschrei
ben: 

1 .  verstärkte Anstrengungen zur Integration 
behinderter Kinder durch Erweiterung des Schul
versuchsprogramms; 

2. Erprobung flexib ler Formen der Differen
zierung an Hauptschulen neben dem bestehenden 
Leistungsgruppensystem.  

Der Unterrichtsausschuß hat d ie  gegenständli
che Vorlage in se iner Sitzung vom 11. Juli 1991 
in Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen,  dem Hohen Hause zum empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Unter
richtsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun
desrat wol le beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
8. Juli 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Schulorganisationsgesetz geändert wird 
(13. Schulorganisationsgesetz-Novelle), wird kein 
Einspruch erhoben.  

Bericht des Unterrichtsausschusses über den 
Beschluß des Nationalrates vom 8. Juli 199 1  be
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das U nter
richtspraktikumsgesetz geändert wird . 

Durch die gegenständl iche Nove ll ierung des 
Unterrichtspraktikumsgesetzes sol l  nunmehr je
nen Unterrichtspraktikanten, die zwei oder meh
reren Schulen zugeteilt sind, der durch d iese 
Mehrfachzutei lung allenfalls tatsächlich entstan
dene Mehraufwand an Fahrtkosten abgegolten 
werden .  

Der Unterrichtsausschuß  hat d ie  gegenständli
che Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 1 . Juli 1 99 1  
in Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stel l t  der Unter
richtsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
8. Juli 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Unterrichtspraktikumsgesetz geändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben: 

Bericht des Unterrichtsausschusses über den 
Beschluß des Nationalrates vom 8. Jul i  1 99 1  be
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Landes
lehrer-Dienstrechtsgesetz 1 984 geändert wird. 

Aufgrund des Bundesgesetzes, BGBl. 
Nr. 447/ 1990, mit dem das Bundeslehrer-Lehr
verpflichtungsgesetz geändert wurde, ist für die 
Betreuung des Modells "Schulbib liothek unter 
Mitarbeit von Schülern" an allgemeinbildenden 
höheren Schulen eine Bestimmung geschaffen 
worden (§ 9 Abs. 2a) , wodurch eine Einrechnung 
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in die Lehrverpflichtung erfolgen kann. Eine ge
setzliche Regelung für die Berücksichtigung der 
auch an Hauptschulen bestehenden Schulbiblio
theken fehlte bisher. Deshalb soll  durch den vor
l iegenden Gesetzesbeschluß für die Landeslehrer 
ebenfalls eine gesetzliche Regelung für die Be
rücksichtigung der Schulbibliotheken an Haupt
schulen im Rahmen der Lehrverpflichtung vorge
schlagen werden. 

Durch d ie neue Schulveranstaltungsverord
nung, BGBL Nr. 397/1990 , wurden für bestimmte 
Schulveranstaltungen neue Begriffe eingeführt. 
Im vorl iegenden Gesetzesbeschluß ist eine diesbe
zügliche Anpassung an diese neuen Begriffe vor
gesehen. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli
che Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 1 .  Juli 1 991 
in Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Unter
richtsausschuß  somit den A n t r a g, der Bun
desrat wol le beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
8. Juli 1 991 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984 geän
dert wird , wird kein Einspruch erhoben.  

Bericht des Unterrichtsausschusses über den 
Beschluß des Nationalrates vom 8. Juli 1991 be
treffend ein Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und den Vereinigten Staaten von 
Amerika betreffend die Amerikanische Interna
tionale Schule in Wien. 

Mit dem Abkommen erhält d ie Amerikanische 
Internationale Schule einen Status, der ihrer bis
herigen und derzeitigen Rol le entspricht. S ie so ll 
weiterhin nach den österreichischen gesetzlichen 
Bestimmungen für Privatschulen geführt werden, 
und es werden der Schule analog dem Lycee 
Fran�ais die Befreiung von Abgaben gewährt, so
weit sie mit ihren erzieherischen Aufgaben und 
Zielen zusammenhängen (zum Beispiel Grund
steuer, Zölle und andere Einfuhrabgaben) .  Es 
werden arbeitsrechtliche Fragen und Fragen der 
Besteuerung nichtösterreichischer Lehrkräfte so
wie des für die administrative Leitung tätigen Per
sonals an der Schule geregelt. Dabei ist unter an
derem vorgesehen, daß Lehrkräfte und das für 
die administrative Leitung der Schule tätige Per
sonal , sofern sie Angehörige der im Schulerhalter 
repräsentierten Staaten sind, von der Wahrneh
mung der ihnen und der Arbeitnehmerschaft im 
Rahmen der Betriebsverfassung des österreichi
schen Arbeitsverfassungsgesetzes zukommenden 
Rechte ausgenommen sind . 

Den Erläuterungen der Regierungsvorlage ist 
zu entnehmen, daß zu den im Schulalter reprä
sentierten Staaten keinesfal ls die Rep ublik Öster
reich zählt .  Diesen Erläuterungen ist auch zu ent
nehmen, daß dadurch zwar d ie Anwendung der 
betriebsverfassungsrechtlichen Rechte und Be
fugnisse auf den oben umschriebenen Personen
kreis ausgeschlossen ist , sie h indert jedoch nicht 
d ie Anrechnung d ieses Personenkreises auf die 
Arbeitnehmerzahlen, die für die Errichtung der 
Organe (Festlegung der Zahl der M itglieder und 
so weiter) der Arbeitnehmerschaft entscheiden
den Arbeitnehmerzahlen .  Aus diesen Erläuterun
gen ergibt sich weiters, daß das für d ie admini
strative Leitung der Schule tätige Personal nur die 
u nmittelbar im Bereich der Leitung tätigen Per
sonen umfaßt, also keinesfalls das für die Gebäu
dereinigung und -erhaltung, Gartenpflege, Haus
technik und so weiter tätige Personal. 

Das Abkommen sieht auch vor, daß Schüler 
österreichischer Staatsbürgerschaft nach Maßga
be des vorhandenen Platzes fre ien Zutritt zur 
Sc hule haben, sofern sie über ausreichende Eng
l ischkenntnisse verfügen, um dem Unterreicht 
fo lgen zu können und dadurch die Aufnahme von 
Kindern mit Englisch als Mutter- oder Umgangs
sprache n icht beeinträchtigt wird . 

Für den Fall einer allfälligen Errichtung von 
Schulen durch die Republ ik  Österreich in den 
Vereinigten Staaten von Amerika verpflichten 
sich d ie Vertragsparteien zu Verhandlungen, um 
vertraglich solchen Schulen eine der Amerikani
schen Internationalen Schu le in Wien vergleich
bare Rechtsstellung einzuräumen. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli
che Vorlage in seiner Sitzung vom 11. Juli 1 991 
in Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt  der Unter
richtsausschuß somit den A n t r a g, der Bun
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
8 . Juli 1991 betreffend ein Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und den Vereinigten 
Staaten von Amerika betreffend die Amerikani
sche Internationale Schule in  Wien wird kein Ein
spruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein, die 
über die zusammengezogenen Punkte unter ei
nem abgeführt wird. 

Zu Wort gemeldet hat sich Bundesrat Dietmar 
Wedenig. Ich ertei le es ihm.  

9.17 
Bundesrat D ietmar Wedenig (SPÖ, Kärnten):  

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrter Herr 
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Bundesminister !  Sehr geehrte Damen und Her
ren! Hohes Haus! Die 13 .  Schulorganisationsge
setz-Novelle bringt notwendige Korrekturen und 
Verbesserungen, die vor al lem zwei wichtige 
Punkte enthalten: 

Erstens: Integrationsversuche. In den Schuljah
ren 1 988/89 bis 1992/93 können Schulversuche 
zum gemeinsamen Unterricht behinderter und 
nichtbehinderter Kinder durchgeführt werden. 
Derzeit dürfen aber diese Schulversuche 1 0  Pro
zent der Sonderschulklassen des betroffenen 
Bundeslandes nicht überschreiten. Nunmehr ist 
die Ausweitung der Begrenzung auf 20 Prozent 
der Sonderschulklassen in bezug auf den Stand 
der Sonderschulklassen im Schuljahr 1 99 1/92 und 
somit die Möglichkeit der Verdoppelung der Inte
grationsversuche vorgesehen. 

Integrationsbemühungen behinderter und 
nichtbehinderter sowie sozial auffälliger Kinder 
in das Regelschulwesen sind zu begrüßen .  Ideal 
wäre natürlich, keine Quote als Begrenzung vor
zusehen, sondern Integrationsklassen nach Bedarf 
zuzulassen. Festgestellt muß auch werden, daß 
die Anzahl von integrativen Klassen in den Bun
desländern sehr unterschiedlich ist und daß durch 
die Neufassung klargestel lt  wird, daß behinderte 
Schüler, die ihren Schulbesuch in integrativen 
Schulversuchen begonnen haben, während des 
gesamten Schulbesuches in integrativen Schulver
suchen betreut werden können. 

Durch die Verdoppelung der Anzahl der Klas
sen ,  in denen behinderte und nichtbehinderte 
Kinder integriert, das heißt, gemeinsam unter
richtet werden können, öffnen wir die Tore wei
ter, um mehr behinderten Kindern und Jugendli
chen eine integrierte Erziehung und die Kommu
nikation mit nichtbehinderten Kindern zu ermög
lichen .  Beide Teile profitieren davon, und zwar 
nicht nur im sozialen, sondern auch im leistungs
mäßigen Bereich. 

Eine Schule, die mithi lft ,  die Demokratie auf
rechtzuerhalten,  muß damit aufhören, Gruppen 
von behinderten Kindern auszuschließen. Inte
gration bedeutet nicht Gleichmacherei, sondern 
das Zulassen des individuellen und subjektiven 
Soseins, also mehr menschl iche Vielfalt! 

Sehr geehrte Damen und Herren !  Verehrter 
Herr Minister !  Helfen wir alle mit, Mauern abzu
tragen,  die beeinträchtigten Kindern den Weg ins 
Leben versperren. Wer von der Europäischen 
Gemeinschaft spricht, der muß im Bereich der 
Schulen auch von der Integration von Kindern 
mit n ichtdeutscher Muttersprache sprechen. Bun
desminister Dr. Rudolf Scholten hat den entspre
chenden Worten Taten folgen lassen, und zwar 
durch intensive Förderkurse, durch verbesserte 
Unterrichtsmaterialien, durch ein quantitativ aus
gebautes Begleitlehrersystem. 199 1  werden für 

Begleitlehrer und Begleitlehrerinnen für Kinder 
mit nichtdeutscher Muttersprache über 
900 Dienstposten an den Schulen zur Verfügung 
stehen, womit dem sprunghaft gestiegenen Bedarf 
in diesem Bereich eingermaßen zufriedenstellend 
Rechnung getragen wird . Ich möchte m ich dafür 
bedanken. 

Zweitens: flexiblere Formen der Leistungsdif
ferenzierung. Die Novelle sieht die Durchfüh
rung von Schulversuchen zur Erprobung flexible
rer Formen der Differenzierung neben den Lei
stungsgruppensystemen Deutsch, Mathematik ,  
Englisch in den Hauptschulen vor. Derartige 
Schulversuche können maximal 10 Prozent der 
Klassen des Bundeslandes umfassen, und es dür
fen dadurch keine finanziellen Mehrbelastungen 
entstehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Ge
nau vor einem Jahr habe ich bei meiner ersten 
Rede hier im Bundesrat erklärt, daß die schuli
sche Auslese in Österreich zu früh erfolgt. Spit
zenfachleute des In- und Auslandes haben An
fang März in Wien dieses heiße Eisen diskutiert. 
Dazu der Initiator der Tagung, U niversitätspro
fessor Dr. Richard Olechowski, Leiter des Ludwig 
Boltzmann-Institutes für Schulentwicklung in 
Wien: 

" Forschungen zeigen ganz k lar, daß bei der 
schulischen Auslese die tatsächliche Begabung 
der Kinder eine untergeordnete Rolle spielt, son
dern daß geschlechtsspezifische, soziale, regiona
le und nationale Faktoren bestimmen,  ob ein 
Schüler ins Gymnasium oder in die Hauptschule 
geht." - Ein Schulsystem mit einer so frühen 
Auslese wie in Österreich laufe dem Prinzip der 
Chancengleichheit kraß entgegen ,  meint Profes
sor Olechowski.  

Der Kernpunkt des Dilemmas der Hauptschule 
sind die Unterschiede zwischen den Hauptschu
len in Ballungszentren und in ländlichen Gebie
ten , wo sie nur mehr den gleichen Namen tragen, 
sonst aber kaum noch Gemeinsamkeiten aufwei
sen. Vor diesem Hintergrund wird nun versucht, 
der Hauptschule mit einer Reform der Reform 
wieder mehr Attraktivität zu verleihen. Dabei ist 
deutlich zu erkennen, daß es nicht um eine 
grundlegende Reform des Mittelstufenbereiches 
der österreichischen Schule, sondern nur um ein 
Herumbasteln an der Hauptschule geht, um da
mit eine Diskussion über die gel iebte Langform 
der AHS gar nicht erst aufkommen zu lassen .  

In den Bildungsrichtlinien der EG finden sich 
aber Sätze , wie: Verschiebung der Auslese von 
Schülern für unterschied liche weiterführende 
Schulen auf einen späteren Zeitpunkt. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Mit den Schulsyste
men Europas verbinden Konservative bei uns al
lerdings meist nur die wenig beispielhafte Situa-
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tion des Mittelstufenbereiches in der Bundesre
publ ik Deutschland mit ihren nebeneinander be
stehenden Schultypen. Vielleicht könnte e inmal 
der ungetrübte Blick auf die Schulsysteme in Ita
lien, Belgien, Dänemark , Griechen land, Spanien, 
den Niederlanden und teilweise in Frankreich 
und Großbritannien dazu führen, daß die Diskus
sion bei uns auf eine breitere Basis gestellt wird. 

Es sei klar und eindeutig betont: Mit einer blo
ßen Korrektur der Hauptschule allein ist d ie  Kri
se der Mittelstufe unlösbar. Die heute zu be
schließende flexiblere Leistungsdifferenzierung 
ermöglicht diesem Schultyp jedoch eine andere 
Entwicklung in Ballungszentren als im ländl ichen 
Raum und ist aus diesem Grunde zu begrüßen. 

Sehr geehrte Damen und Herren !  In der gegen
wärtigen Diskussion zum Thema "Demokratisie
rung der Schule" werden die Begriffe "Schulauto
nomie" ,  "Flexibilität" , "Verwaltungsvereinfa
chung" oft gleichbedeutend verwendet, aber sehr 
unterschiedlich interpretiert. Die leicht durch
schaubare Strategie gewisser Schulpolitiker der 
bloßen Verlagerung einer zentralen Instanz -
Bund - zu einer, wenn auch abgestuften, zentra
len Instanz - Länder - unter Beibehaltung des 
zentralistischen Modells scheint eher eine Pro
blemveränderung und -verlagerung denn eine 
P roblemlösung zu sein. Es ist vielmehr notwen
dig, mehr Entscheidungskompetenz und autono
me Gestaltungsmöglichkeit auf die schul ische 
Ebene zu verlagern. Die Schulen selbst müssen 
ihre Möglichkeiten zur flexiblen Gestaltung von 
Erziehung und Unterricht erhalten, die den je
wei ls spezifischen Bedingungen des Standortes 
entsprechen. 

E ine solche Demokratisierung bedingt Verwal
tungsvereinfachung und Entbürokratisierung, 
aber auch Entwicklung neuer Entscheidungs
strukturen. Die Mitbestimmung und Mitverant
wortung der betroffenen Lehrer, Eltern  und 
Schü le r  darf sich dabei n icht nur auf Randberei
che beschränken. Demokratisierung der Schule 
bedeutet für uns einerseits, daß allen Heranwach
senden überal l  in Österreich ein gleiches Angebot 
an Bildungseinrichtungen, Lernmöglich ke iten 
und Maßnahmen in fami lienpolitischer Hinsicht 
zur Verfügung steht. Andererseits bedeutet De
mokratisierung eine weitreichende Verwaltungs
und Organisationsreform des Schulwesens, d ie 
mehr Entscheidungskompetenz auf die schu lische 
Ebene unter Wahrung eines bundeseinheitlichen 
Rahmens verlagert. 

Unterrichtsminister Dr. Rudolf Scholten hat 
schon Taten gesetzt. Ein erster Schritt in Rich
tung Autonomie wird ab dem nächsten Schu ljahr 
im finanziellen Bereich realisiert werden . Dem
nach sollen die Bundesschulen nach Vorlage eines 
mehrjährigen Budgetplanes über Anschaffungen 
bis zu 50 000 S selbständig entscheiden können. 

Langfristig möchte Dr. Scholten auch eine päd
agogische Autonomie verwirklichen. Es sol l  den 
Schulen die Möglichkeit geboten werden, sich 
selbst in Zusammenarbeit mit Schülern und El
tern ein Profil im Sinne einer humanen und lei
stungsorientierten Schule zu geben. Etwa 15 Pro
zent der zur Verfügung stehenden Unterrichtszeit 
können etwa zum Ausgleich von festgestel lten 
Defiziten oder zur Bildung von thematischen 
Sc hwerpunkten herangezogen werden .  Diese Re
ge lung sollte für alle Schultypen gelten. 

Sehr geehrte Damen und Herren!  Auch die 
Bundesgesetze, mit denen das U nterrichtsprakti
kumsgesetz und das Landeslehrer-Dienstrechts
gesetz geändert werden, sowie das Abkommen 
zwischen der Republik Österreich und den Verei
nigten Staaten von Amerika b ringen Verbesse
rungen für Unterrichtspraktikanten und Haupt
schullehrer beziehungsweise sichern österreich i
schen Schülern den Zutritt zur  Amerikanischen 
Internationalen Schule in Wien .  Die sozialdemo
kratische F raktion wird daher der 1 3 . Sc hulorga
nisationsgesetz-Novelle, dem Unterrichtsprakti
kumsgesetz, dem Landeslehrer-Dienstrechtsge
setz und dem Abkommen betreffend die Ameri
kanisehe Internationale Schule gerne ihre 
Zustimmung geben u nd keint?n Ein�pruch erhe
ben. - Danke. (Beifall bei SPO und O VP. ) 9.58 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Frau 
Bundesrätin Therese Lukasser .  Ich erteile es ihr. 

9.58 

Bundesrätin Therese Lukasser (ÖVP, Tirol): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini
ster! Hoher Bundesrat! Die wesentlichsten Ände
rungen der vorliegenden Novel le hat bereits mei
ne Vorredner genannt. Sie l iegen darin, daß für 
weitere Schulversuche im Pflichtschulbereich die 
gesetzlichen Grundlagen geschaffen werden. Je
nen Schulversuchen, welche d ie innere Ordnung 
der Hauptschulen betreffen,  ist ein enges Korsett 
angepaßt worden, heißt es doch im § 1 3 1  b Abs. 2 :  
" . . .  darf kein zusätzl icher finanzieller Aufwand 
gegenüber der Regelschule entstehen" . 

Weiters wird eine Bestimmung des § 1 3 1a er
weitert. Derzeit können Schulversuche zum ge
meinsamen Unterricht behinderter und nichtbe
hinderter Kinder durchgeführt werden ,  allerdings 
in nicht mehr Klassen,  als 1 0  Prozent der Sonder
schulen des jewe il igen Bundeslandes darstellen . 
Die b isherige Entwicklung hat gezeigt, daß diese 
Integrationsversuche einem starken Bedürfnis der 
Bevölkerung entsprechen. Auch das Arbeitsüber
einkommen der Regierungsparteien sieht unter 
anderem vor ,  daß zur - ich zitiere - "Integra
tion behinderter und sozial auffäl l iger Kinder in 
das Regelschulwesen verstärkte Anstrengungen 
zu unternehmen sind." 
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Nunmehr ist durch die gegenständliche Vorlage 
eine Ausweitung der Schulversuche auf 20 Pro
zent der Sonderschulklassen geplant. Be i vo ller 
Ausschöpfung entspricht dies einem Gesamtvolu
men von 500 Klassen, das wären etwa 70 Prozent 
integrative Klassen, 1 5  Prozent Kleinklassen und 
15 Prozent kooperative Klassen .  

In Klammer und nebenbei gesagt: E inen intel
lektuell annähernd normalen körperbehinderten 
oder ein sinnesbeh indertes Kind in die Regelschu
le zu integrieren, ist heute keine soziale Leistung 
mehr; dies geschieht seit Jahrzehnten. 

Sehr geehrter Herr Bundesm inister! Hohes 
Haus ! Ich möchte nun den eher undankbaren 
Versuch unternehmen, die Thematik und Proble
matik der schul ischen Integration geistig behin
derter Kinder näher zu durchleuchten. Dabei 
stößt man auf verschiedene Standpunkte. 

Zunächst fordern E lterninitiativen einen 
Rechtsanspruch auf die Integration behinderter 
Kinder. Aufgrund der positiven Erfahrungen mit 
realen Möglichke iten der Eingliederung geistig 
Beh inderter in Regelk indergärten und Regelschu
len ist  eine neue Situation geschaffen worden. Sie 
verspricht einen großen Fortschritt bei  den Mög
l ichkeiten der Erziehung und der sozialen Ein
gl iederung, auch der Integration der Eltern. 

Dazu kommt aber eine unerhörte Verunsiche
rung unter den Lehrern der Sonderschule. Sie 
fragen sich, was sie bisher falsch gemacht haben. 
Erziehung und Unterricht von Kindern und Ju
gendlichen mit geistigen Behinderungen standen 
von Anfang an unter dem Leitprinzip der sozia
len E ingliederung dieser bisher völlig abseits ge
stellten Menschen. Sie wurden über eigene Insti
tutionen in das Erziehungs- und Bildungssystem,  
in das Arbeitssystem und in  das offene gesell
schaftliche Leben eingegliedert. Und nun taucht 
die Frage auf und scheint berechtigt: War alles 
Bisherige falsch ,  verkehrt, inhuman und pädago
gisch unsinnig? 

Die Standesvertretung der Bundessektion 
Pfl ichtschul lehrer im ÖGB steht hinter dem Ge
danken der Integration. Derzeit fehlt jedoch eine 
Reihe gesetzlicher Voraussetzungen sowie behin
dertengerechte Einrichtungen von Schulstandor
ten und therapeutischen Maßnahmen. Außerdem 
nennt sie die Freiwil l igkeit der Lehrer eine unab
dingbare Forderung. 

Alle Gruppen sind sich einig, jeder will das Be
ste, man hat relativ einheitliche päadagogische 
Zielvorstel lungen, a llerdings nimmt die Frage des 
Weges manchmal Formen e ines Religionskrieges 
an. Die Dynamik der Befürwortung einer schul i
schen Integration i n  die Regelschule - im we
sentlichen ist die Pflichtschule gemeint - stützt 
sich auf überraschend positive Berichte und Er-

fahrungen in i mmer mehr  Schulversuchen und 
Projekten im E lementarbe reich. Wenn auch d ie 
Zahl  der  dabei einbezogenen geistig behinderten 
Kinder relativ gering ist und die vor l iegenden In
formationen eher den Charakter von Zwischen
berichten haben, so kann kein Zweifel darüber 
bestehen, daß man es mit einem bedeutsamen 
pädagogischen Fortschritt zu tun hat.  

Stichwortartig die genannten positiven Erfah
rungen:  Geistig behinderte Kinder entwickeln 
sich in der Regelschule m indestens ebenso gut, 
möglicherweise individuell  besser als in Klassen 
fü r ausschließlich geistig Behinderte. Ihre Lern
fortschritte beziehen sich sowohl auf die soziale 
Erziehung als auch auf die kognitive Entwick
lung. Auch die nicht behinderten Kinder zeigen 
Lerngewinne, insbesondere im sozialkommunika
tiven Bereich. 

Und wahrscheinlich das wichtigste: Die E ltern 
behinderter Kinder empfinden die Einbeziehung 
in die E lternschaft der Regelschule als eine sehr 
beachtliche Aufwertung. S ie verzeichnen eine 
Normalisierung i hrer eigenen Integration. - So
weit d ie Argumente der ersten Gruppe. 

Dem gegenüber steht die Meinung, daß es sich 
bei d iesen zweifelsohne positiven Erfahrungen 
um e ine bedingte Integration handle. Vorausset
zungen und Bedingungen dafür seien notwendig: 
einmal d ie Zustimmung der Eltern,  sowoh l  der 
Behinderten wie der nicht behinderten Kinder, 
ferner ein entsprechendes besonderes d idakti
sches Konzept, das heißt, Lehrer, die sich freiwil
l ig d iesen höheren Anforderungen stellen und 
entsprechend höhere Kompetenzen aufweisen, 
weiters passende Le hrer, und zwar sowohl 
Grundschullehrer als auch Sonderschullehrer, ein 
enges Zusammenwirken von Eltern und Leh rern 
und eine Auswah l  der geistig behinderten Kinder 
im Sinne einer individuellen Anpassung von 
Lernbedürfnissen und Lehrerressourcen. Die Be
dingtheit geht aus der Tatsache der begrenzten 
Intergrationsplätze hervor und zieht eine selekti
ve Integration nach sich. 

Ein Beispiel aus meinem Erlebnisbereich. Für 
einen derartigen Schulversuch werden behinderte 
Kinder aus dre i  verschiedenen Schulsprengeln 
ausgesucht, Kriterien sind jene Behinderungen, 
für die die Lehrer eine Qualifikation haben.  Und 
dann fragt man sich: Was ist mit den anderen? 

Meine Damen und Herren!  Hohes Haus ! Wenn 
nur bestimmte und "passende" geistig behinderte 
Schüler schulisch integriert werden , füh rt d ies 
zwangsläufig zu einer Aufspaltung der Schüler, 
der Lehrer, der Eltern in ein Zweiklassensystem, 
deren Folgen n icht absehbar sind. Über die Länge 
oder Kürze dieser Übergangszeit sollte man sich 
keinen I l lusionen hingeben. In den öffentlichen 
Diskussionen werden solche ze itlichen Unbe-
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stimmtheiten vermieden . Die in ihrem Interesse 
stark aktivierten Eltern haben nur  begrenzte Zeit 
für ihr eigenes Kind . Es wird daher völ l ig konse
quent gegen die Aussonderung votiert, das heißt, 
für die umgehende Abschaffung der Sonderschu
len. 

Auf jeden Fall  wird von den erfolgreich verlau
fenen Schulversuchen her die Auffassung vertre
ten, daß bei Bereitstel lung der jeweils erforderli
chen pädagogischen Ressourcen �i� schu�isch ge
meinsames Lernen für a 1 1  e geistig behmderten 
Kinder möglich sei. Die Glaubwürdigkeit dieser 
Behauptung wird dadurch hinfäl lig, daß auch nur 
bedingte schulische Integration von einer Fr:iwi.lligkeit der beteil igten E ltern und Lehrer abhanglg 
gemacht wird. Und dieser Freiwi l l igkeit steht eine 
N ichtfreiwill igkeit anderer Eltern  und Lehrer ge
genüber. Und sie in Abrede zu stel len, hieße, an 
der Realität vorbeizugehen . 

Sehr geehrte Damen und Herren!  Integrative 
Schulversuche sollten als punktuelle pädagogi
sche Möglichkeiten verstanden werden, die zu 
neuen pädagogischen Grundei nsichten führen 
können. Sie sol len aber nicht dazu benutzt wer
den, generel l e ine grundlegende Neuor�?ung. d�s 
Schulsystems zu fordern. Die Schule fur gelst!g 
Behinderte muß, jedenfalls auf absehbare Zelt, 
a ls pädagogisch voll legitimierte Schule gelten. Si.e 
ist in der Phase der Neuorientierung als pädagogi
sches Sicherheitsnetz notwendig. Möglichkeiten 
e iner Kooperation mit den allgemeinbildenden 
Schulen lassen sich finden. Es gibt d iese Aktivitä
ten längst und ohne Legitimation  eines Schulver
suches. 

Als Beispiel möchte ich einige Aktivitäten der 
Allgemeinen Sonderschule meines Heimatortes 
nennen. Der Direktor hat sie mir  auf zwei Seiten 
zusammengeschrieben; ich möchte punktuell n�r 
einiges nennen. Jahresdurchgängig wird zu� Bei
spiel der Unterricht in Bildnerischer Erziehung 
gemeinsam mit der Volksschule abgehalten. Der 
Unterricht in Turnen und Sc hwimmen erfolgt ge
meinsam mit der Volksschule, ebenso gibt es ge
meinsame Wandertage, eine gemeinsame Fah rt in 
die Landeshauptstadt, außerdem werden die 
Tanz- und Spielstunden und natürlich d ie Pausen 
Tag für Tag gemeinsam verbracht.  Auch eine spe
zielle Geschichtsstunde mit der dritten Klasse 
Hauptschule nennt der Herr Direktor. Und er 
sagt abschließend: Wir glauben, daß d iese Form 
der kooperativen Zusammenarbeit der be�sere 
Weg zur Integration ist. Die Sch üler haben emer
seits das Schonkl ima zum Erlernen der Kultur
techniken, andererseits können sie in vielen Be
reichen miteinander arbeiten,  der Leistungsunter
schied wird kaum sichtbar. Was erwähnt werden 
muß, sagt er, ist der Umstand, daß d ie Lehrer 
al ler Schultypen, Volksschule, Hauptschule, All
gemeine Sonderschule, diese Mehrarbeit freiwil-

lig, ohne jegliche Abgeltung auf sich genommen 
haben .  

Und e inen Wunsch äußert er  auch: Da das ko
operative Modell als Schulversuch an der Klausel 
scheitert, daß keine Klassenvermehrung entste
hen darf, versuchen wir den Weg der freiwi l l igen 
Zusammenarbeit .  ( Vizepräsident S t r u t z  e n -
b e r g e r übernimmt den Vorsitz. )  

Abschließend möchte ich feststellen, daß d iese 
Diskussion und Bewegung auch ihr Gutes hat. 
Die vie lfach verkrusteten Strukturen eines über
entwickelten Sonderschulsystems erfordern zwei
fellos neue Strategien.  Die mangelnde Durchläs
sigkeit nach oben ist ebenso zu hinterfragen wie 
das Ausscheiden Schwacher. Es gilt vor allem, die 
geistige Integration, das heißt, das Verständnis für 
den geistig Behinderten und sein Verhalten zu 
fördern .  

In der  Hoffnung, mit  d ieser Novel le einen wei
teren Schritt zu setzen,  stimmen wir ihr gerne zu. 
- Ich danke Ihnen. (BeifaLL bei Ö VP und SPÖ. )  
UJ. lO  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem erteile ich Herrn Bundesrat Putz das 
Wort . 

JO.1O . "  . .  Bundesrat Erich Putz (OVP, Wien): Herr Pra-
sident! Herr Bundesminister !  Hoher Bundesrat ! 
Bevor ich mit meinen Ausführungen beginne. 
darf ich anmerken, daß an meiner Stelle jetzt der 
freiheitliche Bundesrat Mag. Lakner : , 1<; Redner 
am Wort wäre. Es tut mir nicht leid. . )  er nicht 
da ist , ich möchte aber schon anmerketl ,  daß ich 
es als besonderen Affront empfinde, daß er nicht 
hier ist, denn - für die, die es vielleicht nicht 
wissen - gestern wurde Bundesrat Mag. Lakner 
zum stel lvertretenden Vorsitzenden des Unter
richtsausschusses gewählt. (Bundesrat W e  d e -
n i g: Einstimmig!) Ja, einstimmig. Daher empfin
de ich es als besondere Brüskierung, daß das Ka
pitel Unterricht auch den Herrn Bundesrat La
kner augenscheinlich nicht interessiert. Ich werde 
ihm das zu gegebener Zeit noch sagen. (Beifall 
bei Ö VP und SPÖ. - Bundesrat B i  e r  i n g e r: Er 
zieht die Befehlsausgabe von Herrn Haider vor.') 

"Die Schulpol itik der neunziger Jahre wird d�r
auf Rücksicht zu nehmen haben , daß heutige 
Schulanfänger für eine Zeit vorzubereiten sind, in 
der unser Kontinent bereits andere Strukturen 
entwickelt haben wird, die eine weitere Anhebung 
der Qualität des Bildungswesens notwendig ma
chen." - Mit diesem bemerkenswerten Satz leite
te Bundeskanzler Vranitzky die Ausführungen 
zum Thema "Schule und U nterricht" im Rahmen 
der Regierungserklärung ein. 

Das Vorhaben von der Anhebung der Qualität 
des Bildungswesens klingt gut und weckt Hoff-
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nung. Denn in d�.n letzten 20 Jahren hat sich Bil
dungspolitik in  Oste rreich meist nur am Rande 
und als parlamentarisches Nebenprodukt ere ig
net. Der Ante i l  der Unterrichtsausgaben an den 
Gesamtausgaben des Bundes hat sich dement
sp rechend seit 1969 - damals waren es 9, 1 P ro
zent - kontinu ierlich nach unten bewegt. 1988 
waren es 7,5 Prozent, und Österreich liegt damit 
im internationalen Vergleich im untersten Fünf
tel .  Als Beispie le seien h ier nur d ie Schweiz mit 
1 6,6 Prozent, F innland mit 1 3 ,6 Prozent oder 
Schweden mit 1 1 .7 Prozent Anteil angeführt. 

Auch dem nachfolgenden Satz aus der Regie
rungserklärung, der gewisse Euphorien bremst, 
kann mit Überzeugung beigepfl ichtet werden -
ich zitiere - :  

"Zugleich müssen wir uns dessen bewußt sein ,  
daß die  bloß spekulative Veränderung mit Risi
ken behaftet wäre, die auf dem Rücken unserer 
Kinder ausgetragen würden. Schulversuche haben 
nun immer ein gewisses spekulatives Element. das 
besonders deutlich sichtbar wird, wenn struktu
relle Veränderungen erfolgen. Die Regierung for
dert einen bedächtigen Umgang mit dem" - wie 
es der Bundeskanzler ausdrücklich formuliert -
"wertvollsten Gut einer Gesellschaft, nämlich un
seren Kindern." 

Hoher Bundesrat ! Jede Regierungserklärung ist 
vorausbl ickend konzipiert, und wenn tatsächlich 
in der neuen Periode die Verantwortung dem 
Kind gegenüber hervorgehoben wird, so gehen 
unsere Kinder guten Zeiten entgegen .  Der 
Rückblick zeigt, daß die bisherigen Schulversuche 
nicht immer auf einem solch edlen Motiv basier
ten. 

D ie großen b ildungspolitischen Reformen der 
letzten Jahrzehnte waren vom Ziel der Chancen
gleichheit dominiert. Gegenwärtig bestimmt d ie 
"Wettbewerbsfähigkeit" nicht nur die Wirt
schaftspolitik, sondern auch die Gesel lschafts
und Bildungspolitik. Damit müssen aber auch die 
Konturen und Kompetenzen der Qual ifikations
vermittlung neu betrachtet werden. Das letzte 
Dezennium des 20. Jahrhunderts verlangt im 
Hinblick auf die kommenden Aufgaben, die die 
Menschheit auf den Gebieten der Wissenschaft, 
der Wirtschaft und der Politik zu bewältigen hat, 
große Anstrengungen. 

Daher kann sich natürlich auch d ie Schule die
sem Prozeß nicht entziehen und wird sich in vie
len Dingen ändern und den neuen Gegebenheiten 
anpassen müssen .  Denn auch in Zukunft wird die 
österreichische Wirtschaft in besonderem Maße 
auf einen hohen Ausbildungsstand der Beschäf
tigten angewiesen sein ,  und zwar nicht nur auf 
den der Hochschulabsolventen, sondern ebenso 
auf den der qualifizierten Facharbeiter .  Die Wirt
schaft erwartet daher durchaus mit Recht folgen-

de Schlüsselqualifikationen:  Kreativität, Dienstfä
higkeit , Al lgemeinbildung und als Orientierungs
hilfe Wertebewußtsein.  

So erfreulich es ist, daß nach jahrelanger Ab
senz Fragen der B i ldung und der Schule wieder 
zum Mittelpunkt öffentlichen Interesses gewor
den sind, so betrüblich ist der Anlaß. Anhand der 
bereits al lseits bekannten oberösterreichischen 
Studie über die Beherrschung der Kulturtechni
ken - Lesen, Schreiben, Rechnen - bei Berufs
sch ulanfängern von Dr .  Walter Rieder stellte sich 
heraus, daß 10  Prozent der Berufsschulanfänger 
den Inhalt eines Textes nicht verstehen können, 
daß etwa 27  Prozent der untersuchten Schüler 
wegen Rechtschreibschwierigkeiten Schreibanläs
sen konsequent aus dem Weg gehen und daß etwa 
7 Prozent der Berufsschulanfänger einfachste Re
chenoperationen nicht beherrschen. 

Die Schuldigen am Ergebnis der Studie waren 
sc hnell gefunden. Zahlreiche Presseartikel orte
ten den Ort des Versagens in der Sch ule und da
mit beim Lehrer. Schlagzei len wie "Schulen müs
sen die Lernschwächen sofort abbauen" oder 
"Viele Berufsschüler können keinen Satz fehler
frei schreiben" alarmierten die Öffentlichkeit 
österreichweit. 

Nahtlos wurde damit ein bewährtes Ritual fort
gesetzt: Schon bisher wurden anstehende Proble
me der Gesellschaft ganz einfach der Schule zur 
Lösung zugewiesen .  D ie Grunderkenntnisse , daß 
vereinzelt Schüler mit Defiziten in den Kultur
techniken die Pflichtschule verlassen, ist ja histo
risch nicht neu. Und Aussagen über die der Stu
die zugrunde liegende ausgewählte Population 
fehlen leider. Auch wird nicht ersichtl ich, mit 
welchen Beurteilungen die e inbezogenen Schüler 
die Pflichtschule abgeschlossen haben . 

Was aber diese Studie tatsächlich aufzeigte, ist 
eine Bildungskrise, die ganz wesentlich eine Krise 
der gesamten Gesellschaft ist. Neben der Schule 
als definierte Institution für Fragen der Bildung 
und Erziehung, die in  zunehmendem Maße zum 
.,Abfallkübel" für Probleme der Gesellschaft 
wurde. gibt es eine Frage von weiteren wesentli
chen und bestimmenden Faktoren wie Famil ie,  
Freizeitbereich, Medieneinflüsse et cetera, die 
ebenfalls einem gesellschaft lichen Wandel unter
zogen sind. 

Sie alle zusammen haben einen ganz wesentl i 
chen E influß auf e ine  Entwicklung, d ie man als 
.,sekundären Analphabetismus" bezeichnet. Mei
ne Damen und Herren! Es bedarf einer grund
sätzlichen Änderung der Einstellung gegenüber 
der Schule durch d ie Öffentlichkeit. Schule wur
de und wird durch d ie k lassische österreichische 
Bürokratie weitgehend zu einem pädagogisch un
beweglichen Gebilde gemacht. V iele schulgesetz
l ichen Reglementierungen führen bei Lehrern zu 
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Verunsicherung, Anpassung, zu innerer Emigra
tion. Es hat sich eine Herrschaft von Betreuern 
etabliert. Diszipl inlosigkeit in der Schule mußte 
als Ausdruck spontaner Selbstverwirklichung ak
zeptiert werden .  Die Schule war auch immer we
niger imstande, Berufswahlkompetenz beim 
Schüler aufzubauen. 

Hoher Bundesrat ! Ich trete sehr deutlich für 
eine "Entschulung" und für eine ganzheitliche 
Pol itik im Zusammenhang mit E rziehung und 
Persönlichkeitsentwicklung der Schüler  ein. So 
muß unter anderem die Famil ie wieder eine deut
liche Verantwortung bei der Kindererziehung zu
gewiesen erhalten. Denn kein Mensch stellte 
mehr die Frage, welche Aufgaben in der Gesell
schaft die Familie noch zu erfül len hat. Schule 
mu ßte in der Folge nicht nur Familiendefizite 
kompensieren, sondern wurde infolge mangeln
der famil iärer Erziehungskompetenz auch für die 
Lösung von P roblemfällen verantwortlich ge
macht. 

Wir brauchen daher wieder eine Politik, in der 
die Familie etwas gilt und auch verantwortlich ist, 
denn ein Gro ßteil der Defizite beziehungsweise 
Schulschwierigkeiten und Verhaltensauffälligkei
ten s ind Folgen nicht mehr funktionierender Fa
mil iensituationen. 

Bi ldungspol itik kann und darf in diesem Fall 
weder abgekoppelt von Familienpolitik werden, 
noch im Hinbl ick auf d ie auftretenden Schwierig
keiten als bloßer Erfül lungsgehilfe agieren und 
reagieren . Angebote für notwendige Hilfestel lun
gen d ürfen nicht zum gesetzlichen Regelanspruch 
werden. 

Die Schule und dam it die Lehrer werden sich 
im Hinbl ick auf Zuteilungsstrategien der Gesell
schaft zur Lösung auftretender P robleme zuneh
mend verweigern müssen .  Die Politik hat die Bil
dungsziele zu formulieren. Die Gestaltung eier  
Schule und des Unterrichtes ist zutiefst eine Fra
ge der Autonomie einerseits und der pädagogi
schen Profession andererseits. Im Zusammen
hang mit der von allen Seiten geführten Diskus
sion zur Schulautonomie muß es daher um die 
Aufwertung des Lehrberufes, um mehr Rechte 
und um mehr Freiheiten gehen.  

Grundelemente jeder freien Gesellschaft, Ho
her Bundesrat, müssen Schulangebote zur freien 
Wahl sein. E ine plural istische Gesellschaft 
braucht ein p lural istisches Schulsystem. 

Die Bandbreite der Fördernotwendigkeiten ist 
im Sinne einer Fördergerechtigkeit so groß, daß 
sie von einer Einheitssch ule sicher  nicht geleistet 
werden kann. Wir sollten uns daher um eine Art 
"pädagogischen Markt" bemühen. Es können 
und sollen Schulformen der verschiedensten Art 
und Weise nebeneinander und durchaus in Kon-

k urrenz zueinander den Eltern und Schülern eine 
große Angebotspalette bieten . 

Die Studie selbst ist für mich persönlich ein 
deutlicher H inweis dafür, daß man Schu le einfach 
nicht als "Einheitsmenü" servieren darf, sondern 
erst eine B ildung "a la care" eine echte Chancen
gerechtigkeit ermöglicht. 

Ganz wesentlich wird es auch sein, alle moder
nen Unterrichtsformen, wie zum Beispiel freie 
Lernphasen,  offenes Lernen et cetera, die eine 
hohe didaktische und methodische Kompetenz 
des Lehrers erfordern, auf ihren wissenschaftli
chen Erfolg hin genau und seriös zu überprüfen. 

Um aber Schulentwicklung zielorientiert und 
kontrol liert ablaufen zu lassen ,  bedarf es eben 
schulpolitischer Rahmenbedingungen. Ein Ele
ment dieser Rahmenbedingungen sind Regelun
gen im Bereich der Schulversuche, wie sie auch 
heute in der 13. SchOG-Novelle zur Diskussion 
stehen .  

Damit werden ersten kleinen,  vor a l lem aber 
rasch umsetzbaren und durchaus wichtigen An
l iegen des Arbeitsübereinkommens entsprochen.  

Punkt eins ist die vieldiskutierte schulische In
tegration von behinderten Kindern, die gemäß 
Schulpflichtgesetz die Sonderschule zu besuchen 
haben . 

Mit dieser Novel Iierung wird dem von Eltern 
behinderter Kinder massiv vorgetragenen 
Wunsch nach mehr  Integrationsk lassen in der 
Weise Rechnung getragen, daß der Rahmen, in
nerhalb dessen solche Schulversuche durchge
führt werden können, auf 20 Prozent der Sonder
schulk lassen - also eine Verdoppelung - erwei
tert wird. Der Schritt ist begrüßenswert und ein 
positives S ignal in Richtung jener Eltern, die in 
der Integration die Lösung ihres Problems, das sie 
verständlicherweise psychisch sehr belastet, se
hen. 

Vor allem wird aber durch die Neufassung auch 
klargestellt, daß behinderte Kinder, die ihren 
Schulbesuch in integrativen Schul versuchen be
gonnen haben ,  während des gesamten Schulbe
suchs in integrativen Schulversuchen betreut wer
den können. 

Die Meinung der Experten zu dieser F rage der 
I ntegration ist sehr getei lt, nicht zuletzt auch des
halb, weil es für die unterschiedlichsten Arten der 
Behinderung nicht das optimale Erfolgsrezept ge
ben kann. 

Wir bekennen uns aber sehr k lar und deutlich 
zu einer  humanen und sinnvollen Integration von 
Behinderten ,  aber ohne Wecken falscher Hoff
nungen. 
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Für alle Behinderungsarten gibt es S pezialschu
len mit speziell ausgebi ldeten Lehrern. Die Quali
tät dieser Schulen - das möchte ich hier sehr 
deutlich betonen - kann und darf nicht in Zwei
fel gezogen werden, und sie finden auch ein hohes 
Maß an Anerkennung. 

Nur wird diesen Schulen ein gewisser Ausson
derungseffekt zugeschrieben:  Manche Eltern 
fürchten, daß durch diese Sonderinstitutionen 
Außenseiterpositionen hervorgerufen und beruf
liche Startchancen der Kinder reduziert werden, 
und sie fordern eine Integration ihrer Kinder in 
d ie Regelschule. 

Da die Integration behinderter K inder in die 
Regelklassen nur im Einvernehmen zwischen den 
betroffenen Lehrern und E ltern stattfinden kann, 
ist aber in jedem Fal l sicherzustel len, daß unser 
Sonderschulsystem nicht zerschlagen wird . Das 
Prinzip der Wahlfreiheit muß unbedingt auf
rechterhalten bleiben. 

Gestatten Sie mir aber zum Thema I ntegration 
einen Bereich anzusprechen, der in der derzeiti
gen Diskussion kaum angesprochen wird: Ich 
meine die "stille Integration" . - Jeder Lehrer ist 
irgendwann einmal davon betroffen in seinem 
Lehrerdasein. 

Es gibt in jedem Schultyp - sei es in der 
Grundschule, in der Hauptschule oder in der 
AHS - chronisch kranke Kinder; Kinder, denen 
man ihre Krankheit oft nicht ansieht ,  die aber 
dennoch aufgrund ihrer Erkrankung "anders" 
sind, die einerseits gewisse Verhaltensauffälligkei
ten aufweisen,  andererseits durch ihre Krankheit 
in ihren Schulle istungen mehr oder weniger be
einträchtigt beziehungsweise behindert sind. 

Im Laufe meiner langjährigen Lehrertätigkeit 
habe ich n icht nur viel mit den Problemen chro
nisch kranker Kinder und deren Eltern zu tun 
gehabt, sondern auch immer wieder erfahren, daß 
Lehrer in den Regelschulen viel zuwenig Infor
mationen beziehungsweise Unterstützung be
kommen. 

Es wäre daher eine wichtige Aufgabe der Leh
rerausbildung, den Kollegen etwas von der Unbe
haglichkeit und der Unsicherheit zu nehmen, die 
sie zu Recht, weil eben Information und Hilfestel
lung fehlen, chronisch kranken Kindern gegen
über haben. 

Es erfordert sicherlich ein gewisses Maß an 
Wissen über die Krankheit, um so mit dem nöti
gen Takt beziehungsweise Fingerspitzengefüh l  
agieren zu können . 

Unter einer chronischen Erkrankung versteht 
man meist eine ererbte, oft aber auch e ine erwor
bene Krankheit, deren Symptome immer wieder 
auftreten, die meist nicht heilbar ist , d ie nicht un-

bedingt die Lebenserwartung verkürzen muß, auf 
jeden Fall aber d ie Lebensqualität verändert u nd 
beeinflußt. 

Solche Kinder, deren Leben von klein auf 
durch regelmäßige Medikamenteneinnahme, 
mehr oder weniger strenge Diäten, b isweilen im
mer wieder notwendige Spitalsaufenthalte be
stimmt ist, sind e infach "anders" . Gleichzeitig be
deutet chronische Krankheit immer wieder eine 
Beeinträchtigung des Selbstwertgefühls .  Besonde
re Probleme entstehen dadurch in der Pubertät, 
da hier das Selbstwertgefühl  abhängig ist vom An
nehmen des e igenen Körpers. 

Ebenso sind Eltern d ieser Kinder ., verhaltens
auffällig" . Sie machen entweder die Krankheit ih
res Kindes zum Mittelpunkt des Familienlebens 
und laufen dadurch Gefahr, durch übergroße 
Fürsorge und Annahme von E igenverantwortung 
ihr Kind zu isolieren beziehungsweise zu einem 
Außenseiter zu machen ,  oder sie empfinden die 
Krankheit ihres Kindes als Makel beziehungswei
se " Strafe" , genieren sich dafür und wollen nicht 
darüber reden .  An diese kommt man auch als 
Lehrer nur sehr schwer heran. 

Zu den häufigsten chronischen Erkrankungen 
bei Kindern zählen zum Beispiel Asthma -
6 Prozent aller mitteleuropäischen Kinder leiden 
an Asthma - ,  Zuckerkrankheit, Epilepsie, ver
sc hiedene Stoffwechselerkrankungen wie d ie 
Mehlallergie oder Zöl iakie oder Mu koviszidose . 
Ebenso gehören aber auch angeborene Herzfeh
ler und Erkrankungen der Niere zu den häufig
sten chronischen Erkrankungen. Gerade diese 
Kinder absolvieren oft - durch häufige Spitals
aufenthalte bedingt - einen Tei l  ihrer Schullauf
bahn im Krankenhaus. 

Falsch wäre es, zu glauben, daß im Leben d ie
ser chronisch kranken Kinder Schule und Lernen 
nur eine Nebenrolle spielen. Gerade das Gegen
te il ist der Fall: Diese Kinder sind es, die diesen 
Dingen oft ungeheure Wichtigkeit beimessen, d ie 
lernen wollen, weil  sie d ies mit " leben wollen" 
gleichsetzen .  

Eines aber haben al le chronisch kranken Kin
der gemeinsam:  Sie wollen leben wie alle anderen 
Mitschüler auch. Sie wollen möglichst "normal" 
behandelt werden, das heißt, in einem Maß gefor
dert werden, das ihrer Krankheit und der damit 
aufgezählten Problemati k  adäquat ist: kein fal
sches Mitleid, keine "geschenkten" Noten, kein 
Zurückziehen aus Bequeml ichkeit, wohl aber 
Verständn is und Rücksichtnahme, da sie durch 
ihre Krankheit eben in manchen Belangen "an
ders" sind. Sie wollen und sollen bestmöglich in
tegriert werden .  All das setzt selbstverständlich 
beim Lehrer genaues Wissen über den speziel len 
Krankheitsfall  voraus. 
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Ebenso ist in jedem Fall eine gute Zusammen
arbeit zwischen Eltern, Schularzt bezieh ungswei
se behandelndem Arzt und Lehrer erforderlich.  
Nur dadurch ist eine optimale Basis für die Be
treuung und möglichst problemlose Entwicklung 
eines chronisch kranken Kindes gewähr le istet. 

Hoher Bundesrat! Je diskreter und selbstver
ständlicher ein Lehrer mit diesen Problemen um
geht und damit auch Einfluß auf die Klasse aus
übt, umso dankbarer werden ihm Kinder und El
tern sein ,  umso mehr wird er seiner Aufgabe ge
recht, "Begleiter" auf dem nicht immer leichten 
Lebensweg eines chronisch kranken K indes zu 
se in. Den Ausspruch eines achtjährigen kranken 
Buben möchte ich abschl ießend zum Thema "stil
le Integration" zitieren - dieser Bub hat zu einer 
Kollegin folgendes gesagt - :  "Meinen Weg muß 
ich selbst finden! Aber wenn du kannst, begleitest 
du mich ein Stück?" 

Wenn wir von schulischer Integration spre
chen, so wissen wir, daß damit nicht nur die Inte
gration behinderter Kinder gemeint ist. Es gibt 
noch - das wurde heute schon angesprochen -
e inen zweiten großen Problembereich. D ieser be
trifft die Eingliederung von Kindern m it nicht
deutscher Muttersprache, der bisher auch nur auf 
der Basis von Schulversuchen mehr oder weniger 
gut geregelt worden ist. - Angesichts der wach
senden Brisanz d ieser Integrationsproblematik 
möchte ich kurz darauf eingehen.  

Von den österreichischen Schülern , etwa eine 
Mil lion, ware n  im Schuljahr 1 989/90 4,2 Prozent 
Ausländer. Den grö ßten Antei l  haben die Sonder
schulen mit 1 5 , 1  Prozent, dann folgen d ie Haupt
und Volksschulen mit 5,7 beziehungsweise 5 Pro
zent. Die AHS werden nur zu 2,6 P rozent von 
Ausländern besucht, wobei sich regional natürlich 
ein völl ig anderes B ild ergibt. In Vorarlberg liegt 
der Anteil bei 12 ,7  Prozent und in  Wien bei 
1 1 ,6 Prozent. In den Sonderschulen dieser beiden 
Bundesländer l iegt die Ausländerquote jenseits 
der 30 P rozent. 

Die Unterrichtsprobleme der Lehrer versteht 
man erst bei näherer Betrachtung. Liegt der An
teil an Ausländern in  Volksschulen der Steier
mark oder des Burgenlandes teilweise bei 
0,1  Prozent, so erreicht er im Wiener Bezirk Ot
takring mit über 30 Prozent Ausländern einen 
beachtlichen Spitzenwert. 

Ich lege hier ein grundsätzliches Bekenntnis zu  
verschiedenen Model len der Integration ab. Das 
Grundanliegen sollte dabei eine humane, pädago
gisch sinnvolle und politisch vernünftige Integra
tion zum Ziel haben. Als Grundsatz muß auch 
hier die Freiwilligkeit im Sinne des Anbietens der 
Möglichkeit zur Integration sein .  

Hoher Bundesrat! Wesentlich ist, daß man die
se Frage entpolitisiert. Wir haben ja im Vorfeld 
des Nationalrats-Wahlkampfes gesehen, daß eini
ge versucht haben, mit den Ängsten,  die da und 
dort durch Ausländer existieren, politisches 
Kleingeld zu schlagen. Ich halte das Ganze für 
tragisch ,  weil  darin der Kern verschiedenster fa
schistoider Ansätze steckt. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ. )  

Ich b in  davon überzeugt, daß e s  gerade in d ie
ser Frage einer sehr vernünftigen und sorgfälti
gen U mgangsform bedarf. 

Bei allen Integrationsversuchen stellt sich fast 
ausschließlich die Sprache als das notwendige 
Kommunikationsmittel ,  sehr oft aber auch als 
Barriere dar. Eine wesentliche Voraussetzung, 
um Integration überhaupt zu ermöglichen, stellt 
damit ein verpfl ichtender Deutschkurs dar. Ganz 
große Probleme bereiten vor allem im Pflicht
schulbereich, aber auch in steigendem Maße im 
Berufsschulbereich d ie  Quereinsteiger.  Daher ist 
auch eine verpflichtende Schülerberatung für 
Ausländer notwendig. Daher sol l  e ine gewisse Si
cherheit bei der Überprüfung und Einstufung so
wie Zuweisung in Klassen- und Schulart gewähr
leistet werden. Denn in einer Klasse, in der sich 
70 bis 80 Prozent n icht deutschsprechende Kin
der befinden, kommt es sehr bald zum Umkehr
effekt, nämlich daß das österreichische Kind in 
die Klasse mit den ausländischen Kindern inte
griert werden muß. Und das kann, so meine ich, 
nicht unser Ziel sein.  Ich verstehe Eltern, die sich 
in einer solchen Situation Sorge um die Qualität 
des Unterrichts machen . 

Neben den grundsätzlichen Überlegungen sind 
vor allem aber schulpolitische und schulorganisa
torische Maßnahmen vordringlich. 

Erstens: Im inhaltlichen Bereich geht es um 
eine Erziehung zur Toleranz, um den Abbau von 
Ängsten und um die Sicherung kultureller Identi
tät beziehungsweise um Schutz vor kultureller 
Überfremdung. 

Zweitens: Erster Schritt muß daher eine ent
sprechende Sicherstellung bei der Ausbildung der 
Leh rer  sein. Interkulturelles Lernen ist daher als 
verpflichtender Bestandtei l  in die Lehrerbildung 
aufzunehmen. 

Drittens: Neben der Sicherstel lung verschiede
ner Kommunikationsmöglichkeiten durch ver
pflichtende Kursmaßnahmen ist auch ein mutter
sprachl icher Zusatzunterricht auf freiwill iger Ba
sis anzubieten .  Die Einrichtungen der Lehrerbil
dung, wie pädagogische und berufspädagogische 
Akademien und Universitäten, sol len entspre
chende Ergänzungskurse für diese Lehrergrup
pen anbieten. 
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Viertens: Bundesweit ist eine Sicherstellung der 
notwendigen zusätzlichen Ressourcen wie Lehrer, 
Lehrmittel sicherzustel len .  

Fünftens: U m  die pädagogische Qual ität in  den 
betroffenen Klassen zu gewährleisten ,  ist auch die 
Klassenschülerhöchstzahl  zu senken. Denkbar 
wäre dabei ein Zählverhältnis von 2 : 1, wie es das 
Vorarlberger Modell vorsie ht;  ausländische, nicht 
deutschsprechende Kinder werden dabei doppelt 
gezählt. 

Der zweite Punkt der 1 3. Schulorganisa
tionsgesetz-Novelle sind die Schulversuche zur 
Differenzierung an Hauptsc hulen .  Im § 1 5(2) der 
7. SchOG-Novelie ist normiert, daß die Schüler 
in den Pflichtgegenständen Deutsch, Englisch 
und Mathematik durch die Errichtung von Lei
stungsgruppen zu fördern sind, in der Regel drei, 
mindestens jedoch zwei Leistungsgruppen zu füh
ren sind. 

Seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes im Sep
tember 1983 wurden insbesondere in Wien 
Schulversuchsanträge mit der Zielsetzung ge
stellt, anstelle der Leistungsgruppen andere, flexi
blere Differenzierungsmöglichkeiten erproben zu 
dürfen. 

Obwohl die Reform der Hauptschule nach ei
ner zehnjährigen Schulversuchsarbeit mit Zwei
drittelmehrheit beschlossen worden war, zeigte 
sich relativ bald, daß vor allem die Verfechter der 
Gesamtschule ihre schulpolitischen Vorstel lun
gen auf dem Weg über neuerliche Schulversuche 
umzusetzen versuchten. Eine besondere Ausprä
gung erfuhr diese ideologische Zielsetzung in der 
Führung der Wiener Mittelschulversuche. 

Es gab al lerdings auch eine zweite Veranlas
\ung für die Erprobung neuer, flexiblerer For
men der Differenzierung. Es gibt vor allem in 
Ballungsgebieten,  so zum Beispiel in Wien, das 
Phänomen eines überproportionalen Übertrittes 
von der Volksschule in die AHS. I n  Wien sind es 
über 50 Prozent der 1 0  b is 1 4jährigen, die eine 
AHS-Unterstufe besuchen, wobei die Hauptschu
le nicht nur zahlen mäßig, sondern vor allem auch 
geistig ausgelaugt wird. Dadurch ist diese klassi
sche Gruppenbildung zugunsten eines deutlichen 
Übergewichtes der unteren Leistungsgruppen be
einträchtigt. 

Die Hauptschule - das sage ich auch sehr of
fen - verdient vor allem,  zum Beispiel im Bal
lungsraum Wien, ihren Namen nicht mehr. Sie ist 
leider Gottes zu einer Rest- und Minderheiten
schule geworden,  bei weitem nicht aber die 
H a u  p tschule für die breite Bevölkerung. Die 
Hau ptschulen und der an sie anschl ießende Poly
technische Lehrgang werden immer mehr zu Auf
bewahrungseinrichtungen für benachteiligte Ju
gendl iche umfunktion iert, wobei ich sehr  aus-

drücklich betonen möchte, daß österreichweit 
noch immer über 70 Prozent der Schüler die 
Hauptschule besuchen. 

Die mit dieser Novel le geschaffene Möglich
keit, daß i n  bis zu 1 0  Prozent der Hauptschulklas
sen derartige Schulversuche durchgeführt werden 
können, ist insoferne zu unterstützen, als es enga
gierte pädagogische Konzepte gibt, die sich unter 
bestimmten begrenzten Rahmenbedingungen 
durchaus als Alternativen zum Leistungsgruppen
system anbieten. 

Die Schulentwick lung zeigt aber auch, daß 
Schulversuche allein nicht alles sein können. Sie 
dürfen weder Selbstzweck sein noch zu einer ei
genen Bildungsschiene neben dem Regelschulwe
sen werden. Daher sind Schulversuche zeitlich zu 
l imitieren und im Rahmen einer wissenschaftli
chen Begleitung auf ihre pädagogische Tauglich
keit hin zu überprüfen.  

Die Anzahl der Schulversuchsmodelle, an wie 
vielen Standorten, ihre Laufzeit, das pädagogi
sche Ziel - das alles sollte in Form eines Schul
versuchsberichtes dokumentiert werden.  Auch im  
Zuge der angestrebten Regelung bezüglich der 
Schulautonomie und der Überlegung, welche 
Schulversuche dem Autonomiebereich zuzuord
nen sind, wäre der Schulversuchsbericht eine we
sentliche Entscheidungsgrundlage. Im Zentrum 
der Schulentwicklung sollten aber ausschl ießlich 
pädagogische Überlegungen am und über das 
Kind stehen . 

Hoher Bundesrat! Ob in Bal lungszentren die 
Hauptschule zu retten ist, möchte ich dahinge
stel lt sei n  lassen. Ich glaube, es wird notwendig 
sein ,  sich wieder auf die bestehenden bildungspo
litischen Zielsetzungen der einzelnen Schultypen 
zu besinnen.  Das bedeutet für die AHS der Zu
k unft wieder eine "schlanke Langform".  Die 
AHS-Unterstufe wird sicher weder einen pädago
gisch noch einen bildungspolitisch adäquaten Er
satz für die Hauptschule bieten. Daher wäre es 
s innvol l ,  das Model l  einer Realschule mit mittle
rer Reife zu erproben. Sichergestellt m üßten da
bei Qualifikationsabschlüsse sein, die in Abspra
che mit der Wirtschaft und dem öffentlichen Be
reich wirtschaftlich verwertbare Qualifikationen 
sicherstellten .  Ziel muß eine gesellschaftspoliti
sche Gleichstellung der Meisterprüfung mit der 
Reifeprüfung sein.  

In  diesem Zusammenhang ist der Anspruch auf 
I nternationalisierung geltend zu machen. Das 
entspricht vor allem auch einem verstärkten 
Sprachenangebot. Ich bin überzeugt davon , daß 
dieses Modell zumindest einen Versuch wert 
wäre, um zu schauen, ob daraus wieder Erkennt
nisse gewonnen werden können, die da oder dort 
durchaus in einem Nebeneinander konk urrieren
der Modelle für den Schüler von Vortei l  wären .  
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Ich würde meinen, daß so ein Realschulmodel l  
e ine  Chance hätte. 

Gehen wir von der Hauptschule und dem Poly
technischen Lehrgang aus, und k reieren wir ein 
Model l ,  das sechs Jahre dauert. Austrittsmöglich
keiten sind bereits nach vier Jahren mit einem 
normalen Hauptschulabschluß möglich. Der 
Sch ü ler kann über die neunte und zehnte Schul
stufe - die zehnte als freiwilliges Jahr - eine Art 
" mittlerer Rei fe" erlangen.  In Zusammenwirkung 
mit e iner nachfolgenden abgesch lossenen Lehre 
oder einer berufsspezifischen vertiefenden Aus
bi ldung hat er dann, wenn er diese Zeugnisse zu
sam menlegt, die Studienberechtigung für einen 
bestimmten Studienzweig  erlangt. 

D as könnte unter Umständen von der Idee her 
so sein ,  daß die Attraktivität bei den E ltern gege
ben ist, wei l  d urch diese Schule und die von ihr 
vermittelte Ausbildung eine Ausbi ldungssackgas
se abgebaut w ird. Bei diesem Realschulmodell  
wären der Polytechnische Lehrgang und die All
gemeine Sonderschule integriert. 

B i ld ungspolit ik muß ganzheitl ich sein ,  daher 
gilt für mich, die Bestrebungen der Integration 
auch in Österreich voranzutreiben .  Natürlich ha
ben auch - wie schon jetzt in der AHS - körper
oder sinnesbeh inderte Kinder ihren P latz auch in
nerhalb der Realschule. Wir werden aber den Be
griff " Chancengerechtigkeit" neu definieren müs
sen .  Man kann einfach n icht " lebenslanges Ler
nen" predigen und dann sagen:  Das funktioniert 
nur dann, wen n  alle gemeinsam in eine Schule der 
1 0- b is 14jährigen gehen, weil nur dann die Chan
cen gleich wären . 

Chancengerechtigkeit, Hoher Bundesrat, heißt 
für mich, auf e in Leben verteilt ,  zu wissen,  daß 
ich immer wieder irgendwo neu einsteigen und 
mic h  fort- und weiterb ilden kann .  Von der Wirt
schaftssituation her wissen wir ja heute, daß man 
nie auslernen kann. Auslernen heißt nicht, daß 
das Lernen zu E nde sei ,  es ist ganz einfach so, daß 
man b is zu d reimal in seinem Leben u mlernen 
muß .  

Auch d ie Sonderschule hat weiterhin  i hre Be
rechtigung. Ich glaube auch, daß sie bewiesen hat, 
daß sie - ohne jetzt diesen plakativen Begriff 
"Gettoisierung" herzunehmen - funktioniert .  Es 
gibt genug ehemalige ASO-Schü ler, die heute als 
Erwachsene vol l  integriert sind. 

Die G liederung der sechs Jahre des Realschul
modells soll etwa so sein :  Die ersten beiden Jahre 
haben  den Schwerpunkt Berufsorientierung. Die 
nächsten beiden Jahre dienen der Berufsi nforma
tion ,  schon sehr spezifisch in Berufsfelder geglie
dert, wo der Schüler durch al le Berufsfelder 
durch muß. F ür die letzten beiden Jahre bis hin 
zur zehnten Schulstufe ist eine speziel le Berufs-

vorbere itung vorgesehen. Ein Sonderschüler, der 
aufgrund se iner Fähigkeiten einen Hauptschulab
schluß haben möchte, kann im Bereich der Be
rufsinformation der Realschule sehr vie l  profitie
ren, denn die Inhalte können ja gar nicht so gra
vierend anders sein ,  sonst wäre ja der Schulver
such gar n icht möglich. Es bleibt nur ein 
Randbereich übrig, in dem man stundenspezifisch 
beweglich sein  kann. 

Hoher Bundesrat! Ich komme schon zum 
Schluß; ich weiß, es hat etwas länger gedauert. 
Der Begriff " lebenslanges Lernen" bedeutet, daß 
man Bildung nicht ausschließlich auf e inen be
stimmten Lebensabschnitt konzentrieren darf. Zu 
sehr haben wir bisher den Begriff "Ausbildung" 
als eine Bildung, die dann "aus" ist, verstanden .  
Ich glaube, jetzt gilt es ,  Modulsysteme zu entwik
kein, die jedem Menschen in jedem Lebensab
schnitt eine E instiegsmöglichkeit zur Weiterbil
dung mit einem qualifizierten Abschluß sichern.  

Der markante Ausspruch des ehemaligen Un
terrichtsministers Dr. Heinrich Drimmel: "Der 
Lehrer ist nicht der Babysitter der Nation! " ,  
stimmt, glaube ich, in der Tat. 

Seither hat sich vieles verändert, und zweifellos 
muß sich auch die Schule immer wieder vielen 
Veränderungen anpassen. Die Schule ist eine Ein
richtung der Gesellschaft, die Gesellschaft selbst 
kann daher der Schule Aufgaben und Funktionen 
zuordnen. Sie kann auf ihre Gestaltung Einfluß  
nehmen, denn gesel lschaftliche Veränderungen 
wirken sich immer auch auf die Schule aus. 

Wer als Lehrer und Erzieher Verantwortung 
für die in einer Gesellschaft Heranwachsenden 
trägt, muß aber auch Stel lung nehmen, wenn 
deutliche Veränderungen in  jenen Bereichen vor
gesehen sind. in denen er zu agieren hat, für die 
er als kompetenter Fachmann anerkannt wird. 

Wobei ich auch sagen mächte :  Allen Kindern 
recht getan, ist eine Kunst, die keine Schule 
kann ! ,  so könnte man eine bekannte Redewen
dung abwandeln .  Zweifellos kann die Schule 
n icht auf alle individuellen Bedürfnisse der Schü
ler  eingehen, sondern sie wird sich vielmehr dar
auf einrichten müssen, gemeinsamen Anl iegen 
von Mehrheiten nachzukommen sowie natürlich 
auch die Wünsche von Minderheiten zu berück
sichtigen. 

Die Freiwilligkeit, sich für eine bestimmte 
Schulform entscheiden zu können, wird oft als 
Ausdruck der F reiheit in der Demokratie darge
stellt. Wer die Schulsituation realistisch betrach
tet, wird aber sehr bald erkennen, daß sich Frei
will igkeit und Freiheit nur dann verwirklichen 
lassen werden ,  wenn man zu großzügigen Ausle
gungen bereit ist. 
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Die Schule ist ein Dienstleistungsbetrieb, die 
ausschließlich den Schülern zu dienen hat, wie 
auch der Herr Bundesminister  des öfteren schon 
betont hat, aber sie nur auf diese Funktion zu 
reduzieren, hieße, ihre Bedeutung zu verkennen. 
Als Bildungsinstitution vermittelt sie das Kultur
gut einer Gesel lschaft. Wenn sie diese prägende 
Kraft einbüßt, verliert sie an gesel lschaftlicher 
Bedeutung. Dann  aber prägen andere Mächte 
und Einrichtungen  die Jugend einer Gesel lschaft. 

Es wäre daher e inseitig, gegen die Einrichtung 
neuer Schulformen nur Bedenken und Vorbehal
te vorzubringen. Es  eröffnen sich neue Chancen 
und Möglichkeiten . Welche Formen eingeführt 
werden können, welche Wege beschri tten werden 
können und wie auch unter erschwerten Bedin
gungen zum Wohl der K inder gewirkt werden 
kann, das l iegt an allen Betroffenen. - Worte be
wegen zwar, aber nur Beispiele reißen mit! (Bei
fall bei Ö VP und SPÖ. )  1 0.52 

Vizepräs ident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Mag. Tusek das Wort. 

IO.52 
Bundesrat Mag. Gerhard Tusek (ÖVP, Ober

österreich): Herr Präsident! Herr Bundesmini
ster! Hoher Bundesrat! Da von meinen Vorred
nern schon sehr  viel über das Wesen dieser 
13. Schulorganisationsgesetz-Novelle berichtet 
wurde - mit den beiden Säulen der verstärkten 
Möglichkeit der Integration und der Möglichkeit 
der Flexibil ität, mehr Flexibilität im System der 
Leistungsgruppen - ,  sei mir ein Gedanke zur 
Flexibi l ität - leider in deren Abwesenheit - an 
die Herren der Freiheitlichen Partei erlaubt. 

Ich kann es nicht verstehen, daß ein Obmann
stel lvertreter des Unterrichtsausschusses und 
Fraktionsführer, nämlich Kollege Lakner, gegen 
mehr Flexibilität stimmt. Aber genau das hat er 
gestern im Unterrichtsausschuß getan .  Wenn an 
dieser Freiheitlichen Partei noch i rgendein klei
ner liberaler Gedan ke dran sein sol lte, dann ist 
mir ein Ablehnen von Flexibi l ität absolut unver
ständl ich. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  

Nun sei es mir gestattet, über die beiden ande
ren Punkte, die ebenfalls auf der Tagesordnung 
und damit zur Debatte stehen, Stel lung zu bezie
hen; zwei Punkte, d ie sich vor allem mit der Per
son des Lehrers beschäftigen .  

Die  Änderung des  Unterrichtspraktikumsgeset
zes scheint mir e ine sehr wichtige und notwendige 
Korrektur zu sein .  Seit dem 25. Februar 1 988 gibt 
es an höheren Schu len den U nterrichtspraktikan
ten. Wir haben a lso nunmehr drei Jahre Erfah
rung, und - ich kann dies aus der Praxis heraus 
beurteilen - dieses Unterrichtspraktikum hat 
sich durchaus bewährt. 

Zur rechtlichen Situation ist anzumerken, daß 
der Unterrichtspraktikant kein Dienstverhältnis 
hat, sondern daß es sich dabei um ein Ausbil
dungsverhältnis hande lt. Der Zweck des Unter
richtspraktikums ist in erster Linie d ie praktische 
Einführung des Junglehrers, der frisch und voll 
Elan und Wissen von der Universität kommt, in 
den Schulal ltag. Dies sol l  auf mehrfache Art er
reicht werden. Einerseits geschieht es durch mög
lichst selbständigen Unt�.rricht in zwei KI�ssen, 
wobei ihm allerdings für Uberwindung und Uber
brückung auftretender Schwierigkeiten die Hilfe
stellung eines erfahrenen Kollegen geboten wird. 
Andererseits muß der Unterrichtspraktikant 
durch Beobachtung des U nterrichts in mehreren 
Klassen versuchen, möglichst viele Formen des 
Unterrichts kennenzulernen und selbst herauszu
finden,  welche Form des Unterrichts für ihn die 
beste ist und welches Lehrverfahren sich für ihn 
persönlich am besten eignet. 

Darüber hinaus sol l  auch der Unterrichtsprak
tikant Vertretungsaufgaben übernehmen, die 
Vertretung vorübergehend abwesender Lehrer. 
Ich halte das für eine sehr wichtige Aufgabe, gera
de für einen Junglehrer, wei l  dabei der Umgang 
mit unbekannten Schülern und d ie rasche Reak
tion auf neue S ituationen erlernt und geübt wer
den kann. 

Weiters scheint mir für den Unterrichtsprakti
kanten auch die Teilnahme an Schu lveranstaltun
gen und schulbezogenen Veranstaltungen wichtig 
zu sein ,  weil man gerade bei d iesen außerschuli
schen Aktivitäten der Schule die Schüler unter 
einer völ lig anderen Voraussetzung und in einer 
anderen Umgebung kennenlernt, als dies in der 
Schule und im Schulal ltag möglich ist. 

Darüber h inaus wird vom Unterrichtsprakti
kanten verlangt, daß er neben seiner praktischen 
Erfahrung auch Lehrgänge am Pädagogischen In
stitut besucht, um so das nötige theoretische 
Rüstzeug mitzubekommen, das die tägliche Un
terrichtserfahrung in der Klasse erfordert. 

Wie bereits erwähnt: Es hat sich - auch nach 
meinem Dafürhalten - das Konzept des Unter
richtspraktikums durchaus bewährt. Allerdings -
und da setzt d iese Novelle ein - gibt es Unge
rechtigkeiten, Ungerechtigkeiten vor allem bei 
Junglehrern, die an zwei Schulen eingesetzt sind, 
und zwar nicht aus eigenem Verschulden, son
dern weil beispielsweise der Typ der Stammschule 
das Zweitfach d ieses Lehrers nicht führt oder weil 
keine geeignete Person als Betreuungslehrer zur 
Verfügung steht .  

I n  solchen Fällen ist der Unterrichtspraktikant 
nun an zwei Schulen eingesetzt, und da kann es 
vorkommen - ich spreche hier vor a llem für den 
ländlichen Raum - ,  daß d iese beiden Schulen 30, 
ja 50 Kilometer voneinander entfernt sind. Da ist 
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neben einer erheblichen zeitlichen Mehrbela
stung, neben dem vermehrten Risiko, dem man 
als Pendler ausgesetzt ist, auch die finanzielle Si
tuation zu berücksichtigen, da für den Einsatz an 
zwei Schulen unter Umständen erheblich mehr 
finanzielle Belastungen auftreten können. Daher 
ist es notwendig, den Unterrichtspraktikanten zu
mindest eine k leine bescheidene Abgeltung dieser 
Risiken zu gewähren. 

Diese Novelle sieht nun vor, daß Unterrichts
praktikanten, die an zwei Schulen eingesetzt sind, 
die Kosten für das b i ll igste öffentliche Verkehrs
mittel über den Weg der Reiserechnung vergütet 
bekommen. Eine bescheidene Entschädigung für 
eine echte Mehrbelastung, aber ein Schritt in 
Richtung mehr Gerechtigkeit. 

Aufgrund der Besserstel lung der Unterrichts
praktikanten wird daher meine Fraktion dieser 
Gesetzesänderung die Zustimmung erteilen. 

Zum 3.  Tagesordnungspunkt, dem Landesleh
rer-Dienstrechtsgesetz, noch ganz kurz einige Ge
danken beziehungsweise die wesentlichen Punkte .  
Zwei Bereiche s ind es ,  einerseits e ine terminolo
gische Anpassung, andererse its die Regelung be
züglich der Betreuung einer Schulbibl iothek. Zur 
terminologischen Anpassung ist eigentlich kaum 
etwas zu erwähnen. Es gibt nun einige neue Na
men für Schulveranstaltungen,  wie zum Beispiel 
Sportwoche, Projektwoche, berufsorientierte Wo
che, und diese Termin i  sollten nun in dieses Ge
setz aufgenommen werden. 

Wesentlich scheint mir der zweite Punkt der 
Regelung im Landes lehrer-Dienstrechtsgesetz zu 
sein .  D ieser zweite Punkt betrifft die Betreuung 
einer Schulbibliothek an Hauptschulen. 

Umfragen über die Lesegewohnheiten der 
Österreicher zeigen ein erschütterndes Bild.  Es ist 
daher Aufgabe von uns allen, al les zu unterneh
men, damit diese Negativentwicklung korrigiert 
wird. 

Ein Weg dazu ist die Einführung von Schulbi
b l iotheken - dies zeigt mir meine sechsjährige 
Erfahrung an mei ner Schule - ,  die von den 
Schülern, von den Jugendl ichen sehr gut ange
nommen werden. Allerdings ist damit e ine zu
sätzliche Belastung des Lehrers verbunden, der 
diese für unsere Jugend so notwendige Institution 
betreut. 

Im Bereich der allgemeinbildenden höheren 
Schulen ist die Führung der Schulbibliothek  
durch eine entsprechende gesetzliche Regelung 
schon abgegolten. F ür die Hauptschu le sieht nun 
diese Novelle vor, daß der Lehrer, der die Schul
bibliothek betreut, eine Lehrpflichtermäßigung 
von fünf beziehungsweise sechs Unterrichtsein
heiten - je nach Größe der Schule - erhält. Die-

se Regelung scheint mir gut zu sein ,  weil es sich 
dabei nicht um ein Geschenk an Lehrer  handelt, 
sondern die Zeit, die den Schü lern in anderer 
Form zugute kommt, nämlich in Form eines ge
ordneten Bibliotheksbetriebs, wird damit - zu
mindest zu einem kleinen Tei l - abgegolten . 

Ich glaube, das ist eine sehr gute Gesetzesnovel
le. Daher wird meine Fraktion allen vier Punkten 
die Zustimmung ertei len .  (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ. )  1 1 .02 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Sch luß
wort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht der 
Fall .  

Die Abstimmung über die vorliegenden Be
sch lüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m  -
m u n g beschließt der Bundesrat mit 5 t i m  -
m e n e i n h e l  L i g k e i t, gegen die drei Gesetzes
beschlüsse sowie gegen den Beschluß des National
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 8. Juli 
1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Forschungsorganisationsgesetz geändert wird 
(1611NR sowie 4090 und 4096IBR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen nun zum 5. Punkt der Tagesordnung:  
Bundesgesetz, mit dem das Forschungsorgan isa
tionsgesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin 
Therese Lukasser übernommen.  Ich bitte sie um 
den Bericht. 

Berichterstatterin Therese Lukasser: Seh r  ge
ehrter Herr Vorsitzender !  Herr Bundesmin ister! 
Meine Damen und Herren! Die Österreichische 
Konferenz für Wissenschaft und Forschung hat in 
ihrer Sitzung am 1 5. Oktober 1 990 aus verwal
tungsökonomischen Gründen ersucht, sie aufzu
lösen und sie bis zur entsprechenden Gesetzesän
derung nicht mehr einzuberufen. Mit dem vor lie
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates so l l  
diesem Ersuchen Rechnung getragen werden .  

Weiters sieht der gegenständliche Gesetzesbe
sch luß neue Bestimmungen über den For
schungsbericht vor. Der Bundesminister für W is
senschaft und Forschung hat demnach bis zum 
1 .  Mai eines jeden Jahres einen Lagebericht über 
die aus Bundesmitteln geförderte Forschung vor
zulegen. Dieser Bericht hat insbesondere die je-
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weils aktuellen Schwerpunkte der Forschungspo
litik und der Forschungsförderung zu enthalten. 
Außerdem wird normiert, daß die Bundesregie
rung in Abständen von drei Jahren b is zum 
1 .  Mai des betroffenen Jahres dem Nationalrat ei
nen umfassenden Bericht über d ie Lage und Be
dürfnisse der Forschung in Österreich vorzulegen 
hat. Der erste diesbezügliche Forschungsbericht 
ist erstmals im Jahr 1 994 dem Nationalrat vorzu
legen.  

Der Unterrichtsausschuß hat d ie gegenständli
che Vorlage in  seiner S itzung vom 1 l . Ju l i  1 99 1  
i n  Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben .  

Als E rgebnis seiner Beratung stel lt der U nter
richtsausschuß somit den A n t r a g, der Bun
desrat wolle beschließen:  

Gegen den Beschluß  des Nationalrates vom 
8. Jul i  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, m it dem 
das Forschungsorganisationsgesetz geändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich dan
ke für den Bericht. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Dipl .-Ing. Dr. Ogris. Ich erteile ihm dieses. 

1 I .06 
Bundesrat Dipl . - Ing. Dr. Harald Ogris (SPÖ, 

Wien) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bun
desminister !  Meine Damen und Herren !  Es 
kommt nicht allzuoft vor, daß e in  durch Geset
zesbesch luß install iertes Beratungsgremium wie 
die Österreichische Konferenz für Wissenschaft 
und Forschung aus eigener Initiative um Auflö
sung ersucht. Und wenn man auch aus Sicht der 
Verwaltungsvereinfachung einen solchen Schritt 
begrüßen könnte, ist er doch ein Zeichen ,  wenn 
nicht sogar ein Warnsignal dafür ,  daß im betrof
fenen Bereich eine Fehlentwicklung, mag sein, 
ein Zuwenig an Entwicklung, a lso eine Stagna
tion, im Gange ist. 

Auch wenn  Fragen der Wissenschaft und For
schung teilweise parallel in anderen, engeren Gre
mien - wie zum Beispiel im Rat für Wissenschaft 
und Forschung, im Akademisc hen Rat und in 
ähnlichen Institutionen - behandelt werden, 
sol lte man doch erwarten,  daß das Interesse an 
einer M itgestaltung breit genug ist, um auch für 
die weitergefaßte Konferenz engagierte Persön
lichkeiten zu finden, die etwas tun wollen, wenn 
man sie dazu einlädt . 

Wurden sie aber dazu überhaupt eingeladen? 
Oder mit anderen Worten: Wurden die Richtigen 
eingeladen oder vielleicht überwiegend nur Mul-

tifunktionäre, die einander in etwas anderer Zu
sammensetzung in  vielen anderen Gremien im
mer wieder begegnen? - Und wenn es die Richti
gen waren,  hat man ihnen das Gefühl gegeben, 
daß ihre Meinung auch erwünscht ist und gehört 
wurde? Ließ man sie den Eindruck gewinnen, et
was bewegen zu können? - Leider ist der Herr 
Forschungsminister nicht da ! Ich hoffe aber, daß 
man ihm das vielleicht ausrichten kann. 

Viele Fragen an den Wissenschaftsminister, die 
nur nach außen h in  harmlos kl ingen. Wenn Bera
ter nicht mehr beraten wollen, kann es daran lie
gen, daß es sich um die falschen Personen handelt 
oder daß sie nichts zu beraten haben. - Beides 
sollte Anlaß zum Nachdenken geben. 

Die S ituation der österreichischen Forschung 
wird Jahr für Jahr im Forschungsbericht der Bun
desregierung dargeste l lt, der jeweils bis zum 
1 .  Mai dem Parlament vorzulegen ist. Der Wis
senschaftsminister ist d ie führende Persönlichkeit 
in unserem Staat, welche d ie Anliegen der For
schung zu vertreten hat. Er ist damit auch für die 
Bewußtseinsbildung auf diesem Sektor zuständig. 
Es müßten bei ihm die Alarmglocken schril len, 
wenn - wie bei der Debatte über den For
schungsbericht vor ein paar Tagen - in einem 
Abänderungsantrag beschlossen wird, da ß sich 
der Nationalrat mit einer ausführl ichen Bericht
erstattung künftig alle drei Jahre begnügen wil l ,  
wobei alljährlich nur mehr über die interessan
testen Punkte vorzutragen ist. 

Man muß sich fragen, ob Forschung in unse
rem Staat so bedeutungslos geworden ist, daß 
man sich nur mehr  eingeschränkt mit ihr beschäf
tigen wil l ,  oder bedarf es nur einer anderen , be
wegenderen Darstellung eines für die Zukunft 
unseres Gemeinwesens doch ganz entscheidenden 
Bereiches? Es mü ßte am Wissenschaftsminister 
und Vize kanzler l iegen, eine in der Öffentlichkeit 
deutlich hörbare Antwort zu geben. 

Wie sieht es wirklich  mit der Lage der For
schung aus? Ist es zweckmäßig, die Diskussion 
über sie einzuschränken, oder sollte man als Res
sortverantwortlicher n icht eher mit allen Kräften 
dafür trommeln? 

Zum Inhaltlichen: Es ist im heurigen Budget 
gelungen, zirka 3 Mill iarden Schill ing mehr als im  
Vorjahr für die Wissenschaft und davon wieder 
1 Mill iarde Schil l ing mehr für die Forschung frei
zubekommen. Dafür gebührt dem österreich i
sehen Steuerzahler und dem Finanzminister e in 
Dankeschön. 

Aber im internationalen Vergleich l iegt Öster
reich immer noch weit abgeschlagen.  Während 
das an.gesehene Schweizer Management- Institut 
1MB Osterreichs Pro-Kopf-Wirtschaftskraft an 
Stelle 4 führt, setzt es seinen Wissenschafts- und 
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Techno logiebereich an Stelle 1 6. In Zahlen sieht 
das so aus: D ie Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung betragen im OECD-Durchsch nitt 
2,3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes, i n  
Österreich h ingegen nur  1 ,4 P rozent, das sind 
etwa 60 Prozent des Durchschnittes. 

Mit Österreich vergleichbare Länder, wie die 
Niederlande, investieren sogar 2,5 Prozent - die 
Schweiz  sogar 3 P rozent - des jeweiligen Brut
toinlandsproduktes in d ie Forschung, was etwa 
dem doppelten Wert von dem,  was Österreich 
ausgibt, entspricht. Ein Nachholbedarf, der ver
stärkte werbliche Anstrengungen rechtfertigen 
sollte. 

Effizienz der Forschung ist aber nicht nur eine 
Angelegenheit der materiellen Ressourcen.  Noch 
mehr  als in vielen anderen Bereichen unseres ge
se llschaftlichen Lebens ist die Motiviertheit der 
betroffenen Menschen ,  letztl ich der Forscher, 
von Bedeutung. Dies wieder ist nicht allein eine 
organisatorische Frage , sondern es ist d ies vor al
lem eine Frage des E insatzes. 

Der Vizekanzler hat selbst in der Debatte im 
Nationalrat zum Forschungsbericht etwas ver
kürzt gesagt: Wir haben kein Kontrollproblem, 
wir haben ein Ermunterungsprob10m. Es geht 
darum,  daß überhaupt etwas geschieht. - Wenn 
ich d ies richtig verstanden habe - und ich glau
be, daß ich es richtig verstanden habe - ,  dann 
kann ich diese Ansicht  nur vol l inhaltlich teilen. 
Denn ich kann nicht glauben, daß wir mit Ab
schaffen und Verdrängen, etwa nach dem Motto 
"Sollen d iese Forscher nur endlich Ruhe geben" , 
den richtigen Weg beschreiten. Im Gegentei l :  
Man muß die Forscher dazu b ringen,  sich ange
messen,  lautstark in Erinnerung zu rufen.  Wir ha
ben - und damit meine ich die Politik und d ie 
Forscher - ein gemeinsames Problem, und zwar 
- ob im Labor, ob in der Verwaltung, ob in der 
Öffentlichkeit - das Problem einer n icht ausrei
chenden Motivation. Wo Interesse fehlt, muß 
man es wecken. Es ist Aufgabe der Polit ik und da 
vor al lem an erster Stelle die des Ressortverant
wortlichen, das geeignete Umfeld dafür zu schaf
fen. Ein Problem, das erkannt wird, muß auch 
gelöst werden. 

Japan ist ein Beispiel dafür ,  wie ein Staat durch 
gezielten E insatz von Forschung und Entwick
lung in  weniger als einer Generation vom indu
striellen Schwe llen- zum Spitzenland avancierte. 
Eine gezielte Bewußtseinsbi ldung war dafür die 
Voraussetzung. 

Wir alle und nicht nur der Forschungsminister 
müssen alle Kräfte mobilisieren,  um n icht den 
Anschluß zu verlieren.  

Auf der Tagesordnung des Bundesrates steht 
nur die Veränderung des Forschungsorganisa-

tionsgesetzes, nicht der zeitgerecht vorgelegte 
Forschungsbericht. Auch dies ist e in Symptom 
für die Situation, d ie ich zu analysieren bemüht 
bin. Ich kann deshalb den Bericht nicht im einzel
nen diskutieren. Aber auf einen Punkt dieses Be
richtes möchte ich doch besonders hinweisen. 
Baisse und Hausse sind keine unabwendbaren 
Schicksale, sondern sie werden gemacht. Und so 
wie im Wirtschaftsgeschehen beziehungsweise an 
der Börse kommt auch in der Forschung neben 
dem realen, materiel len Hintergru nd der Psycho
logie ein entscheidender Einfluß zu . Es ist gut 
und unbedingt unterstützenswert, wenn ein Wis
senschaftsminister seiner Liebe zu M useen deut
lich erkennbaren Ausdruck verleiht. Aber wenn  
ein Land nicht selbst überwiegend zum Museum 
werden soll ,  ist es um noch vieles wichtiger, Inter
esse und Anteilnahme an der zukunftsbezogenen 
Forschung in den Vordergrund zu stellen. (Beifall 
bei der SPÖ. ) 

Ich könnte mir vorstellen, daß gerade im Be
reich der für Österreich so bedeutenden mittel
ständischen Wirtschaft das Bewußtsein für For
schung und Entwicklung gestärkt werden kann .  
Verhaltensweisen werden gelernt. Auch Aufge
schlossenheit und E ntwicklungsbewu ßtsein kön
nen eingeübt werden .  Erfahrungsgemäß versu
chen selbst kleinste Betriebe , die e inmal mit der 
Einführung einer Neuheit Erfo lg hatten, dieses 
Erlebnis zu wiederholen. Man muß sich deshalb 
- ähnlich wie bei F irmengründungen - bemü
hen, die Eintrittssch welle durch Beratung, Schu
lung und Beispie lgebung, die aber im Fall der 
Forschung nicht wartet, bis sich Interessenten 
melden, sondern die in die Betriebe kommt, ab
zutragen. 

Obwohl es gewisse bescheidene Bestrebungen 
in  diese Richtung vereinzelt schon gibt, wäre eine 
gezielte, kräftige Initiative des Wissenschaftsmini
steriums gemeinsam etwa mit den Kammern 
überlegenswert. Ich kann mir vorste llen, daß der 
Herr Vizekanzler und Wissenschaftsm inister über 
die vorliegende Gesetzesnovelle, über die wir ge
rade diskutieren, ebenso wie ich nicht besonders 
glücklich ist. Es läßt sich aber wohl kaum vermei
den, ein Beratungsgremium. das sich selbst für 
überflüssig hält, aufzulösen. 

Die Fehlentwick lung, die sich dari n  äu ßert, ist, 
wie ich schon darzulegen versucht habe, vorher 
eingetreten.  Wir sol lten aber die jetzt erforderli
che Bereinigung zum Anlaß nehmen, umzuden
ken. Wir sollten nicht aus hintergründiger Freude 
über eine Verringerung der Verwaltungsanstren
gungen zur Tagesordnung übergehen . Man so l lte 
auch nicht argumentieren, daß ein Minister ja 
niemanden zu Beratungen zwingen könne, weder 
eine Konferenz noch ein Parlament. Das wäre 
eine sehr vordergründige Exkulpierung. Unsere 
Verantwortung, nicht nur die des Ministers, son-
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dern auch unsere als Bundesräte, aber auch als 
Forscher, Beamte oder als ei nfache Staatsbürger 
- ich möchte meine eigene, doppelte, als Univer
sitätslehrer und Forscher dabei ganz besonders 
nicht ausnehmen - reicht weiter. Sie macht nicht 
an rechtlichen Begrenzungen halt. Wir können 
beeinflussen,  und als Politiker sind wir sogar dazu 
berufen.  Machen wir doch alle gemeinsam unse
ren E influß  geltend, der Forsc hung jenen Platz 
im Bewu ßtsein unserer Gesellschaft einzuräu
men, den sie im Interesse des Fortschrittes und 
der Entwicklung eines modernen Staates einneh
men muß !  

Im H inblick auf  diesen Appell und auf die 
praktische Notwendigkeit wird die sozialdemo
kratische Fraktion insgesamt und damit auch ich 
- trotz meiner erläuterten Vorbehalte - der 
vorliegenden Novell i�.rung i�re Zustimmung er
teilen. (Beifall bei SPO und O VP. ) 1 1 .18 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Mag. Tusek das Wort. 

1 l .1 8  .. 
Bundesrat Mag. Gerhard Tusek (OVP, Ober-

österre ich):  Herr Präsident!  Herr Bundesmini
ster! Hoher Bundesrat! Wie wir von der Frau Be
richterstatterin und meinem Vorredner Dipl .-Ing. 
Ogris gehört haben,  geht es bei dieser Novelle um 
zwei Punkte . Ich möchte vorausschicken, daß ich. 
was den Punkt Bedeutung der Forschung betrifft. 
mit meinem Vorredner, Herrn Bundesrat Ogris. 
voll inhaltlich übereinstimme. Allerdings kann ich 
die von ihm geäußerten Vorbehalte n icht teilen. 

Die Auflösung der Österreichischen Konferenz 
für Wissenschaft und Forschung sowie auch d ie 
Veränderung des Berichtsmodus an das Parla
ment scheinen nach meinem Dafürhalten zwei 
sehr entscheidende Verwaltungsvere infachungen 
darzustellen .  Möglicherweise unterscheiden sich 
in diesem Punkt die beiden Fraktionen. 

Ich möchte hier klarstellen: Die Österreich i
sche Vo lkspartei war immer für einfache und un
bürokratische Wege. Und wenn Sie diesen Weg 
weiterverfolgen, ist das an und für sich die Sache 
der sozialdemokratischen F raktion . 

Wenn Sie sagen , es handelt sich um  eine Fehl
entwick l ung,  daß die Konfe renz für Wissenschaft 
und Forschung aufgelöst werden sol l ,  so möchte 
ich dem entgegenhalten ,  daß es ihr eigener 
Wunsch war. (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Da sie selbst 
keine Aufgabe für sich findet!) Zur AufgabensteI
lung möchte ich dann sofort auch noch etwas sa
gen. 

§ 4 des Gesetzes sieht vor, daß sich dieses Gre
mium aus den zwölf Mitgliedern des Rates für 
Wissenschaft und Forsch ung, darüber h inaus 
aber aus einer ganzen Reihe weiterer Personen 

zusammensetzt, wie zum Beispiel aus Vertretern 
der parlamentarischen Klubs, der Kammern, In
teressenvertretungen. Diese, wie Sie gesagt haben, 
Multifunktionäre sind nicht irgendwo gewachsen, 
sondern sind ex lege festgehalten .  

Ihrer Frage, ob es  der  falsche Weg war, möchte 
ich entgegenhalten: Vielleicht war es das falsche 
Gremium!  Daher scheint es mir ganz günstig zu 
sein ,  dieses Gremium auf eigenen Wunsch hin 
aufzulösen . In der Praxis habe ich auch die Erfah
rung gemacht, daß ein derart großes Gremium 
von über 60 Mitg liedern nicht unbedingt die 
größte Effizienz hat. 

Wei l  es sich - wie gesagt - um einen Wunsch 
der Beteiligten handelt und nicht um einen Akt 
des Wissenschaftsministers, sol lte man diesem 
Wunsch entsprechen und diese gesetzmäßige 
Verankerung damit schaffen. 

Den zweiten Punkt, zu dem Sie gesagt haben, 
die "Alarmglocken" läuten, finde ich weniger tra
gisch .  Wer den letzten Forschungsbericht durch
studiert hat, kann ermessen ,  welch gewaltiger Ar
beitsaufwand zur Erstel lung eines solch detai l lier
ten Forschungsberichtes notwendig ist . 

In diesem Zusammenhang möchte ich mich 
beim Herrn Bundesmin ister und Vizekanzler Dr. 
Busek und bei den Beamten des Min isteriums 
sehr herzlich für diesen wirklich übersichtl ichen 
und sehr guten Bericht bedanken. 

Sicherlich ist gerade das Gebiet der Forschung 
ein wesentliches Gebiet für d ie weitere Entwick
lung e ines Staates, und es sollte daher über dieses 
wichtige Gebiet jährlich diskutiert werden. Aus 
diesem Grund halte ich die vorliegende Gesetzes
änderung für einen ge lungenen Kompromiß. E in 
ausführ licher Bericht, so wie wir das bis jetzt je
des Jahr gewohnt waren, sol l  nunmehr a l le drei 
Jahre, das nächste Mal also im Jahre 1994, er
scheinen; in diesem sollen dann sämtliche Details 
von Forschungsergebnissen aufscheinen. Ich 
glaube, es ist der Zeitraum drei Jahre für einen 
großen Bericht ausreichend. 

Der Kurzbericht, den es in Hinkunft jährlich 
geben wird ,  der sich vor al lem mit aus B undesmit
teln geförderten Forschungsvorhaben beschäfti
gen wird und die jeweils aktuellen Schwerpunkte 
der Forschungspolitik enthalten so l l ,  meine ich, 
ist gleichfalls entscheidend. Damit. mit dieser Be
richterstattung an das Parlament, ist meinem Da
fürhalten nach Genüge getan .  

Aus al l  diesen Gründen, und da es sich um eine 
entscheidende Verwaltungsvereinfachung und 
um einen Wunsch des Gremiums selbst handelt, 
wird die Österreichische Volkspartei diesen 
Punkten der Änderung des Gesetzes ihre Zustim-
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mung erte ilen. (Beifall bei der ÖVP und bei Bun
desräten der SPÖ. ) 1 1 .23 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
n icht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Dies ist auch nicht der 
Fall .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Blln
desral mit 5 l i m m e n e i fl h e L  L i g k e i l, gegen 
den GeselzesbeschLuß des Nationalrates k e i -
n e  n E i n  s p r  II c h zu erheben. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 9. Juli 
1 991  betreffend ein Protokoll zu dem Überein
kommen über die Ausarbeitung eines Europäi
schen Arzneibuches ( 1 12 und 212/NR sowie 
4097/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen nun zum 6. Punkt der Tagesordnung: Be
schluß des Nationalrates vom 9. Juli 1 99 1  betref
fend ein Protokoll zu dem Übereinkommen über 
die Ausarbeitung eines Europäischen Arzneibu
ches. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Karl 
Drochter übernommen. Ich bitte ihn um den Be
richt. 

Berichterstatter Karl Drochter: Hohes Haus! 
Das Übereinkommen über die Ausarbeitung ei
nes europäischen Arzneibuches (BGBI .  
Nr. 1 8 1/ 1 979) wurde 1 964 im Rahmen des Euro
parates zur Unterzeichnung aufgelegt . Gege.�wär
tig sind 1 9  europäische Länder, darunter Oster
reich, einschließlich aller Staaten der Europäi
schen Gemeinschaft, Mitglieder des Übereinkom
mens. 

Die Standardisierung der Qualitätsvorschriften 
für pharmakologische Wirkstoffe und Zuberei
tungen war von Anfang an gemeinsames Ziel der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und des 
Arzneibuches. Der verbindliche Charakter des 
Europäischen Arzneibuches wurde durch die 
EG-Di rektiven verstärkt, die verschiedene allge
meine Verweise auf die in  den Monographien die
ses Arzneibuches aufgestellte Normen enthalten. 

Aus diesem Grund beabsichtigt d ie EG-Kom
mission, sich, anstatt eigene technische Standard i
s ierungsmaßnahmen durchzuführen, an der Ar
beit des Europäischen Arzneibuches voll  zu 
beteiligen. Auf d iese Weise wird bei  der Ausarbe i
tung verbindlicher Qualitätsnormen auch eine er-

höhte Effizienz zu erwarten sein und der EG er
möglicht, der E uropäischen Arzneibuchkommis
sion finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen. 

Durch den Beschluß des Nationalrates vom 
9. Jul i  1 99 1  soll die Rechtsgrundlage für den Bei
tritt der EG zum Europäischen Arzneibuch ge
schaffen werden. Es wurde am 1 6. November 
1 989 in Straßburg zur Unterze ichnung aufgelegt 
und am 24. Jul i  1 990 von Österreich unter dem 
Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 . Jul i  199 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Sozial
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
9. Jul i  1 99 1  betreffend ein Protokoll zu dem 
Übereinkommen über die Ausarbeitung eines 
Europäischen Arzneibuches wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort
meldungen liegen nicht vor .  

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abst immung. 

Bei der A b  s t i m  m II n g beschließt der Bun
desrat mit S t i m  m e n e i n h e L L  i g k e i l. gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i n  e n E i n 
s p r  u c h zu erheben. 

7.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 9. Juli 
1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem fi
nanzielle Beziehungen zwischen dem Bund und 
der Österreichischen Industrieholding Aktien
gesellschaft geregelt werden (177 und 197/NR 
sowie 4098/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen nun zum 7. Punkt der Tagesordnung: Be
schluß des Nationalrates vom 9. Juli 1 99 1  betref
fend ein Bundesgesetz, m it dem finanzielle Bezie
hungen zwischen dem Bund und der Österreichi
schen Industrieholding Aktiengesellschaft 
geregelt werden. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin 
Irene Crepaz übernommen.  Ich bitte sie um den 
Bericht. 

Berichterstatterin I rene Crepaz: Hohes Haus! 
Mit dem vorliegenden Beschluß des Nationalrates 
sol l  eine Neuregelung der finanziel len Beziehun
gen zwischen dem Bund und der Österreichi
schen Industrieholding AG mit der Zielsetzung, 
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den industriel l  bedeutendsten Teil des ÖIAG
Konzerns, d ie Austrian Industries AG, für Betei
l igungen privater Investoren zu öffnen, bezweckt 
werden. So soll insbesondere ab dem Zeitpunkt, 
an dem die ÖIAG nicht mehr alleinige Aktionärin 
der Austrian Industries AG ist, die Refundie
rungsermächtigung des Bundes betreffend Ausga
ben für Tilgungen und Zinsen im Zusammen
hang mit den von der Ö IAG zur Finanzierung der 
ÖIAG-Unternehmen aufgenommenen Anleihen, 
Darlehen und Krediten gemäß den ÖIAG-Finan
zierungsgesetzen in  eine Refundierungsverpfl ich
tung des Bundes umgewandelt werden, damit jede 
mögliche Bee inträchtigung der Ausgabe von Ak
tien der Austrian Industries AG vermieden wird. 

Der Ausschuß  für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 1 1 . Jul i  1 99 1  in Verhandlung ge
nommen und einstimmig beschlossen, dem Ho
hen Hause zu empfehlen,  keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so
mit den A n  t r a g, der Bundesrat wolle be
schl ießen: 

Gegen den Beschl u ß  des Nationalrates vom 
9. Jul i  199 1  betreffend e in Bundesgesetz, mit dem 
f ina�?ielle Beziehungen zwischen dem Bund und 
der Osterreichischen Industrieholding Aktienge
sellschaft gerege lt werden, wird kein E inspruch 
erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
hen in die Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesrat 
Mautner Markhof. Ich ertei le ihm dieses. 

1 1 .29 
Bundesrat Dr .  h. c. Manfred Mautner Markhof 

(ÖVP, Wien) :  Herr P räsident! Herr Bundesmini
ster! Hoher Bundesrat! Gegenstand meiner heuti
gen Ausführungen ist die Regierungsvorlage für 
ein Bundesgesetz, mit dem die finanziellen Bezie
h ungen zwischen dem Bund und der Österreichi
sche!,l Industrieholding Aktiengesellschaft, also 
der OIAG, geregelt werden .  

Die Neurege lung ist deshalb notwendig gewor
den, weil d ie in der Vergangenheit beschlossenen 
ÖIAG-Finanzierungsgesetze eine Reihe von Be
stimmungen enthalten ,  die mit der Öffnung der 
Austrian Industries Aktiengesellschaft für private 
Investoren nicht i n  E inklang zu bringen sind. 

So .. sol l  i nsbesondere ab dem Zeitpunkt, ab dem 
die OIAG n icht mehr alleinige Aktionärin der 
Austrian Industries AG ist, die Refundierungser
mächtigung des Bundes bezüglich der Ausgaben 
für Tilgungen und Z insen bestimmter, von der 
ÖIAG aufgenommener Anleihen, Darlehen und 

Kredite in eine Refundierungsverpfl ichtung des 
Bundes umgewandelt werden. Damit soll jede 
mögliche Beeinträchtigung der Ausgabe von Ak
tien der Austrian Industries AG vermieden wer
den. 

Außerdem werden versch iedene Bestimmun
gen der ÖIAG-Finanzierungsgesetze, die auf
g.rund der massiven U mstrukturierung des 
OIAG-Konzerns nunmehr gegenstandslos gewor
den sind, aufgehoben. Und last but not least wer
den die Berichtspflichten der ÖIAG und die Ein
schaurechte des Bundes an die Verhältnisse in  ei
nem internationalen Konzern, an dem auch pri
vate Investoren beteiligt sind, angepaßt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  
Dieses Gesetz stellt zweifellos eine wichtige Etap
pe auf dem Weg zur Privatisierung der verstaat
l ichten Industrie dar. Der vom Austrian Indu
stries Konzern für Herbst 1 992 geplante Gang an 
die Börse ist meines Erachtens ein markanter und 
bemerkenswerter Einschnitt in der österreichi
schen Industriegeschichte. 

So begrüßenswert dieser Schritt aber auch ist, 
so dürfen wir darüber nicht außer acht lassen, daß 
dies nur der Anfang sein kann. Denn mit einem 
Börsegang al lein ist es n icht getan, wenn  weiter
hin die Voraussetzung gegeben ist , daß d ie Mehr
heit der Anteile im Besitz der ÖIAG und somit in  
der Hand des Staates bleibt. 

Verlieren wir also nicht unser - bereits im 
Koalitionsabkommen festgehaltenes - Ziel aus 
den Augen, das mittelfristig d ie Privatisierung der 
Verstaatlichten über die 50-Prozent-Marke h in
aus vorsieht ! H iebei möchte ich hinzufügen, daß 
ich be i dem durchaus dehnbaren Begr iff "mittel
fristig" eher an einen Zeitraum von wenigen Jah
ren denke, und hoffe, daß die Privatisierung bis 
zum Jahr 2000 abgeschlossen sein wird. 

Denn ich frage Sie, meine Damen und Herren :  
Welche Vortei le bringt es, wenn der Staat als Un
ternehmer auftritt? Was kann der Staat besser 
machen als Private? - Ich meine, die d iesbezügl i 
chen Erfahrungen in den vergangenen Jahren 
sollten uns schon längst die r ichtige Antwort dar
auf gegeben haben. 

Denken wir doch an die Mil l iardenbeträge, d ie 
jahrelang in d ie verstaatl ichte Industrie geflossen 
sind! Haben sie nicht eher das Festhalten an ver
alteten Strukturen bewirkt als die U morganisa
tion hin zu einem modernen und wettbewerbsfä
higen Unternehmen? Nur gesunde Betriebe kön
nen sichere Arbeitsplätze gewährleisten .  

Es  hat sich auch gezeigt, daß von dem in den 
sechziger Jahren gegebenen Trend zu M ischkon
zernen wieder mehr und mehr abgegangen wird. 
Heute neigt man eher zur E ntflechtung und zur 
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Schaffung überschaubarer Einheiten, um sich 
wieder auf die Basis konzentrieren zu können. 

E rwähnen möchte ich auch d ie unterschiedli
che Behandlung von Führungskräften in einem 
privaten und in einem verstaatlichten Unterneh
men. Ein Manager in der Privatwirtschaft wird an 
seinen Leistungen für das Unternehmen gemes
sen ,  und wenn er diese nicht zufriedenstellend 
erbringt, dann führt d ies eben zu den entspre
chenden Konsequenzen .  Mußten Manager in ge
wissen verstaatlichten Unternehmen wirk lich im
mer die Verantwortung für d ie Folgen ihres Han
delns tragen? Diese Frage stellt sich schon .  

Und letztl ich  stellt sich auch d ie  Frage, ob die 
gegenwärtige Budgetsituation, d ie ja n icht gerade 
als rosig zu bezeichnen ist, nicht so manche Wur
zel in  den Mi ll iardenbeträgen, die der Bund über 
Jahre hindurch für die verstaatlichte Industrie 
aufwendete, hat. 

Sehr vereh rte Damen und Herren ! Was die po
litische Einflußnahme beispie lsweise auf die Ge
schäftsführung des Austrian Industries Konzernes 
betr ifft. wird ja glaubhaft versichert, daß derarti
ge Eingriffe der Vergangenheit angehören. 

Nun,  ich wil l  mich in d ieser Frage gar nicht auf 
eine Diskussion einlassen ,  ob d ies zutrifft oder 
nicht. Ich möchte aber sehr wohl  festhalten , daß 
sich derartige Fragen gar nicht stellen könnten,  
wenn der Staat nur eine - wenn überhaupt -
untergeordnete Rolle spielte. 

Gestatten Sie mir, meine Damen und Herren , 
an dieser Stelle ein paar Worte zum Thema Publi
kumsgesel lschaften. Meines Erachtens nach bietet 
eine breite Streuung von Aktien die besten Mög
lichkeiten, sowohl was die Kontrollmechanismen 
betrifft als auch die immer wieder erhobenen Be
fürchtungen hinsichtlich eines sogenannten Aus
verkaufs an ausländische Investoren. Abgesehen 
davon, kann dem Zie l ,  daß der Austrian Indu
stries Konzern ein österreichisches Unternehmen 
bleibt, mittels aktienrechtlichen Bestimmungen 
durchaus entsprochen werden .  

Bei der österreichischen Bevöl kerung ist das In
teresse am E rwerben von Aktien zwar noch nicht 
in jenem Ausmaß gegeben,  wie dies in anderen 
Industriestaaten - von den Vereinigten Staaten 
von Amerika gar nicht zu reden - der Fall ist, 
aber die Tendenz ist durchaus steigend. 

Unbestritten hat sich das Interesse unserer Mit
bürger in den beiden letzten Jahren bereits deut
lich erhöht, was zum Tei l sicherlich auf die in den 
letzten Jahren aus ihrem "Dornröschenschlaf" er
wachte Wiener Börse zurückzufüh ren ist. 

Besaßen nämlich im Jahr 1 988 erst 2 Prozent 
der Österreicher Aktien, so waren es Ende des 
Vorjahres immerhin schon 4 P rozent. Dies ist 

zwar immer noch n icht sehr viel, aber bemerkens
wert scheint mir  der Umstand zu sein.  daß zuletzt 
in Meinungsumfragen mehr als zwanzig Prozent 
der Österreicher die Aktie als e ine besonders in 
teressante Form der  Geldanlage ansehen.  

Es ist ja kein Geheimnis, daß die Österreicher 
durchaus als  flei ßige Sparer bezeichnet werden 
können. Was l iegt also näher , als die direkte Anle
geform, sozusagen das "Aktiensparen" , zu forcie
ren? Das brächte überdies den Vortei l ,  daß das 
Interesse an den Vorgängen im heimischen Wirt
schaftsleben nicht mehr nur ein "Minderheiten
p rogramm" ist, sondern weite Bevölkerungskrei
se umfassen würde. 

Darüber hinaus wäre dann auch das Manage
ment eines Unternehmens stärker gefordert -
unter Berücksichtigung aller notwendigen Vor
kehrungen für Investitionen - ,  höchstmögliche 
Dividenden zu erzielen. 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren! Ver
gessen wir nicht, i n  welcher Zeit die Verstaatli 
chung des großen Teiles der heimischen Industrie 
vonstatten ging! Den ken wir dabei auch an die 
Verstaatlichungen in unseren nördlichen und öst
l ichen Nachbarstaaten !  Die verstaatlichten Betrie
be  sind ein Relikt aus einer Zeit, d ie schon längst 
vorüber ist. 

Die Welt hat erkannt, daß das der falsche Weg 
ist. Wir alle verfo lgen mit größtem Interesse die 
Vorgänge in den mittel- und osteuropäischen Re
formländern. D iese beschreiten nun unter In
kaufnahme der anfangs gegebenen Schwierigkei
ten den Weg in  Richtung Marktwirtschaft, wei l  
sie erkannt haben, daß  dies das chancenreichere 
Wirtschaftssystem ist. 

Und sollten nicht gerade wir als hoffentlich bal
d iges EG-Mitgl ied den Reformstaaten mit gutem 
Beispiel vorangehen? Sollten nicht wir, die wir 
unseren im Umstrukturierungsprozeß befindli
chen Nachbarn in  wirtschaftl ichen Dingen mit 
Rat und Tat zur Seite stehen, zunächst unsere ei
genen nicht mehr zeitgemäßen Relikte der Ver
gangenheit angehören lassen? 

Wenn uns d ies nicht einigermaßen bald gelingt, 
könnte es nämlich durchaus möglich sein ,  daß 
Österreich h insichtl ich des Rückzugs des Staates 
aus der Unternehmerrolle bald von den ehemali
gen Oststaaten Europas - wo dieser P rozeß tei l 
weise sehr  rasch und radikal  abläuft - überholt 
wird. 

Denn, meine sehr  geehrten Damen und Her
ren, es gibt auch bei uns noch genug Bereiche, in 
denen der R ückzug des Staates schon längst ange
bracht wäre. Es gibt kaum sachliche Argumente, 
die für d ie U nternehmerrolle des Staates spre
chen. Geht es also noch immer um d ie Bewah-
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rung von Macht und E influß des Staates? - Die
ses Gedankengut, so meine ich, sol lten wir wirk
l ich schon überwunden haben !  

Abschl ießend möchte i ch  auf einen Umstand 
e ingehen ,  der mir  doch einigermaßen wichtig er
sc heint: Ich muß gestehen ,  daß ich die Beze ich
n ung "Austrian Industries" für keine sehr  glückli
che Lösung halte. Dieser Begriff verleitet im Aus
land geradezu zu Verwechslungen und könnte 
dort zu der Annahme führen,  daß damit die ge
samte österreichische Industrie gemeint  ist und 
nicht der Verstaatl ichten-Konzern, wogegen sich 
jeder österreichische Industrielle - ich sch ließe 
mich da nicht aus - mit Recht zur Wehr setzt. 

So wichtig Internationalisierung ist, aber muß 
diese ausgerechnet in der  Namensgebung ihren 
Ausdruck finden, noch dazu in einer derart irre
führenden Form? Gibt es da wi rklich keine ande
re, ich würde sagen, österreichische Lösung, d ie 
auch die Art des Unternehmens besser bezeich
nen würde? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte nun zum Ausgangspunkt meiner Ausfüh
rungen zurückkommen . Ohne das vorl iegende 
Gesetz u nd d ie darin enthaltenen Maßnahmen 
wäre der wichtige erste Schritt zur Öffnung der 
Austrian Industries Aktiengesellschaft für Beteil i
gungen privater Investoren gefährdet. Aus diesem 
Grund erheben meine Parteifreunde und ich da
gege.r;I keinen E i.!1spruch. - Ich danke. (Beifall 
bei 0 VP und SPO. ) 1 1 39 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich er
teile nunmehr Herrn Bundesmin ister Dr. Strei
cher das Wort. 

1 1 .40 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr Dipl .-Ing. Dr.  R udolf Streicher: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren !  Ich hätte mich wirkl ich n icht zu Wort gemel
det, wen n  Sie, Herr Bundesrat, nicht e ine so glü
hende Rede für e ine ganz bestimmte Eigentümer
struktur gehalten hätten.  

Ich habe kurz nach meinem Dienstantritt er
k lärt - u nd das in  aller Öffentlichkeit - ,  daß für 
mich E igentümerstrukturen keine ideologischen 
Fragen sind, sondern Fragen der Zweckmäßig
keit. Man sollte aber auch aus der anderen Rich
tung n ic ht sagen :  "Alles, was Staat ist, ist m it De
fizit, ist m it Schwierigkeiten ,  ist mit Abweichung 
von ökonomischen Erfolgen verbunden !" ,  son
dern man sollte die Dinge fair betrachten .  - Des
halb habe ich mich zu Wort gemeldet. 

Wir  m üssen in diesem Zusammenhang halt 
schon sehen, daß es keine Patent-Normen gibt. 
Den ken Sie beispielsweise an jene österreichi
schen U nternehmungen,  Privatunternehmungen ,  
die i n  den siebziger  Jahren in  große Schwierigkei-

ten geraten sind und vom Staat aufgefangen wur
den: Glanzstoff St. Pölten ,  IFE, die ganze Bau
knecht-Gruppe. Sie wurden ohne einen Schi l l ing 
Steuergeld von vom Staat e ingesetzten Managern 
neu geordnet und mit einem ordentlichen Profit 
wiederum an Pr ivate verkauft. - Damals hat das 
.. Pleiteholding" geheißen. ( Bundesrat lng. P e  n z: 
Die GlanzslOff hat keinen staatlichen Manager ge
habl! Sie wurde von privater Hand saniert.') Aber 
die Glanzstoff St. Pötten war ein Betrieb der GBI,  
und die GBI war eine Holding, deren Eigentümer 
das Verkehrsministerium war. Sie können ja auch 
nicht sagen, daß der Herr Sekyra ein staatlicher 
Manager ist, Sie können auch n icht sagen ,  daß der 
Herr Rudolf Streicher seinerzeit ein staatl icher 
Manager war . Alle diese Manager haben die Un
ternehmungen , die dem Staat gehören,  nach rein  
privatwirtschaft l ichen Gesichtspunkten geführt. 
Es ist wirklich ein Märchen ,  wenn  man glaubt, 
daß es zu i rgendeinem Zeitpunkt i rgendein Par
teisekretariat gegeben hat, das einem Herrn Ap
falter ,  einem Herrn Streicher im operativen Be
reich Weisungen gegeben hat. - Aber  das ist ja 
nicht die eigentliche Frage. 

Denken Sie an d ie belgisehe Stahl industrie, die 
viermal so groß wie unsere ist! S ie war in privaten 
Händen. ist insolvent geworden,  wurde vom Staat 
aufgefangen, neu ausgerichtet und ist vor zwei 
Jahren an die Börse gegangen; 1 0  Prozent sind 
jetzt an der Börse. - Nach den gleichen Rezep
ten. die wir bei der ÖrAG wirksam werden haben 
lassen ,  wurde diese Gruppe neu ausgerichtet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Krise - das habe ich auch bei Ihren Ausführun
gen durchgehört -, die Krise war in  e rster Linie 
n i e h t eine Krise der Eigentümerstruktur. Ich 
habe nachweisen können, daß es fast in  ganz Eu
ropa im Stahlbereich Probleme gegeben hat, und 
das war halt auf d ie größte Branchenkrise, die die 
Stahlindustrie seit Kr iegsende durchgemacht hat, 
zurückzuführen .  

Die OECD-Länder haben die unfaßbare Sub
ventionsmenge von 850 Mil l iarden in  die Eisen
und Stahl industrie subvention iert. Das bedeutet, 
daß Großbritannien beispielsweise jede Tonne 
Stahl seit 1 980 - ab diesem Zeitpunkt waren es 
650 Milliarden Schil l ing - mit 1 1 00 S subven
tioniert hat, Frankreich m it 1 300 S,  Italien mit 
I 600 S,  Österreich mit 6 1 8  S. Wir lägen damit 
relativ gut, wenn  es nicht die B undesrepublik 
Deutschland gegeben hätte mit ihren wesentlich 
besseren Kostenbildern und leistungsstärkeren 
Industrien. In der Bundesrepublik Deutschland 
ist man mit 274 S pro Tonne Stahlsubvention in 
diesem Zeitraum ausgekommen. 

Es war keine Krise e iner  beliebigen Industrie
gruppe, sondern es war die Stahlkrise, die damals 
ganz Europa erfaßt hat und Schwierigkeite� aus
gelöst hat! Von den 59 Mil l iarden ,  die der OIAG 
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aus dem Budget zugeführt wurden, sind 54 Mill i
arden in die Stahl industrie gegangen .  Das muß 
man bei dieser Betrachtungsweise immer wieder 
sagen. 

Wir haben die ÖIAG sehr konsequent neu ge
ordnet - Sie haben es erwähnt, ich bin auch sehr 
dankbar dafür -, wir haben ein neues Gesetz ge
schaffen: Die Austrian Industries - damals 
ÖIAG - wird nach gleichen Normen geführt wie 
jedes andere P rivatunternehmen. Diese gesetzli
chen Voraussetzungen wurden geschaffen - ich 
darf nur daran erinnern, daß die ÖVP im Natio
nalrat damals nicht mitgestimmt hat. Wir haben 
die Neubestellung der Organe vorgenommen: D ie 
Zahl der Aufsichtsratsmitglieder, insgesamt wa
ren es 1 40, haben wir auf 70 für den ganzen Be
reich reduziert, und die Persönlichkeiten haben 
wir nach ganz bestimmten Qualifikationsprofilen 
ausgesucht. 

Wir haben seinerzeit das Finanzierungsgesetz, 
erstmals mit der ÖVP, verhandelt. Damals habe 
ich um jede Milliarde für die ÖIAG raufen m üs
sen. Anläßlich der letzten Koalitionsverhandlun
gen im Herbst 1 990 war ich in einer wesentlich 
angenehmeren Position: Diesmal mußte ich dar
um raufen, daß die ÖIAG nicht zu viel an den 
Staat abführen muß. Damals hat die Finanzmit
telbedarfsrechnung 42 Milli arden Schilling erge
ben, wir haben uns dann auf 33 Mill iarden geei
nigt. Die ÖIAG hat für 1 6  Milliarden Schilling 
Unternehmungen verkauft - die sogenannten 
Eigenle istungen, die eingebracht wurden - ,  wo
durch sich ein völlig neues Konzernbild, eine völ
lig neue Organisation ergeben hat. 

Und der letzte Schritt, meine Damen und Her
ren, ist jetzt der Gang an die Börse. - Auch d ies
bezüglich möchte ich daran erinnern: Als wir uns 
d ie erste Stufe vorgenommen hatten, haben sehr 
viele Wirtschaftspolitiker in al len Lagern gesagt: 
"Dieses Papier wird woh l  niemand kaufen wol
len! "  - Es war nach eineinhalb Tagen überzeich
net. 

Herr Bundesrat Mautner Markhof! Wenn S ie 
doch mehr oder weniger ermahnend meinen, daß 
der Politikereinfluß in diesem Bereich möglicher
weise zu groß ist, dann möchte ich Ihnen auch 
hier versichern : Ich verhalte mich als Eigentü
mervertreter nicht anders als jeder andere E igen
tümer der Welt. Ich nehme mir nicht mehr Rech
te heraus, als Sie sich herausnehmen in Ihrem Be
trieb, aber das, was ich mir herausnehme, muß 
sein, denn sonst würde ich  meiner Eigentümer
funktion nicht nachkommen. Ich beschränke 
mich darauf, daß ich jeweils vor einer  Aufsichts
ratssitzung der Austrian Industries m it den von 
mir bestellten Aufsichtsräten über die einzelnen 
Punkte der Tagesordnung eineinhalb Stunden 
lang d iskutiere. Würde ich das nicht machen, 
würden Sie mir - mit Recht - vorwerfen, daß 

ich meiner E igentümerfunktion nicht gerecht 
werde. ( Vizepräsidenz Dr. S c  h a m  b e  c k über
nimmt den Vorsitz. ) 

Dazu bekenne ich mich. Da wird auch hart dis
kutiert. Namhafte Persönlichkeiten der österrei
chischen Wirtschaft sind dort als Aufsichtsräte 
vertreten, von Herrn Tessmar-Pfohl angefangen 
bis Machenschalk - damals die besten Leute, die 
man bekommen konnte. Die ÖVP hat es ja da
mals, im Jahr 1 985, abgelehnt, zu nominieren, 
Graf hat das abgelehnt. Im Jahre 1 985 war das 
"unsinkbare Schiff" im Sinken , und daher haben 
sich natürlich auch entsprechende Stimmungen 
ergeben. 

In einem Punkt gebe ich Ihnen hundertprozen
tig recht: Die vorgesehene breite Streuung ist eine 
gute Strategie. Auch im Hinblick auf diese breite 
Streuung mu ßten wir einiges an Überzeugungsar
beit und Diskussionsarbeit leisten.  Sie wissen ,  daß 
viele Menschen der Meinung waren ,  man solle 
mit den Branchenholdings an die Börse gehen. 
Wären wir mit den Branchenholdings diesen Weg 
gegangen, hätten wir wiederum nur Branchenin
teresse induziert, an einer Stahlholding hätten in 
erster Linie Thyssen oder Krupp Interesse gehabt. 
Wir hätten somit den ohnehin schon sehr starken 
Einfluß  des Auslandes noch verstärkt. 

Wenn Sie den Namen " Austrian Industries" 
kritisieren - er wurde mit der Bundeskammer 
vereinbart, und die Bundeskammer kommt be
stimmt nicht in den Verdacht, eine " rötliche" Or
ganisation zu sein .  (Beifall bei der SPÖ und bei 
Bundesräten der Ö VP. ) 1 1 ,48 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

W ünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

D ie Debatte ist geschlossen. 

W ird von der Frau Berichterstatterin ein 
Sch lußwort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht 
der Fall .  

Wir  gelangen daher zur Abstimmung.  

Bei der A b s t i m m U f l  g beschließt der Bun
desrat mit 5 t i m  m e n e i n  h e l  l i g k e i t. gegen 
den Geselzesbeschluß des Nationalrates k e i -
n e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 9. Juli 
1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Post gesetz geändert wird (173/ A-II-2380 und 
223/NR sowie 4099/BR der Beilagen) 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 9. Juli 
1991  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem die 
Anlage zum Fernmeldegebührengesetz geändert 
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wird (159 und 222/NR sowie 4100/BR der Beila
gen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge
langen nun zu den Punkten 8 und 9 der Tages
ordnung, über die die Debatte unter einem abge
führt wird . 

Es sind dies die Beschlüsse des Nationalrates 
vom 9. Jul i  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Postgesetz geändert wird, und e in  Bun
desgesetz, mit dem die Anlage zum Fernmeldege
bührengesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung über die Punkte 8 und 9 
hat Herr Bundesrat Karl Wöllert übernommen. 
Ich ersuche ihn höflich um seine Berichte. 

Berichterstatter Karl Wöllert: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister!  Meine Damen und Herren! 
Zunächst mein Bericht zum Tagesordnungs
punkt 8.  

Die Zeitungsbeförderungsgebühren wurden 
zuletzt mit 1 .  Jänner 1976 neu festgesetzt. Seither 
hat sich der Verbraucherpreisindex um nahezu 
72 Prozent erhöht. Die Verkaufspreise der Wo
chentagsausgaben der bekan ntesten Tageszeitun
gen, wie zum Beispiel "Kurier" , "Kronen-Zei
tung" , "Presse" ,  haben sich sogar nahezu verdrei
facht. Die in der Zwischenzeit gestiegenen Kosten 
haben dazu geführt, daß im Jahr 1 990 i n  diesem 
Dienst ein Abgang von nahezu 2,7 Mi l l iarden 
Schil l ing entstanden ist bezieh ungsweise der Ko
stendeckungsgrad nicht ganz 1 0  P rozent beträgt. 
Um ein weiteres Sinken des Kostendeckungsgra
des zu vermeiden beziehungsweise das ungünstige 
Kostenbild im Zeitungsdienst zu verbessern, ist 
beabsichtigt, die Einnahmen in Etappen b is zum 
1 .  Jul i  1995 um etwa 60 Prozent zu erhöhen. Für 
Zeitungen mit der al lgemein gehaltenen An
schrift "An e inen Haushalt" ist e ine Ermäßigung 
des Kilosatzes um 20 Prozent vorgesehen. Mit 
dieser Ermäßigung soll dem geringeren Aufwand 
bei der Beförderung solcher Zeitungen Rechnung 
getragen werden.  Neu eingeführt werden soll eine 
Jahresgebühr, die der zumindest teilweisen Dek
kung der Kosten für jene Leistungen, die n icht in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der Beförde
rung der Zeitungen stehen, dienen soll . Durch die 
etappenweise Anhebung der Zeitungsbeförde
rungsgebühren  soll den Medieninhabern (Verle
gern) die Möglichkeit zu einer den wirtschaftli
chen Gegebenheiten auf dem Printmedienmarkt 
entsprechenden Kalkulation geboten werden. Mit 
den gegenständlichen legislativen Maßnahmen ist 
kein Mehraufwand auf dem Personal- und Sach
kostensektor verbunden. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat d ie gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung am 1 1 . Juli 199 1  in Verhandlung genom
men und mehrstimmig beschlossen .  dem Hohen 

Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erhe
ben. 

Als Ergebnis sei ner Beratung stellt der Aus
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so
mit den A n t r a g, der Bundesrat wolle be
schließen: 

Gegen den Beschluß des National rates vom 
9. Juli  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Postgesetz geändert wird, wird kein Ein
spruch erhoben. 

Der zweite Bericht: Der vorliegende Beschluß 
des Nationalrates sieht eine Neuordnung der In
landsfernzonen I und II sowie e ine Senkung der 
Ferngebühr in der Zone I I  vo r. Mit  dieser Maß
nahme werden zum e inen Kostenvortei le .  die s ich 
aus der Nutzung neuer und b illigerer Technolo
gien ergeben, an die Verbraucher weitergegeben .  
Zum anderen wird durch d ie vorgesehene Neu
ordnung der Fernzonen das Entfernungselement 
in seiner Auswirkung als tarifbestimmender Fak
tor reduziert. In Verfolgung dieser Zielsetzung 
wird per  1 .  September 199 1  die 1 .  Fernzone auf 
100 km Entfernung ausgedehnt. Gespräche i n  
diesem Bereich werden dadurch um 40  Prozent 
bill iger. Mit der genannten Ausdehnung auf 
100 km wird insbesondere auch den Interessen 
der Bewohner des ländlichen Raumes sowie den 
Belangen der vom Zentralraum weiter abseits l ie
genden Gebiete angemessen Rechnung getragen .  
Mit der neuen Entfernungsstaffelung wird d ie 
Chancengleichheit  ländlicher und peripherer Re
gionen beträchtlich erhöht, wenn sie auch n icht 
alle Forderungen d ieser Gebiete voll  abdecken 
kann.  Für Gespräche im Weitverkehr ( über 
1 00 km Entfernung) wird zum gleichen Zeit
punkt der Tarif von 6,67 S per Minute auf 6 S 
gesenkt. 

Der gegenständliche Beschluß sieht schließl ich 
noch bei Münz- und Wertkartenfernsprechern 
eine Neufestsetzung des Tarifimpulswertes von 
0,80 S auf 1 S vor.  Durch die Gesamtheit dieser 
Tarifmaßnahmen ergeben sich Einsparungen an  
Telefongebühren fü r  die Verbraucher von jähr
l ich rund 600 Mil l ionen Schi l l ing. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft u nd 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in sei ner  
Sitzung vom 1 1 . Ju l i  1 99 1  i n  Verhandlung ge
nommen und einst immig beschlossen, dem Ho
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben .  

Als Ergebnis sei ner Beratung stellt der Aus
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so
mit den A n t r a g, der Bundesrat wol le be
schließen :  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
9. Juli 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
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die Anlage zum Fernmeldegebührengesetz geän
dert wird, wird kein E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge
hen in die Debatte ein, die über die zusammenge
zogenen Punkte unter e inem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Karl Litschauer. Ich ertei le es ihm. 

1 1 .55 
Bundesrat Karl Litschauer (ÖVP, Niederöster

reich) :  Herr P räsident! Herr Bundesminister! Ho
hes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her
ren !  Lassen S ie mich kurz auf die zur Debatte 
stehenden Bundesgesetze im Sinne der Berichter
stattung näher eingehen!  

Zur ersten Gesetzesmaterie, dem Postgesetz, 
möchte ich die Ausführungen des Herrn Bericht
erstatters wiederholen und festhalten, daß die 
Korrektur der Ze itungsbeförderungsgebühr sehr 
maßvoll vorgenommen wird . Sie ist notwendig 
geworden, wei l  fünfzehn Jahre h indurch unver
ändert d ie gleichen Gebühren veranlagt waren .  

In diesem Zeitraum ist jedoch, wie wir  vom 
Herrn Berichterstatter gehört haben, bei den zu 
befördernden Produkten mehrfach eine Preisent
wicklung festzustellen, die wesentlich nach oben 
zeigt. Daher findet die neue Tarifgestaltung, die 
in mehreren Etappen bis Juli 1 995 wirksam wer
den wird, durchaus die Zustimmung meiner 
Fraktion. 

Bemerkenswert ist dabei auch die Tatsache, 
daß für die Inhaber der Medien die Mögl ichkeit 
gegeben ist, weitreichende und der Entwicklung 
angepaßte Kalkulationswahrnehmungen vorzu
nehmen. 

Da ich am Wort bin,  möchte ich heute die Ge
legenheit wahrnehmen und den Hauptverant
wortlichen der Postverwaltung und den vielen Be
diensteten, die tagaus, tagein unterwegs sind und 
enorme Leistungen vollbringen, insbesondere im 
Bereich der Zustellung, ein aufrichtiges Danke
schön sagen. Es ist das eine enorme Leistung, d ie 
sie vollbringen .  

Ich habe mir  d ie  Mühe gemacht, mich ein b iß
ehen mit Zahlen aus der Statistik beschäftigt. Ich 
glaube, diese Zahlen werden auch Sie interessie
ren: Tägl ich werden bis zu 10,2 Mill ionen Brief
sendungen zugestellt, bis zu 3 , 1 Mil lionen Zei
tungen und 244 000 Pakete. 

Man kann sagen: Es werden wirklich Tonnen 
bewegt ! ,  und ich sage es auch mit einem Gefühl 
der Freude, daß eigentlich vom Kunden, vom 
Empfänger her kaum Reklamationen notwendig 
s ind.  Daß dies so funktioniert, ist, glaube ich, s i
cherlich darau f  zurückzuführen, daß eine gut or-

ganisierte Dienstleistungsgemeinschaft, ein 
Dienstle istungsbetrieb, aufgebaut wurde. 

Wenn ich Ihnen die Zahlen zur Kenntnis ge
bracht habe, so hei ßt das aber, daß jährlich bis zu  
6 Prozent an Leistungszunahme festzustellen sind 
und - für uns Mandatare erfreulich - daß das 
n icht Hand in Hand geht mit einer Zunahme von 
Personal. 

Daher nochmals mein Dank an die dafür Ver
antwortlichen, daß diese so wesentliche Maßnah
me, nämlich die Zustellung, so gut funktioniert. 

Meine Damen u nd Herren !  Gestatten Sie, daß 
ich mich m it dem zweiten Gesetzesbeschluß be
schäftige, nämlich mit dem Fernmeldegebühren
gesetz. 

Ich darf hier festhalten, daß die Post- und Tele
graphen verwaltung in den letzten Jahren große 
Anstrengungen unternommen hat, das Telefon
netz in Richtung Vollversorgung auszubauen, 
u nd sie hat gleichzeitig entsprechende Maßnah
men gesetzt, das bestehende Telefonnetz auf neue 
und vor allem bi l l igere Technologien umzustel
len . 

Durch diese Aktivitäten gibt es n icht nur mehr 
Personen und Haushalte, die in  den Genuß eines 
e igenen Telefonanschlusses kommen, sondern es 
gibt auch mehr zufriedene Postkunden, die dar
über hinaus durch die Telegraphenverwaltung 
bi l l iger versorgt werden können, weil eben mo
dernere Technologien e ingesetzt werden .  

Meine verehrten Damen und Herren !  Die Aus
wirkungen liegen auf der Hand: Die Erträge der 
Post- und Telegraphenverwaltung sind in den 
letzten Jahren enorm gestiegen. Jährliche, sehr 
beachtliche Steigerungsraten zeigen, daß die In
vestitionen richtig angelegt wurden. 

Verantwortlich für diese positive Entwickl ung 
der Ertragslage war zweifelsohne der Telefonsek
tor. Es bestand daher schon seit  längerem der 
Wunsch - von verschiedenen Seiten ist immer 
wieder diese Forderung erhoben worden -, die 
im internationalen Vergle ich relativ hohen Tele
fongebühren zu sen ken und damit dem Kunden 
E insparungen, die durch Investitionen in  der 
Technik möglich waren, weite rzugeben. 

Eine - vor allem von mei ner  Fraktion - erho
bene Forderung bestand auch  darin, den durch 
das derzeit gültige Tarifsystem sicherlich benach
teiligten ländlichen Raum im Vergleich zu zentra
len Regionen besserzustellen. Das geschieht nun
mehr mit Wirksamkeit 1 .  September 1 99 1 .  D ie 
Tarifzone I wird auf 1 00 Kilometer ausgedehnt. 
Die positi ve Folge davon ist, daß die Teilnehmer 
eine b is zu 40 Prozent bi l ligere Telefongebühr zu 
zahlen haben .  
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Weiters möchte ich bemerken, daß in der Zo
ne II, also im Fernverkehr, auch eine Reduzie
rung des Preises der Sprechminute vorgenommen 
wird , nämlich im Ausmaß von etwa 10  Prozent, 
wie wir vom Herrn Berichterstatter erfahren ha
ben. Diese Entwicklung möchte ich als besonders 
erfreul ich bezeichnen. Bereits in den Koalitions
verhandlungen konnte man sich auf die von mir 
angesprochenen P unkte einigen. 

Der heute vorl iegende Gesetzesbeschluß stellt 
somit unter anderem auch die Umsetzung des 
Koalitionsübereinkommens und damit das Einlö
sen eines am Beginn der Legislaturperiode abge
gebenen Versprechens dar. 

Meiner Ans icht nach gibt es heute noch sehr  
viele benachteil igte Geb iete, wie etwa Grenzre
gionen, d ie zuwenig berücksichtigt wurden. Die 
Grenzregionen sind eben in vielen Fällen über 
100 Ki lometer entfernt, also in der Tarifzone 11 .  
Und da sollten noch weitere Anstrengungen hin
sichtlich der Reduzierung der FernmeIdegebüh
ren unternommen werden .  

Zusammenfassend: Erfreulich ist d ie  Tatsache . 
daß durch den neuen. modernen Schritt den Tele
fonbenützern eine jährliche Ersparnis von rund 
600 Mil l ionen Schil l ing ins Haus steht; eine Ent
wicklung, die man nicht genug hervorheben 
kann .  

Meine verehrten Damen und Herren ! Es  gibt 
aber auch an d ieser Novelle einiges auszusetzen ,  
einiges, h insichtlich dessen ich  nicht so mit Lob 
umgehen kann und wirklich berechtigte Kritik 
anbringen möchte. 

Ich stel le fest, daß d ie Anhebung des Tarifim
pulswertes bei  Münz- und Wertkartenfernspre
chern im Ausmaß von 25 Prozent erfolgt. Es 
klingt wenig, wenn ich sage: Einheitsanhebung 
von 80 Groschen auf 1 S .  Wenn man das aber re
lativ sieht, schaut das schon etwas anders aus. 

Wie ich den mir zur Verfügung stehenden Un
terlagen entnehme, haben bereits im Begutach
tungsverfahren e inzelne Länder beziehungsweise 
andere damit befaßte Institutionen - ich nenne 
nur zwei :  die Bundeskammer der gewerbl ichen 
Wirtschaft und den Österreichischen Arbeiter
kammertag - negative Stellungnahmen bezie
hungsweise Bedenken gegen diese Verteuerung 
der Telefongespräche bei Münzfernsprechern 
vorgebracht. 

Ich kenne die Begründung für diese ablehnen
de Haltung nicht im einzelnen, ich bin aber si
cher, daß sich einzelne meiner Bedenken, auf d ie 
ich jetzt zu sprechen kommen werde , darin wie
derfinden. 

Wenn man nämlich die Palette der Kundschaft 
der Münz- und Wertkartenfernsprecher näher 

durchleuchten würde , käme man wohl zu dem 
Schluß - das dürfte n icht weit von der Real ität 
entfernt sein - ,  daß einerseits wohl  quer durch 
alle Bevölkerungsschichten von d iesem Angebot 
der Post Gebrauch gemacht wird, daß aber ande
rerseits - dies scheint mir entscheidend zu sein 
- vor al lem die sozial niedrigere und finanziell 
schlechter gestellte Sch icht der Bevölkerung not
wendigerweise zu den Benützern und Stammkun
den dieser Einrichtung gehört. 

Lassen S ie m ich, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, nur einige dieser "Stammkunden" -
unter Anführungszeichen - aufzählen. Es sind 
dies: Schü ler, Lehrlinge, Jugendliche, Präsenzdie
ner, vor allem aber jene Famil ien, die im e igenen 
Haushalt kein eigenes Telefon haben. 

Geht man von dieser Bevölkerungsschicht, de
ren finanziel len Möglichkeiten u nd deren sozialer 
Stellung aus, wird wohl unter diesem Bl ic kwinkel 
die beabsichtigte gesetzliche Änderung, die Anhe
bung der Fernsprechgebühr, als nicht unbedingt 
richtig - aus meiner Sicht - zu beurtei len sein, 
denn ich glaube, daß soziale Aspekte nicht zur 
Gänze berücksichtigt wurden. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren! Es 
stellt sich hier wirklich die Frage , ob durch d ie in 
den Erläuterungen angeführten Beweggründe für 
die Erhöhung der Gebühr - d ie hohen Investi
tionen,  die Störanfäll igkeit und der Vandalismus 
- die von mir  angesprochenen sozialen Überle
gungen wettzumachen sind. Daß für einen öffent
lichen Münzfernsprecher erhöhte Investitionsko
sten erforderlich sind, l iegt zweifelsohne auf der 
Hand . Dem gegenübergestellt werden müßten 
aber die dadurch möglichen zusätzlichen E i nnah
men - eine derartige Vergleichsrechnung l iegt 
mir aber nicht vor, ich kenne eine solche n icht. 

Höhere Störanfäl l igkeit und Vandalismus sind 
- leider - Tatsache. Es stellt sich aber die F rage 
- ich habe d ies schon einmal von dieser Stelle 
aus formuliert - ,  ob in  diesem Zusammenhang 
wirklich alle technischen Möglichkeiten ausge
nützt wurden. Durch die auf vielen Gebieten be
reits w irksam gewordene Innovationsfreudigkeit 
der Post- und Telegraphenverwaltung - ich 
möchte diese noch einmal besonders erwähnen -
wäre man meiner Meinung nach ohne weiteres in 
der Lage, in  d iesen zwei Problembereichen Lö
su ngen zu finden. Mir ist schon bewußt: Vandalis
mus wird man auch d urch noch so effiz iente 
Warneinrichtungen und abschreckende Maßnah
men nicht ganz verhindern können. E ine Reduk
tion auf e in f inanzielles und betriebswirtschaft
lich verträgliches Maß müßte meiner Ansicht 
nach aber möglich sein .  

Insgesamt betrachtet stellt daher die Erhöhung 
der Gebühr für Münz- und Wertkartenfernspre
cher e inen für mich nicht sehr positiven Punkt 
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dar. Die vorgelegte Begründung vermag mich 
nicht wirklich zu überzeugen, beziehungsweise es 
wurden die sozialen Aspekte, auf die ich vorhin 
eingegangen bin, bei dieser Gesetzesänderung zu
wenig berücksichtigt. Ich bin aber O ptimist und 
gebe daher die Hoffnung nicht auf, da ß meine 
Anregungen beziehungsweise auch jene im Be
gutachtungsverfahren eingebrachten bei anderer 
Gelegenheit Berücksichtigung finden werden .  

Trotz dieses Wermutstropfens wird meine 
Fraktion diesen beiden Gesetzentwürfen gerne 
ihre Zustimmung geben. - Danke. (Beifall bei 
der Ö VP und bei Bundesräten der SPÖ. )  12.09 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich weiters gemeldet Herr Bundesrat 
Norbert Tmej .  Ich erteile es ihm. 

12.09 
Bundesrat Norbert Tmej (SPÖ, Wien):  Sehr ge

ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! Ho
hes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 
vorliegende Novelle zur FernmeIdegebührenord
nung ist ein weiterer Schritt in die Richtung, Ko
stenvorteile, die die Post durch bessere und ko
stensparende Technologien erzielt, an den Kun
den weiterzugeben. Damit wird wieder ein Punkt 
des Koalitionsabkommens erfüllt. Das hat auch 
mein Vorredner bereits erwähnt. Ich werde dann 
auf die Punkte, die Kollege Litschauer angeführt 
hat, vor allem auf die Sprechzellen, noch geson
dert zu sprechen kommen. 

Wesentlich ist auch - und da muß  ich mich 
wiederholen -, daß damit ein langjähriger 
Wunsch speziell aus dem ländlichen und aus dem 
peripheren Raum halbwegs verwirkl icht wurde. 
Sicher sind noch immer Wünsche vorhanden, 
aber das ist doch eine Teilerfüllung der Wünsche. 
Und wenn Sie beobachten, wie die österreichische 
Postverwaltung in den letzten Jahren vorgegan
gen ist, werden Sie festste llen, daß wir wirklich 
bemüht waren, immer wieder Möglic hkeiten zu 
nutzen, Preisreduktionen weiterzugeben. 

Ich darf darauf h inweisen, daß wir in den letz
ten Jahren, und zwar beginnend mit 1 .  Jänner 
1 987, 1 6  europäische Staaten in d ie I. Aus
landszone - früher war das die 11. Auslandszone 
- einbezogen haben. Dadurch sind Gebührenre
duktionen von rund 2 1  Prozent entstanden. Das 
hat dazu geführt, daß seither Gespräche zum Bei
spiel von Brüssel, Paris, Rom und Amsterdam 
nach Wien um 50 Prozent teurer sind als in um
gekehrter Richtung. Das heißt, S ie telefonieren 
derzei t  von Österreich aus in d iese Orte bi ll iger 
- um ungefähr 50 Prozent; das ist eine Folge 
dieser Reduktion. 

Am 1 .  Juli 1 98 7  hat die Post eine Reduzierung 
der Fernsprechgebühren nach USA und Kanada 
durchgeführt. Das hat rund 54 Prozent gebracht .  

Am 1 .  September 1 988 fanden die Auflassung 
der früheren V. Auslandszone und die Senkung 
der Gesprächsgebühren der IV. Auslandszone 
statt. Auch das hat wesentliche Gebühreneinspa
rungen gebracht. Zum Beispiel ist Israel von der 
IV. in die IH. Auslandszone gekommen, und da
durch gab es eine Gebührenreduktion in der 
Höhe von 2 7,6 bis 53,4 Prozent. 

Am 1 .  September 1 989 wurde die E inführung 
ermäßigter Gebühren während der Nachtstunden 
- von 1 8 .00 bis 8.00 Uhr - .  an Wochenenden 
und Feiertagen für alle westeuropäischen Länder 
sowie Algerien, Libyen,  Marokko. Tunesien,  I. 
und Il. Auslandszone, gewährt. Diese Gebühren
reduktionen haben bis zu 35 Prozent betragen .  

Eine wesentliche Senkung der Telefongrundge
bühr ist mit 1 .  September 1 989 durchgeführt 
worden,  und zwar wurde sie beim Einzeianschluß 
von 200 S auf 1 80 S und beim Teilanschluß von 
1 60 S auf 1 50 S gesenkt. 

Eine weitere Reduktion dieser Grundgebühr 
erfolgte am 1. September 1 990. Beim EinzeIan
schluß wurde sie von 1 80 S auf 1 60 S und beim 
Teilanschluß von 1 50 S auf  1 40 S gesenkt. Also es 
geht in d ieser Richtung weiter .  

Es hat in Österreich fünf Gebührenzonen gege
ben. Derzeit gibt es zwei.  Ich weiß ,  daß der 
Wunsch besteht, daß es in Zukunft überhaupt 
nur eine Zone gibt. Das wird aber technisch n icht 
leicht möglich sein ,  und vor allem ist das auch 
eine Kostenfrage. Dazu muß man wissen, wie sich 
bei uns die Inlandsgespräche zusammensetzen -
das ist sehr interessant. 

Österreich hat derzeit einen Stand von 
3 270 000 TelephonteiLnehmern - also Haupt
anschlüsse - ,  davon sind bereits 420 000 im Di
gitalsystem ausgeführt; auch da sind wir europa
weit gesehen sehr weit vorne. Interessant ist auch, 
daß 80 Prozent der Inlandsgespräche als Ortsge
spräche durchgeführt werden, daß die 1 .  Fernzo
ne zu ungefähr 8 Prozent belastet ist und die 
II .  Fernzone zu 9 P rozent - das ergibt n icht 
ganz 100, wei l  es etwas ungenau ist. 

Die Einnahmenvertei lung: Die Ortsgespräche 
bringen rund 30 Prozent der Gebühren , während 
die I. Fernzone 1 6  Prozent und die 11. Fernzone 
rund 29 Prozent bringen. Den Rest machen die 
Auslandsgespräche aus. 

Gleichzeitig mit dieser Novelle wird die Neu
festlegung der Gesprächsgebühren bei Münz- und 
Wertkartenfernsprechern geregelt. Der Tarifim
pulswert wird von derzeit 80 Groschen auf 
1 Schill ing erhöht. Die Post macht damit erhöhte 
Kosten gerade bei den Münzern geltend. 

Wir haben in Österreich - das ist europaweit 
gesehen sehr  gut - derzeit 1 9  527 Münzfern-
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sprecher, davon sind 677 Rückrufzellen, 
4 287 Wertkartentelefone - auch in diese Rich
tung geht man, weil weniger Anreiz besteht, diese 
Telefone aufzubrechen, um zu Geld zu kommen .  
Der Vandalismus wird durch Wertkartentelefone 
sicher etwas hintangehalten. Wir haben auch 
332 Behindertentelefonzellen. 

Für diese Münzfernsprecher muß die Post un
gefähr 25 Mi l lionen Schilling im Jahr ausgeben -
für technische Erneuerungen, für Überwachung 
und ähnliches. Zirka 1 4  Mil lionen bis 15 Mill io
nen Schil l ing im Jahr werden zur Behebung von 
Vandal ismusschäden aufgewendet - das ist sehr 
hoch, vor allem in Bal lungsräumen; in den ländl i
chen Gemeinden ist Gott se i Dank diesbezüglich 
weniger zu vermerken. 

Weiters kostet uns allein die Reinigung dieser 
1 9  000 Zellen 22,5 Mil l ionen Schill ing, wobei die 
Reinigung zum Teil durch eigene Kräfte durchge
führt, zum Teil an Private vergeben wird - unge
fähr 8,5 Mill ionen werden an Private vergeben ,  
1 4  Mill ionen beträgt der Aufwand für Reinigun
gen durc h das eigene Personal. 

Wenn S ie sich in Europa die Kosten für die 
Münztelefone anschauen, stellen Sie fest, da ß 
zum Beisp iel in  der Bundesrepublik Deutschland 
der Münzer um 30 Prozent teurer ist - er liegt 
ungefähr in unserem Bereich, sogar etwas höher 
- als die normale Telefoneinheit. I n  der Schweiz 
gibt es die Mindestgebühr von 40 Rappen, wenn 
man einen Münzer bedient; das sind rund 3,20 S .  
In Großbritannien liegt der Wert 97 Prozent über 
dem normalen Wert; in Belgien sogar 278 Pro
zent darüber, in  Schweden 190 Prozent. 

Es haben also alle d ieselben Probleme wie wir. 
Man hat sich bemüht, die Preise halbwegs an die 
realen Kosten ,  die dadurch entstehen, anzupas
sen. 

Bezüglich des sozialen Aspekts möc hte ich sa
gen, daß beim Münzer bis viereinhalb Min uten 
keine Veränderung e intritt. Wenn man also be
rücksichtigt, daß 80 Prozent der Gespräche in 
Österreich Ortsgespräche sind - beim Münz
fernsprecher wird es ja ähnlich sein - ,  so sieht 
man, daß man sich bemüht, daß gerade Schüler 
und die anderen Personen, die Kollege Litschauer 
angesprochen hat - sie führen ja meistens Orts
gespräche - ,  von dieser Erhöhung kaum betrof
fen werden. Aber die Erhöhung war notwendig, 
wei l  eben so große Schäden auftreten. 

Weiters führen wir jetzt ein, daß man mit Kre
ditkarten, also Visa und ähnlichen, bei den Tele
fonen telefonieren kann, wie das im Ausland zum 
Tei l  schon möglich ist. 

Wir haben damit begonnen, auf dem Flughafen 
Wien solche Apparate aufzuste llen. Da sind na-

türlich d ie Aufwendungen enorm hoch, weil fak
tisch eine Datenleitung zu e inem Computer ge
hen muß,  damit man sieht, ob die Karte gedeckt 
ist, und damit das notiert wird und dann in die 
Fernmelderechnung hineinkommt. Es entstehen 
dadurch wesentliche Kosten .  

Ich glaube, gerade dadurch , daß der  Preis für 
die ersten viereinhalb Minuten nicht erhöht wird, 
ist der von dir angesprochene Kreis n icht betrof
fen .  

I ch  möchte mich bei dieser Gelegenheit gleich 
be im Kollegen L itschauer für die wirklich netten 
Worte, die er für die Postbediensteten hier vorge
bracht hat, bedan ken. Für mich selbst wäre das 
etwas komisch, denn das schaute so nach Eigen
lob aus, und das will ich nicht tun. Aber ich danke 
dir viel mals, daß du  das gemacht hast . 

Ganz kurz möchte ich auch auf die Änderun
gen zum Postgesetz eingehen. 

Es ist so , daß man aus Gründen der Kosten
wahrheit und der Transparenz bemüht war, bei 
den Zeitungsgebühren,  die einen Deckungsgrad 
von nicht ganz 10 Prozent aufweisen ,  e ine Anhe
bung durchzuführen.  

Wir haben ja schon gehört, daß seit  1 .  Jänner 
1 976 keine Erhöhung stattgefunden hat, daß der 
Index in  dieser Zeit  um 72 Prozent gestiegen ist 
und daß gerade d ie Zeitungen, d ie e igentl ich d ie 
Nutznie ßer des Ganzen sind, im se lben Zeitraum 
mit ihren Preisen - zum Beispiel "Kurier" und 
"Krone" - von 3 S auf 8 S hinaufgegangen sind , 
die .,Presse" von 5 S auf 1 2  S, die " Wiener Zei
tung" von 2 S auf 8 S. 

Es war wirklich notwendig, daß auf d iesem Ge
biet etwas geschieht. In der Bundesrepubl ik  
Deutschland ist der Deckungsgrad wesentlich hö
her. auch in der Schweiz; er  liegt bei etwa 50 be
ziehungsweise 45 P rozent. 

Interessant ist auch die Zahl der Sendungen -
Kol lege L itschauer hat den täglichen Wert ge
nannt. Ich kann Ihnen sagen ,  daß von der Post 
ungefähr 840 Mill ionen Zeitungen befördert wer
den. daß mit der Samstagzustellung ein Defizit 
von 2,7 Mil l iarden Schil l ing entsteht und daß ge
rade d iese Leistung faktisch auf dem freien Markt 
erfolgt und sich jeder, der Interesse zeigt, an die
sem Geschäft betei ligen könnte . Aber anschei
nend ist das nicht sehr  lukrativ, denn bis jetzt sind 
wir so ziemlich die einzigen,  die sich mit dieser 
Sache beschäftigen müssen. 

Daher ist es für uns besonders erfreulich, daß 
dieses Gesetz jetzt beschlossen wird, in dem fest
gelegt wird, daß in den nächsten fünf Jahren e ine 
Anhebung dieser Gebühren erfolgt. Es ist auch so 
geregelt, daß den Printmedien die Möglichkeit 
gegeben wurde , sich auf diese Preise einzustellen, 
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und daher nicht von einer unfai ren Aktion ge
sprochen werden kann. 

Meine Fraktion wird diesem Gesetzesbeschluß 
gerne die Zustimmung erteilen. (Beifall bei SPÖ 

und Ö VP. )  12 .21  

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister Dr. 
Streicher. Ich e rteile es ihm.  

12.2 1  

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr DipL . -Ing. Dr. Rudolf Streicher: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren!  Ich kann 
mich wirklich ganz kurz fassen .  Herr Bundesrat 
Tmej hat nachgewiesen ,  daß wir wirklich kein 
teures Telefonland sind, in allen Bereichen, in al
len Gebührenkategorien liegen wir heute schon 
im unteren Drittel .  i nsbesondere dort, wo die 
meisten Gespräche stattfinden, nämlich im 25-Ki
lometer-Bereich.  Hier gehören wir, wie das aus 
dieser Liste an den schwarzen Balken zu sehen ist, 
zu den Allerbilligsten in Europa. (Der Minister 
weist eine Statistik vor. ) 

Ich lasse keine Gelegenheit - auch hier im 
Bundesrat nicht - aus, um darauf h inzuweisen, 
denn es hält sich hartnäckig das Gerücht. daß 
Österreich ein teures Telefonland ist. Das sind 
wir schon e inmal bei den Anschlußgebühren 
nicht, obwohl es bei uns sehr, sehr schwierig ist. 
bei den Anschlußgebühren einen einigermaßen 
günstigen Preis zu erzielen, wei l  die topographi
schen Verhältnisse und auch die entlegenen Ent
fernungen hier eine Rol le spielen .  

I ch  möchte aber noch auf einige Überlegungen 
eingehen, die Sie angestellt haben.  Es ist heute im 
Zusammenhang mit der ganzen Tarifstruktur 
nicht erwähnt worden, daß nahezu 10 Prozent al
ler Telefonteilnehmer bei uns überhaupt grund
gebührenfrei sind. Weiters ist d ie erste Stunde 
fre i .  Das ist e ine soziale Leistung. d ie der Post 
zugerechnet wird, die mit etwa 800 Mil lionen 
Schi l ling jährl ich zu beziffern ist . Wenn man 
Budgetwahrheit und Kostenwahrheit ernst neh
men würde, dürfte das aber gar nicht bei der Post 
kontiert sein ,  sondern es müßte dort kontiert 
sein ,  wo es hingehört , nämlich ins Sozialministe
rium, ja, auch die anderen entsprechenden Sozial
tarife. 

Schauen S ie, es ist ja unterm Strich egal. (Zwi
schenruf des Bundesrates H o l z i n  g e r. )  Aber 
für die faire Darstellung eines betrieblichen Lei
stungsprozesses ist es einfach notwendig, daß 
man Leistungen, Rabatte, soziale Tarife dorthin 
kontiert, woh in  sie gehören. Das werden wir oh
nehin lange n icht haben, aber wenn man von 
Budget- und Kostenwahrheit redet, dann müssen 
wir das anstreben. 

Ebenso ist das bei den Studenten, Schülern und 
Lehrlingen ,  was den Münzsprechverkehr betrifft. 

. In England, in London beispielsweise. stehen zur
zeit 3 500 derartige Münzapparate verdreckt und 
funktionsuntüchtig herum. weil es sich für d ie in 
der Zwischenzeit privatisierte Telekommunika
tionsgesel lschaft wegen des Vandalismus, wegen 
der schlechten Kostenbilder nicht auszahlt, d iese 
Dienstleistung aufrechtzuerhalten. Das muß in  
diesem Zusammenhang auch gesagt werden. 

Ich sage es noch einmal: Man muß praktisch 
bei der ganzen Gebührenstruktur, das sind im
merhin 1 0  Prozent, jene Sozialtarife mitberück -
sichtigen ,  und da das nicht erwähnt wurde, habe 
ich mich noch einmal kurz zu Wort gemeldet. 
(Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 12 .24 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen .  

Wi rd vom Herrn Berichterstatter ein Schluß
wort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht der 
Fall . 

Die Abstimmung über die vorliegenden Be
schlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m  -
m u n g beschließt der Bundesrat mit S t i m  -
m e n e i n h e L L  i g k e i t, gegen die beiden Gesel
zesbeschlüsse des Nationalrates k e i n  e n E i n 
s p r Cl c h zu erheben. 

10. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
9. Juli 1991  betreffend ein Bundesgesetz über 
Änderungen des Marktordnungsgesetzes 1985 
(2. Marktordnungsgesetz-Novelle 1991),  des 
Viehwirtschaftsgesetzes 1 983 (2. Viehwirt-
schaftsgesetz-Novelle 1991) ,  des Weingeset-
zes 1985, des Zuckerförderungsgesetzes, des 
Stärkeförderungsgesetzes 1969, des Bundesgeset
zes über Maßnahmen betreffend Isoglucose, des 
Bundesgesetzes betreffend eine Abgabe auf be
stimmte Stärkeerzeugnisse und des Futtermittel
gesetzes ( 172/A-II-2389 und 232/NR sowie 4116  
und 4101IBR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge
langen nun zum 1 0. Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß  des Nationalrates vom 9. Juli 1 99 1  be
treffend ein Bundesgesetz über Änderungen des 
Marktordnungsgesetzes 1 985 (2. Marktordnungs
gesetz-Novelle 1 99 1 ) ,  des Viehwirtschaftsgeset
zes 1983 (2 .  Viehwirtschaftsgesetz-Novel
le 1 99 1 ) , des Weingesetzes 1 985, des Zuckerför
derungsgesetzes, des Stärkeförderungsgeset
zes 1969, des Bundesgesetzes über Maßnahmen 
betreffend Isoglucose, des Bundesgesetzes betref-
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fend eine Abgabe auf bestimmte Stärkeerzeugnis
se und des Futtermittelgesetzes. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Dr .  
Hans Wöckinger übernom men. Ich b itte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Hans Wöckinger: Sehr ge
ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister!  Ho
hes Haus! Die Erfahrungen im Zuge der Einhe
bung des Förderungsbeitrages auf D üngemittel 
haben gezeigt, daß der Import von Kleinpackun
gen ( 1 0  kg und weniger) insbesondere bei  hoch
konzentrierten Düngemitteln (wie zum Beispiel 
Harnstoff, Diammonphosphat) in letzter Zeit 
deutlich zugenommen hat .  Eine Einbeziehung 
dieser Kleinpackungen durch Neudefinition beim 
Warenkatalog (5 kg und weniger) sol l  e ine weiter 
zunehmende Umgehung bei der Entrichtung des 
Förderungsbeitrages auf Düngemittel e inschrän
ken. 

Der Gesetzesbeschluß sieht ferner eine Novel
lierung des Viehwirtschaftsgesetzes, des Weinge
setzes 1 985, des Zuckerförderungsgesetzes, des 
Stärkeförderungsgesetzes 1 969, des Bundesgeset
zes über Maßnahmen betreffend Isoglucose , des 
Bundesgesetzes betreffend eine Abgabe auf be
stimmte Stärkeerzeugnisse und des Futtermitte l
gesetzes vor. 

Der Ausschuß  für Land- und Forstwirtschaft 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 1 1 . Juli 1 99 1  in Verhandl ung genommen 
und mehrstimmig beschlossen, dem Hohen Haus 
zu empfehlen, den Verfassungsbestimmungen im 
Abschnitt I Art. I ,  Abschnitt I I  Art. I und Ab
schnitt VI  Art. I gemäß Art. 44 Abs. 2 B-VG die 
Zustimmung zu erteilen und keinen Einspruch 
gegen den vorliegenden Gesetzesbesch luß  zu er
heben. 

Als Ergebnis se iner Beratung stellt der Aus
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit den 
A n  t r a g , der Bundesrat wolle beschl ießen:  

1 .  Den im Abschnitt I Art .  I ,  Abschnitt 1 1  Art.  I 
und Abschnitt VI Art. I des gegenständl ichen Be
schlusses enthaltenen Verfassungsbest immungen 
wird im Sinne des Art. 44 Abs. 2 B-VG d ie Zu
stimmung erteilt. 

2.  Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
�. Jul i  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz über 
Anderungen des Marktordnungsgesetzes 1 985 
(2.  Marktordnungsgesetz-Novelle 1 99 1 ) ,  des 
Viehwirtschaftsgesetzes 1 983 (2. Viehwirtschafts
gesetz-Novelle 1 99 1 ) ,  des Weingesetzes 1 985,  des 
Zuckerförderungsgesetzes, des Stärkeförderungs
gesetzes 1 969, des Bundesgesetzes über Maßnah
men betreffend Isoglucose, des Bundesgesetzes 
betreffend eine Abgabe auf bestimmte Stärkeer-

zeugnisse und des Futtermittelgesetzes wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge
hen in die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr. 
Leopold Simperl . Ich erteile es ihm. 

12.30 .. 
Bundesrat Dr.  Leopold Simperl (SPO, Wien): 

Herr Präsident !  Herr Bundesminister! Geschätzte 
Damen und Herren ! Hohes Haus! Wenn wir uns 
mit der vorliegenden MOG-Novelle 1 99 1  - qua
si mit dem 2 .  Tei l  - heute zu befassen haben ,  so 
hatten wir in den letzten Tagen nicht nur hier im  
Plenum entsprechende Berührungspunkte, das 
heißt den G rünen Bericht 1 989 oder die MOG
Novelle - wie ich sage: 1.  Teil - ,  die uns am 
26. Juni 1 99 1  beschäftigte, sondern wer immer 
aufmerksam das Geschehen dieser Novelle ver
folgte - schwerpunktmäßig geht es dabei um das 
dazugehörige Getreideprotokoll 1 99 1 /92 , 
konnte unschwer erkennen, daß es offensichtlich 
keine rechte Lust gab, die eigentlichen Probleme 
in d iese Novelle einzub inden. das heißt, sie einer 
Lösung zuzuführen. 

Wie Sie sich erinnern, verwies ich im Zuge mei
ner letzten Ausführungen bereits auf das in den 
letzten Jahren offensichtl ich zum Procedere ge
hörende Zeitproblem. Daß es diesmal, sozusagen 
in letzter Minute, zu e iner Einigung kam, ist mei
ner Meinung nach nicht auf die Konsensfindung 
bei den unterschiedlichen Positionen zurückzu
führen , sondern liegt in  der Tatsache begründet 
- wenn wir uns den parlamentarischen Kalender 
anschauen, u m  das volkstüml ich auszudrücken 
- . daß halt die Zeit um war. 

Dies veranschaulicht die folgende Kurzdarstel
lung: Noch am 4. Jul i  1 99 1  wurden die Verhand
lungen in den Abendstunden abgebrochen, wei l  
sowohl über eine Senkung der Getreidepreise als 
auch über die E inführung einer Flächenprämie, 
die Erhöhung des Verwertungsbeitrages und d ie 
Düngemittelabgabe keine Einigung zu erzielen 
war .  

Ebenso war zu diesem Zeitpunkt das Austro
protprojekt heftigst u mstritten ,  und um etwas 
vorwegzunehmen - darauf komme ich später 
noch zu sprechen - ,  dieses ist es auch noch heu
te. Gesucht wurden weiters noch am 4. Juli 1 99 1 ,  
also vor nicht ganz acht Tagen,  ohne das Wochen
ende zu berücksichtigen, Einsparungsmöglichkei
ten bei den Vergütungen im Rahmen der Lager
aktion für Brotgetreide und Richtl inien für die 
Frachtkostenvergütung bei Futtergetreide. 

Ein wesentlicher damals noch offener Punkt 
war auch die angepei lte Einsparung in der Über
schußverwertung, die durch ein Reduzieren des 
Reportsprungs bei Brot- und Futtergetreide er-
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zielt werden sollte .  Weiters war noch nicht ent
schieden, ob d ie Qualitätsreserve im Rahmen der 
Lageraktion von Brotgetreide oder mit einer zu
gleich mit der MaG-Novelle 1 99 1  zu beschlie
ßenden Novelle zum Mühlengesetz geregelt wer
den könne. 

Meine Damen und Herren !  Wie wir alle wissen ,  
ist in  den Montagstunden - also inklusive Sams
tag und Sonntag, vier Tage später - h ier in den 
Räumlichkeiten des Parlaments eine Einigung er
zie lt worden, d ie,  und das kann man drehen und 
wenden wie man will , von welcher Position auch 
immer betrachtet, n icht nur vom e igentlichen ur
sprünglichen Wollen,  sondern - und das scheint 
mir besonders w ichtig zu sein - vom e igentlichen 
Soll erheblich entfernt ist. 

Wenngleich ein ige wesentliche Positionen, in  
denen eine E inigung erzielt worden ist, in ihrer 
Gesamtzusammenschau ein trügerisches positives 
Bild ergeben, so muß man dennoch unter dem 
Strich die Fernwirkung bedenken. 

Der Ordnung halber möchte ich hier einige 
dieser erwähnten Positionen anführen: Die Ge
treidepreise werden gesenkt, bei Brotgetreide im 
Schnitt um weniger als 20 Groschen, eine neue 
Flächenprämie für Ackerbauern wird eingeführt, 
der Bergbauernzuschuß wird gespl ittet. Die Aus
zahlungspreise für Brot- und Futtergetreide -
das heißt: Richtl inienpreise, plus/minus Verwer
tungspreise - verringern sich für die Bauern im 
Durchschnitt u m  1 1  bis 16 Groschen pro Ki lo
gramm. Bei Brotgetreide w urde der Verwertungs
beitrag, sozusagen als kleiner Ausgleich, leicht re
duziert, damit traf man offensichtl ich die goldene 
Mitte. 

Neben diesen P re iseinigungen wurde auch Ein
vernehmen über die Finanzierung einer neuen 
Flächenprämie erzielt. Dazu wird die b isherige 
Mineralölsteuerrückvergütung in eine F lächen
subvention umgewidmet, durch die die Getreide
überschüsse reduziert werden sollen . Alleine d ie
se Förderung wird rund 970 Millionen Schi ll ing 
kosten !  

Der Bergbauernzuschuß wird um ein Lei
stungselement erweitert und zweigeteilt: in e inen 
Sockelbetrag und in eine Flächenprämie. 

Nicht unerwäh nt soll bleiben, daß sozusagen als 
Nachzügler zu dem von mir " 1 .  Tei l" genannten 
MOG, dessen Schwerpunkt Regelungen im 
Milchbereich waren - im Bereich der Milchsub
ventionen -, d ie Emmentalerstützungen nach 
Italien um 4,54 S aufgestockt und eine Regelung 
betreffend Verwertungskosten des Emmentaler
altlagers herbeigeführt wurde. 

Als letzte Position sei von mir, wei l  ich glaube, 
daß man ihr etwas mehr Bedeutung beimessen 

sollte , die Einigung über das sogenannte Austro
protprojekt erwähnt. Bei d iesem Projekt - und 
das erwähnte ich ja bereits - ,  das nach wie vor 
umstritten ist, bekommt die Austroprot GesmbH 
das notwendige Getreide zwar zum Weltmarkt
preis, darf aber keinen Gewinn erzielen. Abgese
hen von vielen betriebswirtschaftlichen Proble
men, die mit einer derartigen Auflage verbunden 
sind - denken wir nur an d ie notwendigen Inve
stitionen, Rücklagen und dergle ichen - ,  scheint 
es mir notwendig zu sein ,  darauf zu verweisen, 
daß b is zur Stunde Fachleute der Meinung sind, 
daß sich ein derartiges Projekt weder mit den EG
Normen, vom Blickpunkt des Industriestand
punktes, noch mit den GATT-Bestimmungen, 
vom landwirtschaftlichen Gesichtspunkt aus gese
hen, vereinbaren läßt. 

Absichtlich vermeide ich die Hinterfragung 
nach volkswirtschaftlicher Sinnhaftigkeit 
und/oder der F inanzierung des Projektes. Ob sich 
der Mil liarden-Schil l ing-Aufwand je rechnen 
wird, ist bis zur Stunde ebenso fraglich. Der für 
mich einzige positive Ansatz - das sollte n icht 
unerwähnt bleiben - dieses Projektes ist, daß, 
wenn man zirka 350 000 Tonnen Überschußge
treide zu 1 00 000 Tonnen Bioäthanol verarbeitet 
und der dabei anfallende Schrot als Futtermittel 
Verwendung findet, eine Marktentlastung i m  Ge
treidebereich eintreten wird. 

Das alleine, meine Damen und Herren, recht
fertigt jedoch nicht, daß wir  uns am Vorabend der 
Schaffung eines Europäischen Wirtschaftsraumes 
beziehungsweise eines Beitrittes in die Europäi
sche Gemeinschaft in eine derart prekäre S itua
tion begeben .  

Zur Abrundung d ieser Problematik erlaube ich 
mir aus dem "Standard" vom 10. Juli 1 99 1  zu zi
tieren.  Es heißt dort unter der Headline: "Austro
protprojekt benötigt hohe Dauersubventionen" : 
,, ,Ein Wahnsinn. Wir bauen u m  1 , 5 Milliarden 
eine Anlage, d ie jährlich mit demselben Betrag 
gestützt werden muß ! '  sagte ein Agrarier." - So 
im "Standard" zu lesen. 

Geschätzte Damen und Herren!  Lassen Sie 
mich noch auf eine weitere - scheinbare - Lö
sung verweisen. Da gibt es seit Jahren das grund
sätzliche Übereinkommen einer M itfinanzierung. 
Ohne ins Detai l  zu gehen, für welche Tei lberei
che welche Zahlungsmodalitäten vereinbart wur
den, zeigte sich in den letzten Jahren stets, daß 
die aufgebrachten Mittel der Produzenten speziell 
für den Getreidebereich nicht den tatsächlichen 
Erfordernissen entsprachen. 

Ob es angenehm ist oder nicht, Hoher Bundes
rat: Dieses F inanzierungsloch wurde bis zur Stun
de nicht durch eine entsprechende Anhebung der 
Beiträge gelöst, sondern bereits zweimal als Alt
schu lden polit isch abgesegnet, das heißt, es wur-
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den quasi die Schulden auf Kosten al ler Steuer
zahler erlassen.  Wenn Sie sich vielleicht daran er
innern: Ich habe bere its voriges Jahr darauf ver
wiesen,  daß der nunmehrige Weg des 
Vor-sich-Herschiebens d ieser neuerlich entstan
denen Schulden für mich nicht mit der Sorgfalts
pflicht eines ordentlichen Kaufmannes vereinbar 
ist. 

Mit anderen Worten :  Es e rbringen zwar die 
derzeit in dieser Novel le vorgesehenen Erhöhun
gen im Bereich der Verwertungsbei träge, der 
Düngemittelabgabe, der Erzeugerpreissenkung, 
der Reportkürzung eine Summe von insgesamt 
rund 350 Mil lionen Schil ling. D ies ist wohl jener 
Betrag, der sich zur Stunde als offener Saldo zu 
Buche schlägt , er ist jedoch dem Wirtschafts
jahr 1990/ 1 99 1 zuzuordnen. 

Denn,  geschätzte Damen und Herren , wenn die 
Marktordnung, die ja bekanntlich 1 992  ausläuft 
- besser gesagt: in wen iger als 1 2  Monaten - ,  
nicht mehr in ähnlicher Form beschlossen wird. 
so wissen wir heute schon ,  daß d ie Alternativen
finanzierung, die meiner - und nicht nur  meiner. 
sondern der rechtlichen - Ansicht nach dem 
Wirtschaftsjahr 1 99 1 /92 zuzuordnen ist, n icht ge
geben ist. 

Im Raum bleibt daher d ie Frage: Wer wird 
dann wohl die rund 400 Mi l l ionen Schi l l ing -
das ist nämlich der auf die Produzenten fal lende 
Antei l ,  auf welchem Rechtspostu lat immer be
findlich - bezahlen? 

Hoher Bundesrat! Das meinte ich mit dem Vor
sieh-Herschieben von Schulden, und ich glaube. 
daß diese Vorgangsweise weder kurz- noch lang
fristig aufrechtzuerhalten sein wird . 

Zurück zum Inhaltl ichen d ieser Novelle: Ich 
wage gar nicht daran zu denken ,  was die u nmittel
baren EG-Beschlüsse für unsere Agrarpolitik be
deuten. Meines Wissens nach hat die Kommission 
am Dienstag, dem 9. Jul i  199 1 ,  in den Abendstun
den eine umfassende Reform der gemeinsamen 
Agrarpolitik für den Zeitraum bis 1996 beschlos
sen. Das bedeutet. daß die Bauernpreise für Ge
treide und Ölsaaten um 35 Prozent zu reduzieren 
sind. Für Bauern mit 20 oder 30 Hektar Fläche 
wird ein voller Finanzausgleich zum jetzigen 
Preis durchgeführt, wenn sie 1 5  Prozen t  stil legen. 
B is 50 Hektar gibt es e inen teilweisen P reisaus
gleich ,  über 50 Hektar gar kei nen mehr.  

Ich glaube, ohne noch viel  mehr hinzuzufügen 
- obwohl es sowohl für den M ilch- als auch für 
den Fleischbereich einige Beispiele gäbe - , daß 
unter all diesen uns bekannte n  Aspekten  auch die 
vorl iegende MOG-Novel le und das Getreidepro
tokoll  zu bewerten sind. 

Ich möchte mit der Bemerkung zum Ende 
kommen - obwohl ich sie mir auch sparen könn
te , denn wir kennen sie alle, zumindest die Fach
leute hier im Plenum wissen es genau - ,  daß spä
testens das Marktordnungsgesetz 1 992 dem Zu
künftigen Rechnung zu tragen hat und spätestens 
zu diesem Zeitpunkt das sogenannte - erlauben 
Sie mir diesen H inweis - österreichische Vorbei
oder. wenn  Sie wollen, Hinüberschwindeln vor
über sein wird. 

Ich appel liere daher an alle verantwortlichen 
Kräfte in unserem Lande - egal, in  welchen par
tei politischen Lagern sie sich immer befinden - :  
Wenn  u ns am Fortbestand einer vernünftigen ,  ge
sunden Landwirtschaft gelegen ist, ist dazu eine 
entsprechende Marktordnung notwendig. Das be
deutet für mich, s ich rechtzeitig zusammenzuset
zen.  um nicht in  das gleiche Zeitdilemma mit all 
den damit verbundenen Negativa - wie das in 
der Vergangenheit der Fal l war - zu kommen.  
Denn das können wir  uns einfach nicht mehr lei
sten .  

Mit  diesen Anmerkungen werden wir  der vor
l iegenden Novelle unsere Zustimmung erteilen. 
- Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. )  12 .41 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist  weiters gemeldet Herr Bundesrat Ing. lo
hann Penz. Ich erteile es ihm. 

1 � .41 
Bundesrat Ing. lohann Penz (ÖVP, Nieder

österreich):  Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Bundesminister !  Meine seh r  geehrten Damen und 
Herren!  Seit dem lahre 1 987  sind im Ackerbau 
mit großem Erfolg Maßnahmen zur Produktions
umlenkung von Getreide zu Alternativen durch
gefü hrt worden. 

Die Einführung eines attraktiven Förderungs
programms im Jahre 1987 hat zu einer starken 
Ausweitung des Anbaues von Ölsaaten ,  Körnerle
guminosen und verschiedenen Kleinalternativen 
auf rund 1 32 000 Hektar im Jahre 1 990 geführt. 
Damit wurden wesentliche agrarpolitische Ziele 
erreicht, nämlich 

erstens: die Senkung der Getreideüberschüsse; 

zweitens: somit die Verringerung des Stüt
zungsbedarfes in der Verwertungsfinanzierung 
bei  gleichzeitiger  Einkommensverbesserung für 
die Bauern durch Stabilisierung des Getreide
marktes; 

drittens: Verbreiterung der Produktions- und 
Ein kommensbasis; 

viertens: eine Verbesserung der Fruchtfolge; 

fünftens: eine Verringerung des E insatzes von 
ertragsste igernden Produktionsmitteln;  
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sechstens: Steigerung der Bedarfsdeckung bei 
pflanzlichen Ölen und E iwei ßfuttermitteln .  

D ie Förderung der Produktionsalternativen 
verringert d ie Absatzprobleme bei Getreide im 
Export und erspart damit dem Bund und den 
Bauern im Vergleich zum Getreideexport etwa 
3 000 bis 5 000 S je Hektar. Bei einer Anbauflä
che von rund 1 30 000 Hektar ergibt das eine Ko
steneinsparung von 400 bis 700 Mi llionen Schi l
l ing. G leichzeitig wird durch die Alternativenför
derung der Wirtschaft ein vergle ichbarer und un
ter günstigen Bedi ngungen sogar ein besserer 
Deckungsbeitrag ermöglicht, womit auch die 
Rahmenbedingungen für die Sicherung u nd Ver
besserung der bäuerlichen E inkommen geschaf
fen wurden. 

Der von den Bauern mit E rfolg mitgetragene 
Weg des Ausstieges aus den stützungsaufwendi
gen Exportproduktionen und der Umorientie
rung auf dem inländischen Markt ist ein wesentl i 
cher Erfolg der ökosozialen Agrarpolit ik .  Ziel der 
heurigen Marktordnungsverhandlungen war es, 
den erreichten Weg n icht nur abzusichern,  son
dern ihn auch im Interesse zusätzl icher e inkom
menspolitisc her Maßnahmen für die Betroffenen,  
nämlich für  die Bauern, weiterzuentwickeln. 

Ausgangslage für diese Marktordnungsver
handlungen war auch die Regierungserklärung -
die mehrmals von Kollegen der sozialdemokrati 
schen Fraktion bei anderen Gelegenheiten zitiert 
wurde - ,  wonach auch die Bauern an der al lge
meinen Wohlstandsentwicklung tei lnehmen sol
len. Und wer, Herr Kollege Dr. S imperl, d ie Posi
tion der Sozialistischen Partei bei d iesen Ver
handlungen auch nur oberflächlich m itverfolgt 
hat, wird wissen, daß es der Sozialistischen Partei 
in erster Lin ie darum gegangen ist, eine Senkung 
der E rzeugerpre ise um 50 Groschen zu errei
chen. 

Diese Zielsetzung steht nicht nur im  Wider
spruch zur Erklärung Ihres Bundeskanzlers, un
seres Bundeskanzlers, in der Regierungserklä
rung, sondern ist auch für die Betroffenen, für d ie 
Bauern, äußerst schwer verständlich. Denn wel
che Berufsgruppe, meine sehr  geehrten Damen 
und Herren, nimmt schon gerne Einkommens
einbußen auf sich? Wer erk lärt denn von vorn
herein ,  weniger erwirtschaften zu wollen als ein 
Jahr zuvor? Den Bauern aber hat man das zuge
mutet. (Bundesrat Dr. S i  m p e r I: Drei Zuckerfa
briken haben zugesperrt!) 

Herr Kollege Simperl! Wenn  Sie gesagt haben, 
daß e ine geringe Lust vorhanden war, die Proble
me zu lösen, so darf ich mich heute von dieser 
Stelle aus zum dritten Mal wiederholen :  Ich glau
be, d iese geringe Lust - und das sei b itte ohne 
Häme, sondern nur als Faktum hier von d iesem 
Rednerpult aus wiedergegeben - hat F inanzmi-

nister Dkfm. Lacina bei Verhandlungen gezeigt. 
Denn die Verhandlungen vom 4. Jul i ,  die Sie als 
abgebrochen bezeichnet haben, wurden leider 
vom Finanzminister, der als Verhandlungsleiter 
der sozialistischen Fraktion fungierte, abgebro
chen. 

Es bedurfte - das sei bitte auch positiv er
wähnt - der E inschaltung des Herrn Bundes
kanzlers Dr. Vranitzky und auch des Vizekanzlers 
Dr. Busek,  damit  die Verhandlungen im Interesse 
der Bauern, aber - dies sei auch angemerkt -
auch im Interesse der Konsumenten weiterge
führt werden konnten. 

Herr Dr. Simperl ! Wären diese Preissenkungen 
von 50 Groschen, d ie von Ihrer Fraktion gefor
dert wurden, real isiert worden, so hätte das be
deutet. daß - es wird sicher da und dort argu
mentiert werden, daß das im Interesse der Konsu
menten wäre - der Semmelpreis rei n  rechnerisch 
beispielsweise um 4 Groschen gesunken wäre, 
aber ob er auch praktisch gesunken wäre, ist eine 
andere Frage. 

Ich stelle auch h ier folgendes in den Raum: Ob
wohl die Getreidepreise - d ie Auszahlungspreise 
- für Bauern im Jahre 199 1  geringer sein werden 
als 1990, wird sicher weder der Preis für e ine 
Semmel noch für Brot gesenkt werden. 

Der Preis. den die Bauern während dieser Koa
l itionsregierung infolge der Verhandlungen ge
zahlt haben.  ist ein sehr großer. Es sind, Herr Dr. 
Simperl, zunächst 340 Mil l ionen Schill ing, die die 
Bauern bei d iesen Verhandlungen mite ingebracht 
haben und die die Bauern in diesem Wirtschafts
jahr für die Getre ideverwertung zahlen müssen .  
Das heißt ,  daß d i e  bäuerlichen Einkommen um 
diese Summe ger inger sein  werden .  Das sei als 
Faktum ebenfalls angemerkt. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren !  
Wenn Herr Dr. Simperl gesagt hat, das Austro
protprojekt sei sehr umstritten ,  so verstehe ich 
das aus seiner Position. Ich gebe sogar zu, daß ich 
polemisch bin,  Herr Dr. S imperl. Wenn man 
rund ein Drittel der inländischen Mehrproduk
tion verarbeiten kann und n icht aufwendig expor
tieren muß, dann kann man doch um Gottes wil
len nicht sagen, daß dieses Projekt überhaupt in 
Frage gestellt werden sol l .  Da muß man doch 
froh sein ,  daß es in Österreich noch Leute gibt. 
d ie Innovation groß schreiben und d ie bereit sind . 
diesen Weg zu gehen. Es sei denn, der Geschäfts
führer des österreichischen Getreidewirtschafts
fonds hat Sorge, daß um diese 350 000 Tonnen 
weniger Arbeit  i m  Getreidewirtschaftsfonds an
fällt. 

Herr Or. Simperl ! Ich glaube, daß Sie die Posi
tion der Sozialistischen Partei hier durchaus gut 
vertreten haben. Aber ich glaube auch, daß wir 
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weiterdenken sol l ten. Es war im Jahre 1959 e in  
großer österreichischer Agrarpolitiker, Dipl . - Ing.  
Eduard Hartmann,  der gesagt hat, Agrarpol i t ik  
würde al le  angehen. 

Dipl . -Ing. Hartmann meinte damit, daß die E r
nährungssicherung n icht nur eine Frage der Bau
ern, sondern der gesamten Bevölkerung sein  müs
se und daß Agrarpolitik natürlich auch eine Frage 
der Struktur und der Regionalpolitik ist. 

Es hat bis zum Koalitionsübereinkommen 1 990 
gedauert, daß auch in einer Parteienvereinbarung 
festgeschrieben wurde, daß sich die großen öster
reichischen Parteien zu flächendeckender Bewirt
schaftung bekennen. 

Es war fast 30 Jahre später ein Franz Fischler, 
der gesagt hat , Agrarpolit ik hat mit dem Leben zu 
tun,  und er möchte gerne sein  Ministerium als 
"Lebensministerium" bezeichnet wissen, wei l  
nicht nur die P roduktion von Nahrungsmitteln 
Aufgabe der Bauern ist, sondern die Bauern auch 
dafür Sorge zu tragen haben, daß wir gesunde 
Nahrungsmitte l haben, daß wir gesunde Böden 
haben ,  daß wir  gesundes Wasser haben und daß 
wir eine reine Luft haben .  

Franz Fischler konnte auch be i  d iesen Koali 
tionsverhandlungen mit  e inem Rudolf Schwarz
böck und mit einem Georg Schwarzenberger er
reichen , daß dieses Austroprotprojekt verwirk
licht wird.  Denn e iner der wichtigsten Punkte bei 
diesem Austroprotprojekt ist näml ich nicht nur 
der, daß inländisches Getreide in  der Größenord
nung - darf ich es nun zum dritten Mal sagen -
von 350 000 Tonnen  verarbeitet wird, sondern 
daß damit das giftige Blei aus dem Benzin heraus
genommen wird. Meine Damen und Herren, das 
muß doch in unser aller Interesse liegen,  das ist ja 
im Interesse aller Österreicherinnen und Öster
reicher! (Beifall bei der Ö VP. ) 

Herr Dr. Simperl ,  dieses Austroprotprojekt ist 
einmalig in Europa. Es gibt kein anderes Werk  in 
dieser Größenordnung. I nteressant ist ja ,  daß 
beim Spatenstich für die Rapsmethylester-Anlage 
in Bruck an der Leitha Industrielle aus Deutsch
land gekommen sind und gefragt haben: Wann 
geht dieses Werk in Betrieb? Auch die Deutschen 
wollen die Entbleiung des Benzins durchführen, 
wei l  aufgrund der schlechten technischen Ausrü
stung i n  den ehemal igen ostdeutschen Gebieten 
heute gigantische Umweltprobleme da sind. 
(Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Aber nicht nur 
deswegen.') Nein, nicht nur deswegen, das ist völ
lig richtig. (Bundesrat S t r u  t z  e n b e r g e r: Weil 
Sie jetzt so tun . . . !) 

Herr Präsident Strutzenberger, ich bin zurzeit 
bei der Getreidemarktordnung und auch bei der 
Frage: Wie können wir Benzin umweltfreundli
cher produzieren? (Bundesrat 5 t r u t z e n  b e  r -

g e r: Mein Zwischenruf hat sich nicht darauf bezo
gen.') Ja, das weiß  ich, und deshalb habe ich das 
nochmals wiederholt. 

Also auch die Deutschen wollen diesen Weg ge
hen. Herr Dr.  Simperl, wir können, glaube ich, 
stolz darauf sein,  daß Österreich als kle ines Land 
diesen Schritt, umweltfreundliches Benzin zu 
produzieren, als erstes gegangen ist. Erstmals sind 
damit auch die Bauern den Weg in die industrielle 
Rohstoffproduktion gegangen. Das ist ein wichti
ges Faktum, und das wiegt viele negative Fakto
ren ,  d ie bei d iesen Marktordnungsverhandlungen 
auch vorhanden sind, auf. 

Wir  sol lten bitte auch sehen ,  daß bei d iesem 
Äthanolprojekt auch d ie Möglichkeit besteht, Ei
weiß  zu substituieren, sodaß wir nicht vom Aus
land abhängig sind, weil wir im Inland selbst Ei
weißfutter erzeugen können, das durchaus die 
Qualitäten auch des Sojaschrotes haben wird. 

Und wir sollten das auch - es ist schade, daß 
Kollege Drochter nicht da ist, aber er wird es si
cher von seiner Ko llegin Markowitsch erfahren -
regionalpolitisc h sehen, nämlich daß in einer Re
gion,  in der Arbeitsplätze an und für sich Mangel
ware sind, zusätzlich 1 00 Arbeitsplätze geschaf
fen werden ,  mit einer Investitionssumme von 
rund 1 Mil l iarde Schil l ing, was sich ja nachhaltig 
auf die österre ichische Wirtschaft auswirkt und 
auch eine Größenordnung darstellt. die nicht all
täg lich ist . 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Ich 
glaube aber, daß bei d iesen Marktordnungsver
handlungen neben dem Austroprotprojekt noch 
etwas Zweites, sehr Wichtiges verhandelt wurde, 
was auch bei den Bauern nicht immer Freude 
auslöst, näml ich das sogenannte Flächenförde
ru ngsprogramm. Denn dieses Flächenförderungs
programm beinhaltet nicht nur eine finanzielle 
Förderung, sondern diese finanzielle Förderung 
ist an bestimmte Auflagen gebunden, das heißt, 
die Bauern sind gezwungen, ökologisch zu produ
zieren.  Sie müssen P roduktionsalternativen in die 
Fruchtfolge e inbinden, und das ist nicht immer 
sehr e infach,  vor allem nicht für die viehhalten
den Betriebe. 

Das sol lten wir auch sehen, und ich glaube, daß 
dieses Flächenförderungsprogramm aus ökologi
scher Sicht etwas sehr Wertvolles darstel lt. Ge
nauso wie das Austroprotprojekt ist auch das Flä
chenförderungsmodel l  GATT -konform, etwas, 
was wir  aufgrund der aktuel len Diskussion der 
vergangenen Monate, vielleicht auch Jahre, sehen 
sollten. 

Ich möchte mich aber sehr herzlich auch bei 
den Verhandlern bedanken, daß etwas Drittes, 
Wesentliches erreicht werden konnte, nämlich die 
Umste llung der Bergbauernförderung, die nicht 
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nur erhöht werden konnte auf 940 Mil lionen 
Schi ll ing, sondern die jetzt geteilt wurde - Dr. 
Simperl hat schon davon gesprochen - ,  nämlich 
in einen Sockelbetrag und in  eine Leistungskom
ponente. Damit wird auch klar zum Ausdruck ge
bracht, daß wir ja sagen zu dem, was im Koali
tionseinkommen vereinbart wurde, was in der Re
gierungserklärung mehrmals zum Ausdruck ge
bracht wurde, daß wir eine Zielgruppe akzeptie
ren, daß die Bergbauern einen wichtigen 
Stellenwert in der Gesamtgesellschaft haben und 
daß wir auch ihre überwirtschaftlichen Leistun
gen anerkennen und finanziell abgelten wollen .  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
gab am Rande d ieser Marktordnungsverhandlun
gen natürlich auch einige Detai ls, die in  ihrer 
Tragweite sehr wichtig sind: Das ist die Absiche
rung der Milchexporte. die mit der Milchmarkt
ordnung überhaupt nichts zu tun haben, sondern 
es wurde ja vereinbart, daß die Erstattungsrege
lungen halbjährlich festgesetzt werden sol len. 
U nd auch da, Herr Dr. Simperl - ich sage das 
heute zum zweiten Mal, insgesamt zum sechsten 
Mal von diesem Rednerpu lt aus - ,  war es Okfm. 
Lacina, der die Milchexporte in Frage gestellt hat. 

E rfreulicherweise kam es bei d iesen Marktord
nungsverhandlungen auch zu einer Kompetenz
abgrenzung. Jene Bereiche, in denen der Herr 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenhei
ten e in Mitbestimmungsrecht hatte - beim 
Weingesetz, beim Viehwirtschaftsgesetz, bei der 
Zuckerförderung, beim Stärkeförderungsgesetz 
und beim Futtermittelgesetz - ,  werden in die al
leinige Kompetenz der Landwirtschaftsministers 
fallen. Ich bin auch im Interesse einer Region, 
nämlich des Waldviertels, sehr zuversichtl ich, daß 
die Bauern in nächster Zeit auch mit dem Stärke
förderungsgesetz jenen P re is, den sie für ihre 
Kartoffeln dringend brauchen, erhalten werden .  

Alles in allem, meine sehr  geehrten Damen und 
Herren ,  bringt d iese Novelle zur Marktordnung 
Einkommenseinbußen für die Bauern.  Das ist ein 
Faktum .  

Diese Novelle zur Marktordnung birgt aber 
auch eine Rei he von Chancen in sich, von denen 
ich überzeugt bin, daß die österreichischen Bau
ern sie nutzen und diesen Weg, den Franz F isch
l�r vorgezeigt hat, gehen werden. (Beifall bei der 
O VP.) 13.00 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich weiters gemeldet Frau Bundesrätin 
Helga Markowitsch. Ich erteile es ihr .  

13.00 
Bundesrätin Helga Markowitsch (SPÖ, Nieder

österreich) :  Sehr geehrter Herr P räsident! Herr 
Bundesminister !  Meine Damen und Herren! M in
destens zweimal im Jahr, manchmal auch öfter, 

tauchen in Österreich "unüberwindliche" Agrar
probleme auf. Es kommt dann zu den nächtelan
gen Verhandlungen, zu Drohungen mit Traktor
auffahrten und Katastrophenmeldungen über das 
Ende unserer Landwirtschaft. 

In allerletzter Minute gibt es dann irgendwann 
um Mitternacht eine Einigung. Immer kostet sie 
zusätzliche Mill ionen aus dem Steuertopf. 
Manchmal wird auch ein weißes Kaninchen aus 
dem schwarzen Zylinder gezaubert und als die 
"Patentlösung" verkauft, die alle Probleme löst 
und alle Bauern rettet. Diesmal ist das wei ße Ka
ninchen das Austroprotprojekt. 

Als Niederösterreicherin freue ich mich, daß es 
dadurch neue Arbeitsp'lätze in meinem Heimat
land geben wird. Als Osterreicherin begrüße ich 
es, daß wir uns in einer neuen Technologie, die 
sicher eine große Zukunft hat, engagieren. 
Schließlich höre ich aus den Reihen Raiffeisens 
und des ÖVP-Bauernbundes , daß damit das Ge
treideproblem gelöst wird .  - Dafür muß ich 
selbstverständlich auch sein. 

Österreichs Wirtschaft verbessert sich zuse
hends, und auch international brauchen wir keine 
Vergleiche zu scheuen . Damit können wir auch 
zuversichtlich kommenden internationalen Ver
änderungen entgegensehen. 

Zu  den bekannten Großbuchstaben EWR, EG 
und GATT kommen auch die Probleme des ehe
maligen Ostblocks dazu. Eine der wesentlichsten 
Grundlagen für unseren enormen Wirtschaftsauf
schwung war die Sanierung der verstaatlichten In
dustrie. Auch für die Arbeitnehmer sind dauer
subventionierte Arbeitsplätze in Wahrheit keine 
Arbeitsplätze, vor allem keine Arbeitsplätze mit 
Zukunft. 

Damit stellt sich für mich die Frage, warum wir 
die Erkenntnisse aus d iesem erfolgreichen Kon
zept plötzlich völlig vergessen haben, denn 
schl ießlich braucht das Austroprotprojekt außer 
den Mil lionen an Zuschüssen zur Investition jähr
l iche Mil l ionenzuschüsse in nicht vorhersehbarer  
Höhe für  den zu verarbeitenden Rohstoff Getrei
de. Nicht vorhersehbar deshalb (Bundesrat lng. 
P e n z: Wer sagt denn das?) - ich gebe gleich die 
Antwort -, weil der internationale Getreidepreis, 
der grundsätzlich in US-Dollars notiert wird, gro
ßen Schwankungen u nterliegt und durch  den 
ebenfalls sch wankenden Wechsel kurs zum öster
reichischen Schilling noch einmal variiert. 

Zum zweiten ist es unsicher, ob nach dem be
antragten EG-Beitritt oder durch das GATT diese 
Art von Rohstoffsubvention überhaupt weiterhin 
erlaubt sein wird. Ob die Austroprotanlage an 
und für sich international konkurrenzfähig pro
duzieren kann,  traue ich mich nicht zu beurteilen. 
H ieb- und stichfeste Berechnungen fehlen aber 
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meines Wissens überhaupt. D ies hat auch mein 
Vorredner, Herr Bundesrat Dr.  Simperl , sehr aus
führlich behandelt. (Bundesrat Ing. P e  n z: Ich 
war Ihr Vorredner.') Mein Vorvorredner. 

Ein Wort noch zur derzeit, wie ich meine, zu 
Recht immer strapazierten Umweltproblematik .  
Wenn auch d ie  Beimischung zum Tre ibstoff des
sen Umweltverträglichkeit verbessert, muß trotz
dem die F rage gestellt werden ,  wie es mit der Pro
duktion des Rohstoffes ausschaut. Das bei der 
Produktion von Studien und Publikationen im
mer fruchtbarer werdende Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft ist bei der Bela
stung von Boden. Wasser und Luft duch eine in
tensive Getre ideproduktion merkwürdig ver
schwiegen .  Wenn ich noch bedenke, mit welch 
hohem Aufwand an fossi len Treibstoffen ,  impor
tiertem oder mit russischem Erdgas in Österreich 
erzeugten Stickstoffdünger, starkem Chemieein
satz und letztlich mit Saatgut nach ausländischen 
Patenten bei uns produziert wird, dann komme 
ich zum Schluß, daß da der Teufel mit dem Bel
zebub ausgetrieben wird .  

Damit reduziert sich das Austroprotprojekt auf 
ein Projekt m it wenig Zukunft. Trotzdem kann 
ich mich auch für solche P rojekte erwärmen,  
wenn sie tatsächlich d ie  Existenz unserer bäuerli
chen Famil ie n  sichern. Ich schaue mir die Stati
stik der bäuerlichen Sozialversicherungsanstalt 
an. Laut d ieser gab es am 3 1 .  März 1 991  in N ie
derösterreich noch 28 753 Vol lerwerbsbetriebe; 
gegenüber dem Vorjahr sind das um 3 , 7  Prozent 
weniger. Dafür steigt weiterhin die Zahl der Ne
benerwerbsbetriebe, und sie wied sicherlich noch 
steigen. 

In den Berg- und Problemregionen Österreichs 
ist das ganz sicher d ie einzige Möglichkeit, eine 
flächendeckende Landwirtschaft aufrechtzuerhal
ten. Diese flächendeckende Landwirtschaft brau
chen wir zur Erhaltung unserer Kulturlandschaft. 

Nebenerwerbslandwirtschaft bedeutet in der 
Regel, daß die Bäuerin den Betrieb führt und 
auch die Betriebsarbeit mac ht. Von manchen so
genannten Bauernvertretern werden d ie Schwie
rigkeiten d ieser Bäuerinnen zuwenig beachtet. So 
las ich gestern, daß im nordöstl ichen F lach- und 
Hügelland eine Bäuerin 64 Wochenstunden ar
beitet; im Wald- und Mühlviertel und im Alpen
vorland erhöht sich diese Zah l  auf 76 Wochen
stunden. 

Gerade auf dem Sozialsektor, insbesondere 
beim Anspruch auf eine eigene Pension, haben 
die Bäuerinnen einen hohen Nachholbedarf. 
Diesbezüglich wird es zu einer gerechten Lösung 
kommen müssen.  Natürlich muß auch der 
Gleichheitsgrundsatz gewahrt werden .  Das " Pa
tentrezept" aus der Agrarpolit ik ,  wonach für alle 
Agrarprobleme ausschl ießlich der Finanzminister 

der Republik zuständig ist, wird hier  nicht zur 
Anwendung kommen können. (Bundesrat Ing. 
P e ll z: Er blockt aber aLLes ab.') 

Am 1 3 . Juni 1 99 1  hat hier im Bundesrat Land
wirtschaftsminister Dr. Fischler darauf hingewie
sen, daß laut Verfassung die Landwirtschaft in die 
Kompetenz der Bundesländer fäl lt. 

Dam it bin ich bei einem weiteren Punkt,  der 
nun vereinbart wurde: die Aufstockung des sei
nerzeit von der SPÖ-Regierung eingeführten 
Bergbauerndirektzuschusses. Dabei waren zwei 
Komponenten für die Höhe dieses Zuschusses 
maßgebl ich: Die Leistungskomponente wurde 
über die Produktionserschwernis, festgehalten 
durch die Bergbauernzonierung, berücksichtigt 
und die Sozial komponente durch die Berücksich
tigung des Familieneinkommens. 

Grundgedanke dieser damals weltweit gänzlich 
neuen Förderung war, daß ein Bauernhof bewirt
schaftet bleibt. wenn die Familie über ein ent
sprechendes Einkommen verfügt. Diese Förde
rung hat aber die bäuerliche Famil ie nicht zu ei
ner bestimmten P roduktion oder gar zu einer 
großen Produktionsmenge gezwungen. Einzige 
Voraussetzung war die ortsübliche Bewirtschaf
tung und das ganzjährige Wohnen am Hof. Auch 
aus heutiger Sicht ist das ein ganz gro ßer Vorzug, 
wei l  damit weder gegen irgendwelche GATT-Be
stimmungen noch gegen EG-Richtlin ien versto
ßen wird. Im Gegentei l :  Auch in der EG wurden 
lind werden analoge Förderungen eingeführt. 

Für das Jahr 199 1  hat der F inanzminister für 
diese Direktförderung 237 Millionen Schi l l ing 
mehr als im Vorjahr zur Verfügung gestellt. 

Landwirtschaftsminister Dr. F ischler hat diese 
Gelegenheit dazu benützt, um den Bergbauerndi
rektzuschuß tei lweise auch als Flächenprämie 
auszubezahlen. Dafür hat er es verabsäumt, durch 
eine entsprechende Anpassung des sogenannten 
fiktiven Einheitswertes zu verhindern, daß Ne
benerwerbsbauern aus dieser Förderung heraus
fal len, wenn i hre Gewerkschaft für sie eine Lohn
erhöhung durchsetzt. 

Flächenprämien werden in der Regel von den 
Bundesländern bezahlt - das kann ich beweisen 
-, so auch in meinem Heimatland N iederöster
reich, das damit 1977  begonnen hat. Damals stie
gen die Niederösterreicher gleich m it e iner dop
pelt so hohen Summe wie der Bund ein. Heute 
wendet das Land N iederösterreich nur mehr ein 
Drittel der Summe des Bundes für d ie Bergbau
ernbewirtschaftungsprämie auf. 

Ich darf wiederholen: Es hat Landwirtschafts
min ister  Dr. F ischler hier im Saal auf d ie Kompe
tenz der Bundesländer für die Landwirtschaft 
hingewiesen. 
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Meine F rakton gibt der 2. Marktordnungs
gesetz-Novel le 1 99 1  die Zustimmung. (Beifall bei 
der SPÖ. )  13.10 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Hermann Pra
mendorfer. Ich erteile es ihm. 

13.10 
Bundesrat Hermann  Pramendorfer (ÖVP,  

Oberösterre ich) :  Herr Präsident! Herr Bundesmi
n ister! Meine sehr geehrten Damen und Herren !  
Hohes Haus! Wenn man als dritter oder vierter 
Redner zu e inem derartigen Tagesordnungspunkt 
reden darf, dann kann man wohl sein eigenes 
Konzept vergessen, das wird uns allen schon ein
mal so gegangen sein .  

Wenn e in  derartiges Paket, das Maßnahmen 
zur Produktionslenkung und beinahe zur Pro
duktionsverminderung enthält, zu schnüren ist, 
dan n  ist es a uch begreifl ich, daß das nicht in einer 
Sitzung abgehandelt werden kann ,  sondern es, das 
war ja auch der Fall , mehrere Tage, viele Stunden 
dauert, bis es geschnürt ist. 

Wenn es für manche zu lange gedauert hat, 
dann wohl auch deshalb, weil d ie agrarischen Ver
treter dieser spürbaren Preissenkung bei Getreide 
nicht zust immen konnten. Es wäre einfacher ge
wesen, hätte es folgende Ein igung gegeben: Wir 
sen ken die P reise, damit diese 360 Millionen, die 
zu bedecken waren, bedeckt werden können, zu 
dem sagen alle ja, und damit ist diese Frage erle
digt . 

Ich komme zurück auf die Ausführungen des 
Kollegen Penz, der d ie Frage aufwarf: Welche Be
völkerungsgruppe n immt schon in der heutigen 
Zeit eine E inkommensminderung hin? Das Ver
kaufen dieser Maßnahme der Einkommensver
minderung wäre sicherlich der ÖVP alleine über
lassen gewesen. 

Ich glaube,  die Regierungsfraktion der Soziali
stischen Partei wei ß  sehr wohl ,  daß für sie in un
serem Lager an politischen Erfolgen wenig zu 
ernten ist, daß aber d ie Front aufgemacht wäre 
und aufgemacht ist zu einem Teil für die Vertre
ter der Fraktion der Freiheitlichen Partei Öster
reichs. Daß wir dem n icht zustimmen konnten,  
das bitte ich schon zu verstehen. 

Dieses Paket enthält Lenkungsinstrumentarien ,  
d ie  es zumindest in  Ansätzen möglich machen 
sollen, die Bauern zur P roduktionsumlenkung 
anzuregen. Das Wort "Verpfl ichtung" ist ja etwas 
verpönt. Aber wenn man nicht Anreize schafft, 
dann wird man mit gesetzlichen Maßnahmen, mit 
dirigistischen Maßnahmen die Dinge umso weni
ger zu steuern imstande sein. 

Es wurde e rwähnt, die Senkung der Erzeuger
preise ist e in  Kompromiß .  Es ist nicht leicht, die-

sen zu verkraften, denn er bedeutet Einkom
mensverluste - man kan n  das drehen und wen
den, wie man will. 

Mit dem Austroprotprojekt stehen wir n icht 
alleine da. In Amerika und in anderen Ländern 
ebenso gibt es Ansätze dafür, man mengt dem 
Treibstoff Bioenergie bei ,  um Blei zu ersetzen .  

Wenn die große Angst manchmal a n  die Wand 
gemalt wird, daß die fossilen Energieträger zu 
Ende gehen, dann ist es umso richtiger, daß wir 
zumindest einmal in den Ansätzen uns dazu ent
schließen ,  den Versuch zu machen,  ob es nicht 
doch jetzt schon an der Zeit wäre , fossi le Energie
träger durch Bioenergie zu ersetzen .  

In  der  letzten Bundesratssitzung fand ich zu
stimmendes Nicken, als ich meinte, wir müssen 
aus der herkömmlichen Nahrungsmittelprod uk
tion, die zu hoch ist, aussteigen . 

Wenn aber Ansätze hiezu geschaffen werden ,  
fangen manche z u  zweifeln,  z u  zittern an, ob das 
n icht sehr viel Geld kosten wird . Für  d ie Zurver
fügungste llung des Rohstoffes werden wir öffent
l iche Mittel einsetzen müssen ,  daran zweifle ich 
nicht, das ist ganz klar. Ich möchte als oberöster
reichischer Bundesrat Enns in Oberösterreich als 
Standort dieses Austroprotproje ktes haben ,  
möchte das reklamieren,  denn dort b ieten sich d ie 
Betriebsanlagen der geschlossenen Zuckerfabrik 
an, ein Betriebsareal zumindest, wen n  schon An
lagen nicht verwertbar sind, und die Arbeitsplatz
situation im Raume Enns ist bei Gott nicht so , 
daß wir sie vernachlässigen könnten ;  schon auch 
aus diesem Grunde . Außerdem spricht auch die 
geringe Entfernung von der Erzeugungsfläche 
zum Verarbeitungsbetrieb dafür. 

Es sollte uns zuversichtlich stimmen, daß wir 
damit e in Drittel unserer Überprodu ktion an Ge
treide verwerten können ,  denn die P roduktion 
wird weiterhin so wie bisher jährlich steigen, dar
an wird sich kaum etwas ändern. 

Ich glaube nicht daran, daß der pflanzenbau
technische Fortschritt gestoppt werden kann ;  es 
wird auch in Zukunft eine Mehrerzeugung auf 
der einzelnen Fläche möglich sein,  und es werden 
diese Chancen von allen in der Welt, so meine 
ich,  genützt werden; so auch bei uns. 

Noch niemand hat heute davon geredet, daß 
über die Düngemittelabgabe 260 M illionen Schil
l ing die Bauern selber aufbringen;  das hat eigent
lich niemand erwähnt. Auch das ist etwas, was wir 
nicht allzuleicht agrarpolitisch verkaufen werden 
können, denn das bezahlen nicht alleine die Ge
treidebauern, auch die Grünlandbauern müssen 
ebenso ihren Anteil dazu leisten. Und das muß 
man auch erst einmal verstehen, daß man als 
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Grünlandbauer mitzuzahlen  hat ,  damit der Ge
treideabsatz insgesamt gesichert bleibt. 

Ein Wortspiel ist mir beim Flächenförderungs
modell aufgefallen. Es wird jetzt davon geredet, 
daß diese Mineralö)steuerrückvergütung eine 
"Förderung" ist. Meine sehr Geehrten !  Das ist ei
gentlich eine Verdrehung der Tatsachen. Die Mi
neralölsteuerrückvergütung ist jener Betrag, der 
im verbrauchten Treibstoff für die Landwirt
schaft enthalten ist, der normalerweise dem Stra
ßenbau zugeführt wird , und deshalb wurde da
mals die Mineralölsteuerrückvergütung geschaf
fen. 

Heute setzen wir sie i n  unserem Flächenförde
rungsmodel l ,  das ich auch absolut bejahe, ein , 
aber wir laufen Gefahr,  daß in einigen Jahren 
nicht mehr von der Mineralölsteuerrückvergü
tung gesprochen werden wird,  sondern höchst
wahrscheinlich ,  und das täte mir sehr leid, werden 
diese 970 Mil lionen Schi l ling, die es heute sind, 
a ls "Förderungsbeitrag" für die Landwirtschaft 
bezeichnet. 

Ich hoffe, ich bin da deutlich verstanden wor
den: Das möchte ich für die Zukunft keinesfalls 
haben .  

Außerdem enthält dieses Paket eine soziale 
Komponente - da gehe ich vol l  und ganz mit -
hinsichtlich der Bergbauernförderung für Futter
getreide, aber auch hinsichtlich der Bergbauern
förderung, die neu geschaffen wurde, die in eine 
Flächenprämie und in e ine betriebsbezogene P rä
mie gesplittet ist. ( Vizepräsident S t r II t z  e n -

b e r g e r übernimmt den Vorsitz. ) 

Wer sie bezahlt, mei ne sehr geehrten Damen 
und Herren, ob das Landesförderung oder Bun
desförderung ist, das ist letztlich ein Streit um des 
Kaisers Bart, denn dem einzelnen Bauern wird es 
völ lig egal sein ,  wer ihn dafür entschädigt, daß er 
die Kulturlandschaft erhält. Wenn die Länder im  
Rahmen des F inanzausgleichs mit den  entspre
chenden finanziellen Mitteln ausgestattet werden, 
dann ist es ebenso egal, wer die Förderung be
zahlt. 

Ich möchte noch erwähnen, daß die Bauern mit 
den aufgrund dieser Marktordnungsgesetz-No
ve lle zu leistenden Maßnahmen auch einen we
sentl ichen und den auf sie entfallenden Anteil für 
die Budgetsanierung bereits geleistet haben. 

Preissenkung und Düngemittelabgabe - das 
möchte ich abschließend noch e inmal klar her
ausstreichen - sind die Wermutstropfen, die in 
diesem Kelch der heurigen Marktordnung für d ie 
Landwirtschaft enthalten sind. Was die Sozialfra
ge betrifft - hier bedanke ich mich bei Frau Kol
legin B undesrätin Markowitsch -, könnten wir 

auf weiten Strecken unisono ein einstimmiges 
Lied singen .  

Wir wissen aber a l le  sehr genau, daß die  Bedek
kung der Mittel, die dafür erforderlich sind, auch 
einen wesentl ichen Anteil vom Staatsgeld her ver
langen wird, daß wir bereit sind, aus dem eigenen 
Berufsstand auch unseren Anteil zu leisten. Ich 
darf Ihnen aber mit Überzeugung sagen: Unsere 
Sozialversicherungsbeiträge in der Landwirt
schaft haben bereits eine Höhe erreicht, die uns 
für manchen Betrieb aufhorchen lassen muß.  
Und so mancher Betrieb, von der Größenord
nung her gesehen, wird diese Erhöhung oder die 
erhöhten Sozialversicherungsbeiträge, sollten sie 
kommen, für derartige Maßnahmen nur schwer 
beziehungsweise gar nicht mehr verkraften kön
nen. 

Ich weiß  sehr wohl ,  daß wir ein sehr ausgewo
genes Sozialversicherungssystem haben, das zwei
fellos dem kleineren,  dem schwächeren Betrieb 
zugute kommt. Ich weise aber noch einmal darauf 
hin,  daß sich gerade unsere kleineren Betriebe bei 
der Leistung der Sozialversicherungsbeiträge 
heute schon sehr schwer tun. 

Ich glaube, es ist die Erwähnung überflüssig, 
daß die ÖVP-Fraktion dieser Marktordnungs
gesetz-Novelle ihre Zustimmung gibt, denn sonst 
hätte man doch nicht nächtelang darüber verhan
deln müssen .  - Danke. (Beifall bei der Ö VP. ) 
13.:::: 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Holzinger das Wort. 

132:: .. 
Bundesrat Erich Holzinger (OVP, Oberöster-

re ich):  Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine sehr  geehrten Damen und Herren! Wenn 
ich mich als N ichtagrarier zum Wort melde, so 
deshalb, weil ich als ei ner, der beruflich mit dem 
Agrarwesen verbunden ist, an diesen Dingen 
nicht vorbeigehen kann, sondern sie ganz genau 
mitverfolge, zum Teil auch mit Sorge mitverfol
ge. 

Mir fäl lt immer wieder ein, daß wir vor Jahr
zehnten mit großer Dankbarkeit zur Kenntnis ge
nommen haben, daß die Bauern unseres Landes 
in der Lage waren, die Bevölkerung dieses Landes 
zu ernähren,  und wir mußten damals noch impor
tieren, weil wir nicht ausreichend produzieren 
konnten. Daß sich das in der Zwischenzeit geän
dert hat, ist sicherlich sehr zu begrüßen.  Aber 
jetzt so zu tun,  als ob wir nicht auch schuldig an 
dieser Entwicklung sind, ist, glaube ich, nicht kor
rekt. 

Ich halte daher diese Überlegungen, diese Ent
wicklungen,  diese Forschung für sehr,  sehr wich
tig, sei es jetzt beim Austroprotprojekt oder beim 
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schon erwähnten Biodieselprojekt oder beim  Öl
mühlprojekt in  Bruck, aber auch bei der Anlage, 
d ie in Aschach gebaut wurde, wo Rapsmethyles
ter hergestellt wird .  Auch diese Anlage findet un
wahrschein l ich großes internationales Interesse, 
weil ja die Probleme, die wir in Österreich haben, 
in  anderen Ländern genauso vorhanden sind. 

Und es ist schon interessant, daß wir Österrei
cher da richtungsweisend arbeiten und daß 
Schweizer, Deutsche, Franzosen und Engländer 
zu u ns kom men und schauen: Wie werden die 
Österreicher m it d iesen Dingen, m it d iesen Pro
blemen fertig? 

Bezüglich Verarbeitung zu Rapsmethylester, 
aber auch beim  Austroprotprojekt ist schon ge
sagt worden :  Wenn Eiweißfutterimporte redu
ziert werden können, Importe, die heute rund 
500 000 Tonnen betragen, so ist das ein Beitrag 
zur Deviseneinsparung. Auch das muß man in die 
Gesamtüberlegungen miteinbeziehen .  

I ch  glaube auch, daß es nicht sehr  leicht zu  ver
k raften ist für die Bauern, wenn sie hören müs
sen, daß rundherum doch eher von Erhöhungen 
der Einkommen die Rede ist, sie aber dazu verur
teilt sind, den Gürtel enger zu schnallen und eine 
Redu ktion des Einkommens hinnehmen zu müs
sen .  

Wen n  man e i n  bißehen hinter die Kulissen 
sieht, und ich kann das in meiner Tätigkeit als 
Mitglied eines Aufsichtsrates einer Bank,  e iner 
kleinen Regionalbank, wo ich unentgeltlich tätig 
bin - das muß ich dazusagen, damit keine fal
schen Überlegungen daran geknüpft werden - ,  
wenn  ich sehe, i n  welcher finanziellen Situation 
sich dort die kleinen Bauern befinden, daß sie 
nicht in der Lage sind, die Zinsen zu verdienen. 
die sie brauchen würden,  die sie zah len müßten 
für die aufgenommenen Kredite, gar nicht zu re
den von einer  Abdeckung dieser Schulden, und 
wen n  damit e ine Reduzierung des Einkommens 
einhergeht, so kann man sich vorstellen, in we l
cher Situation sich diese Leute befinden. Ich glau
be, wir haben die verdammte Pflicht und Schul
digkeit, daß wir - wenn ich sage "wir" , dann 
meine ich eben den Staat Österreich - helfend 
zur Seite stehen, wie wir das in vielen anderen 
Bereichen ja auch tun. Das muß dazu gesagt wer
den. 

Ich komme damit schon zum Schluß und 
möchte nur noch eines sagen: Die Landwirtschaft 
hat für die österreichische Wirtschaft und damit 
für die in der Wirtschaft beschäftigten Menschen 
keine geringe Bedeutung, betragen doch die Inve
stitionen in den verschiedensten Bereichen - es 
gibt e ine ganze Liste darüber - 40 Milliarden 
Schi lling pro Jahr, und im vor- und nachgeschal
teten Bereich sind etwa 70 000 Arbeitsplätze zu 
besetzen. Das ist doch kein k leiner Anteil .  

Deshalb begrüße ich es, daß es - trotz schwie
riger Verhandlungen - zu einer halbwegs 
brauchbaren Lösung kommen konnte, appelliere 
aber, in Zukunft diese Dinge mit zu bedenken, 
wenn es weitere Verhandlungen gibt. (Beifall bei 
der Ö VP. ) 13.28 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Vizepräsident Dr. Schambeck.  
Ich erteile ihm das Wort. 

13 .28 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, Nie

derösterreich) :  Herr Präsident! Herr Bundesmini
ster! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Was Herr Bu ndesrat Kommerzialrat Holzinger, 
mein geschätzter Vorredner, sagte, nämlich daß 
er nicht Agrarier sei, sich aber m it der Landwirt
schaft beschäftige, darf auch ich sagen .  Mit der 
Landwirtschaft beschäftigt sich e igentlich bewußt 
oder unbewußt jeder in seinem Heimatland. Wer 
Jurist ist, muß sich besonders m it der Marktord
nung und m it der Landwirtschaft beschäftigen .  
Auch ich habe das in den 30 Jahren meiner Tätig
keit als Staatsrechtslehrer getan, was viele meiner 
Publikationen bekunden .  

Vom Verfassungsrecht erwartet man sich näm
lich, daß es mehr als jedes andere Recht vorher
sehbar und berechenbar ist, daß es zur Stabi lität 
der Ordnung des öffentlichen Lebens beiträgt 
und daß es die Grundlage für das e infach-gesetz
liche Recht sei n  kann, so wie uns das Adolf Merkl 
im Stufenbau der Rechtsordnung graphisch dar
gestellt hat. Wie die Katarakte eines Wasserlaufes 
so l l  sich das Verfassungsrecht bis zum individuel
len Rechtsakt des Urteils und des Bescheides kon
kretisieren lassen. 

Wer das österreichische Verfassungsrecht be
trachtet, weiß ,  daß es in e iner nicht problemlosen 
Plural ität auftritt wie kaum eine andere Rechts
ordnung in Österreich, nämlich als Verfassungs
gesetze des B undes, der Länder, als in e infachen 
Gesetzen enthaltene Verfassungsbestimmungen 
und als verfassungsändernde Staatsverträge. Das 
Musterbeispiel, Hoher Bundesrat, das immer wie
der angeführt wird, ist das Wirtschaftslenkungs
recht, ist die Marktordnung. Der Herr Kollege, 
der als Beamter des Landwirtschaftsministeriums 
hier ist und mich semester lang in  Linz erlebt hat, 
weiß, daß ich das dort mit  demselben Timbre und 
derselben Überzeugung sage wie hier. Ich freue 
m ich, ihn hier anwesend zu wissen.  

Meine Damen und Herren !  Wir wissen ,  daß 
diese Unart der österreich ischen Rechtsordnung, 
in einfachen Gesetzen Verfassungsbestimmungen 
zu haben, die zwar besonders ausgewiesen sind, 
auch im Druck, nicht dem Verfassungsrecht 
dient, sondern an und für sich den Charakter der 
Verfassungsrechtsordnung gefährdet. Denn das 
Verfassungsrecht verliert sich i ns Provisorische 
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und ins Experimentel le und büßt mit der Zeit an 
normativer Kraft e in .  

Das hat der derzeitige Vizepräsident des öster
reichischen Verwaltungsgerichtshofes, Professor 
Mag. Alfred Kobzina, als ehemaliger Parlaments
rat dieses Hauses in  e iner vielfach zitierten Ab
handlung schon vor mehr als 25 Jahren geschrie
ben. Der große Schweizer Staatsrechtslehrer 
Werner Kägi , P rofessor für öffentl iches Recht an 
der Züricher Universität, hat in seiner Habilita
tionsschrift vom Jahr 1945 - damals hat es diese 
Marktordnung in Österreich noch nicht gegeben 
- .  über die Verfassung als normative Grundlage 
des Staates - welche neu gedruckt in der Wissen
schaftlichen B uchgesellschaft Darmstadt ist - ,  
schon damals vor dieser Entwicklung z u  Verfas
sungsrecht auf Zeit gewarnt. 

Meine sehr Verehrten !  Heute befinden wir uns 
in  einem Rotationssystem, und es gibt in der 
österreichischen Rec htsordnung nur zwei Gebie
te , in welchen bei der Verabschiedung der einen 
Novelle schon an der Vorbereitung der nächsten 
Novelle gearbeitet wird . Da sei auch das ASVG 
beispielsweise genannt. Dazu läßt sich noch das 
ganze Sozialrecht hinzufügen,  wobei ich froh dar
über bin, daß etwas für die soziale Sicherheit ge
sch ieht. Und da ist als weiterer wichtiger Bereich 
der des Agrarrechtes zu nennen. 

Das dient nicht der Verwaltung, auch n icht der 
Fondsverwaltung, sondern es ist das eine Unsi
cherheit, und es dient - erlauben Sie mir ,  das aus 
politischer Sicht hinzuzufügen - auch perma
nent als politisches Druckmittel bis zur Erpres
sung, je nachdem,  wie das Verhältnis zwischen 
den Großparteien ist. Es gibt eine ganze Ge
schichte, was sich alles abgespielt hat, wenn die 
Marktordnung zu verlängern war. 

Es gibt dazu geradezu ein Pitaval. Wenn ich 
einmal nicht mehr Mandatar bin - was ich aller
dings nicht übermorgen vorhabe, aber sicherlich 
überübermorgen -, werde ich zu bestimmten 
D ingen der Geschichte der Zweiten Republik -
da gehört die Rundfunkreform dazu. da gehören 
die verstaatl ichte Industrie und die Agrarwirt
schaft dazu - einen Pitaval schreiben. 

I n  einer Abhandlung von mir in der deutschen 
Zeitschrift "Die öffentliche Verwaltung" habe ich 
schon vor 22 Jahren über "Verwaltung im Dien
ste der Wirtschaft" einen kurzen Ansatz dazu -
in Stuttgart erschienen - geliefert. Ich habe mich 
laufend mit dieser Tendenz kritisch auseinander
gesetzt. 

Was ich jetzt einleitend ausführte, Hoher Bun
desrat, sagte ich aus der Sicht des Staatsrechtsleh
rers. Und als Bürger, der von der Landwirtschaft 
und der Arbeit unserer Bäuer innen und Bauern 
profitiert, füge ich hinzu: Die bäuerliche Bevöl-

kerung Österreichs hat sich das nicht verdient. Es 
ist ein Erfordernis, daß wir jeder Bevölkerungs
gruppe eine dauerhafte Sicherung ihrer Existenz
möglichkeiten b ieten.  Die heutige Tagesordnung 
mit der Marktordnung bietet uns die Möglichkeit 
der Danksagung und auch der Anerkennung für 
die Bevölkerung im ländlichen Raum,  für die 
Bäuerinnen und für die Bauern. 

Meine sehr Verehrten! Die Bauern bieten uns 
die beste Möglichkeit der Sicherung unserer Er
nährung, was von größter Wichtigkeit  auch für 
einen dauernd neutralen Staat ist, denn der dau
ernd neutrale Staat so l l  auch wirtschaftspolitisch 
und ernährungspolitisch unabhängig vom Kräfte
feld der Mächte sein. Es ist e ine ganz gro ße Lei
stung der österreichischen Landwirtschaft seit 
1 945 gewesen, das zu erbr ingen und es uns damit 
zu ermöglichen, uns 1955 für dauernd neutral zu 
erklären .  Auch der österreich ische Bauer hat das 
mit ermöglicht, was der gro ße Repräsentant der 
österreichischen Bauern und unseres Vaterlandes, 
Leopold F igl, 1 955 erkämpft hat, aber auch schon 
vorher,  wenn ich etwa se in Eintreten 1 954 bei der 
Berliner Außenministerkonferenz hier erwähnen 
darf. Und mit seinem Namen identifizieren wir 
uns alle über die Landes- und Parte igrenzen hin
weg. 

Hohes Haus! Wenn der Bauer für die Existenz
sicherung in  Geschichte und Gegenwart auf
kommt, dann wollen wir i n  einer Zeit, in  der so 
viel kritisiert wird , auch n icht vergessen ,  daß wir 
ohne diesen Einsatz der Bauern nach 1945 gar 
nicht hätten überleben können und daß es einen 
echten Interessenausgleich zwischen Stadt und 
Land und zwischen den einzelnen Bundesländern 
gegeben hat. 

Als niederösterreichischer Mandatar möchte 
ich nicht hier stehen, ohne erneut den Namen des 
ehemaligen Bundesminsiters für Land- und 
Forstwirtschaft Josef Kraus zu nennen ,  der in 
hervorragender Weise die S icherung der Ernäh
rung Österreichs durch seinen Einsatz ermöglicht 
hat und mit ihm haben das auch verantwortl iche 
Funktionäre des niederösterreichischen Bauern
bundes getan, eine Organisation, die 1 950 neben 
dem Gewerkschaftsbund gekämft hat. Das möch
te ich sagen, denn einer von uns, der Herr Bür
germeister von Perchtoldsdorf, hat kürzlich dar
über in  großartiger Weise seine Diplomarbeit ge
schrieben und ist Magister geworden, wozu ich 
ihm herzlich gratul ieren möchte. Auch d ie nie
derösterreichischen Bauern sind damals auf die 
Straße gegangen und haben gegen d�s Attentat 
der Kommunisten auf die Ordnung Osterreichs 
ihren E insatz geleistet, damit unsere Freiheit er
halten b le iben kann .  H ier ist in besonderem Maße 
die Verbundenheit zwischen wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten und Fre iheitssicherung gezeigt 
worden. 
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Meine sehr  Verehrten! Meine Vorgänger haben 
schon aus verschiedener Sicht und Einstel lung 
von den Subventionen für die Bauern und Bäue
rinnen, für die Landwirtschaft gesprochen. Wir 
dürfen nicht übersehen, daß es sich hier geradezu 
um eine partnerschaft l iehe Ordnung, um eine 
Schicksalsgemeinschaft handelt. 

Wenn Herr Direktor Bundesrat Ing. Penz den 
Satz von Eduard Hartman z itiert hat: "Agrarpoli
tik geht jeden an ! " ,  dann möchte ich in Fortset
zung dieses allgemein anerkannten Satzes noch 
hinzufügen: Alles, was in der Landwirtschaft ge
tan wird, geschieht nicht allein für den Produzen
ten ,  sondern auch für den Konsumenten,  sodaß 
eben n icht Geschenke verteilt werden ,  sondern 
der Allgemeinheit ein Dienst erbracht wird, auch 
i n  der heutigen dynamischen und technisierten 
Industriegesellschaft, zum Bestand einer Bevölke
rungsgruppe, auf die wir nie - erlauben Sie mir, 
das zu sagen ,  als einer, der von der Arbeitneh
mervertretung, von den Arbeitern und Angestel l
ten, von den christl ichen Gewerkschaftern her 
kommt - verzichten werden können. 

Man braucht nur die Geschichte der österrei
ch ischen Interessenverbände zu lesen.  Ich habe 
zweimal bei Festreden, die ich die Ehre hatte zu 
H ans-Kudlich-Feiern zu halten ,  hingewiesen auf 
d ie von der Ständeordnung Befreiten durch Hans 
K udlich, in den Verbänden ein neues Standing er
hielten, wobei wir nicht übersehen wollen, daß 
Hans Kudlich später Arzt geworden ist, der i n  
Hoboken seine Praxis hatte. Wenn Sie nach New 
York kommen - ich hoffe, daß mich nächstes 
Jahr v iele auf diesem Weg begleiten - und wenn 
Sie dann mit  der Circle-Line um Manhattan fah
ren ,  so werden Sie sehen, daß  nach zwei Stationen 
der Führer darauf hinweist: Hier ist der Stadttei l  
Hoboken. Es  ist dies e in  e igenes Erzbistum neben 
dem Erzbistum New York mit  St. Patrick 's Ca
thedrale. Jeder, der aus Europa kommt, darf 
n icht übersehen, daß dort Hans Kudlich den 
G roßtei l seines Lebens als Arzt zugebracht hat. 
Aber so wie San Martin und S im6n Bol ivar. die 
großen Befreier der Menschheitsgeschichte , war 
es auch Hans Kudlich nicht gegönnt, selbst die 
Früchte seines großen Erfolges zu ernten.  Er hat 
sei n  Studium vollendet und ist dann in die Neue 
Welt gegangen.  Er hat uns e in Beispiel gegeben. 

Aber die von der Ständeordnung Befreiten be
kamen, wie ich schon sagte, durch die Interessen
verbände - und dazu gehören auch die Bauern
b ünde - e ine neue Heimstatt. Wenn die Herr
schaften von der Freiheitlichen Partei ,  die heute 
nicht hier sind, diese Interessenverbände so an
greifen, dann  übersehen sie total, daß sowohl die 
Bauernbünde als auch der Gewerkschaftsbund 
und wie sie alle heißen zur Freiheitssicherung 
beitragen ,  weil sie die Interessenvertretungen er
möglichen. Und diese Interessenvertretung ist für 

die Neuordnung der Marktordnung und auch zur 
Sicherung dieses Berufsstandes von größter 
Wichtigkeit. 

Meine sehr Verehrten! Die Bäuerin und der 
Bauer sind die Hüter unserer Heimat. S ie sind die 
Pfleger dessen, was wir Grund und Boden nen
nen. Und dieser Berufsstand,  der mehr leistet, als 
bloß einer Beschäftigung nachzugehen ,  pflegt 
das, was auch demjenigen ,  der nicht Bauer sein 
kann, die Stabi lität seines Lebens vermittelt, näm
lich die Heimat! 

Meine Damen u nd Herren !  Da oft in einer sehr 
ideologisierten Form von den Grünen gesprochen 
wird und da Herr Kollege Gudenus am Beginn 
der Sitzung darauf hingewiesen hat, daß die Sit
zungen des Nationalrates so lange gedauert ha
ben, möchte ich sagen: Dies auch deshalb , weil 
dort die Grünen sind und d urch Polemik die S it
zungen so verlängern; ein Er lebnis, das uns bisher 
erspart geblieben ist. Aber ich möchte ihnen ehr
lich sagen :  Die ersten und erfolgreichsten Grünen 
in  der Geschichte Österre ichs waren die Bäuerin 
und der Bauer. Sie haben ihre Dienste geleistet, 
ohne sich so aufzuführen wie diese Repräsentan
ten , die oft eine Alternativszenerie verkörpern 
mit einer politischen Kultur, wobei ich b iswe ilen 
gerne die zwei B uchstaben "u" und "n" hinzufü
gen würde: sie verl ieren sich in  die Unkultur. 

Anders der Bauer: Er br ingt ein Maß an Ethik 
ein, auf das die heutige Gesellschaft nicht verzich
ten kann.  Wenn man daher - und damit möchte 
ich schl ießen und mit dem Wunsch, daß es zu 
e iner dauernden Regelung der Marktordnung 
kommt - etwas für die Landwirtschaft, für die 
Bäuerin und den Bauern tut, dann ist das nicht 
die Pflege eines historischen Relikts, sondern die 
Ausrichtung auf die Aufgabe der Zukunft. 

Ich darf mir auch hier erlauben, den Vertretern 
und Repräsentanten der  Bauernschaft aus der 
Sicht der Aufgaben des Jahres 2000 und des We
ges nach Brüssel - das ist e in Auftrag des loser 
Riegler gewesen und eines Bundesministers 
Fischler jetzt - ein  herzliches Glückauf zu wün
schen!  (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  13.41 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? (Bundesmini
ster Dr. F i s  c h l e r: Ja!) - Ich ertei le somit 
Herrn Bundesminister Fisch ler das Wort. Bitte. 

1 3.41 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

Dipl .-I ng. Dr. Franz Fischler: Herr Präsident, ich 
bitte um Entschuldigung, aber ich habe mich 
schon zu Anfang zu Wort gemeldet. - Herr Prä
sident! Meine seh r  geschätzten Damen und Her
ren des Hohen B undesrates! Ich möchte m ich 
herzlich für die wirklich konstruktiven Beiträge 
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bedanken, die hier heute zu d ieser wichtigen Ma
terie gel iefert worden sind. Ich erlaube mir aber 
doch ,  zu einigen Punkten Anmerkungen zu ma
chen. 

Zum ersten e inmal: Es ist richtigerweise festge
stellt worden , daß Getreideverhandlungen und 
Getreideprotokollverhandlungen jedes Jahr statt
finden .  Aber ich glaube, der große Unterschied 
zu manch anderen Jahren ist heuer gewesen,  daß 
es eben nicht nur um das Getreideprotokoll ge
gangen ist, sondern um wesentlich mehr, und daß 
wir in  einigen Bereichen zukunftsweisende Wei
chenstel lungen erreicht haben, die eine völlig 
neue Grundlage für die österreichische Getreide
politik und für die österreichische Alternativen
politik darstel len.  Darüber hinaus haben wir auch 
für e inige andere Bereiche. insbesondere Berg
bauernzuschüsse und Milchexport, positive Er
gebnisse erzielt. 

Ich möchte noch einmal Bezug nehmen auf das 
in der letzten Zeit so viel diskutierte Austroprot
projekt. Meine sehr geschätzten Damen und Her
ren!  B itte übersehen Sie nicht, daß wir in Öster
reich - das ist nicht nur im Interesse der Bauern 
gelegen ,  sondern müßte eigentlich im Interesse 
aller gelegen sein - möglichst rasch einen Aus
stieg aus verbleitem Benzin schaffen wollen. Ge
meinsam mit der ÖMV ist es Regierungswil le ,  
daß wir  diesen Ausstieg bereits bis  zum Jah
re 1 993 schaffen wollen. Für  die Herstel lung ins
besondere von bleifreiem Superbenzin braucht 
man aber an d ie 100 000 Tonnen neuer Treib
stoffzusätze, ansonsten geht das gar nicht. 

Es gibt mehrere Möglichkeiten, sich d iese 
Treibstoffzusätze zu beschaffen. 

Möglichkeit Nummer eins: Man importiert sie. 
Wir wissen - das sagt auch d ie ÖMV immer wie
der - ,  daß der Markt für diese Produkte bereits 
ungeheur knapp ist und noch knapper werden 
wird, denn nicht nur Österreich, sondern auch 
andere Staaten planen einen Ausstieg aus verblei
tern Benzin. Und damit wird auch der Preis für 
diese Komponenten aller Voraussicht nach noch 
wesentlich ste igen . Wir haben im Rahmen dieses 
Austroprotprojekts einen Fixpreis mit der ÖMV 
vereinbart. Wenn die tatsächlichen Preise für  d ie
se Komponenten über diesen Fixpreis hinaus, der 
beim Superbenzinpreis in Rotterdam gelegen ist, 
steigen werden , so ist das keine Subventionierung 
der Landwirtschaft, sondern eine Subventionie
rung der österreichischen Konsumenten. Das 
muß man einmal ganz klar sehen. 

Die zweite Möglichkeit ist, daß man sich d iese 
Komponenten dadurch beschafft, indem man 
eine e igene Anlage in Österreich baut und diese 
Komponenten auf Erdölbasis herstellt. Diese 
Mögl ichkeit besteht i m  Prinzip, würde aber bei 
der Zeitabfolge, die hiezu notwendig ist, bedeu-

ten .  daß sich das ganze Vorhaben - laut Aussage 
der ÖMV - um ein Jahr verzögern würde. Wir 
würden den Ausstieg erst ein Jahr später errei
chen.  Die ÖMV müßte ebenfalls e ine Investition 
in der Größenordnung von mindestens 700 Mil
lionen Schilling vornehmen. Diese Komponenten 
würden, was die Gesamtverbesserung der Abgas
werte anlangt, lange nicht so effizient sein wie 
absoluter Alkohol oder Äthanol .  

Es ist zunächst einmal auch im Interesse der 
österreichischen Umwelt und auch i m  Interesse 
aller Österreicher, daß der Ausstieg aus verblei
tem Benzin mit Hilfe von Äthanol versucht wird. 

Darüber hinaus weiß  Herr Dr. S imperl sicher 
sehr genau, auch wenn er es nicht direkt gesagt 
hat, wie unsicher die Absatzlage derzeit auf den 
Weltmärkten ist und daß wir i m mer häufiger dar
auf angewiesen sind, sogar auf Überseemärkte 
auszuweichen, weil wir auf den traditionellen Ab
satzmärkten keine Chance haben, unser Getreide 
zu verkaufen. 

Wenn wir mit Hilfe dieses Projektes Getreide 
kostenmäßig günstiger im In land einsetzen,  als 
damit Exporte durchzuführen,  so ist das ebenfalls 
ein Kostenvortei l  und kein Kostennachteil .  - Ich 
bitte Sie daher, meine geschätzten Damen und 
Herren, auch diese Aspekte zu berücksichtigen .  

Wenn behauptet wird,  daß d ie  Investition sub
ventioniert werden muß, so muß ich sagen ,  das ist 
falsch .  Es hat niemand von d iesen P rojektbetrei
bern bisher irgendwo um e inen Investitionszu
schuß angesucht. Die Projektbetreiber haben 
auch erklärt, daß sie bereit sind - über die nor
malen Abschreibungen hinaus, und zwar über ei
nen üblichen Abschreibungszeitrau m  und über 
eine übliche Kapitalverzinsung hinaus - ,  keiner
lei Gewinnansprüche an das Projekt zu stellen. 
Das Projekt kann von den Rahmenbedingungen 
her so gestaltet werden, daß das auch tatsächl ich 
so eintritt. 

Eine zweite Sache , die uns nach sie vor ein rie
siges Anl iegen in der österreichischen Agrarpoli
tik ist, ist, daß wir alles versuchen m üssen, um die 
Überschüsse zu reduzieren .  Wir halten derze it im 
Schnitt jährlich bei ungefähr 1 Mil l ion Tonnen 
Überschüsse, und diese wol len wir verringern. 
Das gelingt uns in  erster Linie dadurch, daß der 
Anbau von Alternativen zunimmt. Wir haben uns 
für diese Legislaturperiode vorgenommen, diese 
Alternativenanbaufläche auf 300 000 Hektar zu 
steigern . M it der Konzeption,  die wir nunmehr 
vorgelegt und beschlossen haben, können wir eine 
zusätzliche Alternativenanbaufläche in der Grö
ßenordnung von etwa 80 000 Hektar einrichten. 
Das heißt, wir kommen von einem Jahr auf das 
andere in eine Größenordnung von 220 000 bis 
230 000 Hektar als Zielgröße. 
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Ich glaube daher, daß diese Maßnahmen durch
aus angebracht sind und daß wir damit gleichzei
tig i.� der Lage sind, eine neue Art der Förderung 
in  Osterreich einzuführen. Das ist ebenfalls als 
Positivum zu vermerken. 

S ie sollten n icht vergessen, daß wir gleichzeitig 
in Genf im Rahmen der GATT-Uruguay-Runde 
schwierige Verhandlungen zu führen haben. Wir 
wissen, daß die b isherige M ineralö lsteuerrückver
gütung nach den GATT-Bestimmungen zu redu
zieren ist. Die neue F ruchtfolgeförderungskon
zeption, die wir entwickelt haben ,  hat all d iese 
Nachteile nicht. Sie ist völ l ig GATT -konform und 
wird auch ohne Schwierigkeiten die Bedingungen 
der GATT -U ruguay-Runde erfüllen können. 

Darüber hinaus dürfen Sie nicht übersehen, 
daß das Parlament schon vor mehreren Jahren 
beschlossen hat, die Zweckbindung der Mineral
ölsteuerrückvergütung aufzuheben, daß also die
ser unmittelbare Zusammenhang, der hier ins 
Treffen geführt wird, gar nicht mehr gegeben ist. 
Das Finanzmin isterium hat bereits mitgeteilt ,  daß 
sich Bauern, die ihre Fahrzeuge mit Biodiesel 
fahren und gleichzeitig eine Mineralö lsteuerrück
vergütung in Anspruch nehmen, unter Umstän
den eines Finanzstrafverfahrens schuldig machen. 

Neben diesen wichtigen Meilensteinen in der 
österreichischen Getreide- und Alternativenpoli
tik haben wir auch für die Bergbauern die Futter
getreideverbilligung von 1 00 000 auf 
1 50 000 Tonnen aufgestockt. Wir haben auch die 
Alternativenförderung, die Flächenprämien auf
gestockt und bei den alternativen Früchten teil
weise entsprechende Preiskorrekturen vorgenom
men. 

Wir haben nunmehr eine Neukonzeption bei 
der Bergbauerndirektförderung, die darauf h in
aus läuft, daß die soziale Grundlage weiterhin im 
bisherigen Ausmaß gewährle istet ist, daß aber 
darüber hinaus erstmals jeder Bergbauer und vor 
allem jeder Nebenerwerbsbergbauer in den Ge
nuß eines Berbauernzuschusses kommen wird. 

Wir sollten bei all unseren agrarpolitischen 
Überlegungen die Bauern nicht zu Sozialrenten
beziehern machen, sondern wir haben in e rster 
Linie die Leistungen, die sie erbringen, abzugel
ten. Diesem Grundgedanken trägt dieses neue 
Modell Rechnung. 

Daß wir gleichzeitig die Schwierigkeiten bezüg
lich Milchexporte bereinigen konnten. ist eben
falls als Erfolg zu sehen. Aber - das soll nicht 
verschwiegen werden - wir haben auch einen 
Preis dafür bezahlt: Es war notwendig, der Ver
pflichtung, den Bauernanteil in der Größenord
nung von 340 Mill ionen Schill ing zu finanzieren, 
nachzukommen .  Deshalb mußten die Abgaben 
für Düngemittel angehoben und Korrekturen bei 

den Verwertungsbeiträgen vorgenommen wer
den. 

Herr Bundesrat Simperl! Ich kann Ihren Aus
führungen al lerdings nicht ganz zustimmen, denn 
Sie wissen genau, daß es in der Getreidewirtschaft 
- das ist der Unterschied zur M i lchwirtschaft -
gesetzl iche Aufgabe ist, festzulegen, wie d ie Bau
ernfinanzierung bezahlt wird. Diese gesetzl iche 
Grundlage wurde nunmehr mit d ieser Novelle ge
schaffen.  

Ich kann Ihnen in noch einem Punkt nicht ganz 
folgen:  Die Herren des Getreidwirtschaftsfonds 
haben in unsere Verhandlungen e ingebracht, daß 
derzeit kein Negativ-Saldo gegeben sei ,  sondern 
daß derzeit  für das abgelaufene beziehungsweise 
ablaufende Getreidewirtschaftsjahr die F inanzie
rung des Bauernantei les gewäh rleistet sei .  Es sei 
aber notwendig, für das kommende Getriedewirt
schaftsjahr d iese zusätzlichen F inanzierungsquel
len zu erschl ießen,  weil nach Ablauf des kom
menden Getreidewirtschaftsjah res ein Negativ
Saldo gegeben wäre. 

In diesem Zusammenhang möchte ich aber 
auch darauf verweisen, daß es im Rahmen der 
Regierungsverhandlungen gel ungen ist, festzule
gen ,  daß der Sockelbetrag für d ie Alternat ivenfi
nanzierung von früher 400 Mi l l ionen Schil ling 
auf 1 000 M illionen Schill ing aufgestockt wurde. 
Schl ieß lich wurden d ie Getreidepreise in  der 
Größenord nung zwischen 1 1  und 16, im Durch
schnitt um 1 3  Groschen reduziert. 

Jemand, der die Beschlüsse, die vorgestern die 
EG-Kommission in  Brüssel gefaßt hat, laut denen 
die Getreidepreise um 35 Prozent  gesenkt werden 
sol lten ,  zitiert, kann wohl nicht wollen, daß jetzt 
sofort auch in  Österreich die Getreidepreise um 
35 Prozent gesenkt werden. 

Darüber  hinaus möchte ich auch daran erin
nern, daß man Beschlüsse, wen n  man sie zitiert ,  
vollständig zitieren sollte. Die EG hat auch be
schlossen, daß als Kompensation zu dieser P reis
senkung für alle kleineren Landwirte d iese Preis
senkungen zur Gänze ausgegl ichen werden sol
len. S ie hat auch eine Finanzierungsrechnung für 
dieses gesamte Paket vorgelegt, und diese Finan
zierungsrechnung lautet, daß d ieses ganze vorge
schlagene Paket der EG 530 Mil liarden Schi l ling 
pro Jahr an Kosten verursachen wird.  

Das sind mehr Kosten, als d ie  EG derzeit für 
die gesamten agrarischen Exporte zusch ießen 
muß, und - auch das möchte ich heute bei deser 
Gelegenheit einmal betonen - das ist wesentlich 
teurer und wesentlich kostenaufwendiger als das 
österreich ische Agrarsystem. Wir  brauchen uns in 
diesen Bereichen vor der EG in keiner Weise zu
verstecken. Unser System ist wesentlich effizien
ter. 
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Meine sehr geschätzten Damen und Herren ! 
Man sollte insgesamt allmählich von überkomme
nen Vorstel lungen Abschied nehmen, die da lau
ten, daß man die gesamte Getreidepolitik nur in 
Form von Preispolitik machen kann. 

Es ist nachgewiesenermaßen so, daß Pre issen
kungen in  der Landwirtschaft - wie das sonst in 
der ökonomischen Theorie zumindest geglaubt 
wird - nicht unbedingt zu Mengensenkungen 
führen, sondern - ganz im Gegentei l !  - :  Es gibt 
beispielsweise e ine Studie der FAO, in der sehr 
sehr k lar nachgewiesen wird, daß e ine 16prozen
tige Preissenkung weltweit in  den letzten Jahren 
zu 10 Prozent Mehrproduktion und nicht zu we
niger Produktion geführt hat . Das heißt aber mit 
anderen Worten, daß wir uns neue Politiken e in
fallen lassen müssen; Politiken, die den Bauern 
neben der Frage der Getreidepreise auch andere 
Chancen und andere Möglichkeiten eröffnen. Das 
sind nun einmal die Alternativen, und das sind 
nun einmal auch alternative Verwertungen von 
Getreide. 

Hier befinden wir uns auf einem Zukunfts
markt, nicht nur was die energetische Verwertung 
dieser Produkte anlangt, sondern auch was die in
dustrielle Verwertung in Form von neuen Stof
fen ,  Lösungsmitteln und vieles andere mehr an
langt. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren !  
Abschließend ersuche ich Sie, daß gerade Sie als 
Vertreter der Länderkammer - nachdem Sie 
schon angekündigt haben, daß Sie einen positiven 
Beschluß fassen werden - insofern unsere Vor
haben unterstützen, als im Zusammenhang mit 
der Fruchtfolgemaßnahme, die zur Debatte steht, 
und mit der Umwandlung der Mineralölsteuer 
auch jene Anteile, die infolge d ieser Umwandlung 
zusätzlich den Ländern zufl ießen, ebenfalls den 
Bauern zur Verfüg.ung stehen .?o llen. - Danke 
schön.  (Beifall bei O VP und SPO. )  13.58 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Jetzt 
muß ich nochmals die Frage stellen: Wünscht 
noch jemand das Wort? - Das ist nicht der Fal l .  

Damit ist die Debatte endgültig geschlossen. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g über den 
Beschluß des Nationalrates vom 9. Jul i  1 99 1  be
treffend ein Bundesgesetz über Änderungen des 
Marktordnungsgesetzes 1985, des Viehwirt
schaftsgesetzes 1 983, des Weingesetzes 1985, des 
Zuckerförderungsgesetzes, des Stärkeförderungs
gesetzes 1 969, des Bundesgesetzes über Maßnah
men betreffend Isoglucose, des Bundesgesetzes 
betreffend eine Abgabe auf bestimmte Stärkeer
zeugnisse und des Futtermittelgesetzes. 

Der vor liegende Beschluß enthält Verfassungs
bestimmungen, die nach Artikel 44 Abs. 2 B-VG 

der Zustimmung des Bundesrates bei Anwesen
heit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des 
Bundesrates und mit einer Mehrheit von minde
stens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen be
dürfen. 

Ich stelle zunächst die für die Abstimmung er
forderliche Anwesenheit der Mitglieder des Bun
desrates fest. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag zustimmen,  den im Abschnitt I 
Artikel I, Abschnitt I I  Artikel I und Abschnitt VI 
Artikel I enthaltenen Verfassungsbestimmungen 
im Sinne des Artikels 44 Abs. 2 Bundes-Verfas
sungsgesetz die verfassungsmäßige Zustimmung 
zu erteilen, um ein Handzeichen. - Der Antrag, 
den zitierten Verfassungsbestimmungen im Sinne 
des Artikels 44 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
die Zustimmung zu ertei len ,  ist somit a n g e -
n o  m m e  n. 

Ausdrücklich stelle ich die erforderl iche Zwei
drittelmehrheit im Sinne des Artikels 44 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz fest. 

Ich bitte ferner jene Mitglieder des Bundesra
tes, die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl ie
genden Beschluß des Nationalrates keinen Ein
spruch zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies 
ist S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben ,  ist 
somit a n g e n  0 m m e  n .  

1 1 . Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 9. Ju
li 1991  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem die 
Bundesbetreuung von Asylwerbern geregelt 
wird (Bundesbetreuungsgesetz) ( 158 und 215/NR 
sowie 4102/BR der Beilagen) 

12. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 9. Ju
li 1 991  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Fremdenpolizeigesetz, BGBl. Nr. 75/1954, zu
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 2111991 ,  geändert wird (Fremdenpolizeige
setz-Novelle 1991)  ( 191/A - 11-2475 und 214/NR 
sowie 4103/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen nun zu den P unkten 1 1  und 1 2  der Tages
ordnung, über die d ie Debatte ebenfalls unter ei
nem abgeführt wird. 

Es sind dies: 

Beschlüsse des Nationalrates vom 9. Juli 1 99 1  
betreffend 

Bundesgesetz, mit dem die Bundesbetreu ung 
von Asylwerbern geregelt wird (Bundesbetreu
ungsgesetz) , und 
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Bundesgesetz, mit dem das Fremdenpolizeige
setz, BGBL Nr. 75/ 1 954, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBL Nr. 2 11 199 1 ,  geändert 
wird (Fremdenpolizeigesetz-Novelle 1 99 1 ) .  

Die Berichterstattung über die Punkte 1 1  und 
12 hat Herr Bundesrat Dr.  Peter Rezar übernom
men. Ich bitte ihn um seine Berichte. 

Berichterstatter Dr. Peter Rezar: Sehr geehrter 
Herr P räsident! Herr Bundesminister ! Ich bringe 
zunächst den Bericht des Rechtsausschusses über 
den Besc hluß des Nationalrates vom 9. Juli 1 99 1  
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem die Bun
desbetreuung von Asylwerbern geregelt wird 
(Bundesbetreuungsgesetz). 

Der gegenständliche Beschluß des Nationalra
tes trägt dem Umstand Rechnung, daß das Bun
desgesetz über die Bundesbetreuung für Asylwer
ber, BGBL Nr .  452/ 1 990 - m it Ausnahme von 
dessen Artikel 11 § 3 - ,  am 26. Jul i  1 99 1  außer 
Kraft tritt. Die Betreuung h ilfsbedürftiger Asyl
werber durch den Bund bedarf weiterhin einer 
ausdrück lichen gesetzlichen Regelung. Dies gilt 
auch für die Aufrechterhaltung einer gesetzl ichen 
Handhabe dafür, daß die Organe der Länder mit 
Aufgaben der Betreuung von Asylwerbern in 
gleichmäßiger  Weise in Anspruch genommen 
werden können. (Der P r ä  s i d e n  t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Der vorl iegende Gesetzesbeschluß hat daher 
bei Schaffung eines neuen Bundesgesetzes über 
die Bundesbetreuung für Asylwerber zum Ziel ,  
welches weiterhin d ie vom Bund in  d iesem Be
reich in Form der Pr ivatwirtschaftsverwaltung er
brachten Leistungen auf eine explizite rechtliche 
Grundlage stellt und darüber hinaus dem Bundes
minister für Inneres die Möglichkeit gibt, unter 
Berücksichtigung der jewei ligen Gastarbeiteran
teile an der Wohnbevölkerung festzulegen, wel
che Anteile von Asylwerbern in welchen Bundes
ländern zu betreuen sind. Anknüpfend daran be
steht die Möglichkeit ,  die Besorgung der im Ge
setz geregelten Betreuungsaufgaben gemäß 
Artikel 1 04 Abs. 2 B-VG durch Verordnung des 
Bundesministers für Inneres ganz oder teilweise 
dem Landeshauptmann und den diesem unter
stellten Landesbehörden zu übertragen.  Der Ge
setzentwurf geht davon aus, daß von dieser Mög
l ichkeit Gebrauch gemacht wird .  Das derzei t  
be im Bundesministerium für Inneres e ingerichte
te beratende Gremium für Asylfragen ,  der Asyl
beirat, soll beibehalten werden. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 . Juli 1 99 1  in 
Verhandlung genommen und mehrstimmig be
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben. 

Als E rgebnis seiner Beratung stel l t  der Rechts
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen:  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
9. Juli  1 99 1  betreffend e in  Bundesgesetz, mit dem 
die B undesbetreuung von Asylwerbern geregelt 
wird (Bundesbetreuungsgesetz), wird kein Ein
spruch erhoben. 

Weiters erstatte ich den Bericht des Rechtsaus
schusses über den Beschluß des Nationalrates 
vom 9. Jul i  199 1  betreffend ein Bundesgesetz, m it 
dem das Fremdenpolizeigesetz, BGBL 
Nr. 75/ 1 954. zuletzt geändert durch das Bundes
gesetz BGBL Nr. 2 1/ 1 99 1 ,  geändert wird (Frem
denpol izeigesetz-Novelle 1 99 1 ) . 

Der n unmehr vorl iegende gegenständliche Be
schluß des Nationalrates trägt dem Umstand 
Rechnung, daß erste Entscheidungen einzelner 
unabhängiger Verwaltungssenate gemäß § 5a des 
Fremdenpolizeige setzes davon ausgehen, daß die 
Verhängung der Schubhaft über nach ihrem Hei
matrecht noch n icht vol l  geschäftsfähige Fremde 
nur zulässig sei ,  wenn die behördliche Verfügung 
gegenüber einem geschäftsfähigen Vertreter er
lassen werde. 

Diese Entscheidungen ,  die im Widerspruch zur 
langjährigen herrschenden Verwaltungspraxis ste
hen, führen dehalb zu Problemen, weil es unmög
lich ist, b innen kurzer Zeit die Bestel lung eines 
Sachwalters herbeizuführen (entsprechende Ver
fahren dauern mehrere Wochen) .  Es können da
her derzeit keine solchen " Jugendlichen" in 
Schubhaft genommen werden, auch wenn die 
Voraussetzungen für ein Aufenthaltsverbot vor
l iegen. 

Dieser Zustand ist unhaltbar, da i mmer wieder 
nicht voll geschäftsfäh ige Fremde, die straffäl l ig 
werden ,  und il legal Arbeitende aus dieser Perso
nengruppe aufgegriffen werden und das e inzig 
wirksame Reaktionsinstrument, näml ich die Ab
schiebung, mangels Durchsetzbarkeit nicht mehr 
zur Verfügung steht. E i ne gesetzliche Regelung 
dieses P roblems ist daher unverzüglich notwen
dig. 

Aus diesem Anlaß sol l  auch e ine Klarstellung 
des Umfanges der Prüfbefugnis des unabhängigen 
Verwaltungssenates gemäß § 5a des Fremden
polizeigesetzes erfolgen und der Charakter der 
Haftprüfung deutlicher i n  den Vordergrund ge
stellt werden. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständl iche 
Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 1 . Juli 1 99 1  in 
Verhandlung genommen und e instimmig be
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen E inspruch zu erheben .  
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Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle  beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
9. Jul i  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Fremdenpolizeigesetz, BGBL Nr. 7511 954, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBL Nr. 2 1 1 1 99 1 ,  geändert wird (Fremdenpoli
zeigesetz-Novelle 199 1 ) , wird kein  Einspruch er
hoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein ,  d ie 
über die zusammengezogenen Punkte unter ei
nem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Dr. Milan Linzer. 
Ich erteile ihm dieses. 

14.06 

Bundesrat Dr. Milan Linzer (ÖVP, Burgen
land): Herr Präsident! Herr Bundesminister ! Mei
ne Damen und Herren !  Hoher B undesrat! Wir 
alle wissen, daß tiefgreifende politische Verände
rungen in Mittel- und Osteuropa und in der Drit
ten Welt, nationale und internationale Konfli kte, 
ferner Verfolgung und U nterdrückung, aber auch 
wirtschaftliche Not eine Menschenwanderung un
geahnten Ausmaßes ausgelöst haben. Gemeinig
lich nennt man das auch " Völkerwanderung der 
Neuzeit" . 

D ie Statistik zeigt uns, daß etwa ein Siebentel 
d ieser Flüchtlinge oder Einwanderer, wie immer 
man sie bezeichnen mag, die zu uns kommen, tat
säch lich Flüchtl inge im Sinne der Genfer Kon
vention sind, die restl ichen etwa sechs Siebentel 
sind als Wirtschaftsflüchtlinge zu bezeichnen. 

Meine Damen und Herren! Österreich hat im
mer eine humane Ausländerpolitik betrieben. 
Wir haben eine große humanitäre Tradition. 
Österreich war immer ein klassisches Erstasyl
land, und das, glaube ich, wollen wir auch blei
ben. Gerade aus der Sicht meines Bundeslandes, 
des Burgenlandes, das an der Grenze zum Osten 
liegt, das quasi auch in der Geschichte, in frühe
ren Jahrhunderten sehr  oft durchwandert worden 
ist, kann ich feststellen, daß bei uns aus Überzeu
gung humanitätsbewußte Menschen leben, die 
Ausländern immer sehr wohlwollend gegenüber
gestanden sind. 

D ie gesamte Ausländer- und Flüchtlingsproble
mati k  bedarf einer gesetzlichen Regelung. Die 
Bundesregierung hat d ies auch in  ihrer Regie
rungserklärung vom 1 8 . Dezember 1990 festge
legt, statuiert. Dankenswerterweise hat Herr Bun
desminister Löschnak bereits eine Vorlage für ein 
Einwanderungsgesetz im engeren Sinn vorberei
tet, das gestern der Öffentlichkeit vorgestellt wur
de. 

Aber n icht das ist ja heute unser Thema, son
dern wir beschäftigen uns mit dem sogenannten 
Bundesbetreuungsgesetz, jenem Gesetz. das die 
Betreuung, Verpflegung, Unterbringung et cetera 
von Antragstel lern regelt, die zu uns gekommen 
sind , von Asylanten, d ie um Asyl ansuchen. 

Ich betone noch einmal, daß es , glaube ich, sehr  
wichtig ist, zwischen Flüchtlingen im Sinne der 
Genfer Konvention ,  also politisch, rassisch, religi
ös Verfolgten, und jenen, d ie etwa durch wirt
schaftliche Not getrieben zu uns kommen, den 
sogenannten Wirtschaftsflüchtl ingen,  zu unter
scheiden .  Würden wir auch jenen generell H ilfe 
angedeihen lassen, wären, glaube ich , die Erstge
nannten, nämlich die Flüchtlinge im engeren 
Sinn der Genfer Konvention, zu Unrecht benach
tei ligt. 

Meine Damen und Herren!  Dieses Bundesbe
treuungsgesetz stellt mehr oder minder nur eine 
Verlängerung des Vorjahresgesetzes dar. Wir ha
ben über diese ganze Problematik  ja schon im 
Vorjahr debattiert. 

Was s ind nun die Schlüsse daraus, was können 
wir noch e inbringen an Kommentaren oder an 
Gedanken, beziehungsweise was hat die Regie
rungsvorlage zusätzl ich  gebracht aufgrund der 
Erfahrungen,  die man infolge dieses Gesetzes des 
Vorjahres gewonnen hat? 

Ich glaube, daß es sehr wichtig ist, daß wir 
durch die Trennung - hie Flüchtlinge im enge
ren Sinn, hie sogenannte Wirtschaftsflüchtlinge, 
al lenfalls auch Einwanderer - eine Beschleuni
gung des Asylverfahrens erreichen und dadurch 
wirklich den echten Asylanten ein faires Verfah
ren nach rechtsstaatl ichen Grundsätzen angedei 
hen lassen .  Ich wei ß  schon, daß es  in  bezug auf 
Beschleunigung sehr  oft zu Effizienzproblemen 
kommt. vor allem dadurch, daß es an Dolmet
schern fehlt ,  daß es Übersetzungsprobleme gibt .  
Vielleicht läßt sich aber dem durch etwaige Perso
nalaufnah me oder Personalan leihe auch aus dem 
Ausland Abhi lfe schaffen. 

Eine zweite Feststellung. Die Zuhi lfenahme di
verser humanitärer Einrichtungen wie freie 
Wohlfahrt, Kirche, Caritas, aber natürlich auch 
der Gemeinden wurde nun in das Gesetz aufge
nommen. Es sind das jene Institutionen, die a n  
der Basis arbeiten.  D iese Institutionen werden 
nunmehr in die Verwaltung der B undesbetreuung 
aufgenom men. Ich finde, das ist sehr  wichtig, wei l  
das auch Gelegenheit gibt, notwendige Integra
tionsmaßnahmen zu intensivieren. Ich halte es 
für richtig, daß die Bundesbetreuung der Asylan
ten zentral gelenkt, das heißt vom Bund gelenkt, 
jedoch dezentral verwaltet und vollzogen werden 
so ll .  Und dazu sind eben vor allem d iese Basisin
stitutionen von unschätzbarer Wichtigkeit .  
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Eine Problematik möchte ich hier noch aufzei
gen, näml ich die fehlende Akzeptanz von Teilen 
unserer Bevölkerung gegenüber dem Fremden, 
gegenüber dem Ausländer .  Ich glaube. daß es 
diesbezüglich noch sehr viel an Aufklärungsbe
darf gibt. Ich finde. man so llte die Menschen, vor 
allem von Jugend an - damit könnte man schon 
in  der Schule beginnen - ,  über al l  d iese Fragen 
informieren.  Warum Integration? Warum brau
chen wir den F remden? Warum sol len  wir human 
Ausländern gegenüber sein?, und vieles andere 
mehr.  Durch Angstmacher und Hetzer,  d ie der
zeit noch immer die Überhand haben, die sich 
groß in den Medien produzieren, gel ingt es sicher 
nicht, das Problem Ausländerakzeptanz zu bewäl
tigen . 

Ich bin mir natürlich dessen bewußt, daß es die 
Kriminalität, daß es die schwarzen Schafe unter 
den Ausländern für Inländer sehr schwer machen, 
einen Ausländer zu akzeptieren. Ich hoffe aber 
doch, daß es n icht zuletzt natürlich aufgrund des 
starken Einsatzes der Exekutive und der Justiz 
gelungen ist, das Problem in  den Griff zu bekom
men. Zweifellos ist es so, daß das M iteinander un
serer Bevölkerung mit dem Ausländer, mit dem 
Fremden durch eine entsprechende Aufklärung 
zu gegenseitiger Akzeptanz und geistiger und ma
terieller Hi lfeste llung führen könnte und somit 
eine Besserung bringen würde. 

Erwähnenswert ist weiters die sogenannte 
Hilfstätigkeit dieser bei uns untergebrachten 
Asylwerber. Ich habe sehr oft die Erfahrung ge
macht, Herr Mi nister, daß unsere Bevölkerung 
sehr wohl positiv dem Ausländer gegenübersteht, 
aber es wird dann und wann doch kritisiert. daß 
halt oft noch sehr junge Burschen tatenlos bezie
hungsweise ohne Beschäftigung - ich darf viel
leicht salopp diesen Ausdruck verwenden -
"herumlungern" .  Ich wei ß  nicht, ob nicht eben 
aufgrund der Tatsache, daß man jetzt auch Ge
meinden und diese Basisinstitutionen einschaltet, 
vielleicht doch eine Möglichkeit bestünde, d iese 
Menschen irgendwelche Hilfstätigkeiten verrich
ten zu lassen. Das müßte selbstverständlich im 
E invernehmen mit den Betroffenen geschehen. 

Ich glaube, da würde man einmal den ersten 
Schritt in  Richtung Integration setzen ,  e ine gewis
se Hemmschwelle gegenüber dem Ausländer, 
Sprachbarrieren et cetera würden überwunden 
werden .  Derzeit ist im Gesetz so e ine Hilfstätig
keit nur bei Unterbringung in einer Bundesan
stalt oder i n  e inem Bundesheim vorgesehen. Ich  
weiß  nicht, wie  das verwaltungstechnisch zu be
werkstel ligen ist, aber ich kann nur aus meiner 
Erfahrung sagen, daß das sehr sinnvoll wäre. 

Damit würde man auch dem Argument begeg
nen - das leider Gottes auch kommt, vor allem 
aus sozial schwächeren Schichten unserer Bevöl
kerung - :  Na ja bitte ich bin ein ganz bescheide-

ner Ausgleichsrentenempfänger mit 3 000. 4 000, 
S 000 S - das ist bei uns im Südburgen land gar 
keine Seltenheit - ,  und auf der anderen Seite ist 
der Ausländer mit einer an sich zwar auch sehr 
bescheidenen finanziellen Ausstattung von 1 70 S 
täglich, aber er hat auch etwa den gleichen Auf
wand. Wie gesagt, mir scheint darin eine Diskre
panz zu liegen, daß an sich arbeitsfäh ige Men
schen mehr  oder minder im Park ihr Dasein fri 
sten und die Tage für die Wirtschaft und für sich 
selbst völ l ig fruchtlos verstreichen lassen müssen. 

Ich würde appel lieren, zu einer Verbesserung 
dieses Miteinander zu kommen ,  vor allem zu ei
ner Ausdehnung dieser H ilfstätigkeit auch auf 
jene, die in  Gasthäusern, in  Privatquartieren - so 
wie das jetzt möglich sein  wird - untergebracht 
sind. 

Ganz kurz noch zum Verhältnis Bund - Län
der. Ich als Burgen länder bekenne mich zu die
sem Gesetz , sage ein vorbehaltloses Ja dazu , 
möchte aber gleich dazusagen, daß es mir  l ieber 
gewesen wäre, Herr M in ister, wenn es h iebei et
was mehr Konsens gegeben hätte. Es gibt ja be
kanntl ich aus ein igen Ländern - vor allem des 
Westens - gewisse Bedenken bezügl ich der Ko
stensätze. Es gibt Bedenken bezüglich der Statu
ierung § 9, wodurch die Majorität beziehungswei
se die sogenannte Summenmajorität allenfalls die 
k le ineren Bu ndesländer, die bevölkerungsschwä
cheren Bundesländer benachtei ligen oder über
stimmen könnte. Ich hoffe, daß es dazu nicht 
kommen wird. Ich glaube überhaupt, daß diese 
ganze Problematik F lüchtling, E inwanderer, die
ser ganze Komplex ohnehin ein ganz besonderes 
Vertrauensverhältnis zwischen dem Bund und 
den Ländern  voraussetzt, ansonsten werden wir 
das nicht zufriedenstellend lösen können. 

Ihnen, Herr Minister, wird nunmehr m it diesen 
gesetzl ichen Best immungen ein entsprechendes 
Rüstzeug in die Hand gegeben .  Wir hoffen sehr, 
daß dieser Vertei lungsmechanismus mit den ent
sprechenden Kostenersätzen n icht nur gerecht, 
sondern zur Zufriedenheit aller Länder funktio
nieren wird. 

In diesem Sinne komme ich schon zum Schluß. 
Ich möchte im Hinblick  darauf, daß es doch, wie 
schon dargelegt, beim Vollzug dieses Gesetzes, 
insbesondere auch bei der Tätigkeit des Asylbei
rates, seh r  starke Länderinteressen gibt, einen 
Entschließungsantrag einbringen und verlesen, 
der den nötigen Konsens beziehungsweise die 
Transparenz bringen sol l .  

Entschließungsantrag 

der Bundesräte Dr. Linzer, Strutzenberger und 
Kollegen 
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zu Punkt 1 1 )  Beschluß des Nationalrates vom 
9. Juli 1 99 i  betreffend ein Bundesgesetz. mit dem 
die Bundesbetreuung von Asylwerbern geregelt 
wird (Blmdesbetreuuflgsgesetz) 

Mit Entschließung des Nationalrates wurde der 
Bundesminister für inneres ersllclu. dem National
rat im Rahmen des Sicherheits berichtes auch über 
die Tätigkeit des Asylbeirates zu berichten. 

Da in diesem Bereich auch Länderinteressen be
rührt werden, erscheint auch eine entsprechende 
Information des Bundesrates wünschens�ly'ert. 

Die unterfertigten Bundesräte stellen daher 
nachstehenden 

Entschließungsantrag: 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Inneres wird ersucht, 
dem Bundesrat im Rahmen des Siclzerheilsberich
ces auch über die Tätigkeit des Asylbeirates, insbe
sondere aber über die in diesem Zeitraum be
schlossenen Empfehlungen zu berichten. 

Meine Damen und Herren !  Ich bitte Sie. die
sem Entschließungsantrag sowie den vorliegen
den Gesetzesbeschlüssen Ihre Zustimmung zu 
geben. Meine Fraktion wird gerne d ie Zustim
�ung ertei le�. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei 
OVP und sPO. ) 14.20 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Frau 
Bundesrätin Dr. Karisson. Ich erteile es ihr. 

14 .20 
Bundesrätin Dr. Irmtraut Karlsson (SPÖ, 

Wien):  Sehr geehrter Herr P räsident! Sehr geehr
ter Herr Minister! Hoher B undesrat! Es gibt in 
der parlamentarischen Arbei t  zwei Arten von Ge
setzen: Gesetze, durch die ein bestimmtes Pro
b lem gelöst, eine Maßnahme gesetzt wird ,  Geset
ze, die man freudig begrüßen kann, we il mit der 
Maßnahme das Problem aus der Welt geschafft 
wird. 

Es gibt aber auch Gesetze, von denen man von 
vornherein  weiß,  daß sie das gesel lschaftliche 
Problem, das sie zu lösen vorgeben, nicht lösen 
können, und zwar nicht aus bösem Wil len oder 
aufgrund von U nfähgikeit der gesetzgebenden 
Körperschaften, sondern wei l  das zugrunde lie
gende Problem zu umfassend, zu vielschichtig 
und zu kompliziert ist, um es in ein wie immer 
geartetes Gesetzeskorsett zu passen. 

Die uns heute hier vorliegenden zwei Gesetzes
beschlüsse, denen meine Fraktion die Zustim
mung gibt,  sind meiner Meinung nach von der 
zweiten Art. 

Es wird immer wieder festgestellt, daß es welt
weit  ungeheuer große Wanderungsbewegungen 

gibt. Auch in den Erläuternden Bemerkungen der 
Regierungsvorlage wird darauf h ingewiesen. 
Nicht analysiert wird. wieviel diese Wanderungs
bewegungen mit unserem Wohlstand, mit unserer 
hochentwickelten Gese llschaft zu tun haben. 

War Österreich zwar selbst keine Kolonial
macht, so profitierten wir dennoch jahrzehnte
lang von kolonialer Ausbeutung, von ungleichen 
Austauschverhältnissen für Rohstoffe - ja wir 
profitieren heute noch davon. Jahrzehntelange 
Monokulturen, die Zerstörung der traditionellen 
Landwirtschaft haben wei te Landstriche verwü
stet und die dort lebenden Menschen dem Hunger 
preisgegeben. Ich verweise nur auf die Subsahara. 

Immer größere Flächen wurden nicht zuletzt 
auch auf Auftrag von Weltbank et cetera mit ex
portierfähigen Saaten bebaut, auch Lebensmittel, 
die sich die Bevölkerung n icht mehr leisten konn
te. Und die Menschen in jenen Ländern, zunächst 
die jüngeren, die intel l igenteren, begannen abzu
wandern, zunächst in die Städte - die Urbanisa
tion hat in den letzten Jahrzehnten enorm zuge
nommen - und von diesen städtischen Slums in 
andere Länder. 

Als erste betroffen von d iesen Wanderungsbe
wegu ngen waren die Entwicklungsländer selbst, 
dann d ie traditionellen Kolonialmächte, dann 
aber immer m�hr andere Länder, die einbezogen 
werden, auch Osterreich. Bei uns kommt noch -
auch das wurde schon erwähnt - d ie an und für 
sich erfreul iche Entwicklung der Demokratisie
rung in den ehemaligen Staaten des Ostblocks 
dazu . Aber wenn wir das global sehen, dann kann 
es eine Lösung der Wanderungsbewegung nicht 
dahin gehend geben, daß wir versuchen, das mit 
irgenwelchen polizeilichen Maßnahmen in den 
Griff zu bekommen. sondern nur durch wirt
sc haftliche Entwicklung der Herkunftsländer die
ser Wanderungsmassen. Und das heißt massiven 
Einsatz von Mit�eln und n icht Budgetbrosamen, 
wie wir das in Osterreich unter verschiedenster 
Ägide, parteipol itisch gesehen, unter dem Aspekt 
Entwicklungshilfe jahrzehntelang gemacht ha
ben.  

Auc h im internationalen Maßstab muß mehr 
für die wirtschaftliche Entwicklung getan werden. 
Wenn wir zum Beispiel eine Hi lfe ähnlich der 
Marshallp lanhilfe ,  die Österreich in einer Situa
tion gewährt wurde, in der unsere Wirtschaft 
nicht fähig war, sich von selbst aufzurappeln, 
nach heutigem Geldwert in die Staaten des Ostens 
geben würden, würden Mi l l iardenbeträge heraus
kommen, die einen echten Entwicklungsschub 
auslösen würden. 

Wer in dieser Situation, vor d iesem riesigen 
Problem nach dem Innenminister,  der Fremden
polizei oder dem Militär an den Grenzen ruft, der 
gleicht jenem, der versucht, einen drohenden 
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Dammbruch mit einem Gummistöpsel zu verhin
dern. Und der beste Innenminister in Österreich 
- unser Minister Löschnak ist ein guter Innenmi
nister - kann diese Problematik nicht lösen. 
(Bundesrat 5 t r u  ( z  e n b e r g e r: Der beste.') 

Das vorl iegende Bundesbetreuungsgesetz ver
sucht, in einem ganz kleinen Bereich,  was die 
Gruppe der Asylwerber betr ifft, eine bessere Ver
sorgung und Integrationsmaßnahmen, die auch 
Deutschkurse und andere Bildungsmöglichkeiten 
beinhalten, zu erreichen. Dies ist zu begrüßen. 

Zu begrüßen ist auch die gesetzliche Absiche
rung von Rückkehrhilfen und Rückkehrberatung 
für jene Flüchtlinge, die in ihre Länder infolge 
der erfreulicherweise geänderten politischen Si
tuation zurückkehren können. Zu begrü ßen ist 
auch die Ausweitung der Zahl der Organisatio
nen, mit denen kooperiert werden so ll .  

Es ist auch verständlich - nicht zuletzt wegen 
der Schwierigkeiten, die ich vorhin genannt habe, 
wegen der Flüchtlinge, Auswanderer aus Län
dern, die unserem Kulturkreis sehr fern stehen 
- ,  daß manche Bundesländer oder manche Ge
meinden Schwierigkeiten haben und über die Be
stimmungen nicht glücklich sind. Das verstehe 
ich. Unverständlich ist mir jedoch der kolportier
te Streit um die 1 50 S Verwaltungsabgaben, denn 
da geht es wirkl ich nicht um d ie Betreuung von 
Flüchtlingen. 

Die Regierungsvorlage sah nämlich einen "an
gemessenen" Kostenersatz vor. Im Nationalrat 
wurde das dann konkretisiert - gemeinsamer 
Antrag Elmecker und Pirker - und mit 1 50 S 
festgesetzt. Ich persönlich bin eigentlich immer 
gegen das Festlegen konkreter Geldbeträge in 
Gesetzen. Es ist meiner Meinung nach immer 
problematisch, wei l  dann die Tendenz besteht, 
daß die Höhe dieser Geldbeträge jahrzehntelang 
unverändert bestehen bleibt. Ich verweise in die
sem Zusammenhang nur auf die aktuelle Diskus
sion um die 1 000 S Zollfreibetrag, die ja auch in  
keinster Weise mehr gerechtfertigt sind, wenn wir 
heutige Geldwerte dem entgegenhalten. 

Aber das Parlament hat es so beschlossen. Jetzt 
für etwas den Minister anzugreifen, was das Par
lament unter Abänderung seiner Regierungsvor
lage gemacht hat, ist meiner Meinung nach zu
m indest unfair . Und daher verstehe ich genau 
diese Auseinandersetzung nicht. 

Ich hätte zu einem ganz best immten Teil dieses 
Bundesbetreuungsgesetzes e inige Anregungen für 
die Durchführung, und zwar zum § 1 l . So begrü
ßenswert die Anwendung der elektronischen Da
tenverarbeitung auf diesem Gebiet ist, so, meine 
ich ,  sollte auch für die Asylwerber Datenschutz 
insofern gelten, als den Betroffenen E insicht in  
d ie  über sie gespeicherten Daten gewährt werden 

sollte . Gerade bei Asylwerbern kann es durch 
Übersetzungsfehler und ähnliche Dinge, etwa 
Sprachschwierigkeiten, dazu kommen, daß Daten 
gespeichert werden, die vielleicht irreführend 
sind. Ich nehme nur das Beispiel Berufsbezeich
nung, BC : � l fsausbildung. Da sind die Systeme 
weltweit " ,  terschiedlich. Es ist also die Frage, ob 
immer r ichtig verstanden wurde, was der Asyl
werber selbst h insichtlich seiner Berufsbezeich
nung, beruflichen Ausbildung sagt. 

Es sollte die EDV auch dafür eingesetzt wer
den, aktuellste Informationen über die Situation 
in den Herkunftsländern den entsprechenden Be
amten zu übermitteln. Dabei herrscht offensicht
lich eine gewisse Überforderung, und manche 
Tatbestände werden auch übersehen. 

Ic h möchte hiezu ein Beispiel aus der Vergan
genheit bringen,  um zu zeigen, daß auch die der
zeit moderne und so locker dahergesagte, auch 
von meinem Vorredner genannte Trennung zwi
schen politischen Flüchtl ingen und Wirtschafts
flüchtlingen nicht immer so leicht ist. 

Ein Beispiel aus der Vergangenheit. Wenn sich 
früher ein Herzchirurg aus Ungarn mit seiner Fa
mil ie e ntschlossen hatte, in den Westen zu gehen ,  
weil er  keine Möglichkeiten beruflichen Fort
kommens sah, dann wurde er von den Asylbehör
den aufgenommen, und zwar deshalb ,  wei l  jeder 
von uns wußte - in der DDR wurde dieser Tat
bestand "Republikflucht" genannt - ,  daß er, 
wenn er zurückgeschickt wird ,  einer Strafverfol
gung ausgesetzt ist. Unsere Asy lbehörden haben 
dementspechend gehandelt. 

Heute gibt es in einer Reihe von Ländern der 
Dritten Welt ähnliche Bestimmungen ,  nur ist dies 
nicht bekannt, und daher wird auch nicht dem
entsprechend gehandelt. Daher ist die Trennung 
nicht immer so leicht: Wirtschaftsflüchtlinge hier 
und pol itische F lüchtlinge da. 

Zeitungsmeldungen habe ich entnommen -
der Herr Innenminister wird uns viel leicht besser 
darüber aufklären können - ,  daß sehr genau 
zwischen Einwanderern und Asylwerbern unter
schieden wird. Auch dabei sehe ich Übergänge 
und Schwierigkeiten. Denn erstens ändert sich die 
Situation in den Ländern. Die Asylverfahren sol
len zwar verkürzt werden, aber sind doch nicht 
immer so kurz. Es können Verschärfungen kom
men, während das Verfahren läuft. Es kann sich 
die politi sche Situation - siehe unser Nachbar
land J ugoslawien - innerhalb von zwei Tagen än
dern. Je weiter weg das ist, umso weniger Infor
mationen haben wir über solch geänderte Situa
tionen .  

Manchmal ist es  auch eine Frage, ob  Asylwer
ber, die e ingegliedert sind in Österreich, während 
ihr Verfahren läuft - ich denke an einen mir 
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bekannten Fall  einer Krankenschwester, d ie als 
H ilfsperson in einem Spital angestellt war - ,  bei 
einer Ablehnung eines Asylverfahrens i m  Lichte 
dessen, daß dieses Personal be i uns auch n icht so 
leicht zu bekommen ist. nicht als Einwanderer 
eingestuft werden sollten. Also da, glaube ich, 
sollten wir nicht so drängen und nicht sagen: Wer 
Asylwerber ist, darf n icht mehr Einwanderer wer
den und umgekehrt. 

Darüber hinaus glaube ich, daß wir, wenn ein 
Einwanderungskonti ngent ins Auge gefaßt wird, 
auch daran denken sollten, einen Teil dieses Kon
tingents für die Legalisierung bereits im Lande 
befind licher Ausländer zur Verfügung zu stellen. 

Beispiel - es hat sich dieser Fall anders gelöst 
- :  Es wird immer wieder Hauspersonal unter 
den merkwürd igsten Vorstel lungen zum B eispiel 
von den bei uns sehr zahlreich vertretenen diplo
matischen Vertretungen nach Österreich e inge
führt. Diesen Leuten wird al les mögl iche verspro
chen - dann werden sie sch lecht behandelt. ge
hen in Österreich in den Untergrund und fürch
ten sich. In  einem Fal l ,  der mir bekannt wurde, 
ging es auch um ein Kind, das nicht in die Schule 
ging, obwohl es gerne wollte. Es kann u ns doch 
nicht egal sein,  daß wir in Österreich ganze Be
völkerungsgruppen haben, die völl ig ungeschützt 
leben, Erpressungen ausgesetzt sind und keine 
Chance auf Verbesserung ihrer Situation haben. 
Da würde ich sehr bitten , zu überlegen, wieweit 
man eine Möglichkeit finden kann, für die Legali
sierung bereits in Österreich befindl icher A uslän
der P lätze aus d iesem Kontingent zur Verfügung 
zu stellen. 

Am 28. Juli 1 95 1 ,  fast genau vor 40 Jahren, 
wurde in Genf das Abkommen über die Rechts
stellung der F lüchtlinge beschlossen. D ieses nun 
als Genfer F lüchtlingskonvention bekannte Ab
kommen war damals e indeutig auf die Bedürfnis
se von Nachkriegseuropa und d ie Flüchtlingssi
tuation in d iesem Raum abgestellt . Es ist das ein 
sehr  gutes Abkommen, aber. wie gesagt, eurozen
triert - und 40 Jahre alt. 

Es gab daher in  letzter Zeit immer wieder Vor
stöße , d ieses Abkommen zu reformieren. Ich 
möchte nur zwei Punkte erwähnen:  einen Punkt, 
wei l  er für die Frauenorganisation und für Frau
enorganisationen in vielen anderen Ländern sehr 
wichtig ist. Da geht es um die Ausweitung der 
Verfolgungsgründe. Neben rassischen, rel igiösen, 
politischen und ethnischen Gründen sollte auch 
der Grund "wegen des Geschlechtes" in d ie  Kon
vention aufgenommen werden. Obwohl sehr  v iele 
Frauen zum Beispiel aus islamischen Ländern in
folge ihres Frauseins - Scheidung, Witwentö
tung, Tötung junger Mädchen - verfolgt oder 
aus europäischen Ländern abgeschoben werden, 
obwohl klar ist. was mit ihnen zu Hause in ihren 

Heimatländern passiert, wird dieser Fluchtgrund 
nicht anerkannt. 

Vertreter von Botschaften ,  auch wenn sie wil
lens sind, zu helfen ,  schüttel n  oft nur verzweifelt 
den Kopf. Wirksame Hi lfe hat es in vielen Fällen 
zum Beispiel im Mittleren Osten seitens bestimm
ter katholischer Orden gegeben, die sich beson
ders der Probleme j unger Mädchen angenommen 
haben. 

§ 1 Abs. h der Genfer Konvention erwähnt aus
drücklich, daß als Fluchtgrund Verfolgung dann 
gegeben ist, wenn die Verfolgung zwar nur von 
einem Teil der Bevölkerung ausgeübt, aber durch 
Behörden und Regierung gebi l ligt wird oder 
wenn die Behörde oder die Regierung außerstan
de ist, die Verfolgten zu schützen. In bezug auf 
Frauen wurde diese Bestimmung bis jetzt noch 
nicht angewandt. 

Der zweite Reformgrund ist einer. der mit öko
logischen Katastrophen zusammenhängt, wo die 
Frage ist, ob Menschen, die, wie zum Beispiel im 
Falle Tschernobyl ,  von ihrer Regierung im Stich 
gelassen, schwersten gesundheitlichen Schädigun
gen ausgesetzt sind, nicht auch einen legitimen 
Fluchtgrund haben,  und zwar aufgrund einer 
ökologischen Katastrophe. 

Habe ich vorhin gesagt, daß der beste Innenmi
n ister allein nicht das Problem der Wanderungen 
und Asylanten lösen kann, so möchte ich zum 
Schluß doch bei einer Tatsache, d ie mit dem Tat
bestand des zweiten Gesetzesbeschlusses, der vor 
uns liegt, nämlich der Novell ierung des Fremden
p,0lizeigesetzes, zu tun hat. schon auf e ine rasche 
Anderung drängen, und das sind die Gestaltung 
der Schubhaft und die Festnahme von Minderjäh
rigen. 

Es ist erschütternd, was in letzter Zeit an die 
Öffentlichkeit gelangt ist, was in Schubhaft alles 
möglich ist. Ungefähr 1 0  000 Nichtösterreicher 
sind jährl ich in Schubhaft, in den meisten Fällen 
n icht wegen strafrechtlich relevanter Delikte,  
sondern wegen Paßvergehen, Schwarzarbeit, ille
galer Grenzübertritte. Auch Asylwerber und min
derjährige Ausländer sind immer wieder darun
ter. Und wenn nun gesagt wird,  daß der Tod des 
19jährigen Schülers Bojan Baumann e in Einzel
fal l sei ,  so genügt das in d iesem Zusammenhang 
nicht. Wenn  der Staat ein Gewaltmonopol hat -
nur er darf Menschen legal festhalten - ,  dann 
muß mit diesem Monopol extrem vorsichtig und 
umsichtig umgegangen werden. Die E ntschuldi
gung "Einzelfall" gilt nicht in einer S ituation, in 
der jeder Laie weiß ,  daß Asthmatiker i n  einer 
Streßsituation in  erhöhtem Maße gefährdet sind. 
Daß eine zweiwöchige Haft ein Streßfaktor ist, 
das muß auch dem U nbedarftesten einleuchten. 
Noch dazu ein Streßfaktor für einen Burschen, 
der - laut Zeitungsbericht, sogar nach Aussage 
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eines Kriminalbeamten - zwar leichtsinnig ,  je
doch kein hartgesottener Verbrecher war.  

Vollends erschüttert hat mich aber,  was - b is 
heute unwidersprochen - am 1 7. Juni im "pro
fil" berichtet wurde. Am 1 8. Februar wurde eine 
1 7jährige rumänische Asylwerberin in Schub haft 
genommen. Am 2. März gab sie die Tatsache ei
ner Vergewaltigung durch e inen Polizisten i n  der 
Nacht zu Protokoll .  Das Verfahren läuft noch ;  
darüber möchte ich nicht sprechen. Aber was in  
diesem Verfahren laut " profil" ausgesagt wurde 
und nicht geklagt wurde in einem Monat - und 
daher entspricht das offensichtlich der Wahrheit 
- ,  erschüttert mich noch mehr. (Bundesrat 
S t r u t z  e n b e r g e r: So zeitungsgläubig sollte 
man nichl unbedingl sein!) 

Ich z itiere: " Inspektor Wolfgang K. als Zeuge 
vor dem Richter :  , Irgendwann vor Mitternacht 
kommt er in mein Zimmer, und wir reden über 
Frauen .  So ein Gespräch halt, wo man nicht nach
denkt, wo man b lödelt. Wo v ie l  Männer sind, ist 
das üblich. Es war lustig. Es war aber n ichts so 
Besonderes. Da sagt er dann: Ich geh ' ma an 
blas 'n lassen. Do is a l ieber Has im ersten Stock .  
Ich habe das a ls  b löde Meldung genommen, wei l  
es normal ja keine Möglichkeit da bei uns gibt. 
Obwohl es schon öfters passiert ist, so a Gefäll ig
keit . ' - Da fragt der Richter nicht nach ." (Bun
desrat S t r u t z  e n b e r g e r: Das bezweifle ich, 
daß der Richter nicht nachgefragt hal!) 

Wenn dies ein "normales Männergespräch" ist 
in einer Gruppe ,  die m inderjährige weibliche 
Häftl inge in ihrer Gewalt haben , so meine ich, 
daß das geändert werden muß.  

Ich frage mich auch,  warum noch ein Verfah
ren abgewartet wird, warum es nicht ausreichend 
ist für eine Suspendierung, wenn ein Pol izist al
lein nachts in  der Zelle eines minderjährigen 
weibl ichen Häft l ings ist und dies a uch im Verfah
ren zugab. Warum reicht das nicht allein schon 
für eine Suspendierung, warum muß erst die Ver
gewaltigung bewiesen werden?!  

Für mich jedenfalls ist  das Beweis genug, daß 
dieser Mann in diesem Dienst n ichts mehr  z u  su
chen hat! 

Kinder und Jugendl iche gehören an und für 
sich n icht in Haft. Wo weibl iche Häftlinge sind, 
muß es weibliches Aufsichtspersonal geben (Bei
fall bei SPÖ und Ö VP) . wei l  sonst die Schwierig
keiten und die Möglichkeiten verschiedener In
terpretationen zu groß sind. Auch Aufsicht d urch 
zwei Männer genügt nicht, wie Vorfälle an e inem 
Wiener Kommissariat, d ie ebenfalls an die Öf
fentl ichkeit gedrungen sind, beweisen. 

Das muß dazu führen, daß Frauen im Polizei
und Gendarmeriedienst aufgenommen werden 

müssen, und zwar in vermehrtem und forciertem 
Maße, daß jedes Kommissariat eine weibl iche Be
amtin rund um die Uhr zur Verfügung haben 
muß,  eben genau für solche Fälle .  (Bundesrat 
S t r u t z  e n b e r g e r: Ich ersuche dich, daß du 
dafür die entsprechenden Be werberinnen bringst.') 

Es hat ja schon einmal mit den Politessen einen 
ähnlichen Versuch gegeben, die aber nachher hin
ausgeschmissen wurden. Das darf nicht passieren: 
Daß die kommen, ausgebildet und dann entlassen 
werden ,  sondern die müssen unterstützt und be
gleitet und in ihrem Berufswunsch weiter unter
stützt werden.  Nicht daß sie dann - aufgrund des 
Corpsgeistes, der unter diesen Männern herrscht 
- gehen müssen beziehungsweise selbst gehen, 
wei l  sie es dort nicht aushalten !  Darum sage ich: 
Von der Werbung allein, Frauen hiefür zu gewin
nen, hängt das nicht ab . (Bundesrat S t r u  t z  e n -
b e  r g e r: Wenn ich dir so zuhöre, möchte ich am 
liebsten einen Verein zur Unterstützung der Män
ner gründenn 

Im Sinne aller anständigen Polizisten in Öster
reich muß die Distanzierung von Beamten, d ie 
ihr Autoritätsverhältnis ausnützen, sofort und 
energisch erfolgen; der Corpsgeist darf derartige 
Männer nicht schützen. 

Zuletzt wäre noch zu fragen, ob die vorhande
ne Einbeziehung von Flüchtlingsbetreuungsorga
n isationen für die Betreuung von Flüchtlingen in 
Schubhaft , vor allem von Jugendlichen,  n icht in 
erhöhtem Maße ausgebaut werden müßte. Ich 
weiß ,  dazu gehören die entsprechenden Mittel ,  
aber mit  dem Bundesbetreuungsgesetz könnte 
man vielleicht einige M ittel in diese Richtung len
ken. 

Schlußend lich bringt uns auch diese Novelle 
zum Fremdenpolizeigesetz nicht um die Gret
chenfrage, nämlich um die wirkl iche Gretchen
frage: Wie hältst du es mit der Menschenrechts
konvention? 

Es ist zu wünschen, daß im Zuge einer umfas
senden Reform diesbezüglich endlich Klarheit ge
schaffen wird, denn auch für Schub häftl inge, für 
Ausländer - auch wenn sie nicht immer sympa
thisch und l ieb sind - muß gelten: Die Men
schenrechte sind unteilbar! (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP. ) 14.45 

Präsident: Der von den Bundesräten Dr. Un
zer und Strutzenberger eingebrachte Antrag ist 
genügend unterstützt und steht mit in Verhand
l ung. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr.  Martin Strimitzer .  Ich ertei le ihm dieses. 

14.46 
Bundesrat Or. Martin Strimitzer (ÖVP, Tirot) : 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Hohes 
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Haus! Zunächst einmal muß ich - leider - fest
halten, daß mein geschätzter Kollege Dr.  Linzer 
einen Freudschen Versprecher hier deponiert hat 
- wie er mir übrigens zwischenzeitig auch bestä
tigt hat. (Bundesrat S I r  u 1 z e n  b e  r g e r: Ich 
habe geglaubt. jetzt gibt es den nächsten .. Wickl" in 
der Ö VP-Fraktion! - Heiterkeit. ) 

Bundesrat Dr. Linzer sagte, seine - und damit 
auch m e  i n e Fraktion - werde der gegen
ständlichen Vorlage, gemeint ist das Bundesbe
treuungsgesetz, gerne zustim men. Dem ist aber 
nicht ganz so ! Erlauben Sie mir ,  Herr Bundesmi
nister, im voraus sagen zu dürfen, daß es mir kei
ne besondere Freude bereitet, wenn ich Ihnen mit 
meinen folgenden Ausführungen allenfalls Leid 
zufügen muß.  (Bundesrat S t r II t z  e n b e  r g e r: 
Das häLt er aus! - Heiterkeit. ) 

Ich verkenne - ich füge das auch gerne hinzu 
- durchaus nicht, daß Sie bei der Schaffung der 
Regierungsvorlage bezüglich Bundesbetreuungs
gesetz mit besonderem Engagement tätig gewesen 
sind und Sie es in dieser Sac he wahrhaftig nicht 
besonders leicht gehabt haben.  (Bundesminister 
Dr. L ö s  c h n a k: Da ist Ihnen schon im voraus 
vergeben! - Heiterkeit. ) Ich danke Ihnen herz
lich, das ist sehr liebenswürdig, Herr Bundesmini
ster. 

Ich stehe auch nicht an, prinzipiell einzuräu
men, daß angesichts der modernen "Völkerwan
derung" , wie sie Herr Kol lege Linzer bezeichnet 
hat, und der damit stetig steigenden Zah l  von 
Asylwerbern das Problem der Betreuung der 
Asylanten wohl nur im Zusammenwirken zwi
schen dem Bund und den Ländern gelöst werden 
kann. Ob aber der Weg, der im vorl iegenden Be
schluß des Nationalrates zur P roblemlösung ein
geschlagen worden ist, der richtige ist, das muß 
ich in Zweifel ziehen. Mehr noch: Aus verfas
sungsrechtlicher und verfassungspol itischer Sicht 
meine ich, daß dieser Weg der zwar wahrschein
lich einfachste. aber nicht unbedingt der richtige 
gewesen ist. 

Zunächst einmal halte ich fest, daß nach Mei
nung bedeutender Verfassungsj uristen die 
Flüchtlingsbetreuung wohl e ine Annex-Materie 
zu den nach Artikel 10 Absatz 1 Ziffern 2, 3 und 
7 des Bundes-Verfassungsgesetzes bestehenden 
Bundeskompetenzen darstel lt .  Wenn ich k urz fol
gende H inweise geben darf: Artikel 10 Absatz 1 
Ziffer 2 betrifft: Äußere Angelegenheiten mit 
Einschluß der politischen und wirtschaftlichen 
Vertretung gegenüber dem Ausland, Waren- und 
Viehverkehr mit dem Ausland, Zollwesen.  Die 
Ziffer 3 betrifft: Regelung und Überwachung des 
E intrittes in das Bundesgebiet und des Austrittes 
aus diesem ,  Ein- und Auswanderungswesen, Paß
wesen, Abschiebung und so weiter. D ie Ziffer 7 
betrifft: Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ruhe, Ordnung u nd Sicherheit, das Vereins- und 

Versamml  ungsrecht, Personenstandsangelegen
heiten ,  die Fremdenpolizei - nicht zu vergessen 
- und so weiter .  

Wenn das aber nun so ist, daß das Annex-Mate
rien sind. verbleibt für eine Zuständigkeit der 
Länder e igentlich überhaupt kein Raum.  Der 
Bund scheint aber s e i  n e  Kompetenz, seine ei
gene Zuständigkeit, doch irgendwie in Frage stel
len zu wollen, weil er im Punkt I - b itte das 
nachzulesen i n  der Erläuterungen - , trotz etwa 
eines Vorhaltes, der von verschiedenen Bundes
ländern gekom men ist, auch von meinem eige
nen ,  vom Bundesland Tirol, ja ohne überhaupt 
auf d iesen Vorhalt einzugehen ohne sich mit die
sem auseinanderzusetzen, nach wie vor auf die 
Kompetenz der Länder zur Sozialhilfe verweist 
und daraus den Schluß ableitet, daß den Ländern 
auch im Bereich der F lüchtlingsbetreuung eine 
Zuständigkeit zukommt. 

Im übrigen verlagert ja der Bund seine Ver
pflichtung zur F lüchtlingsbetreuung in die P rivat
wirtschaftsverwaltung, nach der - das steht ja im 
Gesetz - kein Rechtsanspruch auf Gewährung 
der Bundesbetreuung besteht. 

Erster Kritik punkt:  Man hätte diese Frage der 
verfassungsrechtl ichen Kompetenz in offener 
Auseinandersetzung mit den Ländern abklären 
sollen und dann schließlich argumentativ die 
Standortbestim mung vornehmen müssen. 

Zweiter Kritikpunkt: Die Regelungen - Herr 
Kollege Linzer hat bereits kurz darauf h ingewie
sen - nach den § § 8 und 9 des Beschlusses des 
Nationalrates. 

Herr Bundesminister !  Es ist Ihnen sicher lich 
nicht entgangen ,  daß etwa das Land Tirol in einer 
Stellungnahme vom 1 3 . Mai 1 99 1 ,  die sich auf ei
nen Beschluß der Landesregierung stützt - das 
ist nicht etwa nur eine Äußerung des Amtes der 
Landesregierung, sondern eine Äußerung, die auf 
einen Kollegialbeschluß der Regierung zurück
geht - ,  ausdrücklich darauf hingewiesen hat, daß 
die Festlegung von Länderquoten durch den Bun
desminister für Inneres wegen ihres mangelnden 
Bescheid- beziehungsweise Verordnungscharak
ters unanfechtbar und schon allein deswegen 
nicht akzeptabel sei und daher abgelehnt, und 
zwar absolut abgelehnt werden müßte. 

Ich verkenne nicht, daß die Herbeiführung ei
ner alle Bundesländer befriedigenden Quotenre
gelung schwierig ist , um das so simpel auszudrük
ken .  Folgendes aber steht fest - und da kann ich 
auch nur  dem beipflichten ,  was bereits mein Kol
lege L inzer hat anklingen lassen - :  Die im vorlie
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates ent
haltene Regelung benachtei ligt auf jeden Fall die 
bevölkerungsmäßig kleineren Bundesländer, da 
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zwei so lcher Bundesländer in jedem Fall leicht 
überstimmt werden können. 

Außerdem erscheint die Festlegung der Quote 
nach Bevölkerungszahl  - verringert um Gastar
beiter und deren Angehörige , und zwar aufgrund 
gewonnener Erfahrungswerte - absolut unge
recht. Viel gerechter wäre - wie das etwa auch 
von meinem Bundesland vorgeschlagen worden 
ist - ein zumutbarer Prozentsatz von Ausländern 
als Berech nungsgrundlage, wobei d ie bere its an
wesende Zahl der Ausländer abzuziehen wäre 
und vor allem aber auch auf Gegebenheiten der 
regionalen Arbeitsmärkte, auf die lokal gegebe
nen Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten und 
nicht zu letzt auch auf die Wohnungsmarktsitua
tion Rücksicht genommen werden mü ßte . 

Es möge aber b itte nicht der Schluß gezogen 
werden, daß nur die westlichen Bundesländer 
versuchen ,  gegen den Stachel zu löcken.  Ich kann 
mir den H inweis nicht verkneifen, meine sehr ge
ehrten Damen und Herren, verehrter Herr Bun
desminister ,  daß ähnlich wie Tirol auch das Bun
desland Wien in bezug auf § 8 argumentiert hat. 
Den § 9 hat die Bundeshauptstadt Wien in einem 
Schreiben vom 4.  Jul i ,  also vor e iner Woche, so
gar ganz vehement abgelehnt, wobei es nicht zu
letzt darauf verweist. daß die Einstimmigkeit der 
Länderhaltung. die ja ansonsten ein Essentiale in 
Verhandlungen gegenüber dem Bund sei ,  auf d ie
se Weise glatt durchlöchert würde. 

Die Formulierung der Verfassungsbest immung 
des § 9 ist denn auch geradezu - das meine ich 
und nicht Wien - die Schaffung einer Nische für 
den Bund, aus der dieser - gewissermaßen in  s i
cherer E ntfernung - zusehen kann ,  wie die Län
der um eine Entscheidung ringen.  Sollten die 
Länder E inigungsprobleme haben, dann kann der 
Bund auch noch die Schuld an dieser Chose in der 
Öffentl ichkeit auf die Länder abwälzen .  

Drittens möchte ich zu  dieser ganzen Proble
matik festhalten, daß ja, wie von meiner Vorred
nerin bereits treffend darauf hingewiesen worden 
ist, in der ursprünglichen Fassung . . . (Bundesrat 
S t r u  t z  e n b e r g e r: Ich freue mich, daß Sie mit 
Frau Karlsson einer Meinung sind! Das kommt ja 
selten vor!) Lieber Herr Vize präsident, es gibt 
d urchaus Dinge, in denen man auch m it der Frau 
Kol legin Karlsson übereinstimmen kann .  Es hält 
sich wah rscheinlich die Zahl der Übereinst im
mungsfäl le in  Grenzen, aber es passiert das halt  
nun einmal .  

In der ursprünglichen Fassung der Regierungs
vorlage a lso ist vorgesehen gewesen,  daß den Län
dern d ie  " unbedingt notwendigen" - so hat es  
geheißen, n icht d ie  "angemessenen" , Frau Kol le
gin Karlsson - Verwaltungskosten vol l  abgegol
ten werden sollten . 

Im vorliegenden Gesetzesbeschluß des Natio
nalrates ist dagegen mit den 1 SO S pro Asylfall 
und Jahr eine Pauschalabgeltung festgesetzt, von 
der jedenfalls nach Berechnungen der westlichen 
Bundesländer, die bereits angestellt worden sind, 
abzusehen ist, daß d ieses Pauschale bei weitem 
nicht ausreichen wird ,  d ie tatsäch lichen Aufwen
dungen  abdecken zu können.  (Bundesrätin 
S c  h i c k e r: Überall kommen sie mit den 1 50 S 
aus, nur in Tirol nicht.' - Zwischenruf des Bun
desrates S t r u t z  e n b e r g e r.) 

Ich erspare mir jetzt - Herr Vizepräsident, ich 
könnte auf Ihren Zwischenruf e ingehen - eine 
längere Extemporierung, und zwar umso mehr, 
als Herr Kollege Bieringer in  seiner Wortmeldung 
die Dinge in diesem Punkt sehr deutlich und klar 
auf den Tisch legen wird . 

Jedenfalls ist das einer der Punkte , wo man 
wird sagen müssen :  Das ist eine Regelung, d ie 
nicht gerade als länderfreundlich zu bezeichnen 
ist. Im übrigen bleibt die Frage offen, ob den Län
dern nicht noch viel mehr an weiteren Belastun
gen - einfach aus der Natur der Sache heraus -
erwachsen würde, wenn ich etwa nur daran den
ke, daß sich mit den bisher vom Bund bezahlten 
Tagessätzen von 1 70 S im Bundesland Tirol 
höchstens Substandard- und Problembetriebe als 
Quartier für Asylwerber anwerben lassen ,  daß 
aber das Land an der U nterbringung von Flücht
l ingen in solchen Betrieben - begreiflicherweise 
- kein Interesse haben kann .  

Al;l.s a l l  diesen Gründen ist es  den Kollegen von 
der Osterreichischen Volkspartei von Tirol ,  Vor
arlberg, Oberösterreich und Salzburg nicht mög
lich, dem gegenständlichen Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates die Zustimmung zu erteilen. Wir 
hätten eine Konsenslösung in Form entsprechen
der Bund-Länder-Vereinbarungen l ieber gesehen. 
Wei l  auch wir der Meinung sind, daß eine solche 
Konsenslösung bei entsprechend intensivem Be
mühen vielleicht noch hätte rechtzeitig gefunden 
werden können,  sehen wir uns nicht in der Lage, 
dem Ausschußantrag beizutreten. - Ich danke. 
(Beifall bei der Ö VP' ) 15.00 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Bieringer. Ich erteile ihm dieses. 

15.00 
Bundesrat Ludwig Bieringer (ÖVP, Salzburg): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister !  Meine sehr 
geeh rten Damen und Herren!  Bevor ich zum 
Bundesbetreuungsgesetz komme, möchte ich 
zum Auszug der freiheit l ichen Fraktion schon 
noch eine Anmerkung anbringen. 

Herbert Wener, der große deutsche Sozialde
mokrat, hat einmal im Deutschen Bundestag, als 
eine Fraktion ausgezogen ist, gesagt: Wer aus
zieht, muß auch wieder einmal einziehen! Das 
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mag für die F raktion des Deutschen Bundestages 
gegolten haben. Der freiheitl ichen Fraktion kann 
man nur m itteilen, daß sie nicht mehr einzuzie
hen braucht, denn wenn  eine F raktion die Be
fehlsausgabe ihres Führers für wichtiger hält als 
eine Sitzung des Bundesrates, dann hat sie für 
mein Dafürhalten in d iesem Hohen Hause nichts 
mehr verloren. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  

Meine Damen und Herren! Bei SPÖ und ÖVP 
wäre es undenkbar, daß, wenn eine Sitzung des 
Bundesrates angesetzt ist, gleichzeitig auch eine 
Klubklausur stattfindet. Daraus schl ieße ich, daß 
die freiheitliche Fraktion von Haus aus nicht wil
lens war, an d ieser Sitzung tei lzunehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Ich 
fühle mich in  diesem Hohen Hause als Vertreter 
der Interessen des Bundeslandes Salzburg, und 
nur diese und n ichts anderes habe ich zu vertre
ten. Lassen S ie mich  nunmehr meine Bedenken 
zum Bundesbetreuungsgesetz, insbesondere zum 
§ 1 0  anmelden. 

In diesem Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
sind auch Regelungen für den Fall enthalten, daß 
der Herr B undesminister für I nneres gemäß Arti
kel 1 04 Abs. 2 B-VG Aufgaben bei der Betreu
ung von Asylwerbern  ganz oder teilweise dem 
Landeshauptmann überträgt. Aus der Sicht unse
res Bundeslandes besonders bedeutsam ist in die
sem Zusammenhang die Bestimmung über die 
Kostentragung im § 1 0  Z.  3 der Regierungsvorla
ge. 

Im zur Begutachtung ausgesendeten Entwurf 
war noch die Best immung enthalten, daß den 
Ländern alle durch die Übertragung der Aufga
ben erwachsenen unbedingt notwendigen Kosten 
durch den Bund zu ersetzen sind. In einem nicht 
dem Begutachtungsverfahren unterzogenen An
trag des Nationalrates als Ergänzung zur Regie
rungsvorlage wurde diese Bestimmung dahin ge
hend abgeändert, daß den Ländern eine Pauschal
abgeltung in  der Höhe von 1 50 S jährlich pro je
dem in Bundesbetreu ung untergebrachten 
Asylwerber vom Bund zu ersetzen ist. Diese Be
stimmung, die dem Begutachtungsverfahren vor
enthalten wurde, ist mit a ller Entschiedenheit ab
zulehnen. D iese Ablehung stützt sich auf folgen
de Gründe: 

E rstens: Diese Best immung ist unsachlich; un
sachlich deswegen, wei l  Art und Umfang der 
Aufgaben, die dem Landeshauptmann übertragen 
werden sollen, der Regierungsvorlage n icht zu 
entnehmen sind. Der § 1 0  führt dazu nur aus, daß 
"die Betreuung von Asylwerbern . . .  ganz oder 
teilweise dem Landeshauptmann und den d iesem 
unterstellten Landesbehörden übertragen wer
den" kann. 

Die künftige Mehrbelastung an Personal- und 
Sachaufwand für die Länder kann derzeit - mit 
Ausnahme von Hellsehern, und solche gibt es ja 
bekanntlich nicht - von niemandem abgeschätzt 
werden .  geschweige denn, daß diese Kosten fest
stehen. Im Gesetz allerdings soll bereits ein Pau
schalsatz für die Kosten fixiert werden .  Diese Fi
xierung kann nur wi llkürlich erfolgen, da fundier
te Berechnungen nur aufgrund konkreter über
tragener Aufgaben möglich sind. 

Der § 10 Z. 3 des Gesetzes muß daher durch 
eine Bestimmung ersetzt werden, d ie den Il}nen
minister dazu verhält, gleichzeitig mit der Uber
tragung der Aufgaben auch den Umfang des Ko
stenersatzes durch Verordnung festzulegen. Im 
Gesetz m üßte daher festgelegt werden, daß den 
Ländern al le Kosten, die durch die Übertragung 
der Aufgaben entstehen, zu ersetzen sind. (Bun
desrat S l r u l z e n  b e  r g e r: A lso die Länder 
.. vollen alle Aufgaben haben. aber " brennen"  soll 
der Bund/) Wart ein wenig, laß mich ausreden, 
ich komme schon noch dazu. (BllIzdesrälin Dr. 
K a r  I s s  0 n: Also die unbedingt notwendigen.' 
Machen wir es pauschal.' Nicht alle, das geht ja ins 
Uferlose!) 

Zweitens: Der angebotene Pauschalsatz ist je
denfalls zu gering. Am 2.  Jul i  fand im Bundesmi
nisterium für Inneres eine Besprechung mit Län
dervertretern statt. Hiebei wurden den Länder
vertretern  folgende Aufgaben in Aussicht gestellt: 
Beschaffung der Quartiere, Vertragsabschluß mit 
allen dazugehörigen Verhandlungen, Kontrolle, 
Bestätigung der sachlichen Richtigkeit der Rech
nungen der Gastwirte und dergleichen mehr. 

Ich meine, in  diesem politisch und - was noch 
viel wichtiger ist - menschl ich schwierigen Be
reich muß mit größter Sorgsamkeit, vor allem im  
Bereich der Quartierbeschaffung, vorgegangen 
werden. Der Kontrolle wird größte Bedeutung 
zukommen, um einen Mißbrauch der Bundesbe
treuung sowohl von der einen als auch von der 
anderen Seite zu verhindern. Der Abspeisung der 
Länder mit Brosamen muß daher mit aller Ent
schieden heit entgegengetreten werden. 

Im Zusammenhang mit der beabsichtigten 
Schaffung eines Bundesasylamtes mit Außenstel
len vertreten wir d ie Auffassung, dieser Behörde 
auch die Aufgaben der Bundesbetreuung zu über
tragen. Die Zuständigkeit für Flüchtlinge würde 
dadurch konzentriert werden .  Sowohl i m  Interes
se des betroffenen Personenkreises als auch im 
Interesse e iner ökonomischen Verwaltung wäre 
eine e inheitl iche Zuständigkeit anzustreben .  
(Bundesrat 5 t r u  t z  e n b e  r g e r: Also jetzt auf 
einmal seid ihr für Ze11lralimus.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Ich 
fordere Sie daher auf und ersuche Sie: Nehmen 
wir unsere Aufgabe als Ländervertreter ernst 
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(Bundesrat 5 I r u t z  e n b e  r g e r: Jetzt sind wir 
tür den Föderalismus.') und sti mmen wir gegen 
den Antrag des Berichterstatters und beeinspru
ehen wir diesen Gesetzesbeschluß des Nationalra
tes, mit dem die Bundesbetreuung von Asylwer
bern geregelt werden sol l !  (Beifall bei der Ö VP. ) 
/5.08 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Bundesminister für Inneres Dr. Löschnak. - Bit
te, Herr Bundesminister .  

/5.08 
Bundesminister für I nneres Dr. Franz Lösch· 

nak: Herr P räsident! Hoher Bundesrat ! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie 
mich kurz auf die nunmehr aufgeworfene P roble
matik ,  die insbesondere d ie Herren Bundesräte 
Strimitzer und Bieringer  in verfassungsrechtli
cher und verfassungspol it ischer Sicht sehen, ein
gehen .  

Herr  Bundesrat Strimitzer! Wenn es  wahr 
wäre, daß die Bundesbetreuung e ine Annexmate
rie zu Artikel 10 darstel lte ,  dann bedürfte es 
schon nach der jetzigen Rechtslage überhaupt 
keiner zusätzlichen gesetzl ichen Bestimmung. Ich 
könnte nach Artikel 1 04 die Verwaltung in die
sem Bereich den Ländern übertragen. und zwar, 
b itte, ohne jeglichen Kostenersatz. Ich möchte das 
mit aller Deutlichkeit anmerken.  Aber Sie wissen 
ganz genau, daß d ie F rage der Zuständigkeit für 
die Betreuung der Asylwerber seit mehreren 
Jahrzehnten eine auch rechtstheoretisch umstrit
tene Frage zwischen den Gebietskörperschaften 
ist. 

Sehr geehrter Herr B undesrat! Für mich ist es 
wirklich berührend, daß i n  einer F rage, die letzt
endlich auch den nationalen Konsens erfordert, 
weil das Ansehen Österreichs n icht zuletzt davon 
abhängt, wie Österreich m it seinen Asylwerbern 
oder mit jenen Asylwerbern.  die h ierherkommen, 
umgeht, ein Teil der Länder - leider durch ÖVP
Bundesräte repräsentiert - das M itgehen verwei
gert. nämlich in der F rage des Verwaltungsko
stenbeitrages. denn das Nichtmitgehen enthält die 
umgekehrte Frage: Was sind denn diese Länder 
bereit,  für die Bewältigung des Asylproblems in  
Österreich - nochmals: die Bewältigung des Pro
blems ist ein Markenzeichen dieser Republik seit  
ihrem Bestehen und wird es weiterhin sein -, für 
d ieses Markenzeichen m itzutragen? 

Wenn Sie sagen, 1 5 0  S Verwaltungskostenbei
trag pro übertragenen Fall seien I hnen zuwenig, 
dann gehe ich davon aus, daß Sie - ich weiß es 
n icht - 200 S oder 300 S wollen. (Bundesrat 
B i e r  i n g e r: Es weiß ja keiner, wieviel!) Herr 
Bundesrat B ieringer!  S ie können mir jede Zahl 
sagen. Sie wollen einen Verwaltu ngskostenbeitrag 
für Ihr Land von sagen wir 500 S. Wenn Sie für 
Ihr Land Salzburg 500 S wollen, dann beträgt die 

Differenz zu den vorgeschlagenen 1 50 S 350 S .  
Auf zwölf Monate aufgerechnet sind das etwa 
4000 S pro Flüchtl ing und Jahr. Sie hätten i n  
Salzburg 750 Flüchtlinge unterzubringen, tat
sächlich haben Sie 338 untergebracht , 4 000 mal 
300 sind 1 ,2 Millionen Schil l ing, wenn ich das in 
etwa richtig gerechnet habe. 

Also : Das Land Salzburg ist nicht bereit - und 
das Gütezeichen Österreichs ist eine erste Adres
se im Asylwesen - ,  Kosten in  der Höhe von 
1 Million Schilling zu übernehmen. um dieser 
Problematik wie bisher Rechnung zu tragen. Ich 
sage das m it dieser Betonung. obwohl ich das 
Rechnen nicht in den Vordergrund stelle. 

Jetzt komme ich g leich noch einmal zu Ihnen. 
Herr Bundesrat ! (Bundesrat Dr. 5 t r i  m i l z e r: 
Herr Minister.' Die Länder hälten ja mit sich reden 
Lassen!) Herr Bundesrat ! Ich bitte, noch ein b iß
chen zuzuhören, ich  komme schon dazu. 

Zu Ihnen,  Herr Bundesrat B ieringer !  Sie kom
men ans Rednerpult und sagen :  Wäre es nicht ge
scheiter ,  wenn Wien die Betreuung der Asylwer
ber im Bundesland Salzburg weiter betreibt? -
Ich frage Sie: Sind Sie wirkl ich der Meinung, daß 
Wien 338 Menschen - das ist derzeit Ihr Antei l  
bei der Unterbringung von Asylwerbern - von 
Wien aus in Salzburg besser unterbringen kann ,  
als es die Salzburger vor Ort können? Das kön
nen Sie n icht ernsthaft meinen. S ie wissen ganz 
genau, es ist wesentlich besser. die Unterbringung 
vor Ort durchzuführen. 

Ich verstehe daher den Rüc kschluß n icht, und 
jetzt komme ich wieder auf die Ausführungen des 
Herrn Bundesrates Strimitzer zurück,  der gesagt 
hat. das hätte man doch bereden können. - Wis
sen Sie, wan n  der Vertreter der ÖVP das erstemal 
zu mir gesagt hat, man möge auf diesem Gebiet 
über ISa-Vereinbarungen reden? Es wird so i n  
etwa Anfang Juni d ieses Jahres gewesen sein .  

Herr Bundesrat Strimitzer!  Sie sind langjähri
ges M itglied dieses Hohen Hauses. Sie werden 
doch nicht ernsthaft glauben, daß man bei einer 
Materie wie der Bundesbetreuung innerhalb von 
vier oder fünf Wochen mit neun bete il igten Län
dern I5a-Verträge herbeiführen kann .  Wenn das 
ein Wunsch gewesen ist, dann akzeptiere ich ihn  
mit allen Schwierigkeiten. Ich habe das auch dem 
Herrn Abgeordneten Pirker, der der  zuständige 
Mann innerhalb Ihrer  Fraktion ist, gesagt. Ich  
sagte: Herr  Abgeordneter! Selbstverständlich 
können wir in weiterer Folge darüber reden. Nur 
zum Zeitpunkt des Einbringens der Regierungs
vorlage war das viel zu spät, und bis dahin, Herr  
Bundesrat, hat ke in  Mensch von Ihrer Fraktion 
jemals gesagt: Wir brauchen I 5a-Vereinbarungen.  

Ich habe auch keine Notwendigkeit darin gese
hen, denn die Gesetzesvorlage folgte im großen 
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und ganzen Beschlüssen der Landeshauptleute
konferenz zu diesem Thema. Es ist ja nicht so, 
daß der Bundesminister für Inneres für  sich eine 
Kompetenz in Anspruch nehmen wi l l ,  wei l  er 
ganz einfac h Quoten festsetzen wi l l .  S ie wissen 
ganz genau, Herr Bundesrat, es hat in den Jah
ren 1989 und 1 990 e ines langen Vorlaufes bei den 
Landeshauptleuten bedurft, um zu diesem Ergeb
n is zu kommen - aus den bekannten Gründen 
des Querlegens e i n  e s Landeshauptmannes - ,  
und wir schreiben n ichts anderes fort  als die Be
schlüsse der Landeshauptleutekonferenz. 

Die Landeshauptleutekonferenz hätte , wenn sie 
die Meinung zwischenzeitlich geändert hat, d ie 
Verpflichtung gehabt, das bekanntzugeben, aber 
nicht erst fünf Wochen vorher , bevor das in den 
Bundesrat geht, die D inge so darzustellen: Man 
war nicht gesprächsbereit! Man hätte genug Zeit 
gehabt! Man hätte ohnehin a lles ändern können !  

Wir  haben,  wie gesagt, nur die Lin ie weiterver
folgt, wir wissen seit fünf Wochen ,  daß es andere 
Wünsche gibt, aber I Sa-Vereinbarungen kann 
man sch licht und einfach in  der kurzen Zeit nicht 
ändern. Das wissen Sie ganz genau. (Bundesrat 
Dr. S 1 r i m i t z e r: Aber der Tiroler Regierungs
beschluß stammt bereits vom Monat Mai, Herr Mi
nister.'! Herr Bundesrat Strimitzer, seien Sie mir  
nicht böse - ich glaube, ich habe Ihnen das schon 
vor einiger Zeit gesagt - :  Tirol ist wichtig, Tirol 
ist natürlich groß, aber Tirol kann nicht für d ie 
ganze Republ ik Österreich bestimmend sein.  Ich 
kann nicht, wei l  im Mai ein Beschluß der Tiroler 
Landesregierung erfolgt , davon ausgehen, daß 
jetzt für sieben von der ÖVP geführte B undeslän
der das, was Tirol im Mai zum Besch luß erhoben 
hat, in Abgehung von der Linie der Landeshaupt
leutekonferenz die verb indliche Vorgangsweise 
sein sol l .  Ich bitte um ein bißehen Verständnis. 

Warum sage ich das so deutlich? - Nicht nur, 
wei l  die fre iheitl iche Fraktion abwesend ist - ich 
müßte es leider auch in ihrer Anwesen heit sagen 
- , sondern wei l  wir sowieso öffentlich reden und 
wei l  sowieso nichts geheim bleibt. 

Sehr verehrter Herr Bundesrat Strimitzer! Für 
mich als langjähriges Mitglied der B undesregie
rung und für mich als Mitglied auch d ieser Koali
tionsregierung ist das eine über den Anlaßfal l  
h inausgehende, aber schon auch die Grundsätze 
betreffende Frage und eine Frage, wieweit man 
denn im Gleichklang mit dem Partner ist, wenn 
derjenige, der  vom Koalitionspartner geschickt 
wird, die D inge mit einem abverhandelt und fünf 
Wochen später von einem Teil sei ne r  eigenen 
Fraktion offenbar im Stich gelassen wird. (Zwi
schenruf des Bundesrates B i  e r  i n g e r. )  Ich kom
me auf d ie Wiener noch zurück, damit ich Ihnen 
zeige, wie ich jenseits von partei politischen Grün
den und Beweggründen diese Gesamtproblemati k  
sehe. 

Herr Bundesrat Linzer ! S ie haben nicht ganz zu 
Unrecht die Frage aufgeworfen, warum eigentlich 
Hilfstätigkeiten nur in  den Bundesasylheimen 
möglich gemacht werden, warum nicht auch im 
privaten Bereich. 

Dafür gibt es eine relativ einfache Erklärung. 
Da fast 90 Prozent der Asylwerber privat unter
gebracht sind - von derzeit rund 12 000 Asyl
werbern sind 1 1  000 pr ivat in 390 Gasthöfen un
tergebracht - ,  wollten wir n icht, daß durch die 
Heranziehung zu Hilfstätigkeiten sozusagen ein 
Austausch von bestehenden D ienstnehmern er
folgt. Das läßt sich im privaten Bereich, glaube 
ich, nicht ganz ausschließen , und daher haben wir 
dam it einmal im Bundesbereich angefangen. Soll
te es eine Möglichkeit geben, das halbwegs kon
troll ierbar auszuweiten, spricht überhaupt nichts 
dagegen; aus meiner Sicht schon gar nichts, ich 
bin sehr dafür ,  ich wollte Ihnen nur die Beweg
gründe dafür sagen. 

Sehr verehrte Frau Bundesrat Karlsson! Weib
l iche Häftlinge in Schubhaft, in  Polizeihaft bei 
ausschließlicher Betreuung durch Männer - das 
kann vermehrt zu dem einen oder anderen Fall 
führen, den wir alle nicht haben wollen, in wel
chem Ausmaß und in welcher Schrecklichkeit im
mer .  Ich räume das vol l  ein. Aber ich nehme für 
mich in  Anspruch, daß ich seit langem wieder der 
erste Innenminister bin,  der nicht nur Frauen 
dazu bewegt hat, als Konzeptsbeamtinnen in den 
Polizeidienst zu treten - Frauen im Konzepts
dienst sind ein,  wie ich glaube,  wichtiger Bestand
tei l - ,  sondern der es auch zuwege gebracht hat, 
Frauen in den normalen Gendarmerie- und Poli
zeidienst zu bringen. 

Wir werden im Herbst die ersten zig aufneh
men und in  den D ienst stel len. (Zwischenruf der 
Bundesrätin Dr. K a r  i s s  0 n. J Ich habe das gar 
nicht als Angri ff empfunden, liebe Frau Bundes
rat, sondern ich habe das schlicht und einfach als 
al lgemeine Feststellung empfunden und wollte 
sagen: Wir sind dabei. Was Sie h ier verlangt ha
ben, haben Sie zu Recht verlangt. Ich glaube, daß 
wir auch bei starker, kontinuierlicher Verfolgung 
dieses Weges erst in acht, zehn Jahren - das ist ja 
ein langer, mühsamer Weg - so weit sein wer
den , daß wir einige tausend weibl iche Mitarbe ite
rinnen in der Polizei und in der Gendarmerie ha
ben werden. Und dann, davon b in ich überzeugt, 
werden diese Einzelfälle auch reduziert werden 
können; ausschalten kann man sie nie ganz. 

Jetzt komme ich, sehr  geehrte Frau Bundesrä
tin, zur Frage Schubhaft: Ich muß nämlich darauf 
Wert legen, Hohes Haus, Herr P räsident, daß bei 
aller Schrecklichke it dessen,  was in  der Schubhaft 
passiert ist, die Behörde , die dafür zuständig ist, 
die Bezirkshauptmannschaft Salzburg und Umge
bung ist. Ich muß das einmal deutlich sagen, denn 
sonst entsteht ja der E indruck: Das sind immer 
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der Innenminister und seine 30 000 Mannen . Für 
die Länge der Schubhaft können die Kollegen, die 
dort die Polizeiaufsicht führen, überhaupt nichts, 
sie sind nicht die Behörde. Die Behörde ist im 
konkreten die Bezirkshauptmannschaft Salzburg
U mgebung - das sage ich mit aller Deutlichkeit. 

Jetzt komme ich zum Thema Schubhaft. Sie 
haben mir aus dem Herze n  gesprochen. Ich bin 
sehr dafür, dieses Verfahren, das aber n icht in 
meiner Ingerenz l iegt, denn ich führe es nicht -
ich meine, ich persönlich führe überhaupt nie ein 
Verfahren, aber auch meine M itarbeiter führen es 
n icht, das führen andere Behörden; ich habe kei
nerlei Einflu ß - ,  die Schubhaft entsprechend zu 
k ürzen. 

Ich komme jetzt noch einmal auf die notwendi
gen, wünschenswerten weibl ichen M itarbeiterin
nen zurück. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren!  Hohes Haus! Man darf nicht nur sagen, 
wir wol len zusätzlich Frauen haben, sondern man 
muß auch herauskommen - zwar in einem ande
ren Saal,  das wei ß  ich schon - und mir die Mittel 
geben .  Wenn es nämlich auf einer Dienststelle 
mit 20 oder 30 M itarbeitern nur ein WC gibt, 
dann kann ich ja auf dieser nicht zusätzlich zwei 
oder drei Frauen einstellen, denn da bräuchte ich 
ja wenigstens e ine zweite Toiletteanlage. So liegen 
die Dinge! 

Ich sage das deswegen h ier und heute so deut
l ich, denn man soll die D inge beim Namen nen
nen. Man muß nämlich, wenn man für Verbesse
rungen eintritt - und ich bin dafür, und zwar 
sowohl was demokratiepolitisch, was gesell
schaftspolitisch ist . . . (Bundesrat Dr. K a u f 
m a n  n :  Einsatz von Arbeitsinspektoren in der 
Bundesbehörden Alles gekauft ,  Herr Bundesrat! 
Nur: Nicht nur mir  gute Tips geben! Dann muß 
man mir auch die Mittel geben, damit ich ausstat
ten kann. (Bundesrat S t r u t z e n b e r g e r: Die 
Ö VP schreit ununterbrochen: Einsparung von 
Planstellen.' - Bleiben wir doch ehrlich!) 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren!  Ich möchte das wirklich n icht zu ei
ner parteipol it ischen Auseinandersetzung ma
chen, das l iegt mir fern. Was ich hier im Bundes
rat mit meiner heutigen Wortmeldung zum Aus
druck bringen wollte, ist: Der Gesetzgeber - Sie 
s ind ein Tei l  des Gesetzgebers in  unserer Repu
blik - muß sich darüber . . .  (Bundesrat Dr. 
W a  b I: Beim Budget nicht.') Das wei ß  ich schon!  
Aber Sie s ind für mich e in Tei l  d ieser Gesetzge
bung, und daher appelliere ich an dieser Stelle an 
Sie :  Wenn Sie ,  meine Damen und Herren, bei  an
deren Gelegenheiten zusätzl iche demokratiepol i 
tische Schritte setzen, was begrüßenswert ist, 
wenn Sie gesellschaftspolitische Veränderungen 
vornehmen, was ebenfalls begrü ßenswert ist, ver
gessen Sie dann b itte nicht, daß das auf der ande
ren Seite auch e ine Rechnung hat, nämlich ver-

mehrten Sachaufwand und vermehrten Personal
aufwand. Alles andere wäre Il lusion. Und ich 
glaube , wir sind in  dieser Republik schon in dem 
glückl ichen Stadium, daß man über die zweite 
Seite ebenfalls m it aller Deutlichkeit und in  aller 
Ernsthaftigkeit redet. 

Zum Schluß: Herr Präsident! Meine seh r  ge
ehrten Damen und Herren! Die Problematik,  lie
be Frau Bundesrätin, Asylwerber und E inwande
rer ist natürlich die Kernproblematik,  die auch 
diese Republik, so wie viele Staaten im Westen,  in 
der M itte und im Norden Europas, in den näch
sten Jahren beanspruchen wird, denn mit Geset
zen allein ist das ja nicht getan. Wir haben eben 
dann die entsprechende Hilfestel lung in den Aus
gangsländern zu leisten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Darf 
ich die Frage in  den Raum stellen: Wird sie wirk
l ich geleistet? Wird nicht etwas mehr davon ge
sprochen, als getan wird? Und so lang man mehr 
spricht, als man tut, darauf mache ich aufmerk
sam, wird man das Problem von d ieser Seite her 
nicht lösen können. Es wird das daher ein Pro
blem unserer Seite bleiben, nämlich den Zugang 
von Ausländern - jener, d ie derzeit in den mei
sten Fällen versteckt über den Asylantrag kom
men; in  Zukunft wird es vielleicht einmal halb
wegs ordentlich geregelt, weil es ein Einwande
rungs- und Niederlassungsgesetz geben wird und 
die Prämissen klarer sind - durch Gesetze zu 
regeln, und man wird auch die Exekutive in An
spruch nehmen müssen ,  um diesen Zugang or
dentl ich zu machen und ordentlich zu halten. 

Das ist nicht zur Freude der Exekutive, denn 
die Exekutive, meine Mitarbeiter könnten sich et
was Schöneres vorstellen, als jemanden i n  den 
frühen Morgenstunden von zu Hause abzuholen, 
um ihn in Schubhaft zu nehmen und in  seine Hei
mat zurückzubefördern. Es gibt schönere Dinge, 
das ist gar keine Frage ! Ich frage Sie aber: Kön
nen wir alle, die hereinkommen, auch herinnen 
lassen,  auch dann, wenn sie n icht berechtigt sind, 
sich h ier aufzuhalten? Ich glaube: Nein !  

Solange d ie  Problematik der primären Maß
nahmen n icht gelöst ist, werden wir leider zu die
sen Mitteln greifen müssen. Das ist für die Exeku
tive nichts Schönes, aber, meine sehr  geehrten 
Damen und Herren, wir bemühen uns wirklich, 
nach bestem Wissen und Gewissen h ier Ordnung 
zu halten, das auch halbwegs human über die 
Bühne zu bringen. 

Nur: Hinter jedem Schicksal steckt ein Men
schenschicksal ,  und Humanität ist ein Begriff, 
aber diesen können wir nicht in jedem E inzelfall  
anwenden, denn würden wir ihn anwenden, 
bräuchten wir keine anderen gesetzlichen Bestim
mungen mehr, da mü ßten wir wahrscheinlich in  
jedem E inzelfall aus guten Gründen sagen:  Blei-
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ben Sie da! - Das ist nicht nur unsere Aufgabe, 
und ich bitte . das auch in diesem Licht zu sehen. 

Es tut mir sehr leid , daß ein Teil der ÖVP
Fraktion in d ieser, wie ich glaube , entscheidenden 
nationalen Frage nicht mitgehen kann. (Beifall 
bei der 5PÖ und bei Bundesräten der Ö VP.) 15 .28 

Präsident: Das Wort hat Herr Bundesrat Hol
zinger. Bitte. 

15.28 
B undesrat Erich Holzinger (ÖVP, Oberöster

reich) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister!  Nur 
e inige Sätze. - Dem Grunde nach ist Oberöster
reich nicht gegen das Betreuungsgesetz. Nur: 
Glauben Sie ,  daß es die richtige Vorgangsweise 
ist , daß es eine Regierungsvorlage gibt, in der an 
sich d ie Höhe des Kostenersatzes nicht festgehal
ten ist, und daß in einer Besprechung, die in Ih
rem Ministerium am 2. Ju l i  stattgefunden hat, er
öffnet wird , daß die Regierungsvorlage nachträg
l ich ergänzt wurde? Das Land hat keine Möglich
keit, in der Kürze zu prüfen, eine Berechnung 
darüber durchzuführen,  wie es mit den Kosten 
grundsätzlich ausschauen wird. ( Zwischenruf. ) 
N ur  dagegen ,  nur dagegen !  

Das ist eine Vorgangsweise, über die man ein
mal sprechen sollte. Bund und Land sollten an
ders miteinander reden .  Das sollte man nicht in 
Form eines Diktats machen, indem man einfach 
eröffnet: So ist es und aus ! ,  sondern darüber sollte 
man reden .  

Das Land Oberösterreich hat daher gefordert. 
die Höhe des Kostenersatzes keinesfalls im Bun
desbetreuungsgesetz zu regeln, sondern erst nach 
e ntsprechenden Verhandlungen in anderer Form 
zu vereinbaren. 

Das ist der Grund dafür, daß wir das so wollten .  
Und da Gespräche darüber in der Kürze nicht 
möglich waren, bleibt uns bedauerlicherweise 
n ichts anderes übrig, a ls jetzt die Zusti mmung zu 

versagen. (Beifall bei der Ö VP. ) 15.30 

Präsident: Wird noch das Wort gewü nscht? -
Bitte , Herr Vize präsident Schambeck.  

15 .30 
B undesrat Dr.  Herbert Schambeck (ÖVP, Nie

derösterreich) :  Meine sehr verehrten Damen und 
Herren!  Wen n  wir heute zu dieser wichtigen Fra
ge eine längere Debatte haben , so nicht deshalb, 
u m  jenen B undesräten ,  die sich auf dem Weg in 
Landtage befinden, den Abschied besonders 
schwer zu machen, das möchte ich vorausschik
ken, sondern vielmehr deshalb, um eine ganz ent
scheidende F rage der inneren Sicherheit Öster
reichs - das haben auch d ie anschaulichen Aus
führungen des Herrn Bundesministers Dr. Lösch
nak gezeigt - und außerdem für das Ansehen 
Österreichs in der Welt - diese Fragen hängen ja 

eng zusammen mit unserer Stellung in der Völ
kergemeinschaft - für Bund und Länder gerecht 
zu lösen. 

Ich bedaure es sehr, daß der ORF jetzt nicht 
anwesend ist. Für ihn scheint die letzte Sitzung 
des National rates bereits der Beginn der Sommer
ferien des Parlaments zu sein. Ich möchte festhal
ten, daß das nicht der Fall ist. 

Wir haben hier eine stundenlange Debatte über 
wichtige Fragen, und es zeigt sich - und zum 
wiederholten  Male war der ORF nicht anwesend, 
wenn sich  so etwas ergibt - ,  daß innerhalb der
se lben politischen Gesinnungsgemeinschaft eine 
Diskussion stattfindet zwischen Regierungsbank 
und einem Mitglied der einen Fraktion, und 
gleichzeitig zeigt sich in der anderen Fraktion, 
daß das föderalistische Bewußtsein einer politi
schen Gemeinschaft so stark ist, daß länderweise 
ein unterschiedliches Stimmverhalten bei einer 
Gesetzesmaterie gegeben ist. 

Ich möchte das, Herr Präsident, Herr Bundes
minister, unterstreichen, weil  wir selbst n icht nur 
in Zipfelzell von netten Blättern und auf Landes
und Bundesebene, sondern auch sonst oft gefragt 
werden: Wo ereignen sich so lche Fälle, bei denen 
der föderalistische Grundton zum Tragen 
kommt? (Bundesrat 5 l r u  t z e n  b e r g e r: 50 
sehr konunt er nicht zum Tragen, wenn ich Kolle
gell Bieringers Wone höre.' Wo ist das Föderalisti
sche?  - Er will es zemralistisch haben.') Nein, es 
ist dieser Punkt, wei l  die einzelnen Ländervertre
ter hier unterschiedlicher Meinung sind. 

Sie haben ja auch Gelegenheit, hier Stellung
nahme als Oberösterreicher, Salzburger,  Tiroler 
zu beziehen. Jeder kann das für sich tun, weil das 
freie Mandat so etwas auch in einem Parteienbun
desstaat und Parteienbundesrat ermöglicht. Ich 
habe mich aber zu . . . (Bundesrat 5 t r u t z  e n -
b e  r g e r: Eine BeLehrung brauchen wir nicht.' Wir 
kellllen die Verfassung!) 

Ich habe mich jetzt zu Wort gemeldet, wei l  ich 
der Meinung bin,  daß man die Ausführungen des 
Herrn Bundesministers Dr. Löschnak, d ie ja sor
genvoll waren - Bundesminister Dr. Löschnak 
hat sich nach den treffenden Ausführungen der 
Vorredner sorgenvoll  zu Wort gemeldet - ,  ernst 
nehmen sollte , denn schließlich und endlich ver
danken wir Dr. Löschnak seit seiner Zeit als 
Staatssekretär in anderer Ressortverantwortung 
entscheidende Impulse für den österreichischen 
Föderalismus und auch für den Bundesrat. Das 
werde ich Ihnen, Herr Dr. Löschnak, nicht ver
gessen. 

Wenn Bundesminister Dr. Löschnak hier sagt, 
daß mit den Ländern kein entsprechender Kon
takt zustande gekommen ist - auch Hofrat Dr .  
Strimitzer hat diese Worte nicht ohne Gespräche 

544. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 67 von 113

www.parlament.gv.at



25270 B undesrat - 544. Sitzung - 1 2. Jul i  1 99 1  

Dr. Herbert Schambeck 

mit Zuständigen seiner Landesregierung gefun
den ,  dasselbe gilt für die anderen Bundesländer 
- ,  wenn d ieser Bundesminister Dr. Löschnak 
sagt: Ihr verlangt von mir einerseits etwas, ein
sch ließlich dieser Waschanlagen - wobei ich Ih
nen sage , daß die Waschanlagen für Frauen in 
diesem Parlament erst in der Regierung Klaus ge
schaffen wurden, verhältnismäßig spät, weil  es 
das vorher noch nicht gegeben hatte. (Bundesrat 
5 t r u t z  e n b e r g e r: Nein! Da hat er eines ver
gessen.' Da draußen sind sie nicht! Den Bundesrat 
hat er vergessen! - Der Klaus hat vergessen.') 

Meine sehr  Verehrten !  Das hei ßt, wir können 
verbessern, aber laßt mich folgendes sagen :  Wenn 
der Herr Bundesminister in den Raum stellt :  Ja 
zu den Verbesserungen, aber es fehlen auch dazu 
die finanziellen und andere Voraussetzungen ! .  er
laube ich mir jetzt konkret die Anregung, Hoher 
Bundesrat, verehrter Präsident, zu diesem ganzen 
Themenkreis im Einvernehmen mit Bundesmini
ster Dr. Lösch nak - wenn die Freiheitlichen wie
der einmal im Raum sein sollten, haben sie auch 
Gelegenheit, daran tei lzunehmen - in Ruhe nach 
dem Sommer eine Enquete abzuhalten, in deren 
Rahmen wir alle d iese Fragen behandeln .  (Blln
desrat 5 t r u t z  e n b e r g e r: Ich bin für viele En
queten, aber zu der sage ich noch nicht ja! Da ist 
schade um die Zeit.') 

Ich wil l  das als Anregung geben, darüber wer
den wir noch in Ruhe reden. Wir sollten uns 
über legen, ob wir nicht zu dieser Frage eine En
quete abhalten ,  weil wir ja nicht allzu viel Enque
ten abhalten. Wir könnten ohne weiteres e ine ma
chen. Ich möchte auch erwähnen, daß wir das im
mer e invernehml ich gemacht haben. (Bundesrat 
5 t r u t z e n  b e r g e r: Gegen dieses Thema wehre 
ich mich jetzt schon!) 

Kollege Strutzenberger! Wir wollen keine 
Schüsse von der H üfte abgeben, das tun wir nicht. 
(Bundesrat 5 t r u t z  e n b e  r g e r: Das H/ar je tzt 
ein Schuß von der Hüfte.') 

Ich meine , daß die Ausführungen von Minister 
Löschnak und auch d ie kritischen Haltungen es 

verdienen, daß man nicht mit einem augenblickli
chen Stimmverhalten darüber hinweg zur Tages
ordnung übergeht, denn die Besorgnisse, die der 
Herr Innenminister geäußert hat, gehen ja über 
d ieses Gesetz hinaus, meine sehr Verehrten. Da
her wil l  ich diese Anregung geben, über die wir 
ohne weiteres nach dem Sommer, wei l  das Thema 
aktuell ist und b le ibt, sprechen können, und eine 
Meinungsbildung dazu eröffnen. 

Das will ich in  den Raum stellen, und ich hoffe, 
daß u nser heutiges Stimmverhalten dazu führen 
wird, daß ein Gesetz, eine Regelung zustande 
kommt, die dem einzel nen hi lfreich ist, gleichzei
tig dem Ansehen der Republik nicht schädlich ist 
und i n  den Bundesländern und für sie etwas zu-

stande bringt. (Beifall bei der Ö VP und bei Bun
desräten der SPÖ. )  15.36 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall . 

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung e in  Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall .  

Die A b s t i m m u n g über die vorliegenden 
Beschlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Be
schluß des Nationalrates vom 9. Juli 1 99 1  betref
fend ein Bundesgesetz, mit dem die Bundesbe
treuung von Asylwerbern geregelt wird (Bundes
betreu ungsgesetz) . 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegenden 
Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m  m e n m e h r  h e i t. Der Antrag, keinen 
Einsp ruch zu erheben, ist somit a n g e n  0 m -
m e n. 

Wir kommen ferner zur Abstimmung über den 
Entsch ließungsantrag der Bundesräte Dr. Linzer, 
Strutzenberger und Kollegen betreffend Bericht 
über die Tätigkeit des Asylbeirates. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
diesem Entschließungsantrag ihre Z ustimmung 
geben, um ein Handzeichen . - Dies ist S t i m  -
m e  n e i n  h e l l  i g k e i t. (E 12 7-BR/91 .) 

Wir kommen zur Abstimmung über den Be
schluß des Nationalrates vom 9. Juli 1991  betref
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Fremden
pol izeigesetz, BGBL Nr. 75/ 1 954, zuletzt geän
dert durch das B undesgesetz BGBI.  Nr. 2 1/ 1 99 1 ,  
geändert wird (Fremdenpolizeigesetz-Novel
le 199 1 ) .  

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vor l iegenden 
Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben , um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m  m e n e i n  h e l l  i g k e i t . Der Antrag, 
keinen Einspruch zu erheben ,  ist somit a n g e -
n o m  m e  n. 

13. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 9. Ju
li 1991  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
ASFINAG-Gesetz 1 982, BGBl. Nr. 591 ,  zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 136/1989, geändert wird (ASFINAG-Ge
setz-Novelle 1991) ( 192/A-II-2476 und 213/NR 
sowie 4104/BR der Beilagen) 
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Präsident: Wir gelangen nun zum 1 3 . Punkt 
der Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates 
vom 9. Jul i  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz. mit 
dem das ASFINAG-Gesetz 1 982, BGBl. Nr. 59 1 .  
zu letzt geändert durch das Bundesgesetz BG Bl.  
Nr. 1 36/ 1989, geändert wird (ASFINAG-Ge
setz-Novelle 1 99 1 ) .  

Die Berichterstattung hat  Herr Bundesrat Nor
bert Tmej übernommen. Ich bitte um den Be
richt. 

Berichterstatter Norbert Tmej : Sehr geehrter 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Hohes 
Haus! Nach den Erfordernissen des Verkehrs und 
zur Ermöglichung einer entsprechenden Infra
struktur sind - entsprechend dem gesetzl ichen 
Auftrag des Bundesstraßengesetzes - wesentli
che und dringende Ausbauten im hochrangigen 
Straßennetz durchzuführen ,  d ie bedeutende M it
tel erfordern. 

Derzeit  bestehen noch wesentliche Lücken im 
hochrangigen Straßennetz, die mit ordentlichen 
Bundeshaushaltsm itteln al lein in absehbarer Zeit 
nicht zu finanzieren sind. Um solche dringend 
notwendigen Maßnahmen dennoch durchführen 
zu können, bedarf es einer außerbudgetären Fi
nanzierung. In der vorl iegenden ASFINAG-Ge
setz-Novelle sol l  e ine ausgewogene Erhöhung des 
Haftungsrahmens des Bundes um 1 2  Milliarden 
Schilling auf 77,4 Milliarden Sch il l ing an Kapital 
und ebensoviel an Zinsen und Kosten vorgenom
men werden. 

Mit der ASFINAG-Gesetz-Novelle 1 989 wurde 
erstmals für den Ausbau der Schienen verkehrs
wege e in Haftungsrahmen von 1 0  Milliarden 
Schil l ing übernommen. 

Im Sinne der Regierungserklärung, die die k la
re Zielsetzung der Forcierung des öffentlichen 
Verkehrs enthält ,  wird m it der vorliegenden AS
FINAG-Novelle eine Rahmenaufstockung um 
13 Milliarden Schi ll ing vorgenommen. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 . Juli 1 99 1  in 
Verhandlung genommen u nd mehrstimmig be
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen E inspruch zu erheben. 

Als Ergebnis sei ner Beratung stellt der Finanz
ausschu ß  somit den A n t r a g, der Bu ndesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
9. Juli 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das ASF INAG-Gesetz 1 982, BGBl. Nr. 59 1 ,  zu
letzt geändert durch das B undesgesetz BGBl.  
Nr. 1 3611989, geändert wird (ASFINAG-Ge
setz-Novelle 1 99 1 ) , wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Bundesrat Erich 
Holzinger. Ich erteile ihm dieses. 

15 .4() 

Bundesrat Erich Holzinger (ÖVP, Oberöster
reich):  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr  geehr
te Frau Staatssekretärin !  Meine sehr geehrten Da
men und Herren! Mit dieser ASFINAG-Gesetz
Novelle wird es möglich, die derzeit noch beste
henden wesentlichen Lücken im hochrangigen 
Straßennetz einerseits sowie die notwendigen 
Ausbaumaßnahmen des Eisenbahnnetzes ande
rerseits, die mit dem ordentl ichen Bundeshaus
halt al lein nicht finanziert werden können,  außer
budgetär zu finanzieren. 

Es wird im Bereich des Stra ßenbaues e ine Haf
tungsrahmenerhöhung um 12 Milliarden auf 
7 7,4 Mill iarden und bei der Eisenbahnfinanzie
rung um 1 3  Milliarden auf 25 Milliarden sein .  
Diese Erhöhung dient als Kapitalhaftung des 
Bundes, und in derselben Höhe erfolgte e ine Zin
sen- und Kostenfinanzierung. Für mich a ls Ober
österreicher ist es ganz besonders zu begrü ßen, 
daß damit auch die Fertigstellung der Pyhrn Au
tobahn eingebunden ist. Für das Land Oberöster
re ich hat die Fertigstellung der Pyhrn Autobahn 
oberste Priorität. Die Oberösterreichische Lan
desregierung hat am 1 3 . Mai 199 1  einstimmig 
eine Resolution beschlossen, in der es hei ßt, daß 
nur durch die Fertigstellung der A 9, nämlich der 
Pyhrn Autobahn, im Kremstal die Ortschaften 
wirksam, das heißt bis zu 80 Prozent, entlastet 
werden können,  die Sicherheit der Anwohner und 
Verkehrsteilnehmer angehoben werden kann und 
für die Bewohner und für die örtl iche Wirtschaft 
eine n icht vertretbare Trennwirkung vermieden 
wird. 

Die Fertigstellung der Pyhrn Autobahn i st wohl 
die sinnvollste Lösung und ist den von a nderer 
Se ite geforderten k le inräumigen Umfahrungen 
auf jeden Fall vorzuziehen, denn diese kosten 
auch Geld, und im Endeffekt ist es so, daß nur 
Ortskerne entlastet werden, nicht aber die k le ine
ren Siedlungen,  die sich außerhalb dieser Orte 
befinden. Und wenn es nur als Provisorium ge
dacht ist - Sie wissen, in Österreich bleiben gera
de Provisorien bekanntlich sehr  lange bestehen 
- .  ist es dann, wenn später der Autobahnausbau 
dennoch erfolgt, ein verlorener finanzieller Auf
wand. 

Das Land Oberösterreich begrü ßt es daher, daß 
der Beschluß der Bundesregierung gefaßt worden 
ist, die Pyhrn Autobahn in dieses ASFINAG-Pro
gramm aufzunehmen. Damit hat Herr Wirt
schaftsminister Dr. Schüssel gegenüber dem Land 
Oberösterreich sein  Versprechen einge löst, und 
ich möchte mich von dieser Stelle aus sehr  herz
l ich bei ihm bedanken .  
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Aus der Sicht Oberösterreichs kommt dem 
Baulos Klaus größte Bedeutung zu, weil dort die 
Verkehrssituation am prekärsten ist und weil  eine 
baldige Ausführung dieses Bauloses auch dem 
Wunsche der Bevölkerung entspr icht. Wir wissen,  
daß Projekte dann realisiert werden können, 
wenn Bauzeitenpläne und Kostenpläne vorliegen. 
Zur Genehmigung ist der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten zuständig, und 
soweit es um die Finanzierungspläne geht, die 
auch vorliegen müssen, ist der Herr F inanzmini
ster zuständig. 

In der Novelle ist auch festgehalten , daß auf d ie 
Gesamterfordernisse des Bundesstraßenbaus und 
der Straßenerhaltung, insbesondere hinsichtlich 
des Ausbauzustandes, Rücksicht zu nehmen ist. 
Und daß neben der Schließung der Autobahnlük
ken auch die Erstellung großräumiger Umfah
rungen in  besonders kritischen Bereichen erfol
gen soll ,  ist sicherlich sehr zu begrüßen. 

Aber ich möchte in d iesem Zusammenhang 
doch darauf hinweisen,  daß eine großräumige 
Umfahrung in dieser ASFINAG-Gesetz-Novel le 
nicht beinhaltet ist, und das ist die Weiser West
spange. Die WeIser Westspange, die ein eindeuti
ges Votum der Bevölkerung von Wels erhalten 
hat, hat Herr Bundesminister Streicher in einer 
parlamentarischen Anfrage abgelehnt. Es ist mir 
unverständlich, daß man gegen den Willen der 
Bevölkerung einen seit langem gesuchten und mit 
vielen Geburtswehen behafteten Lösungsvor
schlag dann einfach ablehnt. Und das umso mehr, 
als mit der Osttangente in  Wels große Probleme 
bestehen. Sie führt zum Teil durch Wohnbauge
b iet, und der derzeitige Landesrat, Herr Klausber
ger, hat das zum Anlaß genommen, nunmehr zu 
überlegen ,  dort entsprechende Beschränkungen 
einzuführen. E in  Nachtfahrverbot von 22 Uhr bis 
5 Uhr früh  gibt es bereits , aber er möchte auch 
eine Tonnagebeschränkung des Transitverkehrs 
erreichen und diesen auf die Innkreis Autobahn 
umleiten ,  das heißt, es müssen dann alle LKWs 
nach Traun, Ansfelden fahren, und von dort wie
der zurück nach Sattledt, was ein sehr  wesentli
cher Umweg ist. Und das ist einfach unverständ
lich, weil es ja auch eine zusätzliche Umweltbela
stung ist. 

Eine gleiche Forderung hat Abgeordneter E I
mecker in Freistadt erhoben.  E r  will dort auch die 
B 1 25 m it entsprechenden Einschränkungen be
legen: Nachtfahrverbot, Wochenendfahrverbot 
von Freitag 1 5  Uhr bis Montag 6 Uhr und eben
fal ls eine Gewichtsbeschränkung von 28 Tonnen.  

Wenn nun solche Beschränkungen in  relativ 
k leinen regionalen Bereichen durchgeführt wer
den, führt das dazu, daß der Verkehr ausweicht. 
Das ist eine alte Erfahrung, und dieses Auswei
chen erfolgt dann - und das ist das Tragische an 
der Sache - nicht auf so gut ausgebaute Straßen, 

die man jetzt mit einer Beschränkung belegt, son
dern auf kleine Nebenstraßen durch kleine Ort
schaften, und es scheint diesen Antragstellern of
fenbar vollkommen gleichgültig zu sei n, wenn 
nun andere Gebiete aufgrund der schlechten Aus
baumaßnahmen wesentlich mehr belastet werden, 
nur um vielleicht einen kurzfristigen politischen 
Erfolg für sich verbuchen zu können. 

Im übrigen ist noch darauf hinzuweisen, daß 
eine Tonnagebeschränkung mehr Verkehr mit 
sich b ringt, denn die Summe der zu befördernden 
Güter wird ja nicht weniger.  Das heißt, ich vertei
le diese Gütermengen auf mehr Fahrzeuge . Sie 
werden nun sagen ,  wir hätten ja die Möglichkeit, 
die Bahn in erhöhtem Maße heranzuziehen. Mei
ne sehr  geeh rten Damen und Herren! Das bein
haltet aber auch P robleme, denn die Bundesbahn 
ist vielfach an ihrer Kapazitätsgrenze angelangt, 
und wenn man hier ernstlich etwas machen will ,  
so wird man wahrscheinlich auf längere Sicht 
nicht umhinkommen, eine dritte Gleisstrecke bei 
der Westbahn anzulegen,  weil ja sonst d ieser 
neue, schnelle Austrotakt-Fahrplan auf der einen 
Seite und der Gütertransport auf der anderen Sei
te nicht mehr problemlos abgewickelt werden 
können. 

Dadurch entstehen dann für denjenigen ,  für 
den die Güter bestimmt sind, Terminprobleme,  
schon allein deshalb, wei l  ja die Frachtgüter von 
der Bahn wieder auf LKW verladen und a n  den 
letzten Bestimmungsort transportiert werden 
müssen. 

So ist es beispielsweise für Unternehmer im 
Raum Eferding unverständlich, daß die Zustel
lung eines Güterwaggons von Wels nach Eferding 
- wobei ich einflechten möchte, daß sieben Züge 
am Tag von Wels nach Eferding verkehren -
zwei Tage dauert. Das führt dazu, daß sich d iese 
Unternehmer, wen n  sie i n  Terminprobleme kom
men, dann damit helfen,  daß sie mit dem LKW 
nach Wels fahren und dort den Waggon entladen 
und dabei auf sich nehmen, daß sie die Fracht bis 
Eferding dennoch zahlen müssen. 

Ich glaube, daß man die Güter nicht durch Be
schränkungen auf die Bahn bringen wird, sondern 
nur durch ein entsprechendes Leistungsangebot 
seitens der Bundesbahn. Nur dann wird die Bahn 
auch gegenüber der Straße konkurrenzfähig sein.  

Ich darf noch e in  Beispiel bringen .  Die mehr
l?:eitlich private Komb.�verkehrsgesellschaft 
OKOMBI,  an der auch die Osterreichische Bun
desbahn beteil igt ist ,  fühlt  s ich durch administra
tive Hemmnisse in ihrer  Tätigkeit behindert. In  
den achtziger Jahren hat  der Huckepackverkehr 
jährlich noch Zuwachsraten von 20 bis 50 Pro
zent gehabt. Heute ist vielfach eine Stagnation 
eingetreten, das hat mir der Aufsichtsratsvorsit
zende der ÖKOMBI,  der oberösterreich ische 
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Spediteur Dr .  Schachinger. berichtet. Seit mehr 
als fünf Jahren bemüht man sich erfolglos um die 
Beseitigung der bürokratischen Hemmnisse. 
Trotz Aufnahme des Kombiverkehrs in das Ar
beitsübereinkommen der Bundesregierung bleibt 
nach wie vor vieles im Kompetenzwirrwarr zwi
schen in- und ausländischen Behörden hängen. 
Das Verbot, etwa in Deutschland einen zuvor mit 
der Bahn transportierten Satte laufl ieger selbst an 
den Best immungsort transportieren zu können, 
ist durch das sogenannte Kabotageverbot beein
trächtigt, und es schreckt vielfach kleinere Fräch
ter ab, diesen Weg des Transportes zu wählen. 

Ein weiterer Dorn im  Auge der Verkehrskom
binierer ist d ie Tatsache, daß der Huckepackver
kehr mit Containern im Gegensatz etwa zu Sattel
anhängern von der Rückerstattung der 
Straßenverkehrsabgabe im Falle des Transportes 
mit der Bahn ausgeschlossen ist. Das ist umso un
verständlicher, als es sich bei den Wechse lbehäl
tern um die wirtschaftlichste Transportform han
delt. 

Als grotesk wird auch empfunden, daß im Falle 
der Rollenden Landstraße d ie Ruhezeit als Lenk
zeit gewertet wird und der Fahrer infolgedessen 
nach der Fahrt mit der "Rolla" eine weitere 
mehrstündige Ruhepause einlegen muß. Im Ge
gensatz zu Osterreich gelten die Fahrten mit der 
"Rolla" in fast al len europäischen Staaten als be
zahlte Ruhezeit. 

Auch die Frage der Wirtschaftlichkeit des Per
sonentransportes auf den Nebenbahnlinien, bevor 
man solche Nebenbahnen einstellt, gehört ent
sprechend durchleuchtet. Auch hier ein Beispie l :  
Die Bahnl inie Wels - Eferding in Oberöster
reich ist laut Auskunft des Präsidenten der Bun
desbahndirektion Oberösterreich, Aflenzer, im 
Bereich des Gütertransportverkehrs absolut wirt
schaftlich .  Anders verhält es s ich beim Personen
verkehr. Da ist es aber nicht verwunderlich ,  wenn 
man weiß ,  daß parallel und nahezu zeitgleich mit 
der Bundesbahn auch die Bundesbahnbusse ver
kehren, und zwar auf derselben Streckenführung. 

Ich habe den Herrn Präsidenten darauf ange
sprochen, und er hat mir geantwortet, daß wir das 
nicht ändern könnten, denn wenn wir die Busse 
einstellen würden, dann würde sicherlich jemand 
anderer diesen Linienverkehr aufnehmen, und 
wir hätten die Konkurrenz durch andere. So kann 
es doch bitte nicht sein,  denn die Linien müssen ja 
letztendlich genehmigt werden. Das heiß t  also, 
daß man das doch in der Hand hat und daß eine 
Linie - das steht auch im Gesetz - einer beste
henden anderen Verkehrseinrichtung keine Kon
kurrenz machen darf. Das ist im Gesetz geregelt. 
Daher ist diese Ausrede völlig unrichtig! 

Wenn man mit alten Schienenbussen, so wie es 
dort der Fal l  ist, den Verkehr aufrechterhält, die-

se Busse auch eine schlechte Innenausstattung 
und auch ein entsprechendes Aussehen haben, 
wei l  sie schon sehr abgenützt sind , dann darf man 
sich darüber nicht wundern , denn es werden nicht 
einmal neuere Garnituren als Lockmittel für den 
Fahrgast eingesetzt. Ich sagte auch dem Herrn 
Präsidenten, wenn sie zwischendurch fahren wür
den, dann würden sie nur mit einem Wagen fah
ren, das heißt also nur mit dem Triebwagen, und 
da wäre doch der Ein-Mann-Verkehr möglich, 
und sie bräuchten nicht, um die Wirtschaftlich
keit zu verbessern, zwei Leute. Selbst die Gewerk
schaft hat gesagt, daß das gescheiter wäre, als 
wenn wir überhaupt die Bahn e instellen und dort 
alle Arbeitsplätze verlieren würden. 

Es wird im Mürztal ebenso gemacht. Herr Prä
sident Alflenzer sagte mir aber, daß das nicht ge
hen würde, das könnte er nicht verantworten, und 
er redet sich letztendlich dann auch auf d ie Perso
nalvertretung aus. 

Ich glaube, bei dieser Einstellung wird man es 
nicht besser machen. Und ich kann mir nicht vor
ste llen, daß man Bundesba hnbusse aufrechterhält 
neben der Bahn,  weil das ja auch dem Umwelt
denken zuwiderläuft, parallel zur Bahn auch noch 
mit Bussen zu fahren. 

Es kommt noch dazu, daß in Wels von 9 Uhr 
vormittag bis 1 8  Uhr abend ein moderner Trieb
wagen steht, der im Frühdienst und im Abend
dienst in die südliche Richtung eingesetzt ist und 
tagsüber nicht eingesetzt ist, obwohl er nach Aus
künften ,  die wir dort erhalten haben, ohneweiters 
auch eingesetzt werden könnte. Man könnte da
mit einen gewissen Anreiz b ieten, und man könn
te den Fahrgästen zeigen, wie es ausschauen soll
te. 

Ich glaube, daß h ier entsprechende strategische 
Maßnahmen zu setzen sind. Wenn sich die KWD
Abteilung - also der Kraftwagendienst - der 
Bundesbahn mit der Schienenfahrzeugabteilung 
konkurrenziert, dann kann man das sicherlich 
nicht als wirtschaftliche Denkweise bezeichnen . 

Neu hinzugekommen ist im Rahmen dieser No
velle auch die grundsätzliche Möglichkeit, für neu 
zu bauende bestehende Strecken des Bundesstra
ßennetzes ein Benützungsentgelt einzuheben . 
Welche Strecken hier in Frage kommen, wird 
nach sorgfältiger Prüfung festzu legen sein.  Diese 
Einnahmen gehen zum Zwecke der Finanzierung 
von Straßenbauten, zur Erhaltung der Mautstrek
ken und zur Deckung der Personal- und Verwal
tungskosten an die ASFINAG. 

Neu und zu begrüßen ist, daß 1 P rozent der 
Einnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität 
im Bereich der Transitstrecken aufgewendet wer
den muß. Das wird sicherlich auch die davon Be
troffenen angenehm berühren.  
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Ich glaube aber, daß wir insgesamt bei der Ein
hebung der Straßengebühren auch auf die inter
nationale Entwicklung Rücksicht nehmen müs
sen .  Es ist e inerseits nicht e inzusehen, wenn 
Österreicher in Frank reich und Italien zahlen 
müssen ,  wenn sie in diese Länder fahren wollen. 
oder umgekehrt, die anderen kom men zu uns und 
brauchen nicht zu zahlen, und wir  müssen dann 
die Straßen erhalten. Das sind Überlegungen. d ie 
sicherlich angestellt werden müssen. Und daß et
was hereinkommt, das kann man bei den derzeiti
gen Mautstrecken Brenner Autobahn, Pyhrn Au
tobahn und Tauern Autobahn ja ganz genau se
hen !  

Die Möglichkeit der Übertragung der Einhe
bung eines Benützungsentgeltes und damit 
verbunden die Errichtung von Straßenstrecken 
und auch deren Verwaltung an private Unterneh
men stellt eine vö llig neue Regelung dar, die den 
privatwirtschaftlichen Bereich damit in einen 
Wettbewerb treten läßt. 

Wir begrüßen diese ASFINAG-Gesetz-Novelle, 
wei l  dadurch ermöglicht wird - wie schon ein
gangs erwähnt -, daß großräumige Verkehrs
adern fertiggebaut und der Bundesbahn Investi
t ionen ermöglicht werden, die ihre Wettbewerbs
fäh igkeit verbessern m üßten. All d iese Leistungen 
kommen unseren Bürgern zugute. Ich danke dem 
Herrn Minister, der Frau Staatssekretärin und al
len im Ministerium Beschäftigten für die Ausar
beit.!-tng dieser Novel le .  (Beifall bei Ö VP und 
SPO. ) 15.57 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Frau 
Bundesrat Johanna Schicker. Ich ertei le ihr die
ses. 

15.57 
B undesrätin Johanna Schicker (SPÖ, Steier

mark) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Staats
sekretärin ! Meine Damen und Herren! Ich stim
me in vielen Punkten mit den Ausführungen mei
nes Vorredners, des Kollegen Holzingel', überein .  
Er hat natürlich seinen Beitrag auf sein Bundes
land Oberösterreich abgestimmt, und ich werde 
meinen Beitrag natürl ich vorwiegend den steiri
schen Belangen widmen. 

Der größte Investitionsschub im Straßenbau 
seit  1 945, wie Herr Min ister Schüssel im Plenum 
des Nationalrates erklärte, wird sich natürlich 
auch für die Steiermark positiv niederschlagen, 
wird doch der weitere Ausbau der Pyhrn Auto
bahn beziehungsweise d ie Fertigstellung dersel
ben eine Lücke sch ließen. die vor vielen Jahren 
als "Gastarbeiterroute" bekannt wurde und sehr 
bald als  "Todesstrecke" tagtäglich für Schlagzei
len in  den Medien sorgte. 

Wenn auch einige B ürgerinitiativen die Pla
nung beziehungsweise den Ausbau lange blok-

kiert haben in  ihrer zum Tei l  berechtigten Sorge 
um ihre gesunde Umwelt, so ist doch aus der 
Sicht der Steiermark festzustellen, daß eine fer
tiggestel lte Pyhrn Autobahn auch eine der Le
bensadern für die Obersteiermark darstellt. 

Wir haben wirkl ich große Hoffnungen, daß 
eine durchgehende Verbindung zur Donau bezie
hungsweise zur West Autobahn  unser obersteir i 
sches Industriegebiet auch für Betriebsansiede
lungen wieder interessanter macht. In den letzten 
Jahren konnten sich viele Bewerber auf grund der 
jetzt noch prekären Infrastruktur nicht dazu ent
schließen, sich hier niederzulassen. 

Und daß wir in der Obersteiermark viele neue 
Arbeitsplätze als Ersatz für die in den letzten Jah
ren in der verstaatlichten, aber auch in der priva
ten Industrie verlorengegangenen Arbeitsplätze 
brauchen, ist wohl u nbestritten .  Gerade die letzte 
Volkszählung hat wieder gezeigt, welch starke 
Abwanderungstendenzen in einigen Industrie
städten bemerkbar sind. Hier ragt besonders die 
Stadt E isenerz hervor, wo seit der Volkszählung 
im Jahre 1 98 1  die Einwohnerzahl um fast ein 
Viertel zurückgegangen ist. 

Doch nun zurück zur Pyhrn Autobahn. E ine 
Transitstudie des Landes Oberösterreich zum 
umstrittenen Fertigbau der Pyhrn Autobahn hat 
ergeben ,  daß sich die derzeitige Frequenz von 
täglich durchschnittlich 5 900 Fahrzeugen - ge
messen wurde in Windischgarsten; davon sind 
1 100 ausländische Transitfahrzeuge - bei Bei
behaltung der Autobahnlücke b is zum Jahre 2000 
auf tägl ich 7 400 Fahrzeuge - davon sind 
1 500 Transitfahrzeuge - erhöhen würde. Bei 
Schließung der derzeit noch bestehenden Auto
bahnlücke würden im Jahre 2000 - nach dieser 
Studie sogar tägl ich !  - 1 1  600 Fahrzeuge auf 
dieser Strecke zu erwarten sein .  

Es ist zweifellos erwiesen, werte Damen und 
Herren,  daß breitere und besser befahrbare Stra
ßen auch mehr Autofahrer anziehen. 

Es ist aber auch bewiesen, daß trotz hoher Ge
schwindigkeiten sich auf den Autobahnen viel 
weniger Unfälle ereignen als auf Bundesstraßen . 
Laut letzten Erhebungen beträgt das Verhältnis  
bei  Unfällen mit tödlichem Ausgang 1 : 6 zwi
schen Autobahnen u nd Bundesstraßen. 

Werte Damen und Herren! I n  der vorliegenden 
Gesetzesnovelle ist auch die grundsätzliche Mög
lichkeit neu hinzugekommen - und Kollege 
Holzinger hat es auch schon angeschnitten - ,  für 
neu zu bauende oder auch bestehende Strecken 
des Bundesstraßennetzes ein Benützungsentgelt 
e inzuheben .  Welche Strecken hiefür in Frage 
kommen, wird nach sorgfältiger Prüfung der ver
kehrspol itischen, funktionellen und w irtschaft l i 
chen Gegebenheiten  festzulegen sein ,  heißt es in  
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der Gesetzesvorlage. Die Höhe des Benützungs
entgeltes wird sich nach der bemauteten Strek
kenlänge zu richten haben .  

Und h ier  - sehr  geehrte Frau Staatssekretärin ,  
darf ich m ich viel leicht auch an S ie wenden -
wird es bei einer eventuellen Verordnung sicher 
zu massiven Protesten seitens der Bevölkerung 
aus der Obersteiermark kommen, denn es können 
die vielen Arbeitnehmer, die in den letzen Jahren 
ihren Arbeitsplatz in  unserer Region verloren ha
ben und tagtägl ich weite Strecken a ls Auspendler 
in  Kauf nehmen müssen, nicht noch zusätzlich 
bestraft werden. H ier müssen die wirtschaftlichen 
Gegebenheiten - sprich: die Nachtei le einer Re
gion - wirklich auch berücksichtigt werden. 

Aber auch die Österreichischen Bundesbahnen 
werden N utznie ßer dieser ASFINAG-Novelle 
sein,  denn 1 3  Mi l l iarden Schil l ing werden für den 
Ausbau des Sch ienen verkehrs bereitgestellt wer
den. Damit können die geplanten Ausbauten der 
am stärksten belasteten Westbahn,  der Brenner
achse. der Tauernachse und der Ostbahn finan
ziert werden. Aber auch die Strecke über Pyhrn
paß und Schoberpaß wird mit Mitteln der ASFI
NAG weiter ausgebaut werden können. Ein Teil
stück der neuen zweigleisigen Strecke über den 
Schoberpaß konnte bereits gestern offiziell durch 
Minister Streicher übergeben beziehungsweise 
für den Verkehr freigegeben werden. Und wie ich 
heutigen Zeitungsmeldungen entnehme,  sind die 
Leute dort sehr  glücklich über diese infrastruktu
relle Aufschließung. 

Nicht überhört werden dürfen aber auch d ie 
Wünsche nach Lärmschutzmaßnahmen auch bei 
der Bahn. Da die ASFINAG-Novelle den Ausbau 
der derzeit zweigleisigen Strecke zwischen Bruck 
und St. Michael auf eine dreigleisige vorsieht, 
wei l  die Belastung von bis zu 360 Zügen pro Tag 
auf Dauer nicht zu bewältigen ist - und Kollege 
Holzinger hat ja auch aus oberösterreichischer 
Sicht darauf hingewiesen - ,  muß ich als Betrof
fene, die an dieser Strecke wohnt. doch darauf 
hinweisen,  daß eine zusätzl iche Lärmbelastung 
für die Bevölkerung nicht mehr tragbar ist. 

Ein Ort wie der meine, der durch die Bahn ge
teilt ist, dessen Bewohner durch einen Verschie
bebahn hof zusätzlich lärmgeplagt sind. könnte 
eine nochmalige Zunahme des Lärmpegels wirk
lich nicht mehr verkraften .  Ich appell iere daher 
von d ieser Stelle aus an alle zuständigen Stellen, 
bei einem dreigleisigen Ausbau von Bruck nach 
St. Michae l  diese Aspekte auch zu  berücksichti
gen und entsprechende Lärmschutzeinrichtungen 
vorzusehen, wie sie auch für die Anrainer auf der 
Schoberpaßstrecke gefordert und versprochen 
wurden .  

D ie Bahntechnik m uß  die Verringerung der 
Lärmbelastung wirklich bald in den Griff bekom-

men, will sie n icht Gefahr laufen ,  durch Bürger
initiativen allerorts überhaupt kein neues Projekt 
mehr durchzubringen. 

Für den Bereich Leoben sprechend freut es 
mich natürlich besonders, daß durch diese heuti 
ge Novelle auch der seit langem geforderte Gal
genbergtunnel nun endlich in Angriff genommen 
werden kann. Dadurch wird erstens eine Lang
samfahrstelle ausgeräumt, und darüber hinaus 
wird es auch möglich sein,  drei stärkstens fre
quentierte Bahnübergänge zu el iminieren, die 
aufgrund des neuen N AT 12 Stunden tägl ich ge
schlossen sind , wodurch die Bewohner einiger 
Stadtteile von Leoben natürl ich in i hrer Flexibi l i 
tät ungeheuer e ingeschränkt s ind.  Durch den ge
planten Bau des sogenannten Galgenbergtunnels 
wird nun auch eine langjährige Forderung der 
Stadt Leoben erfüllt werden.  

Werte Damen und Herren! Zum Schluß kom
mend darf ich zusammenfassen.  Die heutige AS
FINAG-Novelle bringt auf den Ausbau der Stra
ßen bezogen mehr S icherheit für die Menschen ,  
auf den Ausbau der Eisenbahn bezogen eine Er
höhung der Verlade kapazität von der Straße auf 
die Schiene, schnellere Verbindungen,  letztend
lich einen moderneren Bahnbetrieb, hinsichtlich 
dessen sich Österreich in  Zukunft durchaus mit 
unseren westlichen Nachbarländern messen kann. 
- Danke. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 1 6.05 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann. Ich erteile dieses. 

16, rJ5 
Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann (ÖVP, Nieder

österreich): Herr Präsident� Frau Staatssekretä
rin ! Hohes Haus! Meine Vorrednerin und mein  
Vorredner haben schon auf die Schwerpunkte der 
heute zu besch ließenden ASFINAG-Gesetz-No
velle h ingewiesen .  Sie sol l  den aktuellen Erfor
dernissen des Verkehrs auf Österreichs Bahnli
nien und Straßen Rechnung tragen und ist sicher
lich der größte Investitionsschub im österreichi
schen Verkehrswesen seit vielen Jahrzehnten. 

Wie schon gesagt geht es um die erforderliche 
Schließung von Lücken im hochrangigen Stra
ßennetz sowie im Ausbau des E isenbahn-Hoc h
leistungsstreckennetzes. Es besteht nun erstmals 
die Möglichkeit zur Ersch l ießung neuer E innah
men durch Mauteinhebung an h iefür geeigneten 
Straßenstrecken, und es erfolgt erstmals eine 
Zweckbindung von 1 P rozent der Straßenmaut
einnahmen für Maßnahmen des Umweltschutzes. 

In dieser Novelle sind durchaus ausgewogen 
1 2  Mill iarden Schill ing für den Straßenbau und 
1 3  Mil liarden Schill ing für die Schiene vorgese
hen . Ich möchte mit Genugtuung feststel len, daß 
die Novelle sehr  konkret auf die dringendsten 
Straßenbauprojekte eingeht: auf die Fertigstel-
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lung der Ost Autobahn bis Ungarn, auf die Er
richtung der schon mehrfach erwähnten Pyhrn 
Autobahn bis Windischgarsten sowie auf die 
wichtigen U mfahrungsprojekte Klagenfurt, Zell 
am See und Lofer.  

Sämtliche Projekte, meine Damen und Herren, 
sind baureif, die Behördenverfahren sind abge
wickelt, und mit dem Bau kann somit sofort be
gonnen werden .  Ich möchte an dieser Stelle dem 
Ministerium und der Beamtenschaft des Ministe
riums recht herzlich für die geleistete Arbeit dan
ken. 

Im Gegensatz dazu gibt es im Hinbl ick auf die 
Finanzierung von E isenbahnprojekten eher we
nig konkrete Schwerpunkte. Es ist praktisch das 
gesamte Hochleistungsnetz in  der Novel le ange
führt. Und es ist ganz interessant - wenn man 
die Berichte aus dem Finanzministerium dazu 
liest - ,  daß b isher aus dem bestehenden Rahmen 
der Novel le aus dem Jahr 1989 noch relativ wenig 
Mittel für den Eisenbahnausbau in Anspruch ge
nommen wurden. Das hei ßt also, der Rahmen, 
der nunmehr um 1 3  Mil l iarden Schi l l ing aufge
stockt wird, wird erst längerfristig zum Tragen 
kommen, und man hat manchmal den E indruck,  
daß die Bundesbahn,  d ie Bahnverwaltung, mit  
Ausnahme von Projekten wie zum Beispiel dem 
Semmering-Basisitunnel, sehr  wenig effizient ist 
bei der Erstellung von anderen Projekten. Ich 
habe den E indruck, daß die Bundesbahn sich 
mehr mit dem Austrotakt beschäftigt als mit der 
raschen und effizienten P lanung dringend not
wendiger Hochleistungsstrecken. Und wenn ich 
schon das Stichwort Austrotakt h ier  erwähnt 
habe, so möchte ich vielleicht doch auf eine Gro
teske h inweisen, obwohl es vielleicht nicht zur 
ASFINAG-Finanzierung gehört. Durch 
den Austrotakt kann jetzt d ie Postverwaltung d ie 
Zustellung der Post über d ie Bahn nicht mehr 
durchführen. Das heißt, die Post ist genötigt, 
LKWs anzuschaffen, wei l  durch das Ausladen der 
Postpakete der Austrotakt durcheinander kommt. 

Ich glaube, man soll die Bahnverwaltung daran 
erinnern, die P lanungen schnell und effiz ient vor
anzutreiben. Wie schwierig das ist oder wie unge
nau hier die Planung ist, sieht man beim Semme
r ing-Basistunnel ,  wo bis vor wenigen Monaten 
noch von 4 Mi l l iarden Schil l ing die Rede war und 
nunmehr von 15  Mil l iarden gesprochen wird. An
scheinend weiß  auch die Bahnverwaltung nicht 
genau, wieviel M ittel sie hier einsetzen muß. 

Das Beispiel Semmering-Basistunnel zeigt, daß 
es hier eine Konkurrenz zwischen Straße und 
Bahn gibt, daß also Minister Streicher bis jetzt 
ry,icht fähig war, ein Gesamtverkehrskonzept für 
Osterreich zu erste l len - was, nur so nebenbei ,  
Niederösterreich seit einigen Monaten hat. 

Wir haben in  Richtung Semmering zwei fertige 
Schnellstraßen ,  eine in N iederösterreich, eine in 
der Steiermark, und es muß  sich der öffentliche 
Verkehr, der Straßenverkehr ,  über d ie Paßhöhe 
quälen, während die Bahn zwei Linien hat, die 
längerfristig n icht ausgebaut werden, aber nun
mehr durch e inen schnel len Tunnel  verbunden 
werden sollen. Ich glaube, daß ist etwas grotesk 
und zeigt, wie notwendig ein entsprechendes Ge
samtverkehrskonzept für Österreich wäre. 

Die nunmehrige Mögl ichkeit, durch Eigenmaut 
bestimmte Straßenstücke zu finanzieren, würde 
die finanzielle Basis schaffen,  daß der Straßenba
sistunnel durch den Sem mering relativ schnell in 
Angriff genom men werden könnte, aber ich gebe 
hier sicherlich meiner Vorrednerin recht, man 
muß auf die damit für die Bevölkeru ng verbunde
nen Belastungen Rücksicht nehmen. 

Jedenfalls möchte ich nochmals darauf h inwei
sen, welche P robleme und Schwierigkeiten es auf
grund des Nichtvorhandenseins e ines Gesamtver
kehrskonzeptes, das in d ie Kompetenz des Mini
sters Streicher fällt, gibt. 

In der Debatte im Nationalrat haben die 
Freiheitlichen immer wieder diese außerbudgetä
re F inanzierung kritisiert. Man kann heute leider 
nicht auf die Freiheitl ichen repl izieren, denn sie 
glänzen durch Abwesenheit .  Man muß aber, glau
be ich, grundsätzlich feststel len, daß langfristige 
Investitionen auch langfristig abgeschrieben wer
den sollen, das heißt, man kann es n icht einer 
Generation zumuten, daß sie sämtliche Infra
strukturinvestitionen finanziert, und daher er
folgt auch unsere Zustimmung zu dieser ASFI
N AG-Gesetz-Novelle. 

Ich möchte nochmals deponieren: Bereits im 
Jahre 1 982, damals war d ie ÖVP in Opposition, 
hat man d ieser ASFINAG-Gesetzwerdung nicht 
zugestimmt, vor allem aus dem Grund, weil es 
kein Gesamtverkehrsgesetz gab , etwas, was ich 
heute noch bedaure .  

Als Niederösterreicher möchte ich sagen, für 
mein Bundesland ergeben sich aus der ASFI
NAG-Novelle nur indirekte Vorteile: d ie Weiter
führung der A 4 bis zur ungarischen Staatsgren
ze, d ie Möglichkeit, den Semmering-Straßenba
sistunnel  durch eine frei e  Maute inhebung zu fi
nanzieren,  zäh len  dazu sowie die in der Novelle 
angeführten ,  eher unkonkreten Feststel lungen, 
daß die Westbahn und die Südbah n  beziehungs
weise die Nahverkehrsstrecke zwischen Wien und 
Wiener Neustadt auszubauen sind. 

Ich möchte trotzdem der Bundesregierung 
sehr,  sehr herzlich für die weitreichenden Initiati
ven danken, auf deren Basis endlich die Grund
verkehrsinfrastruktur in Österreich fertiggestellt 
wird, möchte aber bei dieser Gelegenheit als re-
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gionaler Mandatar aus N iederösterreich ein be
sonderes persönl iches Anliegen deponieren: Mir 
geht es um den Ausbau der B 3, der Bundes
straße 3, von Stockerau nach Krems. Sie ist heute 
untertags kaum mehr  befahrbar, und es wäre 
dringend notwendig, d iese Bundesstraße auto
bahnmäßig bis Tulln, später vielleicht sogar bis 
Krems auszubauen. 

Durch das Fehlen e ines Autobahnringes um 
Wien - etwas, was e igentlich fast jede größere 
Mil lionenstadt in Europa hat, nur  Wien hat kei
nen Autobahnring - quält sich ein Gro ßteil des 
Verkehrs aus dem Weinviertel ,  aber jetzt natür
l ich auch aus den nördl ichen Nachbarländern, 
über die B 3 zur West Autobahn - das nieder
österreichische Landesverkehrskonzept hat be
reits darauf hingewiesen - ,  und es sind täglich 
Z igtausende Fahrzeuge, vor al lem sehr viele 
L KWs, die d iese Strecke heillos überfordern und 
eine Gefährdung sämtlicher Straßentei lnehmer 
mit sich bringen.  

Ich möchte Sie, Frau Staatssekretärin, ersu
chen, im Ministerium eine Neubewertung des nie
derösterreichischen Hochle istungsstraßennetzes 
doch einmal zu überdenken und d iesem Vorha
ben höchste Priorität e inzuräumen. 

Abschlie ßend begrüße ich diese Novelle und 
möchte, wie schon mein Vorredner, im Namen 
meiner Fraktion die Z ustimmung ertei len. (Bei
fall bei der Ö VP. )  /6.15 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dr. Martin Strimitzer .  Ich erteile die
ses. 

1 6.15 
Bundesrat Dr. Mart in  Strimitzer (ÖVP, Tirol) :  

Herr Präsident ! Frau Staatssekretärin! Meine sehr  
geehrten Damen und Herren !  Ich darf Sie zu
nächst einmal beruhigen :  Meine Wortmeldung 
wird kürzer sein ,  als Sie zu hoffen wagen. 

Die ASFINAG, meine Damen und Herren, 
stö ßt natürlich - Frau Staatssekretärin,  S ie wis
sen das - auch im Bundesland Tirol auf große 
Aufmerksamkeit. Das ist sogar logisch und ist 
leicht erklärt: Das Bundesland Tirol  trägt mit den 
Einnahmen aus den großen Straßengesellschaf
ten ,  Brenner Autobahn AG, Arlberg Straßentun
nel AG, Felbertauern AG und so weiter , doch 
sehr viel zur Finanzierung der ASFINAG bei. 

Es hat sich der Tiroler Landtag, der mich hier 
in dieses Hohe Haus entsendet hat, schon wieder
holt mit den Problemen der ASFINAG, mit dem 
Hin- und Rückfluß von Mitteln von und nach Ti
rol beschäftigt, ebenso mit den Fragen der Maut
politik. 

Ich möchte mich da jetzt nun wirklich n icht in 
Details einlassen, die globale Bedeutung der AS-

FINAG ist ja von meinen Vorrednern hinrei
chend dargetan worden. 

Ich möchte nur etwas, F rau Staatssekretär in ,  
wissen, und bitte Sie um entsprechende Auskunft .  
Für große Tiroler Straßenbauvorhaben der näch
sten Zeit. wie  d ie Teilstrecke der Reschen Straße 
Umfahrung Landeck, wie die Schnellstraße Pi
ans-Flirsch/Ost, s ind in der vorliegenden Novel 
le lediglich Kosten der  P lanung ausgewiesen ,  
nicht aber, wie  bei der  überwiegenden Zahl der  
anderen P rojekte, d ie  sich i n  diesem Beschluß des 
Nationalrates befinden,  Planungs- u n d  Bau ko
sten. Ich möchte Sie also fragen: Warum, b itte, ist 
das so, warum sind für die anderen Straßenbau
vorhaben Planungs- und Baukosten vorgesehen 
und für d ie von mir  genannten Tiroler Straßen
bauprojekte eben nur die P lanungskosten? Kann  
man hoffen ,  daß die Baukosten unter Umständen  
vom Normalbudget übernommen werden? 

Zweite Frage. S ie wissen ,  der Tiroler  Landtag 
hat - übrigens auch in Übereinstimmung mit der 
Tiroler Landesregierung - bereits wiederholt um 
die Übergabe der Bundesanteile an der Brenner 
Autobahn AG, an  der Arlberg Straßentunnel AG 
und an der Felbertauern Straßen AG an  das Land 
gebeten und hat im übrigen auch den Wunsch 
vorgebracht, die Mauterträge in den Bundeslän
dern nach territorialem Aufkommen b undeslän
derweise auftei len zu wollen.  Wie bitte stehen Sie 
zu dieser Frage? - Ich danke Ihnen für die Auf
merksamkeit. (Beifall bei der Ö VP. ) / 6.18 

Präsident: Zum Wort gemeldet: Frau Staatsse
kretär Mag. Dr. Fekter. B itte, Frau S taatssek re
tär. 

/ 6.18 
Staatssekretärin im Bundesministe rium für 

wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. Maria Fek
ter: Herr Bundesrat! Das erklärt sich daraus. daß 
die Teilstrecken Landeck und Pians be i  weitem 
noch nicht so weit fortgesch ritten sind wie das in  
der Planung zum Beispiel be i  der Pyhrn Auto
bahn der Fall ist. Das heißt, daß aus dem Grund, 
weil  die Mittel nicht ausreichen, die Errichtung 
noch nicht übertragen worden ist. Man hat n ur 
jene Strecken zur Errichtung übertragen, die i n  
der Planung soweit ged iehen sind, daß auch die 
Errichtung schon in unmittelbar nächster Zeit er
folgen kann. S ie wissen, Landeck und Pians sind 
wohl ein Anliegen auch unseres Hauses, jedoch 
hat es die Begrenzung auf 1 2  Milliarden einfach 
n icht möglich gemacht, auch die Errichtung dezi
diert in das Gesetz aufzunehmen. / 6. 19  

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  
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Wird von der Berichterstattung ein Sch lußwort 
gewünscht? - Dies ist n icht der Fall .  

Wir  kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m U ll g beschließt der Bun
desrat mit 5 t i m m e n e i n h e L l  i g k e i  t, gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i n e n E i n 
s p r u c h zu erheben. 

14. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10. Juli 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Einkommensteuergesetz 1988 geändert 
wird ( 183/A-II-2443 und 209/NR sowie 4 10S/BR 
der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 1 4. Punkt 
der Tagesordnung: Bundesgesetz, mit dem das 
E inkommensteuergesetz 1988 geändert wird. 

D ie Berichterstattung hat Herr Bundesrat Nor
bert Pichler übernommen. Ich bitte um den Be
richt. 

Berichterstatter Norbert Pichler: Meine ge
schätzten Damen und Herren!  Herr P räsident! 
Derzeit besteht im § 67 EStG für die sonstigen 
Bezüge eine Freigrenze von 1 6  200 S. Mit  dieser 
Freigrenze wird erreicht, daß bei Bezügen b is zu 
8 1 00 S monatlich (Aktivbezüge und Pensionen) 
beim 1 3 .1 1 4. Gehalt kein Lohnsteuerabzug zu er
folgen hat. 

Der Richtsatz der Ausgleichszulage beträgt für 
Ehepaare ab 1 991  8 600 S. Ohne Novel I ierung 
würde bei einem Alleinverdiener, dessen Pension 
(ohne Ausgleichszulage) mehr als 8 100 S monat
l ich beträgt, vom 1 3 .1 1 4 . Monatsbezug e in  Lohn
steuerabzug vorzunehmen se in.  

Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß würde 
erreicht, daß bis zu einer Bezugshöhe von 8 600 S 
(das entspricht dem Richtsatz für Ehepaare) kein  
Steuerabzug vom 13 .1 1 4. Monatsbezug vorzuneh
men wäre. 

Der Finanzausschuß hat d ie gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 . Juli 1 99 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen,  kei
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der F inanz
ausschuß somit den A n  t r a g, der B undesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 0. Juli  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Einkommensteuergesetz 1988 geändert 
wird , wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein.  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr B undesrat 
Karl Litschauer.  Ich ertei le dieses. 

16.23 .. 
Bundesrat Karl Litschauer (OVP, Niederöster-

reich): Herr Präsident! Frau Staatssekretärin !  
Herr Staatssekretär !  Hohes Haus! Meine sehr ge
ehrten Damen und Herren ! Mit der heute zur De
batte stehenden Novelle zum Einkommen
steuergesetz 1 988 soll die Freigrenze für die son
stigen Bezüge von 1 6  200 S auf 17 200 S angeho
ben werden. Begründet - wie ich meine: richtig 
begründet - wird d iese Korrektur damit, daß bis 
zu einer Bezugshöhe von 8 600 S - dieser Betrag 
entspricht dem ab 1 99 1  gültigen Richtsatz der 
Ausgleichszulage für Ehepaare - ein nicht ge
wollter Lohnsteuerabzug vom 13 .1 1 4. Monats
bezug verhindert werden sol l .  

Es ist dies ein weiterer Schritt, so meine ich,  zu 
mehr sozialer Gerechtigkeit. Ich bin überzeugt, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, daß die
se gesetzliche Maßnahme h ier  im Hohen Haus 
einhellig auf I hre Zustimmung stoßen wird, wes
halb ich ein näheres Eingehen auf die den Gegen
stand der Novelle b ildende Problematik als nicht 
notwendig erachte .  

Ich habe mich aber trotz dieser Tatsache zu 
Wort gemeldet, wei l  eben e ine Novelle zum Ein
kommensteuergesetz meiner Ansicht nach immer 
die Möglichkeit b ietet, zu Fragen des Steuerrech
tes insgesamt beziehungsweise zu Fragen der Ein
kommensteuer konkret Ste llung zu beziehen und 
offene Probleme zu erörtern . 

Gerade in  der letzten Zeit beschäftigen mich als 
Mandatar sehr  aktuelle Probleme, auf die ich oft 
angesprochen werde ,  und d ie betroffenen Arbeit
nehmer erwarten sich von der Gesetzgebung ent
sprechende Lösungen.  

Meine verehrten Damen und Herren!  S ie  wer
den verstehen, daß ich insbesondere auf die 
Lohnsteuer Bezug nehme. D ies deshalb, wei l  wir 
in  der nächsten Zeit ganz konkret über einen 
zweiten Schritt der Lohnsteuer- und Einkom
mensteuerreform reden müssen. 

Der erste große Reformschritt wurde mit dem 
Einkommensteuergesetz 1 988 gesetzt. Schon da
mals war k lar, daß es sich eben nur um einen 
ersten Schritt gehandelt hat und daß weitere fol 
gen müssen. I n  der  Zwischenzeit konnten wir  mit 
dem neuen Steuergesetz überdies Erfahrungen 
sammeln, d ie ,  wie ich glaube , einen weiteren, ei
nen zweiten Schritt nur noch dringl icher erschei
nen lassen .  

Es  ist für  mich k lar, daß in nächster Zeit al les 
unternommen werden muß,  daß es a) zu einer 
weiteren Senkung des Lohnsteuersatzes kommt, 
daß b) ein sozial angepaßtes steuerfreies Exi
stenzminimum für die Familien erreicht wird, 
und c) ist bezüglich der Frage des Mindestein
kommens die Diskussion weiter fortzusetzen, ob 
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nicht aus der S icht des Lohnsteuerrechtes eine 
Möglichkeit besteht. hinsichtl ich eines Mindest
einkommens von 10 000 S diesem Ziele näherzu
kommen. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. J  

Lassen Sie mich konkret auf einige Wünsche 
und Vorstellungen aus meiner Sicht eingehen. Ich 
werde versuchen, drei Aspekte näher zu erklären. 

Das Einkommensteuergesetz 1988 brachte eine 
voile Überstundenbesteuerung ab der sechsten in 
einem Monat geleisteten Überstunde. Wir wissen, 
nicht nur steuerliche Gründe waren für diese Än
derung ausschlaggebend. sondern in einem be
sonderen Maße auch - hier muß ich unter ande
rem unseren Koal itionspartner ansprechen - ar
beitsmarktpolitische Überlegungen. Leider muß 
man heute feststellen. daß dieses von mir zuletzt 
genannte Ziel nicht erreicht wurde. Ich wage zu 
behaupten, daß durch die ungünstigere Überstun
denbesteuerung in vielen Bereichen um keine 
Überstunde weniger angefal len ist und somit auch 
kein zusätzlicher Arbeitsplatz geschaffen wurde. 

Erreicht wurde nur, daß gerade jene, die auf
grund ihrer Stel lung im Arbeitsprozeß zur Über
stundenerbringung gezwungen sind , nicht selber 
disponieren können, wenn sie die eine oder ande
re Überstunde ausschlagen wollen, daß jede 
Gruppe bei der Überstundenerbringung finan
zielle Nachteile einstecken muß, und es ging viel
fach auch die Motivation für vermehrte Dienstlei
stungen über die Norm hinaus verloren. 

Das gilt - wenn ich hier einige Beispiele an
führen darf - für die Eisenbahner ebenso wie für 
die Angestellten im Supermarkt und auch für die 
öffentlich Bediensteten - ich denke hier ganz be
sonders an die Exekutive und erinnere an die De
monstration aus der jüngsten Zeit, mit der sie auf 
ihre P robleme besonders aufmerksam machen 
wollte - und genauso für die Angestel lten im 
mittleren Management. Mit einem Wort: Le i
stung. beziehungsweise die zusätzliche Leistung -
die Uberstundenerbringung ist eine zusätzl iche 
Leistung - ist steuerlich n icht belohnt worden. 
sondern eigentlich - gestatten Sie mir den Aus
druck - bestraft worden. Das darf in Hinkunft. 
meine verehrten Damen und Herren. nicht länger 
der Fall sein. Die an die Arbeitnehmer gerichtete 
- ich möchte es so formul ieren - und so popu
läre Forderung nach mehr Leistungsbereitschaft 
- oft auch unter Hinweis auf die Öffnung Öster
reichs in Richtung EG - steht somit in e inem 
klaren Widerspruch zu den derzeit gültigen steu
erlichen Bestim mungen. 

Hier ist rasche Abhilfe notwendig, hier muß 
und soll der Gesetzgeber von se iner Gestaltungs
möglichkeit Gebrauch machen. Wir sol lten den 
nächsten Schritt einer Einkommensteuerreform 
in richtiger Weise erkennen. 

Der zweite Aspekt, meine verehrten Damen 
und Herren, auf den ich näher eingehen möchte , 
trifft einen weiteren Punkt. nämlich d ie Auf
wandsentschädigung bei Reisetätigkeiten.  Bereits 
am 1 .  Jänner 1 990 hat man die diesbezüglichen 
Steuerfreibeträge von 20 S auf 30 S pro Stunde 
angehoben. 

Also bereits ein Jahr nach Inkrafttreten des 
neuen Einkommensteuergesetzes hat man gese
hen , daß die ursprünglichen Grenzbeträge nicht 
real istisch gen ug festgesetzt waren. 

Trotz dieser Anhebung hat man meiner Mei
nung nach aber auf die nach wie vor so schwierige 
U msetzung dieser Best immung keine Rücksicht 
genommen. Wenn man sich nämlich anschaut, 
welchen bürokratischen Aufwand und damit wel
che Kosten d ie Tatsache, daß die Steuerfreibeträ
ge nicht mit den gesetzlichen und kollektivver
tragsmäßig festgesetzten Reisegebühren überein
stimmen, hervorruft, dann muß man sich ehrlich 
die Frage ste l len, ob sich die ganze Sache wirklich 
rechnet. 

Ich weiß  schon. daß für die Verantwortlichen 
im Finanzministerium und den Herrn Staatsse
kretär (Bundesrat Dr. 5 c h a in b e c k: Unser Alt
bundesratn, der heute anwesend ist, die Reisege
bühren natürl ich primär von der Steuereinnah
men her beurtei lt  werden. Ich g laube aber, auf die 
Auswirkungen und Kosten ist in diesem Fall mei
nes Erachtens zuwenig Rücksicht genommen 
worden, es ist zuwenig geschaut worden.  Ob dies 
nun private F irmen oder große Gebietskörper
schaften sind, ist egal . Würde hier eine Anglei
chung der Steuerfreibeträge an die seit langem 
festgesetzten Reisegebühren erfolgen, ergäben 
sich für die lohnverrechnenden Stellen trotz heu
te schon eingesetzter EDV zahlreiche E inspa
rungsmöglichkeiten auch auf dem Personalsek
tor .  

Es  ist - erlauben Sie mir, sehr geehrte Damen 
und Herren, in diesem Zusammenhang den Hin
weise - ja bei jeder Debatte über das Staatsbud
get e ine der wohl beliebtesten Forderungen an 
den öffentl ichen Dienst , Personaleinsparungen 
vorzunehmen .  Ich sage: Sehr gern und überal l 
dort, wo es möglich ist, allerdings muß man dafür 
oft auch die gesetzlichen Voraussetzungen  schaf
fen. In dem von mir aufgezeigten Punkt l iegen 
weitere Initiativen im Finanzressort. Ich glaube, 
das Parlament würde sicherlich bei entsprechen
der Vorlage auch den Beschluß fassen .  

Ein dritter und letzter Aspekt zur  Einkommen
steuergesetz-Novelle , die heute zur Debatte steht, 
ein P unkt, der nicht nur aus der Sicht der Arbeit
nehmer, sondern aus der Sicht jedes Steuerzah
lers, der für eine Familie und vor allem für Kin
der zu sorgen hat, von enormer Bedeutung ist: Sie 
wissen ,  meine sehr geehrten Damen und Herren, 
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daß gerade mei ne Fraktion in der Frage der Be
steuerung des Familieneinkommens schon meh
rere Vorstöße unternommen hat, die aber nie mit 
dem für die Familien wünschenswerten Erfolg 
gekrönt waren .  Led iglich - das verhehle ich 
nicht - kleine diesbezügl iche Ansätze bezie
hungsweise geringfügige Korrekturen sind i m  
Einkommensteuergesetz untergebracht worden. 
Tatsache ist aber nach wie vor, daß i n  Österreich 
die Einkommen der Famil ien anders als die der 
Kinderlosen bis unter das Existenzminimum be
steuert werden. Unabhängig davon, daß dadurch 
nach Ansicht namhafter Wissenschafter die öster
reich ische Bundesverfassung in  mehrfacher Hin
sicht verletzt wird - und darüber gibt es eine 
Reihe von Studien - ,  scheint mir das n icht nur 
aus dem Blickwinkel der betroffenen Familien 
ein unhaltbarer Zustand zu sein .  

Um die Problematik, meine verehrten Damen 
und Herren, etwas zu verdeutlichen, erlauben Sie 
mir, daß ich in d iesem Zusammenhang ein ige an 
sich sicherlich bekannte Zahlen nenne. Dem Kin
derlosen steht ein steuerfreies Existenzminimum 
von 56 800 S zu. Ist d ieser Alleinverdiener und 
Alleinerhalter, so erhöht sich das Existenzmini
mum für den Ehegatten um 18 1 82 S.  Demge
genüber wird aber das Existenzminimum eines 
Kindes mit nur 8 1 82 S anerkannt. Mir ist zwei
felsohne bewußt, daß das Existenzm in imum für 
Kinder nicht dieselbe Höhe betragen kann wie das 
des Al leinstehenden oder des kinderlos Verheira
teten. Genauso steht aber auch fest, daß mit dem 
derzei t  festgelegten Betrag den Bedürfnissen des 
Kindes, verglichen mit den Ansprüchen der ande
ren Familienmitglieder, keineswegs entsprochen 
wird, auch nicht, wenn man die derzeitige Fami
l ienbeihilfe berücksichtigt. 

Es gibt in diesem Zusammenhang zah lreiche 
wissenschaftlich belegte Aussagen ,  so zum Bei
spiel auch ein Gewichtungsschema des al lseits be
kannten IFES-Institutes. Nimmt man diese soge
nannte IFES-Gewichtung als Grundlage, so ergibt 
sich ein steuerfreies Existenzmin imum für das er
ste und zweite Kind erst bei einem Absetzbetrag 
von zirka 4 000 S gegenüber dem derzeit gelten
den Betrag von 1 800 S.  Ab dem dritten Kind 
wäre systemkonform eine weitere Anhebung d ie
ses Absetzbetrages notwendig. 

Allein an diesem kurzen Beispiel sieht man, wie 
notwendig eine weitere Reform der Einkommen
steuer gerade auch aus familienpolitischer Sicht 
wäre. Ich weiß  auch, und es ist an sich sehr er
freulich , daß im Finanzminister ium und in ent
sprechenden Gremien im Zusammenhang mit 
der Steuerreform auch über eine erhöhte Steuer
förderung der Familien verhandelt wird. Aller
dings habe ich in  den letzten Tagen Zeitungsbe
richten entnommen - und wenn das zuträfe, 
wäre das n icht erfreulich - ,  daß der Termin für 

die Umsetzung dieses Reformschrittes, näml ich 
1 .  L 1 992, in Frage gestel lt wäre. Ich möchte da
her von dieser Stelle aus an alle beteil igten Perso
nen,  vor allem auch an die Sozialpolitiker, aber 
insbesondere an den heute hier im Hause anwe
senden Staatssekretär appel l ieren, nicht nur d ie 
von mir angeführten sach lichen Argumente in  
der  Diskussion zu berücksichtigen, sonder n  vor 
allem auch alles daranzusetzen, daß der in  Aus
sicht gestellte Termin für die Umsetzung des 
zweiten Reformschrittes auch tatsächlich einge
halten werden kann. 

Am Schluß,  meine verehrten Damen und Her
ren, noch eine grundsätzliche Anmerkung, die, 
glaube ich, sehr notwendig ist: Mir ist bewußt, 
daß jede an d ie Finanzverantwortlichen gerichte
te Forderung nach Steuererleichterung vor allem 
auch unter dem Blickwinkel der Finanzierbarkeit 
bezieh ungsweise - und zu diesem Ziel haben 
sich ja bereits beide Koalitionspartner bekannt -
unter dem Gesichtspunkt der Budgetkonsolidie
rung gesehen werden muß .  

Dem ersten Anschein nach scheint jede in diese 
Ric htung erhobene Forderung - und ich bin 
überzeugt, daß es auch aus anderen Bereichen, 
wie etwa aus der Wirtschaft, aus der Landwirt
schaft, ebenso berechtigte Wünsche geben wird 
- diesem Ziel zu widersprechen. Trotzdem glau
be ich ,  daß es Möglichkeiten gibt, aus diesem Wi
derspruch herauszukommen. Hinsichtlich der 
kon kreten Wertung - etwa Nutzen gegen Auf
wand - oder der Abwägung von gegensätzlichen 
polit ischen Zielen - etwa die Maximierung des 
Steueraufkommens gegenüber Schaffung von 
Leistungsanreizen, Steigerung der Produktivität 
- kann und muß ein Ausweg geschaffen werden. 

Ich werde mit großem Interesse die weiteren 
Entwicklungen verfolgen, die zu einem Reform
schr itt im Einkommensteuerrecht führen werden. 
- Ich bedan ke m ich für die Aufmerksamkeit 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  16 .39 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Staats
sekretär Dr.  Stummvol l .  - Bitte, Herr Staatsse
kretär .  

16 .39 

Staatssekretär im Bundesministerium für Fi
nanzen Dkfm. Dr. Günter Stummvoll: Herr P rä
sident !  Hoher Bundesrat! Herr Bundesrat Lit
schauer hat in seinem Debattenbeitrag zum 
vorl iegenden Gesetzentwurf Einkommensteuer
gesetz einige grundsätzliche Positionen einer 
kom menden Steuerreform angeschnitten. Ich 
möchte jetzt, am späten Nachmittag in der letzten 
Sitzung des Bundesrates vor dem Sommer, hier 
keine grundsätzliche große Steuerreformdebatte 
eröffnen, aber im Hinbl ick auf diese grundsätzli
chen Positionen doch ein paar Worte sagen, wei l  
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ich glaube , daß Pol itik ehrlich und seriös sei n  sol l .  
Gestatten Sie mir folgende offene Worte: 

Erste Feststellung: Die Herausforderungen an 
die Steuerreform, zweiter Tei l ,  die wir derzeit 
verhandeln, sind wesentlich größer als die Her
ausforderungen an die Steuerreform 1 988. Es 
wird auch diese zweite Phase der Steuerreform 
wesentlich schwieriger sein  a ls die Steuer
reform 1 988, und zwar aus folgenden drei Grün
den :  

Erstens: Ich mache keinen Hehl daraus, daß  die 
budgetären Spielräume se it der Steuerre
form 1 988 zweifellos wesentlich geringer gewor
den sind. Jeder, der glaubt, daß die Steuerreform, 
zweiter Tei l ,  e ine Entlastungsdimension von etwa 
20 Milliarden Schil l ing erreichen könnte wie die 
Steuerreform, erster Teil .  gibt sich Illusionen hin.  
Ich sage das hier sehr deutlich, obwohl ich weiß ,  
wenn ich hier sagen würde . wir  werden einen neu
erlichen großen Entlastungsschub bringen,  würde 
ich wahrschein lich Applaus bekommen . Aber ich 
glaube, das wäre nicht ehrlich. Die erste Schwie
rigkeit ist, daß die budgetären Spielräume im 
Vergleich zur Steuerreform 1 988 wesentlich klei
ner sind. 

Die zweite Schwierigkeit: Es sind die Zielset
zungen der Steuerreform 199 1  wesentlich hetero
gener als die Zielsetzungen der Steuerre
form 1 988. 

Im Grunde war das Konzept der Steuerre
form 1 988 eigentl ich sehr e infach. Es hat 
gelautet: Herunter mit den hohen Steuersätzen, 
Mi lderung der Progression! Und das Ganze wird 
zu zwei Dritteln durch Streichung bisheriger Be
günstigungen finanziert. Im Grunde ein seh r  ein
faches Konzept. 

Schauen wir uns jetzt an, was die Herausforde
rungen für die Steuerreform, zweiter Tei l ,  sind: 
Da sind die Herausforderungen im Bereich Ge
tränkebesteuerung ganz anders gelagert als im 
Bereich Unternehmensbesteuerung. Sie sind ganz 
anders in der Thematik Ökologie und Steuersy
stem. Das heißt, wir haben hier sehr, sehr  hetero
gene Zielsetzungen und kein so einfaches, ich 
würde fast sagen,  primitives Konzept wie bei der 
Steuerreform 1 988. 

Die dritte Schwierigkeit, welche die jetzige 
Steuerreform von der Steuerreform 1 988 unter
scheidet: daß wir bei der Steuerreform 1 988 klar 
erkennen konnten, wohin international der Zug 
fährt. Es war damals ein internationaler  Trend, 
den wir bejaht haben .  Die Konzeption lautete: 
Mi lderung der Progression, herunter mit den ho
hen Sätzen und dafür Ausnahmen und Begünsti
gungen streichen. - Das war ein genereller inter
nationaler Trend. 

Wenn  wir uns heute umschauen, so sehen wir, 
daß wir bei wichtigen Zielsetzungen der Steuerre
form, zweiter Teil ,  überhaupt noch n icht wissen ,  
wohin international der Zug fährt. Wenn ich mir  
etwa den ganzen Komplex Okosteuern anschaue. 
die grundsätzliche Fragestel lung, ob das Steuersy
stem einen Beitrag zur Erhaltung einer lebens
werten Umwelt leisten kann ,  so wissen wir heute 
nicht, wohin der Trend in den EG gehen wird. 
Wir wissen nicht, setzt sich die Abwasserabgabe 
durch oder n icht .  Wir wissen nicht, wird es eine 
COrAbgabe in der EG geben oder nicht. Das 
heißt, wir  haben hier unglaubliche Schwierigkei
ten, wei l  es nicht sehr gescheit wäre, jetzt e ine 
Steuerreform zu machen, mit der wir vielleicht 
das Gegenteil dessen beschl ie ßen, was sich in Zu
kunft in den EG, zu denen wir ein Beitrittsansu
chen gestellt haben, entwickeln wird. 

Das sind einmal drei grundsätzliche Schwierig
keiten, welche die Steuerreform, zweiter Teil ,  von 
der Steuerreform 1 988 unterscheiden .  

Zweite Feststel lung zu zwei Positionen, welche 
Herr Bundesrat Litschauer besonders herausge
stellt hat: 

Erstens: der fam ilien politische Aspekt. Ich b in  
hier auch der Meinung, daß wir d ie  Familie im 
Steuerrecht stärker berücksichtigen sollten. Das 
ist gar keine Frage. Wir haben ja auch im Regie
rungspakt beziehungsweise im Koalitionspakt 
hiezu e ine sehr deutliche Aussage, daß wir d ie 
Steuerpolitik dazu benützen wollen, auch Fami
lieneinkommen zu entlasten. Ich habe immer 
auch öffentlich erk lärt: Ich halte es im Grunde 
für steuerpolitisch unmoralisch, daß man zwar 
demjenigen, der selbst Steuern zahlt, ein Exi
stenzminimum zugesteht, aber der E hegattin und 
den Kindern, die noch nicht verdienen und daher 
keine Steuern zahlen, kein Existenzminimum zu
bil l igt . Ich halte das wirkl ich gleichsam für eine 
grundsätzliche moralische Frage. Ich bin hier der 
Meinung des Vorredners. 

Zweiter Punkt: Überstunden. Ich b in  auch hier 
sehr offen und ehrlich. Meine Damen und Her
ren! Es wird die Frage sein ,  was wir wollen. Wir 
werden h ier durchaus nicht h inter verschlossenen 
Polstertüren verhandeln, sondern wir werden d ie
se Frage sehr breit  d iskutieren. 

Es gibt zwei Möglichkeiten :  Entweder nehmen 
wir zum Tei l  die Steuerreform 1 988 wieder zu
rück und sagen: B i tte, wir schaffen wieder einzel
ne besondere Begünstigungen. zum Beispiel für 
Überstunden! ,  dann ist das eine sehr  teure Sache. 
Das wird nur finanzierbar sein,  wen n  wir bei den 
Sätzen wieder etwas tun. Aber ich wage zu be
zweifeln ,  ob das dann die mehrheitliche Meinung 
ist. 
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Und das zweite, meine sehr  geehrten Damen 
und Herren, ist, daß ich schon auch ganz leise nur 
die Frage stellen möchte, ob wirklich Überstun
den das einzige oder ein so wesentliches Le i
stungskriterium in einer Gesellschaft sind. Ich 
glaube, wir so l lten uns diese Frage einmal stellen: 
Ist wirklich die quantitative Überstundenleistung 
das entscheidende Leistu ngskriterium in der Ar
beitswelt u nd in unserer Gesellschaft? 

Wenn Sie mich fragen ,  dann mache ich kein 
Hehl daraus, daß die heutigen fünf Überstunden 
- die Begünstigung für d ie Ü berstundenzuschlä
ge bringt dem einzelnen maximal 85 S bis 90 S im 
Monat - uns insgesamt  rund 2 Milliarden Schil
ling kosten. Jeder kann sich ausrechnen, was eine 
Erweiterung bringen  würde, was 1 0  Überstunden 
dem einzelnen bringen und was sie insgesamt ko
sten,  was 15 Überstunden dem e inzelnen bringen 
und insgesamt kosten .  Ich sage das nur, weil ich 
haben möchte, daß wir in den nächsten Wochen 
und Monaten sehr offen und ehrlich diese Dis
kussion führen.  

Noch einmal :  Meine persönliche Position ist, 
daß ich nicht glaube,  daß wir Leistung im Ste uer
recht ausschl ießlich oder in so hohem Ausmaß 
über die Überstundenbegünstigung berücksichti
gen so llten. 

Was den letzten Punkt betrifft, so gestatten Sie 
mir auch eine Aussage zur Terminfrage: Es ist 
richtig, wir hatten uns vorgenommen, daß die 
Steuerreform, zweiter Teil ,  am 1 .  l .  1 992 in Kraft 
treten soll .  I m  Hinblic k  auf die Schwierigke iten,  
auf die ich ein leitend verwiesen habe - wir wis
sen nicht, wohin international der Zug fährt, wir 
haben wesentlich heterogene Zielsetzungen, wir 
haben beengtere budgetäre Spielräume -, ist es 
im Moment so , daß wir sagen: Wir wollen versu
chen, etwa bis Ende September ein politisches 
Gesamtpaket der Steuerreform, zweiter Teil, zu 
schnüren. Und wen n  d ieser Pakt vorliegt, dann 
wird politisch zu entscheiden sein, welche Teile 
dieses Pakets bereits am l .  1 .  1 992 und welche 
Teile erst am l. 1. 1 993 in Kraft treten. Es wird 
Teile geben, meine Damen und Herren, wo wir 
zum 1 .  1 .  1 992 noch nicht so weit sind,  sie in Ge
setzesform hier zu besch ließen.  Ich denke etwa -
und auch das wird e in Schwerpunkt der Steuerre
form sein - an den ganzen Komplex der Verein
fachung der Lohnverrechnung. Ich muß Ihnen 
ehrlich sagen,  ich habe große Zweifel, ob wir zum 
Termin 1 .  1 .  1 992 schon so weit sind. Aber ich 
glaube, das ist ja gar nicht das entscheidende . Das 
entscheidende ist, daß wir, so wie im Regierungs
programm angekündigt, ein umfassendes Steuer
reformpaket konzipieren.  Die Frage, was dann 
davon ein Jahr früher oder ein Jahr später in 
Kraft tritt, glaube ich, ist n icht das entscheidende.  

Ich sage Ihnen, hier sind beide Regierungspar
teien sehr intensiv und sehr konstruktiv - ich 

weiß  das wirklich aus den Arbeiten im Finanzmi
nisterium - tätig, und wir werden auch dem Ho
hen Bundesrat Vorschläge in  Richtung eines zu
kunftsorientierten, modernen,  die Leistung be
rücksichtigenden Steuersystems vorlegen, die, so 
hoffe ich, d ie Zustimmung finden.  - Danke. 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  1 6.49 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s [ i m m u n g beschließt der Bun
desrat mit 5 c i m m e n e i n h e L L i g k e i c, gegen 
den BeschLuß des NationaLrates k e i n e n E i n 
s p r U C h zu erheben. 

15. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10.  Juli 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Versicherungsaufsichtsgesetz geändert 
wird (V AG-Novelle 1 991)  ( 182 und 203/NR sowie 
4 106/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 1 5 . Punkt 
der Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates 
vom 1 0 .  Juli 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz geän
dert wird (VAG-Novelle 1 99 1 ) .  

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Josef 
Rauchenberger übernommen.  Ich bitte um den 
Bericht. 

Berichterstatter Josef Rauchenberger: Herr 
Präsident! Herr Staatssekretär! Hoher B undesrat! 
Die im vorliegenden Beschlu ß  des Nationalrates 
enthaltene Änderung des Versicherungsaufsichts
gesetzes, BGBl .  Nr. 569/ 1 978 , ist nach den Bun
desgesetzen BGBL Nr. 558/ 1 986 und 1 8 11 1 990 
die dritte wesentliche Änderung dieses B undesge
setzes. Die in immer kürzeren Abständen erfol
genden Änderungen erklären sich aus der Anpas
sung an die zügig voranschreitende Internationa
l isierung des Vertragsversicherungswesens in 
wirtschaft l icher und rechtlicher Hinsicht. Diese 
wiederum steht in engem Zusammenhang mit der 
Rechtsentwicklung i n  der EG. 

Im Mittelpunkt der vorl iegenden Novelle ste
hen die Regelungen  über die E inbringung des ge
samten Betriebes eines Versicherungsvereines auf 
Gegenseitigkeit in eine oder mehrere Aktienge
sel lschaften. Das Wesen dieses neuen rechtlichen 
I nstruments der Fortführung des Betriebes eines 
Versicherungsvereines durch eine Aktiengese ll-
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schaft besteht darin, daß der Verein  als solcher 
bestehen bleibt, seine Tätigkeit aber auf die Ver
waltung der Beteil igungen an den Aktie ngesel l
schaften konzentriert, in die er seinen Betrieb 
eingenbracht hat. 

Weiters sollen durch die Novel le die gesetzli
chen Voraussetzungen für die E inführung einer 
fondsgebundenen Lebensversicherung, wie sie in 
zahlreichen Ländern bereits besteht, auch in 
Österreich geschaffen werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 .  Jul i  1 9 9 1  in  
Verhandlung genommen und e inst immig be
schlossen, dem Hohen Hause zu e mpfehlen, kei
nen E inspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz
ausschuß  somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen:  

Gegen den Beschlu ß  des Nationalrates vom 
1 0. Ju l i  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Versicherungsaufsichtsgesetz geändert 
wird (VAG-Novelle 1 99 1 ) , wird kein Einspruch 
erhoben .  

Präsident: Wortmeldungen liegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies n icht 
der Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschLießt der Bun
desrat mit S l i m m e n e i n h e L L  i g k e i c.  gegen 
den Geselzesbeschluß des Nationalrates k e i -

n e  n E i n  s p r  u c h zu erheben. 

1 6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 0. Juli 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem ein Bundeszuschuß an das Land Burgen
land aus Anlaß der 70jährigen Zugehörigkeit zu 
Österreich gewährt und das Bundesfinanzge
setz 1991 geändert wird (176 und 2 1 l/NR sowie 
4107/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 16. P unkt 
der Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates 
vom 1 0. Jul i  1 99 1  betreffend ein B undesgesetz, 
mit dem ein Bundeszuschuß an das Land Burgen
l�nd aus Anlaß der 70jährigen Zuge hörigkeit zu 
Osterreich gewährt und das B undesfinanzge
setz 1 991  geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr B undesrat Mag. 
Karl Schlögl übernommen. Ich bitte um den Be
richt. 

Berichterstatter Mag. Karl Schlögl: Mit dem 
vorliegenden Gesetzesbeschluß sol l  dem Burgen
l�nd anläßlich der 70jährigen Zugehörigkeit zu 
Osterreich ein Zweckzuschuß gewährt werden. 
Der aus Bundesmitteln zu leistende Betrag in der 

Höhe von 40 Mi l lionen Schil l ing soll  für besonde
re Vorhaben zum Zwecke der Festigung der Zu
g.ehörigkeit d ieses Bundeslandes zur Republ ik  
Osterreich und zur Verbesserung der Infrastruk
tur verwendet werden .  

Nach  der in den Erläuterungen der Regierungs
vorlage zum Ausdruck kommenden Rechtsauf
fassung unterliegen die Bestimmungen des Ab
schnittes II nicht dem Einspruchsrecht des Bun
desrates. 

Der F inanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage i n  seiner Sitzung vom 1 1 . Jul i  1 991  in  
Verhandlung genommen und einstimmig be
sc hlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen E inspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der F inanz
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ie ßen: 

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
10. Juli  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, m it 
dem ein Bundeszuschuß an das Land Burgenland 
aus Anlaß der 70jährigen Zugehörigkeit zu Öster
reich gewährt und das Bundesfinanzgesetz 1 99 1  
geändert wird, wird kein E inspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in  d ie Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr. 
Milan Linzer.  Ich erteile ihm dieses. 

/ 6.53 
Bundesrat Dr. M ilan Linzer (ÖVP, Burgen

land) :  Herr Präsident!  Herr Staatssekretär! Meine 
Damen und Herren! Hoher Bundesrat! Die Ge
schichte des Burgenlandes als Tei l  Ungarns i m  
Rahmen der Donaumonarchie hatte Jahrhunder
te hindurch  keinen Mangel an bedeutenden Er
eignissen ,  dramatischen Konfl ikten und großen 
Namen .  Die Geschichte des Burgenlandes als Tei l  
von Österreich steht, damit verglichen, trotz der 
70 Jahre,  im Rang einer Episode, allerdings einer, 
die ,  wie ich glaube, starke Zukunft hat. 

Daß Österreich nach dem Ersten Weltkrieg ein 
neues Bundesland erhielt , obwohl ein Krieg ver
loren und das Staatsgebiet an allen Ecken und 
Enden radika l  besch nitten war, ist einer recht 
pragmatischen Überlegung der Siegermächte zu 
verdanken. 

Im an sich fatalen Friedensvertrag von St. Ger
main steht auch ein tröstlicher Satz - ich darf 
wörtl ich zitieren - :  "Die al l iierten und assozi ier
ten Mächte haben es für richtig befunden, Öster
reich jene Gebiete Westungarns einzuverleiben, 
deren wirtschaftliche Produkte einen wichtigen 
Bestandtei l  für die Ernährung Wiens bi lden." -
Es sollte also schon damals Wien schicksalhafte 
Bedeutung für unser Bundesland haben. 
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Meine Damen und Herren! Die Liste der flüch
tigen, der beständigen,  der hartnäckigen,  der seß
haften Gäste ist im  Lauf der Jahrhunderte in un
serem Land recht eindrucksvoll geworden. Kel
ten, Römer, Markomannen, Hunnen,  Langobar
den, Awaren,  fränkische und deutsche Sied ler, 
Bayern, aber auch Magyaren, Juden und Kroaten 
haben u nser Land durchwandert beziehungsweise 
sich bei uns seßhaft gemacht. 

Dennoch spielten und spielen Nationalitäten
probleme in der Geschichte des Landes eher eine 
untergeordnete Rolle. Unser junges Bundesland 
war von der ersten Stunde an um e in  gleichbe
rechtigtes, friedl iches Zusammenleben der ethni
schen und religiösen Volksgruppen bemüht. Ich 
darf erwähnen, daß heute etwa 30 000 Kroaten, 
zirka 5 000 Magyaren und auch Zigeuner, soge
nannte Roma und Sinti, neben der deutschspre
chenden Bevölkerung in unserem Land beheima
tet sind. 

Meine Damen und Herren!  Nach der Geschich
te des Landes haben die Herren auf Burgen und 
Schlössern das Land regiert und ihren  Nutzen 
daraus gezogen. Kaiser und Könige , so zeigt die 
Geschichte auf, haben das Land gewonnen, ver
spielt, vererbt. Doch die Bauern waren es, die 
dem uralten Kulturboden mit ihrem Fleiß Be
ständigkeit gaben .  

Jahrhunderte hindurch gehörte also das Land 
den Bauern, u nd es bot oft nicht einmal die Mög
l ichkeit für eine armselige Existenz. Eine Ant
wort auf d iese Situation war die Auswanderung .  
Wir wissen von den großen Auswanderungsströ
men um d ie Jahrhundertwende und Anfang der 
zwanziger Jahre dieses Jahrhunderts. 

Die zweite Antwort war die Suche nach einem 
Nebenerwerb i n  der Stadt. Die Burgenländer s ind 
bescheidene Leute, wei l  sie bescheiden sein m üs
sen. Das Burgenland aber ist in eine neue se lbst
bewußte Rol le h ineingewachsen. Nunmehr bleibt 
ein wen ig Zeit zur Besinnung, wie es sich bei ei
nem Jubiläum auch geziemt. 

Grausam mit Krieg überzogen, geplündert, 
durchwandert, im Niemandsland, sozusagen zwi
schen den großen Ballungszentren, den Zentren 
der Wirtschaft war und ist auch heute für uns der 
Fortschritt der Weg zu einem besseren Leben, zu 
einem gewissen Wohlstand, zu einem Selbstver
ständnis und zu einer wohlbegündeten Identität; 
ein Fortschritt in  allen Lebensbereichen, den wir 
konstatieren - Gott sei Lob und Dank!  -, ein 
Fortschritt vor al lem für e inen wirtschaftlichen 
Wohlstand, basierend auf Handel, Gewerbe und 
Fremdenverkehr, durchwegs klein- und mittel
ständisch strukturiert, getragen von fleißigen 
Handwerkern und Betriebsinhabern ,  ohne aber 
dabei das Ost-West-Gefälle beziehungsweise das 
Nord-S üd-Gefälle überwinden zu können; e in  

Fortschritt in der Bildung, i n  der Kultur, mit e i 
nem neuen Bewußtsein ,  mit neuen Infrastruktu
ren ;  ein Fortschritt vor a l lem in  der Wohnkutlur ,  
ein Fortschritt für mehr Lebensqual ität draußen 
in unseren Städten und in unseren Dörfern. 

Wir haben von den gro ßen Auswanderungen 
gehört. Es zieht sich sozusagen ein roter Faden 
von d iesen Auswanderungsströmen hin zu den 
Abwanderungen aus den Dörfern und Städten, 
schließlich in der Nachkriegszeit zum Pendler
turn. Nunmehr zeichnet sich wieder eine gewisse 
Rückkehr nach Hause in das Dorf ab, dorthin, wo 
die Lebensqual ität wieder stark gefragt ist . 

Meine Damen und Herren !  Natürlich wurde 
das alles geschaffen von fle ißiger Hand des Bür
gers, des Menschen, des Burgenländers. Aber in  
aller Bescheidenheit glaube ich  sagen zu dürfen ,  
d ie  Rahmenbedingungen wurden von den poli
tisch Verantwortlichen gesetzt. In dieser 70jähri
gen Geschichte waren es vor allem die beiden 
Großparteien mit ihren Vorgängern, die die Wei
ehensteI lungen und letztlich auch die Rahmenbe
dingungen für diese positive Entwicklung, für 
diesen Fortschritt und - wie wir hören - für 
diesen Wohlstand geschaffen haben. 

Zweifellos gab es auch in  letzter Zeit gewisse 
Wermutstropfen aufgrund von Fehlverhalten ei
niger Politiker, aber al les in  allem ist durchaus 
Bedeutendes geleistet worden .  Das Zusammenge
hen der beiden gro ßen Parteien nach der letzten 
Landtagswahl mit der Absicht, ein Miteinander in  
einem verstärkten Maße aufgrund einer neuen 
Basis fortzusetzen, verheißt eine gute Zukunft 
für d ieses unser Land. 

Meine Damen und Herren ! Es hei ßt in der 
Vor lage, es handle sich um einen "Zweckzu
schuß" , der zur "Festigung der .�ugehörigkeit 
dieses Bundeslandes zur Republik Osterreich und 
zur Verbesser ung der Infrastruktur verwendet 
werden" soll ,  nämlich um einen Betrag in der 
Höhe von 40 Millionen. 

Ich habe an dieser Stelle schon erwähnt, daß ich 
ein Angehöriger der kroatischen Volksgruppe 
bin, deren Vorfahren vor über 450 Jahren, vor 
fast 500 Jahren aus dem Raum Split nach Öster
reich ins B urgenland in den Raum Oberwart, 
Oberpullendorf ausgewandert sind. Ich habe 
nicht nur immer ein Bekenntnis zu unserem Bun
desland Burgenland abgelegt, sondern darf heute 
an dieser Stelle dieses Bekenntnis als Burgenlän
der und als Kroate erweitern, erneuern und sagen, 
daß wir Burgenländer und wir Kroaten immer 
überzeugte Österreicher waren.  In d iesem Sinne 
tragen wir diesem Begehren voll  Rechnung, wenn 
es h ier  heißt,  dieser Bundeszuschuß soll  zur Fe
stigung der Zugehörigkeit des B undeslandes Bur
genland zur Republik Österreich dienen. 
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Es ist mir ein Anliegen,  daß d ieser Bundeszu
schuß nicht nur zur Verbesserung der Infrastruk
tur im kulturgeschichtlichen Bereich verwendet 
wird , denn wir sollten immer an den Leitsatz den
ken : Nur derjenige, der seine Geschichte aufar
beitet, der seine Geschichte kennt, wird auch sei
ne Zukunft meistern können!  Es so ll also dieser 
Zuschuß nicht nur für kulturgeschichtl iche An
l iegen. sondern auch in einem adäquaten Ausmaß 
für d ie Volksgruppenarbeit Verwendung finden. 

Meine Damen und Herren !  Als echter Burgen
länder möchte ich - schon zum Sch luß kom
mend - Ihnen  danken, Ihnen, dem Bundesrat, 
daß wir diesen Beschluß heute fassen. Ich möch
te, ohne pathetisch zu werden, noch e inige cha
rakteristische Worte über unser Land sagen. Ich 
werde aus dem Buch mit dem Titel "Das Burgen
land, eine kleine Unend lichkeit" einige Sätze zi
tieren, die da lauten: 

"Ein fruchtbares Land, ein träumerisches , ein 
vielfältiges Land. Der Wein gedeiht, das Getreide, 
das Obst und die schönen Künste . Die Kreativität 
im Lande gehört den Bauern , Bürgern. Handwer
kern, aber auch Malern , Dichtern und Musikan
ten. Ihr Zusammenspiel bringt das Wesen zum 
Klingen; dieses Wesen, es ist die kleine Unend
lichkeit." - Ich danke Ihnen. (BeifaLL bei Ö VP 
und SPÖ. )  1 7.05 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Bundes
rat Dr. Peter Rezar. Ich erteile ihm dieses. 

1 7.05 
Bundesrat Dr. Peter Rezar (SPÖ. Burgenland) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Staatssekre
tär !  Geschätzte Damen und Herren! Der Natio
nalrat hat am 9. 7. 1 99 1  das Bundesfinanzgesetz 
dermaßen abgeändert, daß er an das Land Bur
genland aus Anlaß seiner 70jährigen Zugehörig
keit zur Republik Österreich einen Bundeszu
schuß in der Höhe von 40 Mil lionen Schil l ing ge
währt. Dieser Zuschuß sol l  einerseits zum Zwek
ke der Festigung der Zugehörigkeit des 
Burgenlandes zur Republik Österreich und ande
rerseits zur Verbesserung der Infrastruktur ver
wendet werden. 

Gerade diese 70jäh rige Zugehörigkeit gibt uns 
d ie Möglichkeit - Kollege Unzer hat es bereits 
anklingen lassen -, dies gebührend zu feiern und 
zu würdigen.  Man sollte diese Gelegenheit auch 
nützen, innezuhalten, zurückzublicken auf diese 
- wenn auch sehr kurze - Vergangenheit . Ich 
möchte den h istorischen Bogen nicht so wei t  
spannen wie mein seh r  verehrter Kollege Linzer, 
aber ich darf vielleicht dort ansetzen, wo die nun
mehrige 70jährige Gesch ichte unseres Bundeslan
des beginnt. 

70 Jahre sind an sich ein langer Zeitraum, 
wenn man entscheidende Entwicklungsprozesse 

eines Landes in Grundzügen darstellen sol l .  In  
der Geschichte eines Landes vom historischen 
Ablauf her gesehen ist es sicherlich eine ausge
sprochen kurze Zeit. Die burgenländisch-ungari
sche Grenze wurde erst 1 92 1  festgelegt - mit 
späteren Korrekturen -, und es hat den An
schein gehabt, als hätte es eigentlich nie eine ge
meinsame Vergangenheit mit Ungarn gegeben .  

Die Friedensverträge von St. Germain und 
Trianon 1 9 1 9  bescherten sowohl Österreich als 
auch Ungarn beträchtliche Gebietsverluste. Des
wegen hat sich auch die tatsächliche Übergabe des 
Burgenlandes an Österreich äußerst schwierig ge
staltet. Erst nach der Annahme des Protokolls 
von Venedig am 27.  1 0. 1 92 1  und der endgültigen 
Landnahme Ende November 1 92 1  wurde auch 
das süd l iche Burgenland an den Lande�yerwalter 
Dr. Davy übergeben .  Das Ringen um Odenburg 
und die unglücksel ige Volksabstimmung von So
pron b rachten letztlich auch den Verlust der na
türlichen Landeshauptstadt. Mit der endgültigen 
Grenzziehung von 1 922/23 wurde das Burgenland 
schließ l ich als neuntes Bundesland geboren. 

Nach d iesen so schwierigen Geburtsstunden für 
das Burgenland gab es enorme Eingliederungs
probleme in die Erste österreichische Republik.  
Es waren dies insbesondere Probleme rechtlicher, 
wirtschaftlicher, pol itischer, aber auch sozialer 
Art. 

Wir dürfen bei dieser Betrachtung nicht verges
sen ,  daß dieses solcherart, geradezu künstlich 
konstruierte Land nicht nur von seiner natürli
chen Landeshauptstadt abgeschnitten worden ist, 
sondern auch von einer ganz beträchtl ichen Infra
struktur, etwa im Bereich der Industrie, der höhe
ren Schulen und diverser Sanitätseinrichtungen.  
Es hat sich auch gezeigt, daß sich das N ichtvor
handensein von Verkehrsverbindungen und Ver
kehrseinrichtungen äußerst nachtei l ig für dieses 
Land ausgewirkt hat. Kaum hatte sich mit H ilfe 
der demokratischen Parteien, der Sozialdemokra
ten. der Christlich-Sozialen und auch der 
Deutschnationalen, eine legislative und exekutive 
Form wie Landtag und Landesregierung gebildet 
und auch einigermaßen konsolidiert, wurde auch 
das Burgenland durch die Ereignisse der Jah
re 1 933/34 in die ständestaatliehe Ordnung des 
Dollfuß-Regimes eingegliedert. 

Schl ießlich ging das Burgenland als solches 
nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten 
gänzlich unter. Dieses wohl  dunkelste Kapitel der 
sehr jungen burgenländischen Gesch ichte führte 
zur Auflösung des Burgenlandes. Das Burgenland 
wurde damals Bestandteil der Ostmarkgaue N ie
derdonau und der Steiermark .  Erst das Burgen
landgesetz vom 29. August 1 945 hat es wieder zu 
einem selbständigen Land unserer Republik ge
macht. 
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Nach d ieser äußerst schwierigen P hase des 
W iederaufbaues kam eine zehnjährige Besat
zungszeit durch die UdSSR. Nur langsam konnte 
sich das Land erholen, und es waren dann eigent
lich die letzten 30 Jahre, die zu einem ungeheu
ren Aufbau und zu einem enormen Aufschwung 
geführt haben. Diese Phase hat das Burgenland 
nicht nur standardmäß ig an das übrige Österreich 
herangefüh rt ,  sondern es ist in sehr, sehr  vielen 
Bereichen gelungen, quasi die Überholspur zu be
n utzen und im Vergleich mit anderen Bundeslän
dern entsprechend gleichzuziehen beziehungs
weise da oder dort sogar Spitzenpositionen einzu
nehmen. 

Es erfolgte ein derart starker struktureller 
Wandel in  d ieser Phase , daß sehr, seh r  viele zu 
Recht heute von der Wende zu einer konzeptiven 
Landespolitik ,  aber auch vom Abschied vom "Ar
menhaus" sprechen. D ieser bedeutende Struktur
wandel vol lzog sich insbesondere im Wirtschafts
bereich. E ine signifikante Änderung etwa ergab 
sich im Bereich des Anteils der Land- und Forst
wirtschaft, der 196 1 noch 33,3 Prozent betrug, 
1 9 7 1  auf 1 8, 2  Prozent fiel und heute nur mehr 
bei etwa 7 P rozent gelegen ist. 

Der Stand der unse lbständig Beschäftigten er
reichte im Jahresdurchschnitt 1 958 etwa 32 000, 
1 969 waren es 43 000, und heute sind es bereits 
72 000 unselbständig Beschäftigte. 

Meilensteine im Auf- und Ausbau meines Hei
matlandes B urgenland liegen i nsbesondere in der 
U mstrukturierung des gesamten Krankenhaus
aus- und -aufbaues und der Errichtung von Kur
anstalten, Kulturzentren, M useen. Gewaltige 
Straßenbauprojekte konnten durchgezogen wer
den, Grenzübergänge wurden errichtet, eine Fül
le von öffentlichen Bauten konnte in dieser Phase 
errichtet werden, die Fremdenverkehrseinrich
tungen wurden an das österreich ische Niveau her
angeführt , und schließ lich wurde ein gewaltiges 
Schulbauprogramm abgeschlossen,  das heute si
c herlich beispielhaft in  Österreich dasteht. Dar
über hinaus gibt es einige Entsorgungs- und Ver
sorgungseinrichtungen in meinem Heimatland , 
u m  die wir - nicht zu Unrech t  - von den übri
gen Bundesländern beneidet werden. 

Diese Ära ist sicherlich eng mit den Namen der 
pol itischen Baumeister des Burgenlands dieser 
Zeit verbu nden - da meine ich insbesondere die 
Landeshauptleute Bögl ,  Kery und Sipötz - und 
sch l ießlich auch mit dem sprichwörtlichen Fleiß 
der Burgenländerinnen und Burgenländer. 

Wenn noch am 1 2. Juni 1 964 Landeshaupt
mann Bögl etwa davon sprach, daß das Burgen
land in einer Entwicklung stehe,  die dem Land 
den gesamten Anschluß an Österreich bringen 
solle, und wenn im Rahmen der Regierungserklä
rung vom 28. Juni 1 966 der von mir besonders 

geschätzte Landeshauptmann Kery meinte - ich 
zitiere - :  "Unser so oft formuliertes Ziel , das 
Land Burgenland , unsere Heimat, nach der Statu
ierung der staatsrechtlichen Zugehörigkeit zu 
Österreich auch zur sozialen Anpassung an 
Österreich zu führen, erheischt den G lauben an 
uns selbst, an unsere Kraft und an unsere Zu
kunft. Verlassen wir uns dabei auf niemanden, 
wenngleich wir den Ruf nach Hilfe gerade des
halb mit umso größerer Berechtigung erheben 
können, sondern mobi lisieren wir d ie E insatzbe
reitschaft unseres Volkes und das Wissen unserer 
Mitbürger !" - Ende des Zitates - ,  dann kann 
man wohl  davon ausgehen, daß genau das einge
treten ist. Wir haben uns auf niemanden ver las
sen. Wir haben uns an diese Devise gehalten, und 
wir haben uns auch  gerne - und das se i hier an
gemerkt - der Hi lfe und der Unterstützungen 
der Bundesregierung und der Republik bedient 
und sind heute nicht unberechtigt stolz auf a1l das 
Erreichte , auf all das Geleistete. 

Meine Damen und Herren! Wenn  heute dem 
Land Burgenland aus Anlaß der 70jährigen Zuge
hörigkeit zu Österreich dieser Bundeszuschuß ge
währt wird, so ist dies ein Akt von großer Symbo
l ik .  Es ist aber für mich auch Ausdruck der be
sonderen Anerkennung meines Heimatlandes 
durch die Republik Österreich und dokumentiert 
eindrucksvoll  das, was wir erreicht haben, also 
n icht nur die staatsrechtliche Zugehörigkeit, son
dern die allumfassende und integrative Anpas
sung an die Republik Österreich als gleichberech
tigter und gleichwertiger Partner im Konzert der 
neun Bundesländer. 

In diesem Sinne werden wir auch die neuen, die 
großen Aufgaben , die auf uns zukommen, lösen 
können. 

Die politischen Umwälzungen im Osten haben 
das Burgenland von einer Randzone ins Zentrum 
Europas gerückt. Über Nacht ist das Burgenland 
zum Herzen Europas geworden. Durch die inten
sive Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn wol
len wir die Region in ein blühendes europäisches 
Zentrum verwandeln.  Mit der Unterstützung al
ler demokratischen und aller konstruktiven Kräf
te dieses Landes und dieser Republik wird d ies 
sicherlich ge lingen . 

Und gerade aus diesem Blickwinkel bin ich 
überaus froh und glücklich, daß sich vor zwei Ta
gen diese konstruktiven Kräfte im Burgenland ge
funden haben und daß diese konstruktiven Kräfte 
eine künftige gemeinsame Zusammenarbeit be
schlossen haben. Durch diese gemeinsame Zu
sammenarbeit der beiden staatstragenden großen 
Parteien wird es auch gelingen,  die anstehenden 
schwierigen Probleme zu lösen .  

Die anderen, d ie sich selbst quasi total ins rech
te Eck gestellt und neuerdings den Beweis er-
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bracht haben,  daß sie n icht staatstragend sein  
wollen - heute sind sie n icht einmal hier im Saa
le anwesend - ,  lehnen offensichtlich auch im 
Burgenland jedwede Verantwortung ab. 

SPÖ und ÖVP wollen aber zum Wohle der 
Burgenländerinnen und Burgenländer und in  ho
her Verantwortung die Problem lösungskompe
tenz aufnehmen. Und damit wurde, wie ich mei
ne, gerade im Jubiläumsjahr unserer 70jährigen 
Zugehörigkeit zur Republik ein deutliches Zei
chen für eine gedeih liche künftige Entwicklung 
des Burgenlandes gesetzt, was sich auch in  einer 
gemeinsamen Regierungserklärung des k ünftigen 
Landeshauptmannes, des Sozialdemokraten Karl 
Stix, dokumentieren wird . 

Peinl ich berührt hat m ich - das darf ich hier 
anmerken - die Rede des burgenländischen Na
tionalratsabgeordneten Kiss, der offensichtlich 
nicht zu jenen konstruktiven Kräften zu  zählen 
ist , wenn er etwa seine Rede dazu verwendet hat, 
den vormaligen Landeshauptmann Kery, der si
cherlich einen bedeutenden Platz in der Ge
sch ichte einnehmen wird , in  Zusammenhang mit 
dem Nazi-Gauleiter Portschy zu bringen;  d ies 
noch dazu an jenem Tag, an welchem sich im 
Burgenland die beiden großen Regierungspartei
en zu einer künftigen Zusammenarbeit entschlos
sen hatten. Es b leibt für m ich zu hoffen ,  daß d ie
ser eher destruktiv agierende Abgeordnete Kiss 
auch innerhalb der ÖVP einen Platz zugewiesen 
bekommt, der ihm entspricht, nämlich einen ganz 
unbedeutenden. 

Hohes Haus! Ich glaube aber, daß diese j üngste 
pol it ische E ntwick lung im Burgenland, d iese 
weitgehende Zusammenarbeit auch für die Bun
despolitik überaus bedeutsam sein wird. Diese 
breite Zusammenarbeit entspricht auch dem 
Geist der burgenländischen Landesverfassung, 
die auch für diesen breiten Konsens konzipiert 
ist. Ich bin auch der Meinung, daß weite Teile der 
Bevölkerung d iese Entwicklung durchaus goutie
ren werden. 

Ich glaube also , daß das Burgenland als jüngstes 
Bundesland a ufgrund seiner gesamten Entwick
lung d iese so oft geforderte gesamtumfassende In
tegration in unserer Republik vollständig erreicht 
hat und daß die 70jährige Zugehörigkeit des Bur
gen landes nicht nur uns Burgenländer mit Stolz 
und Freude erfüllt, sondern daß auch Österreich 
auf sei n  jüngstes Kind sehr stolz sein  kann und 
daß die Bewältigung a l ler gemeinsamen Zu
kunftsprobleme im Geiste einer umfassenden Zu
sammenarbeit gelingen wird. 

Unser Dank für die Jubi läumsgabe gebührt da
her der österreich ischen Bundesregierung mit 
Herrn Bundeskanzler Dr. Franz Vranitzky und 
Herrn Vizekanzler Dr. Erhard Busek an der Spit
ze, und es obl iegt mir als burgenländischem Bun-

desrat die ehrenvolle Aufgabe, mich namens aller 
Burgenländerinnen und Burgenländer sowie auch 
namens des Landes Burgenland aufrichtig dafür 
zu bedanken. 

Hohes Haus! Geschätzte Kol leginnen und Kol
legen !  Da ich heute hier das letzte Mal d ie Ehre 
habe, von dieser Stelle aus zu sprechen, darf ich 
einer guten Tradition d ieses Hohen Hauses folgen 
und Ihnen, geschätzte Damen und Herren, auf
richtigst danken. Meine einjährige Mitgliedschaft 
in diesem Hohen Hause war stets begleitet von 
einem sehr kollegialen, freundschaftlichen Klima, 
welches n icht allen gesetzgebenden Körperschaf
ten unseres Landes immanent ist. Beschimpfun
gen und Verunglimpfungen oder gar persönliche 
Beleidigungen sind trotz aller oft gegebenen Auf
fassungsunterschiede im sachlichen Bereich dem 
Bundesrat eher fremd. 

Dieses qualitativ hochstehende N iveau der De
battenbeiträge hat auch dazu beigetragen, meine 
parlamentarische Erfahrung beziehungsweise 
meinen parlamentarischen Einstieg in einem 
überaus positiven Lichte zu sehen und in einer 
ganz positiven Grundhaltung. Diese positiven 
Aspekte und Erfahrungen werden mich sicherl ich 
auf meinem weiteren parlamentarischen Weg im 
Burgenländischen Landtag künftig begleiten. 

Ich durfte hier im Hohen Hause eine Reihe von 
hervorragenden Persönl ichkeiten kennen- und 
schätzenlernen, und ich habe zahlreiche Freund
schaften knüpfen dürfen. Dafür darf ich Ihnen 
allen aufrichtigst danken und gleichzeitig die 
Hoffnung aussprechen, daß d iese freundschaftli
chen und kollegialen Kontakte auch in  Zukunft 
aufrechterhalten werden mögen. 

Ich darf Ihnen, meine geschätzten Damen und 
Herren, für Ihre ganz persönliche Zukunft alles 
Gute wünschen. Dem Hohen Hause, dem Bun
desrat selbst, wünsche ic h, daß dieser Grundkon
sens, dieser Geist der Zusammenarbeit aufrecht
erhalten werden möge und daß die sicherlich sehr 
großen Ziele, die sich der Bundesrat für seine 
künftige Arbeit gesteckt hat, al lesamt erreicht 
werden mögen .  

Abschließend darf ich ganz persönl ich meinem 
gesch.�tzten Freund, B undesrat Franz Pomper, 
zur Ubernahme der P räsidentschaft in d iesem 
Hohen Hause gratulieren. Dies stellt nicht nur ei
nen hervorragenden Höhepunkt sei ner langen 
und erfolgreichen politischen Laufbahn dar, son
dern es ist die Vorsitzführung durch das Burgen
land gerade zum 70jährigen Jubi läum ein sicher
lich bedeutender und wichtiger Umstand für 
mein Heimatland. Ich bin davon überzeugt, daß 
Präsident Pomper das Burgenland mit seiner Vor
sitzführung ausgezeichnet repräsentieren wird, 
und wünsche ihm für diese verantwortungsvolle 
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Tätigk�.it das �rdenklich Beste. - Danke. (BeifaLL 
bei SPO und O VP. ) 1 7.� 7 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Vize
präsident Dr. Schambeck. Ich erteile dieses. 

1 7.2 7 
Bundesrat Dr .  Herbert Schambeck (ÖVP, Nie

derösterreich) :  Herr Präsident! Herr Staatssek re
tär! Meine seh r  verehrten Damen und Herren !  
Hoher Bundesrat! Burgen länder haben über das 
Burgenland gesprochen. Ich erlaube mir, als 
Nicht-Burgenländer doch noch das Wort zu neh
men, und begründe diese "Verwegenheit" mit 
zwei persönlichen Umständen: Zum einen, weil 
nämlich meine Großmutter mütterl icherseits aus 
dem Burgenland stammt, aus Mühlendorf, und 
zum anderen, weil mein Heimatort Baden bei 
Wien nahe dem Burgenland ist, was sich darin 
zeigt, daß ein n icht unbedeutender Burgenländer, 
der mit Zeitgeschichte gemacht hat, eine wichtige 
Zeit seines Lebens im Badener Gymnasium zuge
bracht hat und sich immer dem Badener Gymna
sium und trotz U nterschiedlichkeit der politi
schen Einstellung unserem Bürgermeister Viktor 
Wallner zugehörig gefühlt hat, nämlich Dr. Fred 
Sinowatz. 

Wenn Sie, Herr Kollege, so nette Worte über 
den Bundesrat gefunden haben, dann möchte ich 
sagen :  Die Tatsache, daß Zeitungen  schreiben, 
daß Sie jetzt schon designierter Fraktionsobmann 
Ihrer Partei im Burgenländischen Landtag sind, 
ist ein Zeichen dafür, daß sich jemand, der ein 
Jahr in  unserer Länderkammer des Parlaments 
ist, schon für eine wichtige Funktion in einem 
Landesparlament qualifizieren kann, was ja doch 
ein positives Zeichen ist . Und wenn Sie sagen,  
daß Sie von hier wertvolle Erfahrungen mitneh
men, dann möchte ich Sie mit dem abgewandel
ten Text eines Liedes begleiten: "Wenn einmal in 
fernen Tagen unser Name wird genannt, dann 
können Sie sagen ,  die hab ' ich gut gekannt." Das
selbe gilt auch für uns Ihnen gegenüber. 

Was das Bundesland Burgenland in seiner ge
schichtlichen Entwicklung betrifft, so glaube ich,  
daß es in einer Zeit der Teilung Europas eine 
großartige Visitkarte für die freie Welt gewesen 
ist. Das Burgenland hat nach 1 92 1  und nach 1 945 
- mein Freund, Herr Notar Bundesrat Dr. Lin
zer, hat schon einen großartigen Abriß dieser be
deutenden politischen und ku lturellen Geschichte 
dieses Bundeslandes gegeben - jedes Mal eine 
hervorragende Aufbauleistung erbracht, unter 
schlechtesten Verhältnissen,  u nd hat als ein neu
geschaffenes Bundesland einen ganz besonderen 
Einsatz in kultureller, sozialer und wirtschaftli
cher H insicht geleistet. 

Wenn wir Österreicher immer sagen,  daß wir 
uns 1 955 für dauernd neutral erk lärt haben, daß 
wir uns damit aber nicht exkulpiert haben von der 

freien westlichen Welt und daß wir immer dann 
wenn Not am Mann war,  Einsatz geleistet haben : 
auch unter dem Absehen eines politische n  Risi
kos, dann sollten wir in diesem Jubiläumsjahr 
,, 70 Jahre Burgenland" nicht übersehen, was das 
Burgenland 1 956 auf sich genommen hat, als wir 
das Bundesheer noch nicht vol l  aufgestel lt hatten 
und die B-Gendarmerie Gro ßartiges geleistet hat. 
Hier möchte ich für meine Fraktion vor allem 
auch Ferdinand Graf nennen, meine sehr Verehr
ten .  Damals hat die burgenländische Bevöl kerung 
in großartigster Weise für Europa diesen Flücht
lingen  des Ungarnaufstandes, der heute einen be
sonderen Märtyrerglanz hat , geholfen. Man hat 
damals nicht gewußt, wie das ausgehen wird . Man 
braucht ja nur zu vergleichen, wie sich Groß
mächte wie England damals verhielten. Da gleich
zeitig die Suezkanal-Krise war und das Interesse 
an den Aktien der Suezkanal-Gesellschaft kon
frontiert war mit der Wahrung der Grundrechte 
der Demokratie, oblag es der burgenländischen 
Bevölkerung, sich mit Hilfe anderer Strlaten ein
zusetzen. (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 

Hoher Bundesrat! Das sol lten wir 1 99 1  nicht 
vergessen und dem Burgenland danken. 

Wir sollten auch nicht vergessen, daß zu dem, 
was heute als  eine Selbstverständlichkeit, j a  a ls ein 
Auftrag genommen wird - die Teilung Europas 
ist gefallen, die Mauer, der Eiserne Vorhang, 
neue Probleme entstehen - ,  das Burgenland We
sentliches geleistet hat. Daß dieser Weg möglich 
wurde, dazu hat das Burgenland 1 989 - einige 
Zeit schon vorher und nachher - Großartiges 
geleistet. 

Als ich 1 989 an läß lich des Jubiläums ,, 40 Jahre 
Bonner Gru ndgesetz und 2000 Jahre Stadt 
Bonn" zur Festrede an der Bonner Unive rsität 
eingeladen war und vorher einen Höflichkeitsbe
such bei Herrn Bundespräsidenten von Weizsäk
ker in der Villa Hammerschmidt machte, begann 
Herr Bundespräsident von Weizsäcker damals, im 
Oktober 1989, mit den Worten: Wie dankbar sind 
wir den Burgenländern dafür, daß sie soviel dazu 
beigetragen haben, daß die Ostdeutschen damals 
über Budapest und das Burgenland hereinkom
men konnten, womit sie den Weg der Deutschen 
zueinander eröffnet haben. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das ja 
auch der B urgenländischen Landesregierung in 
vielem sichtbar zum Ausdruck gebracht. Aber in 
diesem Falle hat über das Burgenland, das eine 
echte europäische Brückenfunktion erfü llte, eine 
neue Dimension der Freiheit in unserer Welt 
P latz gegriffen .  

Wir, die wir  das Glück haben, dank Gottes Vor
sehung in Freiheit leben zu dürfen, wissen gar 
nicht, was das für eine Generation bedeutet hat, 
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die nur davon träumen konnte, das einmal zu er
leben,  wozu ihr das Burgenland das Tor öffnete. 

Dabei unterscheidet sich d ieses Burgen land -
es würde jetzt zu weit führen, darauf näher einzu
gehen - es würde jetzt zu weit führen, darauf 
näher einzugehen - von vielen anderen Bundes
ländern. Ich denke etwa an die Verkehrssituation .  
D ie  Bahn  spielt in anderen Bundesländern eine 
größere Rolle als im Burgenland . Dort spielt die 
Straße eine sehr gro ße Rolle. Im Zusammenwir
ken zwischen Landesregierung und Bund ist ein 
großartiges Straßennetz errichtet worden .  

I m  Burgen land gibt und gab e s  ein grandioses 
Kulturleben .  Ich erwähne nur  die Esterhazysche 
Kultur und die Haydn-Kultur, Liszt und viele an
dere . Die burgenländische Kultur hat sich so 
großartig weiterentfaltet, daß viele europäische 
Kulturträger eine zweite Heimat im Burgenland 
finden konnten,  Literaten, eine Reihe von bedeu
tenden Juristen, große Künstler, auch Ärzte . 
Mein  eigener Chirurg, Professor Keminger, 
wohnt im Burgenland und ist Präsident der 
Österreichischen Gesellschaft für Chirurgie. Am 
Fronleichnamstag 1 992 wird in Eisenstadt der 
Österreichische Chirurgenkongreß stattfinden. 

Meine sehr Verehrten !  Vieles andere könnte 
ich h ier hinzufügen,  was davon zeugt, daß dieses 
östlichste Bundesland eine einmalige Faszination 
hat. Es gibt ja kaum einen Staatsbesuch, der nicht 
in das Burgenland geführt wird . 

Meine Damen und Herren !  Daneben gibt es 
auch eine soziale Dimension.  Ich bin seit über 
20 Jahren wissenschaftlicher Leiter des Österrei
chischen Instituts für Arbeitsmarktpolitik an der 
Linzer U niversität; unter Grete Rehor gegründet 
und weitergeführt bis zu Herrn Präsidenten He
soun. Da wollen wir doch nicht übersehen, da ß 
das Bundesland Burgenland die meisten Pendler 
hat. Bedenken wir nun aber auch alle ku lturel len,  
wirtschaftlichen und familiären P robleme, die mit 
dem Pendlertum verbunden sind.  

Wenn Sie in das Burgenland fahren, dann se
hen Sie großartige Straßen, großartige Nebenwe
ge, hervorragend reine Häuser, einen Bausti l ,  an 
dem sich viele andere im Osten Österreichs, was 
d ie Baukultur betrifft, ein Beispiel nehmen und 
daraus lernen können, wie die Burgenländer Mo
derne und Brauch harmonisch verbinden, auch 
auf dem Gebiete der Gastronomie. All jene, die 
unter der Woche in Wien oder anderswo sind, 
fahren am Wochenende nach Hause und fühlen 
sich auch zu Hause. 

Überlegen Sie sich in Ruhe, welch fam il iäre 
Probleme damit verbunden sind und welches Hei
matbewußtsein,  daß der Burgenländer wieder 
nach Hause kommt und dort seinen Einsatz lei
stet! 

Wenn ich in die weite Welt hinausgekommen 
bin - das war das erste Mal 1967, da hatte ich 
e inen Gastlehrstuhl an der University of Notre 
Dame in der Nähe von Chikago, in der Zwischen
zeit bin ich öfters nach Chikago gekommen und 
auch in  andere Teile der USA - ,  habe ich gese
hen, daß eine der aktivsten landsmännischen Ge
mei nschaften, die es gibt, die Landsmannschaft 
der Burgenländer ist. 

Und ich möchte auch der Burgenländischen 
Landesregierung und dem seit Jahrzehnten wir
kenden hochwürdigsten Bischof von E isenstadt, 
Exzellenz Laszl6, bei dieser Gelegenheit meinen 
Respekt dafür bekunden, wie sich die Landesre
gierung. die Landeshauptleute, die Landesregie
rungsmitglieder und der hochwürdigste Bischof 
von Eisenstadt seit Jahrzehnten um diesen Kon
takt mit den Burgenländern in der weiten Welt 
kümmern, und umgekehrt, diese mit ihnen. Das 
ist eine vorbi ldl iche Leistung für viele andere 
Bundesländer. Da wirkt das Bundesland Burgen
land mit seiner kulturellen Tradition und auch 
mit seiner Zukunftsträchtigkeit. 

Wie oft haben wir hier gesagt: "Das Vaterland 
Europa muß ein Europa der Vaterländer sein" . 
(Bundesrat D r 0 c h ( e  r: Bürger.') Und auch das 
Vaterland Europa ein Europa der Vaterländer 
mit den Bürgerinnen und Bürgern darinnen. 

Und da meine ich, daß der Bürgersinn, das Hei
matbewußtsein und das Regionalbewußtsein ,  
aber auch die kluge Nachbarschaftspolitik des 
Burgenlandes über alle Parteigrenzen hinweg -
das sind die Umstände. die auch jetzt zu der neu
en Zusammenarbeit geführt haben - ein Regio
nalbewußtsein ,  ein Europabewußtsein darstell
ten,  an dem sich viele ein Beispiel nehmen kön
nen. 

Ich glaube, daß dieses Jubiläum des Bundeslan
des Burgenland 1 99 1  - neun Jahre vor dem 
Jahr 2000 - ein Beispiel ist, das uns in der Län
derkammer zu denken geben soll ,  auch für die 
Zukunft. Wir wünschen dem Burgenland für sei
ne weitere Entwicklung das Allerbeste. Frühere 
Mandatare der Länderkammer haben bedeutende 
Funktionen im Burgenland inne, wie unser Kolle
ge Kaplan, der Herr Zweite Präsident des Landta
ges Frasz und Sie, Herr Dr. Rezar. Es ließen sich 
noch viele andere nennen, auch viele frühere 
Vorsitzende des Bundesrates. 

Das zeugt von einer Dynamik unseres Födera
lismus, für den Sie, Herr Präsident Pomper, nach 
jahrzehntelangem Wirken als Bürgermeister Ih
rer Heimatgemeinde, in der es viele ethnische 
Gruppen gibt und die ein kleines Europa ist, ein 
Musterbeispiel sind. Wir gratulieren auch Ihnen, 
Herr P räsident, daß Sie dank einer glücklichen 
Fügung gerade in diesem Halbjahr des Jubiläums 
Ihres Bundeslandes für Burgenland den Vorsitz 
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innehaben können, und ich möchte Ihnen im Na
men unserer Fraktion - der ÖVP - für dieses 
Ihr Halbjahr das Allerbeste wünschen. ( Beifall bei 
Ö VP und SPÖ. )  [ 7.37 

Präsident:  Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fal l .  

D ie Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun
desrat mit 5 t i m m e n e i n h e l  [ i g k e i t, gegen 
den Geselzesbeschluß des Nationalrates k e i -
n e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

1 7 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10. Juli 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz über 
die Leistung eines freiwilligen Beitrages zum 
zweiten Fenster des Gemeinsamen Rohstoffonds 
( 1 25 und 206/NR sowie 4 108/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 1 7. Punkt 
der Tagesordnung: Bundesgesetz über d ie Lei
stung eines freiwil ligen Beitrages zum zweiten 
Fenster des Gemeinsamen Rohstoffonds. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Nor
bert Tmej übernommen. Ich bitte um den Be
richt. 

Berichterstatter Norbert Tmej :  Sehr geehrter 
Herr Präsident! Herr Staatssekretär ! Hohes Haus! 
Der gemeinsame Rohstoffonds (GF) wurde Ende 
der siebziger Jahre im  Rahmen eier UNCTAD 
ausgehandelt. Die Zielsetzung ist, elen Entwick
lungsländern durch höhere Rohstoffpreise und 
vermehrte Nachfrage nach Rohstoffen ein höhe
res Exporte inkommen zu verschaffen. Der GF 
hat zur  Verfolgung seiner grundsätzl ichen Ziel
setzung zwei strikt getrennte Fenster (Konten) .  
Das erste Fenster soll Rohstoffabkommen, die 
Ausgleichslager anlegen. die Finanzierung durch 
die E rbringung von Bankdienstleistungen erleich
tern. Das zweite Fenster soll bei Rohstoffen, de
ren E xport für Entwicklungsländer von großer 
wirtschaftlicher Bedeutung ist und die für Aus
gleichslager n icht in F rage kommen, zum Beispiel 
wegen Verderblichkeit, Projekte durchführen. 
Hier ist vor allem an Forschungsprojekte gedacht, 
die auf Produktivitätssteigerungen. Verbesserun
gen beim Vertrieb sowie Erhöhung der Nachfrage 
durch Diversifikation abzielen. Aus diesem zwei
ten Fenster kann der GF Darlehen und auch Zu
sch üsse gewähren. 

Anläßlich der 5 .  Welthandelskonferenz im 
Mai 1 979 hat Österreich einen freiwill igen Bei
trag von 2 Millionen US-Dollar für das zweite 
Fenster des GF zugesagt. Der gegenständliche 
Beschluß des Nationalrates sol l  die gesetzliche 
Ermächtigung für die Leistung desselben schaf
fen. Dieser Betrag wird voraussichtlich in mehre
ren Raten bezahlt werden .  Die 1. Rate wird zu
mindest 200 000 US-Dollar betragen und noch 
im Jahr 1 99 1  geleistet werden. 

Der F inanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner S itzung vom 1 1 .  Jul i  1 99 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen E inspruch zu erheben. ( Vizepräsident 
S t r u t z  e n b e r g e r  übernimmt den Vorsitz. ) 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 0. Juli 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz über 
die Leistung eines freiwilligen Beitrages zum 
zweiten Fenster des Gemeinsamen Rohstoffonds 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort
meldungen liegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließe der Bun
desrat mit 5 I i m m e n e i n  h e l i  i g k e i l. gegen 
den Geselzesbeschluß des Nationalrates k e i -
n e 11 E i n  s p r  u c h zu erheben. 

18. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10. Juli 1991 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Leistung eines Beitrages zur von der Welt
bank verwalteten Globalen Umweltfazilität ( 139 
und 207/NR sowie 4 109IBR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen nun zum 1 8 .  Punkt der Tagesordnung :  
Bundesgesetz über  die Leistung eines Beitrages 
zur von der Weltbank verwalteten Globalen Um
weltfazilität. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Diet
mar Wedenig übernommen. Ich b itte um den Be
richt. 

Berichterstatter Dietmar Wedenig: Sehr geehr
ter Herr Präsident! Verehrter Herr Staatssekre
tär! Hoher Bundesrat! Die Schaffung einer 
G lobalen Umweltfazilität (Global Environment 
Facility - GUF) wurde, auf eine Initiative anläß
l ich der Weltbank-Jahres-Tagung 1 989 zurückge
hend, von Vertretern interessierter Geberländer 
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während des Jahres 1 990 verhandelt und im No
vember 1990 beschlossen. Der diesbezügliche Re
solut ionsentwurf, der die Grundlage für die Ver
waltung dieser Fazil ität durch die Weltbank  sowie 
für die Beitragsleistungen der einzelnen Geber
länder bi ldet, wurde am 1 4. März 199 1  vom Exe
kutivdirektorium der Weltbank angenommen. 

Die GUF soll vorerst als Pi lot-Programm wäh
rend des Dreijahreszeitraumes 1 99 1  bis 1 993 ge
führt werden und Projekte in folgenden vier Auf
gabenbereichen formulieren und finanzieren: 
Bekämpfung der Zerstörung der Ozonschicht, 
Bekämpfung von Klimaveränderungen (Glas
hauseffekt), Reinhaltung internationaler Gewäs
ser u nd Erhaltung der Artenvielfalt. 

Zur Realisierung der in Aussicht genommenen 
Aktivitäten soll vorerst für die nächsten drei Jah
re insgesamt eine Mil liarde Sonderziehungsrechte 
in Form von Geschenken (Grants) aufgebracht 
werden. 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates sol l  die Ermächtigung für die 
Leistung des österreichischen Beitrages zum 
Treuhandfonds der Globalen Umweltfazi lität in 
der Höhe von 400 Mil lionen Schill ing geschaffen 
werden . Dieser Betrag wi rd zur Gänze in Bundes
schatzscheinen, und zwar in drei gleichen Jahres
raten 199 1 ,  1992 und 1 993, geleistet werden. 

Der Finanzausschu ß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 . Juli 1 99 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen E inspruch zu erheben.  

Als E rgebnis seiner Beratung stellt der F inanz
ausschuß  somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen :  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
10 . Ju l i  1 99 1  betreffend e in Bundesgesetz über 
die Leistung eines Beitrages zur von der Welt
bank verwalteten Globalen Umweltfazil ität wird 
kein E inspruch erhoben .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort
meldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b  s t i m m u n g beschließt der Bun
desrat mit S t i m  m e n e i n h e l l  i g k e i t, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i -

n e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

19. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10. Juli 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Präferenzzollgesetz neuerlich geändert 

wird ( 1 45 und 204/NR sowie 4 1 1 0/BR der Beila
gen) 

20. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10.  Juli 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über vorläufige Zollmaß
nahmen im Rahmen der multilateralen Handels
verhandlungen des GATT (Uruguay-Runde) ver
längert wird ( 1 46 und 205/NR sowie 4 1 1 1/B R  
der Beilagen) 

2 1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10. Juli 1991 betreffend GATT; Art. XXVIII; Er
gebnis der Verhandlungen mit den EG betref
fend die Kündigung des GATT-Zolles für Bruch
reis ( 1 36 und 230/NR sowie 4 1 1 2/BR der Beila
gen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen nun zu den Punkten 1 9  bis 2 1  der 
Tagesordnung, über die die Debatte unter einem 
abgeführt wird . 

Es sind dies: 

ein Bundesgesetz, mit dem das Präferenzzollge
setz neuerlich geändert wird, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über vorläufige Zollmaßnahmen im Rahmen der 
multilateralen Handelsverhandlungen des GATT 
(Uruguay-Runde) verlängert wird , und 

GATT; Artikel XXVIII; Ergebnis der Verhand
lungen mit den EG betreffend die Kündigung des 
GATT-Zolles für Bruchreis. 

Die Berichterstattung über die Punkte 1 9  und 
20 hat Frau Bundesrätin Dr. E leonore Hödl über
nommen. Ich bitte um die Berichterstattung. 

Berichterstatterin Dr. Eleonore Hödl: Sehr ge
ehrter Herr Präsident! Werter Herr Minister !  
Meine Damen und Herren! Ich bringe den Be
richt des F inanzausschusses über den Beschluß 
des Nationalrates vom 10. Juli  1 99 1  betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das P räferenzzollge
setz neuer lich geändert wird. 

Das Präferenzzollgesetz in der Fassung BGBI .  
Nr.  1 70/ 1 99 1  läuft mit 3 1 .  Dezember 1 99 1  aus. 
Hinsichtlich der Verlängerung dieses Gesetzes für 
eine weitere Dekade liegt im wesentlichen Kon
sens vor. 

Im Zuge der Integrationsbem ühungen Öster
reichs besteht seit längerem die Absicht, das 
österreichische Schema der Allgemeinen Zol lprä
ferenzen in einer dem EWG-Schema der Allge
meinen Zollpräferenzen vergleichbaren Weise zu 
gestalten .  Dies war bislang unmöglich, da die An
wendung des EWG-Schemas bei vielen Waren 
auf mengenmäßigen Kontingenten aufbaut, die 
dem Präferenzzollgesetz fremd sind. 
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Innerhalb der EWG können nunmehr Bestre
bungen festgestellt werden ,  die auf eine struktu
relle Änderung des EWG-Schemas abzielen. Die 
Ergebnisse der in diesem Zusammenhang geführ
ten Diskussionen werden voraussichtlich erst mit 
Jahresende vorl iegen. 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates sol l  die Geltungsdauer des der
zeit i n  Kraft stehenden Präferenzzollgesetzes um 
ein Jahr verlängert werden ,  damit bei der Neufas
sung die jüngsten Entwicklungen in der EWG Be
rücksichtigung finden können. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 . Juli 199 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen , kei
nen Einspruch zu erheben .  

Als  Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
10. Ju li 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Präferenzzollgesetz neuerlich geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben .  

Ich bringe weiters den Bericht des Finanzaus
schusses über den Beschluß des Nationalrates 
vom 1 0. Jul i  199 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über vorläufige Zoll
maßnahmen im Rahmen der multilateralen Han
deisverhandlungen des GATT (Uruguay-Runde) 
verlängert wird . 

Mit dem Bundesgesetz vom 2 7. April 1 989, 
BGB!.  Nr. 247,  geändert durch das Bundesgesetz 
vom 8. November 1 989, BGB!. Nr. 5781 1 989, 
wurden Zollsenkungen in Kraft gesetzt, die als 
Vorleistung auf die im Rahmen der multilateralen 
Handelsverhandlungen des GATT (Uruguay
Runde) vorzunehmenden Zollsenkungen anzu
wenden sind. Die Anwendungsdauer dieser Zoll
senkungen wurde vorerst mit 3 1 .  Dezember 1 99 1  
befristet. Bei dieser Fristsetzung wurde davon 
ausgegangen ,  daß die Uruguay-Runde wie vorge
sehen Ende 1 990 zum Abschluß  gebracht wird 
und die aus ihr resultierenden Zollsenkungen im 
darauf folgenden Jahr ausgearbeitet und in Kraft 
gesetzt werden können. Diese Erwartung hat sich 
jedoch nicht erfü llt, da es der Ministertagung des 
Handelsverhandlungskomitees nicht ge lang, ei
nen Konsens über die Ergebnisse der Handelsver
handlungen zu erzielen. Es ist damit zu rechnen, 
daß die Uruguay-Runde erst im Laufe des Jah
res 1 992 zu einem Abschluß kommen wird. 

Der vorl iegende Gesetzesbeschluß  sieht daher 
aus wirtschaftlichen sowie aus handelspolitischen 
Gründen eine Verlängerung der Anwendbarkeit 

der in Kraft gesetzten Zollsenkungen bis zum 
3 1 .  Dezember 1993 vor .  

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 . Juli 1 99 1  in 
Verhandlung genom men und einstimmig be
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz
ausschuß somit den A n t r a g. der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 0. Juli 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über vorläufige Zollmaß
nahmen im Rahmen der multi lateralen Handels
verhandlungen des G ATT (Uruguay-Runde) ver
längert wird, wird kein Einspruch erhoben . 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Die Be
richterstattung über den Punkt 2 1  hat Herr Bun
desrat Ing. August Eberhard übernommen. Ich 
bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Ing. August Eberhard: Herr 
Präsident! Herr Staatssekretär! Österreich führt 
Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII betreffend 
die Kündigung des GATT-Zolles bei bestimmten 
Agrarprodukten beziehungsweise landwirtschaft
l ichen Verarbeitungsp rodukten,  darunter auch 
Bruchreis, ex ZTNr. 1 00640. Um eine Schädi
gung der österreichischen Landwirtschaft durch 
stark steigende Importe von Bruchreis zu vermei
den, wurde bereits 1 98 7  eine mengenmäßige Ein
fuhrbeschränkung für diese Ware in Kraft ge
setzt. Diese Maßnahme wurde dem GATT als 
Notstandsmaßnahme gemäß Artikel XIX des 
GATT notifiziert. E in  Weiterbelassen der frühe
ren Regelung hätte ein massives Ansteigen der 
Importe von Bruchreis zur Folge gehabt, wo
durch das Exporterfordernis für Futtergetreide 
äquivalent zugenommen hätte und damit auch 
zusätzliche Budgetkosten erwachsen wären .  

Die Verhandlungen betreffend die Kündigung 
des GATT -Zolles für Bruchreis konnten einver
nehmlich abgeschlossen werden .  E ine diesbezüg
l iche Notifikation an den Generaldi rektor des 
GATT wurde von Österreich und der EG unter
zeichnet. 

Durch die Kündigung des GATT-Zolles für 
Bruchreis kann die Abschöpfung nach dem Stär
kegesetz bei dieser Position in voller Höhe einge
hoben werden. Als Kompensation für die Kündi
gung dieses GATT -Vertragszol les wird die Zoll
freiheit von Bruchreis für die Herstellung von 
Bier und für ein Jahreskontingent von jährlich 
1 000 t Bruchreis für d ie Herstellung von Kinder
nährmitteln im GATT gebunden. 

Dem Nationalrat e rschien bei der Genehmi
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom-
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mens die E rlassung von besonderen Bundesgeset
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des Vertragsinhaltes in die inner
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli
che Vorlage in seiner S itzung vom 1 l . Juli 1 99 1  
i n  Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt
schaftsausschuß somit den A n  t r a g , der Bun
desrat wolle beschließen : 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
10. Juli 1 99 1  betreffend GATT; Artikel XXVIII ;  
Ergebnis der  Verhandlungen mit den EG betref
fend die Kündigung des GATT-Zolles für Bruch
reis, wird kein Einspruch erhoben.  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
hen in die Debatte ein,  die über d ie zusammenge
zogenen Punkte unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Alfred Gusenbauer. Ich erteile dieses. 

1 7.51 
Bundesrat Dr. Alfred Gusenbauer (SPÖ, Nie

derösterreich):  Sehr verehrter Herr Präsiden t! 
Hoher Bundesrat! D ie Verlängerung der vorläufi
gen Zollmaßnahmen im Rahmen der Uruguay
Runde des GATT können in der Tat Anlaß zu 
Betrachtungen aus unterschiedlichen Perspekti
ven geben .  In Österreich werden meistens die 
Aussichten der österreichischen Landwirtschaft 
unter diesem Prätext diskutiert. 

Da 90 P rozent des weltweiten Handels zwi
schen den rund 100 GATT-Ländern im Rahmen 
seiner Abkommen reguliert werden ,  gilt das 
GATT als eines der Hauptinstrumente der Welt
wirtschaft neben der Weltbank und dem Interna
tionalen Währungsfonds. Gerade weil die GATT
Verhandlungen über die Liberalisierung des 
Welthandels an den un überbrückbaren Interes
senkonfl ikten zwischen den mächtigen Akteuren 
USA und EG gescheitert sind, will ich die GATT
Problematik entlang der Nord-Süd- oder Arm
Reich-Koordinate jedenfalls in bezug auf einen 
die Welt heute sehr stark bewegenden Hauptwi
derspruch diskutieren . 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen. daß 
das Dr . -Karl-Renner-Institut erst vor kurzem ein 
sehr verdienstvolles Symposium abgehalten hat, 
das diese Problematik durchleuchtet hat. 

Seit seiner Gründung im Jahre 1947 ist es Ziel 
des GATT, durch Abbau von Zöllen und anderen 
Handelshemmnissen den internationalen Handel 
zu fördern.  Handel wird dabei als wirtschaftspoli
tisches Ziel an sich gesehen, da er entsprechend 

dem von David Ricardo geschaffenen Theorem 
der komperativen Kosten-Nutzen die jeweil igen 
Kostenvorteile der verschiedenen Länder bei be
stimmten Produkten in die größtmögliche P ro
duktivität aller Länder übersetzt. Nach d ieser 
Theorie ist der Wohlstand von Staaten dann ma
ximiert, wenn sie sich auf die Produ ktion von je
nen Gütern spezialisieren,  die angesichts ihrer 
Standortvorteile am kostengünstigsten erfolgen 
kann,  und wenn sie jene Güter auf dem Welt
markt nachfragen, bei denen sie komperative 
Standortnachteile haben .  

Schon in der theoretischen Diskussion hat einer 
der Vorgänger Ricardos, Adam Smith, darauf 
hingewiesen, daß es Funktionen in der Wirtschaft 
gibt, bei denen die Marktmechanismen allein ver
sagen. Die Entwicklung neuer Industrien ist e in 
Beispiel dafür. Daß sich etwa die Länder auf dem 
europäischen Kontinent und die USA trotz über
mächtiger Konkurrenz Großbritanniens in  der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu Industrie
staaten entwickeln konnten, war eindeutig massi
ven Schutzzöllen, den Erziehungszöl len für die 
.. infant industries" , zu verdanken. Noch heute 
schützen sich die ostasiatischen Schwellenländer, 
die neu industrialisierten Staaten, mit einer Fülle 
tarifärer und nicht tarifärer Handelshemmnisse. 
Seit dem GATT-Abschluß 1 947 haben sich bin
nen 30 Jahren der Welthandel versechsfacht und 
das Weltsozialprodukt verdreifacht. 

Der Skepsis der Entwicklungsländer gebenüber 
dem Freihandel wurde durch das Präferenzsy
stem des GATT Rechnung getragen,  das als e in 
konkreter Ausdruck des Entwick lungsprinzips 
den Freihandel mäßigt. Die Forderungen einiger 
Industriestaaten, allen voran der USA, nach e iner 
vertikalen wie horizontalen Liberalisierung, das 
heißt nach einer Vertiefung des bisherigen Frei
handels und einer Ausweitung auf die Landwirt
schaft, auf Dienstleistungen, Investitionen und 
auf den Schutz des geistigen Eigentums, stellen 
heute das Entwicklungsprinzip zur Disposition .  

Nicht nur Dritte-Weit-Autoren sehen i n  dieser 
Entwicklung eine neue Form der Kolonialisie
rung, eine Kolonialisierung, die weder Besat
zungstruppen noch abscheuliche Herrschaftsfor
men braucht. 

Die Monopolisierung von Information und 
Wissen in  den Händen weniger, die Hand in Hand 
geht mit der Entwicklung mächtiger,  regionaler 
Integration,  also der neuen Handelsblöcke, USA, 
des japanisch-pazifischen Raumes und der EG,  
die die Entwicklungsländer entweder von ihren 
Märkten fernhaIten oder als Marktreserven ge
brauchen, wird zu Recht beklagt. 

Die ungleich strukturierte internationale Ar
beitstei lung und die daraus resu ltierenden unglei
chen Handelsbeziehungen bringe n eben für I ndu-
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strie- und Entwick lungsländer unterschiedl iche 
Wirkungen auf Entwicklungsprozesse, Produk
tionsstrukturen.  Einkommensverteilung, Arbeits
markt oder Infrastrukturausstattung und führen 
zur strukturellen Bereicherung des industriali
sierten Nordens und zur strukturel len Verarmung 
der Dritten Welt. 

Die in der Kolonialisierung begonnene Um
funktionierung lokaler Ökonomien in der Dritten 
Welt auf die Importbedürfnisse des Nordens und 
die dominante Nachfragestruktur des Weltmark
tes haben zu einer strukture l len Unterschiedlich
keit unter anderem des Agrarsektors geführt, so
daß viele Dritte-Welt-Länder die Nahrungsmit
telversorgung ihrer Bevölkerung nicht sicherste l
len können, die Armut zunimmt und das 
Wohlstandsgefälle zwischen Nord und Süd 
wächst. 

Während der Außenhandel im Norden als Er
gänzung der binnenorientierten Aktivitäten be
griffen wird, sol l  er i n  der Dri tten Welt Motor der 
E ntwicklung sein. Doch gerade die enge Rück
koppelung zwischen dem Exportsektor der Drit
te-Welt-Staaten und den Metropolen, statt eines 
in das Innere der Entwicklungsstaaten gerichteten 
Wirtschaftskreislaufs, der d ie Produktion von 
Produktionsmitteln mit einer Produktion von 
Massenkonsumgütern verbindet und die Massen
kaufkraft steigert, führt zu Unterentwicklung. 
Durc h die asymmetrisch strukturierten Beziehun
gen zwischen dem Norden und dem S üden ist das 
Wirtschaftssystem im Süden strukturell vom Nor
den abhängig und entfaltet keine breite Akkumu
lationsdynamik  nach innen mit einer positiven 
Auswirkung auf Beschäftigung und Einkommen 
der Masse der Bevölkerung. Als Folge beobach
ten wir eine steigende Marginal isierung der Be
völkerung des Südens, die nicht zuletzt in einer 
massenhaften Verslumung immer grö ßerer urba
ner Agglomerationen zum Ausdruck kommt. 

Das Problem ist, daß die Entwicklungsstaaten 
trotzdem nur sehr begrenzt gemeinsam hand
lungsfähig sind. Sie sind zerrissen im Inneren 
duch die Spaltung zwischen armen Massen und 
den an nördlichen Standards orientierten nationa
len Eliten, und sie sind zersplittert untereinander 
durch die verschiedenen Interessen von agrarim
portierenden und agrarexportierenden Entwick
lungsländern. 

Was offensichtlich auch die österreichische 
Bauernschaft betrifft, ist der Umstand, daß ein 
unbeschränkter Freihandel im Agrarbereich, der 
450 Milliarden US-Dollar oder 1 3  Prozent des 
gesamten Welthandels umfaßt, in den Industrie
staaten zu einer weiteren Dominanz des Agrobu
siness mit se inen bekannten Nachteilen führen 
würde und in den Entwicklungsländern zu einer 
weiteren Ausweitung der Plantagen wirtschaft mit 
Monokulturcharakter . 

Hoher Bundesrat ! Natürlich k lammert die 
GATT-Verhandlungsrunde wesentl iche Fragen 
aus, die zu diskutieren sind, wenn wir an das tref
fende Schlagwort von den achtziger Jahren als der 
verlorenen Dekade für die Dritte Welt denken: 
pol itisch i nduziertes Sinken der Rohstoffpreise, 
Schuldenkrise , Nettokapitaltransfer von Süd nach 
Nord, Bevölkerungsexplosion ,  Waffen handel et 
cetera. Im Kontext des so oft strapazierten Be
griffs der neuen Weltordnung, die nach wie vor 
einer inhaltl ichen Erfüllung harrt, d ie über die 
am Golf demonstrierte Gewinn- und Führbarkeit 
regionaler Kriege hinausgeht, muß die Frage der 
Demokratisierung der Weltwirtschaft angespro
chen werden. 

Die Handelsaussichten der Dritten Welt sind 
völlig abhängig von den Wachstumsraten der In
dustriestaaten, die geprägt sind vom globalen Ma
nagement der großen Industriestaaten in 
der G- 7-Gruppe. Deren E ntscheidungen über 
Zinssätze, Inflationskontrolle, Harmonisierung 
der Wechselkurse et cetera bestim men auch die 
Perspektiven der Dritten Welt. 

Es ist skandalös, daß die Mehrheit der Mensch
heit, nämlich Staaten der Dritten Welt, dort nicht, 
nicht einmal im Status von Beobachtern vertreten 
sind. 

Ich knüpfe an den Besuch des sowjetischen Prä
sidenten Michail Gorbatschow bei der nächste 
Woche beginnenden G-7-Runde in London die 
Hoffnung, daß damit ein erster Schritt gesetzt 
wird, auch betroffene Staaten oder Staatengrup
pen, die große Tei le und Problemzonen der Welt
wirtschaft repräsentieren, zum Verhandlungstisch 
der G 7 zu bringen .  

Liebe Kollegen!  Hoher Bundesrat ! Österreich 
gehört zu den reichsten Staaten der E rde. Es ist 
ein Privileg der Geschichte, hier leben und arbei
ten zu dürfen .  Wäre es nicht angebracht, ange
sichts unseres subjektiven Reichtums als Tei l  des 
industriellen Nordens und angesichts der immer 
stärker wachsenden Probleme des Südens e inmal 
die Rangfolge unserer Verteilungsprioritäten zu 
überdenke n? 

Bis heute messen wir 99,8 Prozent der Bedeu
tung der innerösterreich ischen Verteilung und 
rund 0,2 P rozent, was auch ungefähr unserer 
Entwick lungshi lfe entspricht, der internationalen 
oder externen Verteilung zwischen Nord und Süd 
zu. Wir sol lten uns mit den Forder ungen vieler 
Umwelt- und Entwicklungsorganisationen aus
e inandersetzen, die sich der Sache der Mehrheit 
der Menschheit angenom men haben .  Es hat im 
Zuge der GATT-Verhandlungsrunde in  Brüssel 
im Dezember 1 990 eine Konferenz d ieser Initiati
ven gegeben,  die "zehn Forderungen aus dem 
Schatten" formuliert haben,  zehn Forderungen, 
die es sich zum Anliegen machen , die Problema-
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tik der Entwicklungsländer zu vertreten.  Ich ersu
che Sie, l iebe Kolleginnen und Kollegen,  diese 
Forderungen zu unterstützen. Es wird gefordert: 

1 .  Die Entwicklungsländer müssen in der Lage 
sein,  Ernährungssicherheit durch die Kontro lle 
und die Besteuerung von billigen Nahrungsmit
tel importen zu  gewährleisten, um ihre eigenen 
Nahrungsmitte lproduzenten zu unterstützen. 

2 .  Überproduktion und Exportdumping bei 
landwirtschaft l ichen Erzeugnissen aus dem Nor
den müssen beseitigt werden. 

3 .  Es müssen sowohl zur Unterstützung der 
Produktionskapazität von kleinbäuerlichen Be
trieben als auch für P reise Bedingungen geschaf
fen werden, d ie die Produktionskosten in den 
Entwicklungsländern decken. 

4 .  Alle Länder müssen die Standards von Um
weltverträglichkeits- und Gesundheits- und 
PfLanzenschutzbestimmungen beachten. Das 
GATT darf das Recht der Länder nicht einschrän
ken,  weitergehende Standards einzuführen. 

5. Die Bevölkerung der Entwicklungsländer 
muß das Recht behalten,  Investitionen und die 
Verhaltensweisen transnationaler Konzerne zu 
regulieren. 

6. Internationale Maßstäbe für den Schutz gei
stigen Eigentums müssen weiterhin in der Ver
antwortlichkeit der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum bleiben. 

7 .  Das Multifaserabkommen muß in längstens 
sieben Jahren auslaufen .  

8. Die Arbeitsweise des GATT-Systems muß 
rechenschaftspflichtig, demokratischer und trans
parenter gestaltet werden. 

9. Eine neue internationale Handelsorganisa
tion sollte im Rahmen der Vereinten Nationen 
errichtet werden. 

1 0. Keine Handelstätigkeit darf d ie Grundrech
te der Menschheit verletzen . 

Hoher Bundesrat! Ich bin mir dessen bewußt, 
daß diese Fragen nicht immer oder, besser, sehr 
selten im Zentrum der Diskussionen auch unseres 
Hauses stehen. Aber ich glaube. daß es notwendig 
ist, daß wir u ns den Realitäten auf dieser E rde 
stellen. Wir werden andere heute schon diskutier
te F ragen, wie die neue Völkerwanderung, die 
Ausländerproblematik ,  die Asylantenproblematik 
et cetera, nicht lösen, wenn wir uns nicht stärker 
den Ursachen all  dieser Entwicklungen zuwen
den. E ine der Hauptursachen ist die gegebene 
weltwirtschaftl iche S ituation mit ihren immanen
ten E ntwicklungstendenzen. Ich betrachte es als 

meine Aufgabe, diese Fragen hier im Bundesrat 
zur Diskussion zu stellen. 

Wenn wir diese F ragen diskutieren, sind wir 
uns oft nicht unserer subjektiven Stellung be
wußt. Erinnern wir uns daher an ein Wort Jura 
Soyfers, eines österreich ischen Dichters, der im 
Konzentrationslager umgekommen ist, an  sein 
"Lied von der E rde" ( Vizepräsidem Dr. 
S c  h a m  b e c k übernimmt den Vorsitz) :  

"Voll Hunger und vol l  Brot ist diese E rde, vol l  
Leben und vol l  Tod ist diese E rde, in  Armut LInd 
in Reichtum grenzenlos. Gesegnet und verdammt 
ist diese Erde. Von Schönheit hell umflammt ist 
diese Erde, und ihre Zukunft ist herrlich und 
groß." - Danke schön. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP. )  18.07 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich weiters gemeldet Herr Bundesrat 
Erhard Meier. Ich erteile es ihm. 

18JJ7 
Bundesrat Erhard Meier (SPÖ, Steiermark): 

Sehr  geehrter Herr P räsident! Herr Staatssekre
tär! Sehr geehrte Damen und Herren des Bundes
rates! Zwei der vorliegenden Gesetze handeln von 
dem GATT, dem General Agreement on Tariffs 
and Trade, welches 1 947, damals von 23 Staaten, 
gegründet wurde. Es ist eigentlich ein Provisori
um gewesen statt einer damals nicht durchführba
ren Welthandelsorganisation. 

Wenn man die Problematik gehört hat und die 
Verschiedenheit der Staaten, die dem GATT an
gehören, betrachtet, kann man sich vorstellen, 
daß es sehr schwierig ist, eine Welthandelsorgani
sation zustande zu br ingen. 

So behandelt das GATT eigentlich die Abkom
men zur Durchsetzung einer weltweiten handels
politischen Ordnung, die Neuordnung der inter
nationalen Wirtschaftsbeziehungen, die Förde
rung des Außenhandels, wobei immer besseren 
Exportmöglichkeiten eines Landes verstärkte Im
porte aus anderen Ländern gegenüberstehen. Es 
dreht sich immer um gegenseitige Zollsenkungen. 
Macht ein Mitglied einem anderen Zugeständnis
se , so stehen die ausgehandelten Zollsenkungen 
aufgrund der allgemeinen Meistbegünstigungen 
auch den übrigen Mitgliedern zu. Es dreht sich 
also um die Beseitigung dieser Diskriminierungen 
und um die Beseitigung von Kontingenten. 

Waren es 1 947 23 Mitglieder, so ist diese Zahl 
1959 auf 38 Mitglieder, 1 965 auf 58 Mitglieder 
gestiegen, und derzeit sind es fast 1 00 M itglieder. 
N ur der Ostblock mit der Sowjetunion - Aus
nahme war die Tschechoslowakei - war nicht 
beim GATT. GATT hat keine eigentlichen Sank
tionsbefugnisse und ist weniger eine Institution 
als vielmehr e ine Gruppe von Mitgliedsländern, 
die multilaterale Verträge abschließen und neue 
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Fortschritte in Verhandlungsrunden erreichen 
wollen .  Die derzeitige Uruguay-Runde ist die 
achte dieser Runden. Es gab eine berühmte Ken
nedy-Runde von 1 964 bis 1 97 1 ,  die Zollsenkun
gen und die Liberalisierung des internationalen 
Handels erreichte. Von 1 973 bis 1 979 gab es die 
Tok io-Runde, die hauptsächlich den Abbau 
nichttarifl icher Handelshemmnisse bewirkte und 
Vereinbarungen schuf, die eine begünstigte Be
handlung der Entwicklungsländer ohne Ausnah
megenehmigung zuließen. 

Wir sehen,  daß jede dieser Runden mehrere 
Jahre dauerte . In jeder dieser Runden geht es um 
ein Ringen um Vorteile oder um die Verhinde
rung von Nachteilen.  Daß es nicht leicht ist, auf 
einen gemeinsamen Nenner zu kommen, kann 
man sich vorstellen. 

Die jetzige Uruguay-Runde begann 1 986 in 
Punta dei Este, wurde 1 988 in Montreal und 1 989 
in Genf fortgesetzt und hätte eigentlich im De
zember 1 990 in Brüssel zum Abschluß gebracht 
werden so llen. Das war aber leider nicht möglich, 
sodaß sie nun fortgesetzt wird. Sie umfaßt 1 5  Be
reiche des Welthandels. Es gibt derzeit große In
teressenuntersch iede bei den Dienstleistungen, 
bei den handelsbezogenen Investitionsmaßnah
men und natürlich auch in  dem so schwierigen 
Bereich des Agrarsektors, wo auch noch keine Ei
nigung erzielt wurde. Deshalb gibt es in dieser 
Uruguay-Runde auch ein Stillhalteabkommen, 
das besagt, daß bestehende nationale Stütz- und 
Schutzmaßnahmen nicht ausgeweitet werden, 
sondern so bleiben, wie sie schon verhandelt wor
den sind. Das Ziel ist es al lerdings, die Stützungen 
und Schutzmaßnahmen vor allem in den indu
strialisierten Ländern - das betrifft auch uns -
abzubauen, weniger Förderungsmaßnahmen im 
Inland zu setzen und weniger Exportstützungen 
durchzuführen .  

Für  die OECD-Länder sollen diese gesamten 
Stützvolumen im Jahre 1 989 immerhin 1 41 Mil
l iarden Dollar betragen haben, für Österreich im
merhin 25 Mi l liarden Schi l l ing. Um diesen Wert 
l iegen die österreichischen Erzeugerpreise, bezo
gen auf das gesamte Produktionsvolu�en, über 
den vergleichbaren Weltmarktpreisen .  Osterreich 
l iegt mit diesen Stützmaßnahmen im Mittelfeld 
der OECD-Staaten.  

Die USA streben eine starke Verringerung der 
Exportstützungen um ungefähr 90 Prozent und 
eine Verri ngerung des Stützvolumens im Inland 
von 75 Prozent an. Dem stimmen die EG und 
natürlich auch Österreich nicht zu oder kön nen 
nicht zustimmen. Während sich die EG mit einer 
Verringerung von etwa 30 Prozent einverstanden 
erklärt hat, l iegt diese Zahl in Österreich bei 
20 Prozent. Und im selben Umfang, der sich aus 
der Verringerung der Stützungen im Inland er-

gibt, könnte man sich auch mit der Verringerung 
der Exportstützungen einverstanden erklären .  

Man ersieht daraus, daß das Verhandlungsan
gebot der EG mi.� den USA weit ause inander
klafft, wobei sich Osterreich eher im Rahmen der 
EG-Vorschläge bewegt. 

Von uns aus gesehen sollen für die Landwirt
schaft die außerlandwirtschaftl ichen Leistungen 
- wir haben ja schon beim Grü nen Bericht 1 989 
und bei anderen Landwirtschaftsdebatten darüber 
diskutiert - voll erhalten bleiben,  zum Beispiel 
d ie Direktzahlung an Bergbauern und Zahlungen 
für Leistungen aus regional- und umweltpoliti
schen Gründen. Jedenfal ls sind Ausgleichszah
lungen auch be i  uns danach zu beurteilen ,  ob sie 
mit  dem derzeitigen beziehungsweise zukünftigen 
G ATT in E ink lang stehen.  Die Uruguay-Runde 
wird also fortgesetzt. 

Für  Österre ich werden aller Wahrscheinlich
keit nach eine Reihe von Reformen notwendig 
sein,  sowohl für die Entwicklung hin zur EG als 
auch, um mit den europäischen Staaten möglichst 
parallel kommende GATT-Regelungen zu erfül
len. Es wird eine Novel l ierung versch iedener 
B undesgesetze, vor allem auch im Bereich der 
Landwirtschaft, Marktordnungsgesetz, Viehwirt
schaftsgesetz und so weiter,  notwendig sein .  

Mit dem vorliegenden Bundesgesetz, welches 
Zollsenkungen  als Vorleistung auf die zu erwar
tenden E rgebnisse der Uruguay-Runde nach dem 
Bundesgesetz BGBI . Nr .  247/ 1989 und BGBL 
Nr .  578/1 989 enthält, wird, da die Anwendungs
dauer derzeit b is 3 1 .  Dezember 1 99 1  befristet ist, 
e ine Verlängerung bis 3 1 .  Dezember 1 993 mög
lich. Da es sich h iebei um keine wesentlichen in
haltl ichen Ä nderungen handelt, schlage ich vor, 
keinen E inspruch gegen den Beschluß des Natio
nalrates zu erheben. 

Beim zweiten  GATT -Gesetz handelt es sich um 
einvernehmlich abgeschlossene Verhandlungen 
mit der EG betreffend die Kündigung des GATT
Zolles für B ruchreis. Es ist dies eine Maßnahme 
zum Schutz der österreichischen Landwirtschaft 
vor steigenden Importen von Bruchreis. Nach der 
K ündigung dieses GATT-Zolles kann eine Ab
schöpfung eingehoben werden, die den Import 
d rosseln wird. 

Als Ausgleich dafür wird die Kontingentierung 
für Bruchreis - ein Jahreskontingent von insge
samt 1 000 Tonen - ,  vom Bundesministerium 
für wirtschaftliche Angelegenheiten überwacht, 
für die Herstellung von Bier und Kindernährmit
teln  zollfrei erfolgen können.  Eine Änderung in 
d ieser Richtung war deshalb notwendig , wei l  die 
b isherige Regelung als Notstandsmaßnahme ge
mäß Artikel XIX des GATT nur kurzfristig gelten 
sollte. 
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Der dritte Gesetzesbeschluß  betrifft die Ände
rung des Präferenzzollgesetzes. Dieses hat nichts 
mit dem GATT zu tun. Es sieht nur eine Verlän
gerung des mit Ende 199 1  auslaufenden Gesetzes 
um ein Jahr vor. In dieser Zeit, so hofft man, 
können weitere Entwicklungen der EG berück
sichtigt werden. Derzeit ist es so, daß das EG
Schema, welches auf mengenmäßigen Kontingen
ten aufbaut, anders konstruiert ist als das Präfe
renzzollgesetz. Ich könnte mir vorstellen, daß 
auch in einem Jahr die Angleichung noch nicht 
entsprechend gestaltet sein könnte. 

Da es sich bei den unter den Tagesordnungs
punkten 1 9, 20 und 2 1  behandelten Bundesgeset
zen im wesentlichen um eine zeitliche Verlänge
rung handelt, sollte der Bundesrat seine Zustim
mung geben .  (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 18.15 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Herr 
Kommerzialrat Bundesrat Gerstl meldet sich zu 
Wort. Ich ertei le es ihm. 

18.15 
Bundesrat Alfred Gerstl (ÖVP, Steiermark):  

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Österreich hat sich immer an 
die GATT-Vereinbarungen gehalten, auch die an
deren europäischen Länder .  Nicht jedoch ein 
Staat, für den wir in letzter Zeit besondere Solida
rität zum Ausdruck gebracht haben, nämlich Ju
goslawien. 

In den Gebieten zwischen den Grenzstationen 
entstanden Duty-free-Shops, und d iese haben 
dem österreichischen Staat b isher durch den Ent
fal l  von Tabak- und Umsatzsteuer mehrere Mil l i 
arden Schil l ing Schaden verursacht. Und es wäre 
nun an der Zeit, gerade in dieser Situation Ver
handlungen mit  Jugoslawien, mit  Slowenien auf
zunehmen, um daran zu erinnern, daß auch Slo
wenien beziehungsweise Jugoslawien GATT-Ab
kommen einzuhalten hat. Das macht diesen Staat 
glaubwürdiger und begründet unsere Solidarität 
besonders. (Beifall bei der Ö VP.) 18.16 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
n icht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist ebenfal ls n icht der Fall . 

Die Abstimmung über die vorliegenden Be
schlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m  -
m u n g beschließt der Bundesrat mit S t i m  -
m e  n e i n h e i i  i g k e i t, gegen die drei Beschiüs-

se des Nationalrates k e i n e n E i n  s p r  u c h zu 
erheben. 

22. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 0. Juli 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Öffnungszeitengesetz geändert wird 
( 1 67/A-II-2180 und 227/NR sowie 4 1 1 7  und 
4 1 1 3/BR der Beilagen) 

Vize präsident  Dr.  Herbert Schambeck: Wir ge
langen nun zum 22.  Punkt der Tagesordnung: 
Bundesgesetz, mit dem das Öffnungszeitengesetz 
geändert wird . 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Ing. 
August Eberhard übernommen. Ich ersuche ihn 
höflichst um den Bericht. 

Berichterstatter Ing. August Eberhard: Herr 
Präsident! Frau Staatssek retärin! Der Verfas
sungsgerichtshof hat in seiner Entschei
dung G 25-30/90-6 vom 9. Oktober 1 990 die Be
stimmung des § 2 Abs. 1 des Öffnungszeitenge
setzes in der Fassung BGBL Nr. 633a/ 1 989 als 
verfassungswidrig aufgehoben. Damit wäre ab 
1 .  Juli  1 99 1  ( Inkrafttreten der Aufhebung) für 
Werktage Montag bis Freitag keine Begrenzung 
der Öffnungszeiten und damit auch keine Be
grenzung der Beschäftigungsmöglichkeit von Ar
beitnehmern im Handel in der Zeit zwischen 
1 8 .30 und 7 .30 Uhr (im K leinverkauf von Le
bensmitteln b is 6.30 Uhr) gesetzlich festgelegt, 
wenn keine die aufgehobene Bestimmung erset
zende Regelung getroffen wird.  

Der vorl iegende Besch luß des Nationalrates 
verfolgt das Ziel ,  der Rechtsmeinung des Verfas
sungsgerichtshofes Rechnung zu tragen ,  ohne die 
auch vom Verfassungsgerichtshof anerkannten 
Ziele einer Öffnungszeiten regelung (sozialpoliti
sche und wettbewerbsordnende Ziele) zu verfeh
len. 

Der Wirtschaftsausschuß  hat die gegenständli
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 . Jul i  1 99 1  
in  Verhandlung genommen und einstimmig be
sch lossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt
schaftsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 0. Juli 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Öffnungszeitengesetz geändert wird , 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Wir ge
hen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau B undesrätin 
Hedda Kainz.  Ich erteile es i hr .  
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18.20 
Bundesräti n  Hedda Kainz (SPÖ, Oberöster

reich): Herr Präsident! Frau Staatssekretärin ! 
Meine Damen und Herren! Der Ladenschluß hat 
uns in den letzten Jahren sozusagen als Dauer
brenner beschäftigt. Ich werde mich heute des
halb auf ganz wenige Bemerkungen beschränken, 
denn auch hier im Hohen Haus ist er ausführl ich  
und heftigst bereits bei anderen Gelegenheiten 
diskutiert worden. 

Ich denke, die Zustimmung zum heute vorl ie
genden Öffnungszeitengesetz kann wirk lich nur 
im Sinne eines Kompromisses gesehen werden, 
und zwar im Sinne eines Kompromisses, dem wir 
Gewerkschafter nur mit Zähneknirschen zustim
men und den wir zur Kenntnis nehmen m üssen .  
Dieser Kompromiß ist als Versuch der Schadens
minimierung zu sehen, denn ein unzulängliches 
Gesetz - und dazu bekenne ich mich - ist im
mer noch besser als eine völ lige Freigabe der La
denöffn ungszei ten . 

Es muß davon ausgegangen werden, daß die 
Lebensbedingungen und Arbeitsbedingungen der 
Handelsangestellten in den letzten Jahren sukzes
sive so verschlechtert wurden, daß dies bereits zu 
massiven Abwanderungen im Bereich des Han
dels geführt hat, vor allem zur Abwanderung der 
qualifizierten Kräfte. 

Die bere its - nicht viele , aber doch einige -
vorhandenen Erfahrungen m it den erweiterten 
Öffnungszeiten zeigen, daß die Konsumenten 
zwar ihr E inkaufsverhalten verändert haben und 
diese verlängerten Öffnungszeiten bedingt ange
nommen haben, es kann jedoch  keinesfalls davon 
ausgegangen werden, daß die Konsumenten dies 
als sehr wichtig beziehungsweise erstrebenswert 
empfinden. Und es kam, wie von uns ja auch im
mer wieder aufgezeigt, zu einer Veränderung der 
E inkaufsgewohnheiten, von denen aber fast aus
nahmslos Einkaufszentren und Großkaufhäuser 
profitieren,  mit aB den damit verbundenen nega
tiven Auswirkungen zum Beispiel auch auf den 
Verkehr. 

Negativ betroffen von diesen Umsatzverlage
rungen sind jedoch jene Unternehmen, die im 
Nahversorgungsbereich tätig sind und die prak
tisch lebensversorgenden Charakter haben .  Da
mit ist auch die Nahversorgung ernsthaft gefähr
det, damit auch jene Bevölkerungsgruppen, d ie 
die geringsten Möglichkeiten haben, sich d iesen 
negativen Auswirkungen zu entziehen,  nämlich 
alte Menschen und einkommensschwache Grup
pen, also auch die Familien. 

Es stellt sich damit wirklich ernsthaft die Frage, 
welche Klientel die ÖVP vertritt. Wenn der Herr 
Wirtschaftsminister sehr stolz  verkündet, daß wir 
in Österreich nun die l iberalsten Öffnungszeiten 

Europas haben, dann kann ich wirklich nur fra
gen :  Für wen bringen diese liberalen Offenhalte
zeiten Vorteile? - Die Konsumenten sind es kei
nesfalls - ich glaube, davon können wir ausge
hen - ,  denn die zur Verfügung stehenden Mittel 
waren auch bis jetzt in kürzeren Öffnungszeiten 
umzusetzen und praktisch an den Mann, an den 
Handel zu bringen. Die Famil ien sind es auch 
nicht. Auch wenn sich Herr Staatssekretär 
Stummvoll heute im Zusammenhang mit der 
Steuerreform zwar sehr familienfreundlich gege
ben und einige Aussagen getroffen hat, die in 
Richtung Stärkung der Familien gingen. und auch 
wenn sich der oberösterreichische Landeshaupt
mann - derzeit im Wah lkampf - auf Plakaten 
sehr famil ienfreundlich zeigt, so kann doch wohl 
niemand behaupten, daß die längeren Ladenöff
nungszeiten positive Auswirkungen auf die Fami
lien haben, ganz egal.  ob es die Familien der Ar
be itnehmer oder  der Unternehmer sind. 

Ebenfal ls nicht positiv betroffen ist die Gruppe 
der Frauen; die Be lastungen, die sich aus den län
geren Öffnungszeiten für die überwiegend weibli
chen Handelsangestel lten ergeben , wurden auch 
hier an dieser Stelle bereits oft und ausführlich 
diskutiert. 

Die Befürworter der längeren Offenhaltezeiten 
haben aber leider nicht das geringste Verständnis 
dafür. ( Zwischenruf bei der Ö VP. ) Da wir uns 
permanent für kürzere Arbeitszeiten einsetzen 
und auch Ihren Wünschen der F lexibilisierung 
weitgehend entgegenkommen, meine ich nicht, 
daß die berufstätige Hausfrau Probleme hat, i hre 
M ittel auszugeben .  Die bereits jetzt vorhandenen 
Ladenöffnungszeiten sind durchaus ausreichend 
- auch durch I hre eigenen Untersuchungen be
wiesen. 

Auch die Unternehmen - ich habe schon dar
auf hingewiesen - ,  nämlich Klein- und Mittelbe
triebe, sind nicht positiv betroffen, auch das ist in 
vielen Umfragen bereits festgehal�.en worden. 
Auch diese Schicht ist gegen längere Offnungszei
ten .  Ich nehme an, daß gerade diese Berufsgruppe 
ihre Argumente ja  bei ihren Vertretern deponiert 
hat und sie deshalb wissen ,  warum das so ist. Man 
kann also auch nicht davon ausgehen, daß sich 
diese Gruppe vertreten fühlt. 

Es b le iben also wirklich nur mehr die angespro
chenen Bereiche der Einkaufszentren und der 
Großkaufhäuser.  Diese versuchen natürlich, die 
neuen Möglichkeiten zu nutzen. 

Die Ankündigung der längeren Offenhalte
möglichkeiten in Oberöster reich hat bereits dazu 
geführt, daß weitere Kündigungen nicht nur an
gekündigt wurden, sondern daß Handelsange
stellte ihre Kündigungen bereits deponiert haben. 
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Meine Damen und Herren!  Es mag die Tatsa
che , daß die Handelsangestellten uns Gewerk
schaftern und auch Sozialdemokraten diese nega
tiven Auswirkungen zuordnen, schmerzhaft für 
uns sein ,  ich meine aber ,  daß die Verantwortung 
in Ihrem Bereich,  bei den Unternehmern, die we
sentlich schmerzhafteren Auswirkungen haben 
wird. denn dort können sie existenzbedrohend 
sein. Denn wenn jene Unternehmer nicht mehr 
reüssieren können, wei l  ihnen die Arbeitskräfte 
fehlen, die ihnen die Gewinne erarbeiten müssen, 
dann geht das, wie ich meine, in  den Bereich der 
Existenzgefährd ung. 

So würde ich aber auch Frau Rabl-Stadler emp
fehlen, nicht für Verschlechterungen einzutreten. 
sondern dafür zu sorgen, daß ordentliche Arbeits
bedingungen,  vor allem für die HandeIsangestell
ten erarbeitet werden können. Dann braucht sich 
Frau Rabl-Stadler auch keine Sorgen um die Ar
beitsmarktverwaltung zu machen (Bundesrat [ng. 
P e  n z: Die Sorge besteht zu Recht.' ) ,  denn ich 
meine, daß die Arbeitsmarktverwaltung mit jenen 
Rahmenbedingungen, für die jedenfalls die Wirt
schaft zu sorgen hat, durchaus in der Lage ist, 
ihrer Vermittlungstätigkeit nachzukommen. (Bei
fall bei der SPÖ. - Zwischenruf des Bundesrates 
B i  e r  i n g e r. )  

Meine Damen und Herren ! Ich glaube, daß 
Ihre Reaktion beweist, daß ich nicht ganz unrecht 
habe und daß diese Bemerkungen bei Ihnen ins 
Schwarze treffen (Bundesrat lng. P e  n z: Weil Sie 
unrecht haben, wurde dieser Zwischenruf ge
mache/) .  im wortwörtlichen Sinne ins Schwarze 
treffen .  

Meine Damen und Herren! Wir  werden der 
vorliegenden gesetzlichen Regelung, wie schon 
gesagt, zähneknirschend die Zustimmung geben. 
Wir werden aber mit allen uns zur Verfügung ste
henden Mitteln darauf achten, daß d ie Arbeits
zeitgesetze eingehalten werden und daß wenig
stens über diesen Weg die Handelsangeste llten 
nicht absolut in die Schutzlosigkeit abrutschen. 
(Beifall bei der SPÖ. )  18.28 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Er ich Holzin
ger. Ich erteile es ihm. 

/8.28 

Bundesrat E rich Holzinger (ÖVP, Oberöster
reich) :  Herr Präsident!  Liebe Frau Staatssekretä
rin ! Meine sehr geehrten Damen und Herren!  
Wie wir wissen ,  hat der Verfassungsgerichtshof 
letztmals im Spätherbst vergangenen Jahres das 
Ladenöffnungszeitengesetz zu einem wesentli
chen Teil mit der Begründung, daß das Gesetz 
der freien Erwerbsausübung zuwiderläuft, aufge
hoben. 

Nachdem ich die Tagesordnung gelesen hatte, 
habe ich mir das Protokol l  der Sitzung vom 
1 5 . Dezember 1989 herausgesucht. weil wir da
mals das gleiche Gesetz aufgrund einer gleichen 
Entsc heidung auch diskutiert haben. Und damals 
habe ich in  meinen Ausführungen gesagt: 

., Für die Zukunft ist bei dieser Gesetzesrege
lung der Ladenöffnungszeiten mit diesen Ein
schränkungen eine gewisse S kepsis angebracht, 
und ich wiederhole: Es ist nicht auszuschließen, 
daß wir aufgrund der zu starken Einschränkun
gen vielleicht in einem Jahr w ieder h ier  stehen, 
um über das gleiche Gesetz zu beraten." - Zitat
ende. 

Der damalige Vorschlag des Herrn Ministers 
Schüssel war 56 Rahmenstunden bei einer  Öff
nungszeit  von 8.00 Uhr bis 1 9.00 Uhr und einmal 
bis 20.00 Uhr  und an Samstagen bis Mittag. Das 
wurde von der Sozialdemokratischen Partei abge
lehnt, weil deren Vertrter nur einer Regelung bis 
1 8 .30 Uhr zugestimmt haben . 

Heute haben wir wieder das Gesetz vor uns, 
und die Sozialpartner haben sich nunmehr auf 
eine Zeit, die weiterreichend ist als die vorherge
hende. nämlich von 6.00 Uhr b is 1 9.30 Uhr und 
einmal pro Woche bis 2 1 .00 Uhr,  an Samstagen 
bis 1 3 .00 Uhr und einmal im Monat bis 
1 7 .00 Uhr, geeinigt. Der Rahmen ist 60 Stunden 
normal und beim Lebensmitte lhandel 65 Stun
den. 

Verbunden damit - das ist auch zu sagen - ist 
eine kollektivvertragl iche Verhandlung, die zuge
sagt wurde . E ine Debattenrednerin im National
rat meinte, sie appell iere. daß das eingehalten 
werde. Ich glaube, es darf und kann keine Frage 
sein:  Wenn man so etwas ausmacht, dann muß 
man dazu stehen. 

Fest steht  jedenfalls, daß für die Zeit von 
1 8 .30 Uhr b is 20 Uhr eine Erhöhung des Zu
sch lages von 50 auf 70 Prozent und ab 20 Uhr ein 
Zuschlag von 1 00 Prozent vereinbart wurden .  

Ich meine ,  daß man damit eine Regelung ge
funden hat, die die berechtigten Anliegen der 
Dienstnehmer respektiert. Ich möchte die kleinen 
Nebenvereinbarungen nicht neuerlich ins Ge
spräch bringen. 

Folgendes ist auch ganz interessant: Ich habe 
mit mehreren Handelsunternehmern und mit den 
Vertretern des Handels, der Kammern in den ver
schiedenen Bundesländern gesprochen,  die bei ih
ren Mitgl iedern Umfragen gemacht haben. Die 
Ergebnisse lassen die Vermutung zu, daß sich bei 
den derzeit praktizierten Ladenöffnungszeiten si
cherlich keine starken Änderungen ergeben wer
den.  
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Man spricht in dem einen oder anderen Fall 
vielleicht von späterem Aufsperren - statt um 
8.30 Uhr um 9 Uhr - und davon,  statt um 
18 Uhr um 1 8 .30 Uhr Schluß zu machen .  Wer 
Frauen beschäftigt, die auch Mütter sind, weiß, 
daß es viele Frauen gibt, denen es angenehmer ist, 
wenn sie am Morgen eine Stunde mehr zur Ver
fügung haben als eine halbe Stunde am Abend.  
Also man kann nicht generell sagen ,  daß s ich die 
Verlängerung nur nachteilig auswirkt .  

Es wird sich auch, glaube ich,  dadurch für  die 
im Handel Beschäftigten nicht sehr  viel ändern, 
wei l  nur dort, wo es die Verhältnisse wirklich er
fordern, davon Gebrauch gemacht werden wird. 

Ich gebe Ihnen recht, Frau Kollegin Kainz, daß 
gerade bei den Großmärkten die eine oder andere 
Anderung da sein wird, aber Sie sagen ja auch, da 
wird sich der eine oder andere dann selbst zu hel
fen wissen. 

Wenn Sie sagen, daß die qual ifizierten Kräfte 
abwandern werden, muß ich Ihnen sagen, daß ich 
das weniger glaube, denn die qualifizierten Kräfte 
sind meistens diejenigen, die am besten bezahlt 
sind. Es sind eher die anderen, die einen Wechsel 
vorziehen - aus verständlichen Gründen. 

Wir reden nur vom Handel .  Ich vermisse d ie
selbe Anteilnahme beispielsweise für Unterneh
merfrauen, die in Gewerbebetrieben arbeiten und 
60 und mehr Stunden pro Woche arbeiten müs
sen, um den Betrieb aufrechterhalten zu können 
- das gilt auch für die Männer in d iesen Betrie
ben - ,  weil sie - das ist das Problem unserer 
Zeit - von einer Entwicklung, die Großbetriebe 
begünstigt, auch betroffen sind, so wie die kle inen 
Verkaufsgeschäfte, d ie im Nahversorgungsbe
reich tätig sind, die wir - auch da sind wir ganz 
einer Meinung - sicherlich ganz dringend brau
chen. (Bundesrätin K a i  n z: Das ist Ihre Klientel.') 

Es gibt aber Veränderungen - ich habe das 
schon einmal h ier gesagt. Es hat früher einen Bin
der gegeben, und heute gibt es kaum mehr e inen. 
Es hat früher einen Wagner gegeben, den gibt es 
heute überhaupt nicht mehr .  Das sind Verände
rungen, die im Lauf der Zeit auf u ns zukommen, 
auf d ie wir uns einzustel len und denen wir uns 
anzupassen haben. Man kann nicht e infach sagen, 
man muß al les halten. 

Mit der Nahversorgung ist es auch ein anderes 
Problem. Man hat nie die Bereitschaft gezeigt, 
beispielsweise die kleineren Nahversorgungsun
ternehmen in i rgendeiner Form zu begünstigen, 
sei es im steuerlichen Bereich oder sonst irgend
wo. Aber jetzt, weil es ihnen aufgrund der Ent
wicklung schlechtgeht, wird wieder entdeckt, wie 
notwendig wir sie brauchen. 

Es hat von unserer Se ite genügend Vorschläge 
gegeben,  wie wir diesen kleineren Betrieben hel
fen können .  Aber da haben wir leider das Interes
se von Ihrer  Seite nicht gefunden. Das muß ich in 
diesem Zusammenhang schon auch feststel len. 

Ich erinnere mich daran, daß Frau Bundesrätin  
Crepaz bei der  Diskussion 1 989 gesagt hat, daran , 
daß im Handel so schlecht bezahlt wird, sei die 
gewinnorientierte Kalkulation der Unternehmer 
schuld. Ich habe damals geantwortet, daß eine 
Umfrage ergeben hat, daß 25 Prozent der Han
delsangestei lten über dem Kollektiwertrag be
zahlt werden.  

Ich sage Ihnen noch etwas: Ich glaube, ohne 
gewinnorientierte Kalkulation kann ein Unter
nehmen nicht bestehen. Ein Unternehmen ist kei
ne Wohlfahrtseinrichtung, die, wenn es kritisch 
wird, unter  Umständen auf irgend welche Unter
stützungen zurückgreifen kann. 

Ich bringe Ihnen noch ein Beispiel: In Eferding 
haben wir sieben Märkte - viel zu viele, das ist 
keine Frage -, zwei, die vergrößert beziehungs
weise neu angefangen haben, mußten wieder zu
sperren - das waren ADEG und der Konsum - ,  
und zwar deshalb, wei l  sie nicht mehr kostendek
kend arbeiten konnten, wei l  sie eben gewinn
orientierte Kalkulation ,  wie Frau Crepaz das ge
nannt hat, aufgrund des Wettbewerbs nicht mehr 
unterbringen konnten. 

Der Wettbewerb ist in  diesem Bereich so stark 
und so scharf geworden, daß wir es in nächster 
Zeit erleben werden,  daß sich viele dieser Märkte 
nicht werden halten können, wei l  es vom Gesamt
volumen her zu viele s ind und die Käufer nicht 
vorhanden sind. Da nützt alles n ichts, da kann 
man noch so viel besch ließen, der Markt reguliert 
das al les; nicht wir allein. Wir können regulierend 
eingreifen, aber der wesentliche Regulator ist der 
Markt selbst. 

Ich glaube, es ist so, daß die Betriebe eher zu
wenig verdienen. Wenn man sich nämlich die Ei
genkapitaldeckung der Betriebe ansieht, muß 
man immer wieder feststel len, daß wir  im  euro
päischen Vergleich leider Gottes sehr, sehr 
schlecht liegen. Und eines ist uns allen k lar: Ein 
Betrieb, der keine ausreichende Eigenkapitaldek
ke hat, wird dann, wenn eine k ritische Situation 
kommt, wesentlich schneller hinweggefegt sein 
als einer,  der sich e ine gewisse Zeit doch aus der 
Substanz erhalten kann. Wenn er sich darauf ver
läßt, daß ihm i rgend jemand hilft ,  ist er verlassen. 

Ich verstehe auch die Sorge des Herrn Präsi
denten F reyschlag von der Arbeiterkammer 
Oberösterreich, Vorsitzender der Gewerkschaft 
der Privatangestel lten, eine Sorge, die er in einem 
Schreiben, das er an mich und wahrscheinlich 
auch an andere Bundesrats- und Nationalratskol-

544. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)98 von 113

www.parlament.gv.at



B undesrat - 544.  S i tzung - 1 2. Jul i 1 99 1  2530 1 

Erich Holzinger 

legen in Oberösterreich ger ichtet hat, ausdrückt. 
Er fordert uns auf, e in zeitgemäßes Arbeitszei 
tengesetz zu  unterstützen, damit die gerechtfer
tigten Sozia l interessen Zehntausender Handels
angestellter und ihrer Famil ien  in Oberösterre ich 
sichergestel l t  sind. 

Mir - das müssen Sie mir zugestehen - l iegt 
das Schicksal der kleineren und mittleren Unter
nehmen genauso am Herzen ,  und ich wäre e in  
schlechter Interessenvertreter, würde ich  mich 
nicht um deren P robleme ganz besonders küm
mern . 

An gesunden Unternehmen müssen wir aUe in
teressiert sein, denn nur  dann, wenn wir  gesunde 
Unternehmen haben, haben wir auch sichere Ar
beitsplätze, und d iese wollen wir alle. 

Ein Beispiel, das mit dem Handel d irekt nichts 
zu tun hat, mich aber auch beschäftigt hat: In un
serem Bezirk gibt es eine Frau,  die Bäcker gelernt 
hat, also eine Bäckerin. S ie ist mit Freude diesem 
Beruf nachgegangen,  und plötzlich stel lte sich i m  
Zuge e iner  Routineüberprüfung des Arbeits in
spektorates heraus, daß sie zu einer Zeit arbeitet, 
zu der sie aufgrund des Nachtarbeitsverbotes für 
Frauen nicht arbeiten darf. Nun gibt es aber für 
e ine Bäckerin keine andere Mögl ichkeit, a ls zu  
dieser Zeit zu  arbeiten oder den Beruf aufzuge
ben. 

Diese Frau hat sich eine Wohnung angeschafft, 
und sie u nd der Bäcker sind gekommen und ha
ben gefragt: Was sol len wir tun? - Sie muß ,  
wenn sie die Arbeit aufgibt, als Hilfsarbeiterin ar
beiten,  weil sie nichts anderes kann,  und dann 
kann sie d ie Wohnung, die sie gekauft hat, nicht 
mehr erhalten, sie muß sie aufgeben. - Ob das 
der Sinn einer solchen Regelung ist? Man so l lte 
darüber nachdenken, ob man nicht auch gewisse 
Liberalisierungen vornehmen sollte, wenn die Be
treffenden dies wollen. Das gestehe ich hier vol l  
zu. 

Der Frau, die ihren Beruf - das geht aus ei
nem Schreiben hervor, das sie an einen Abgeord
netenkollegen gerichtet hat - liebt und ihn gerne 
ausüben möchte, sol lte man helfen. Ich höre, daß 
man sich seitens der Arbeiterkammer bereits mit 
der Sache befaßt, um eine diesbezügliche Lösung 
zu finden. Aber das sol lte man etwas breiter ge
streut betrachten . 

Ich glaube - und damit komme ich schon zum 
Schluß -,  daß wir  uns eines vor Augen halten 
müßten:  Offenhalten können heißt nicht offen
halten m üssen. Und so, als ob man offenhalten 
müßte, dürfen wir d ie Diskussion nicht führen. 

Ich danke Herrn Minister Schüssel für seine 
Bemühungen, da eine einvernehmliche Regelung 
zu finden.  Meine Fraktion wird dem Gesetz die 

Zust immung geben .  (Beifall bei Ö VP und SPÖ. ) 
J:-5.40 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort hat sich weiters gemeldet Herr Bundesrat 
Karl Drochter .  Ich ertei le es ihm. 

J8 . .JO .. 
Bundesrat Karl Drochter (SPO, Niederöster-

reich) :  Herr Vorsitzender ! Meine sehr geehrte 
Frau Staatssekretär !  Hohes Haus! E ine Neurege
lung des Ladenöffnungszeitengesetzes ist notwen
dig geworden, wei l  der Verfassungsgerichtshof 
die Sperrzeitenregelung - und nur diese - per 
30. Juni aufgehoben hat. 

In den vergangenen Tagen ,  Wochen und Mona
ten galt unser ganzer Einsatz dem Bemühen, ein 
Auslaufen, einen gesetzlosen Zustand hinsichtl ich 
der Ladenöffnungszeiten zu verhindern - in er
ster L in ie im Interesse der im Handel beschäftig
ten Arbeiter und Angestellten, aber auch im In
teresse der kleinen, selbständigen Handelsbetrie
be. Herr Holzinger! Ich kann Ihnen hier versi
chern, daß diese selbständigen kleinen 
Handelsbetriebe unsere engsten Verbündeten wa
ren , als es darum ging, eine gesetzliche Regelung 
der Öffnungszeiten wieder durchzusetzen. 

Herr Holzinger hat ein sicher nicht erfreuliches 
Beispiel gebracht - das der Bäckerin. Ich werde 
Ihnen ein Beispiel bringen,  das nicht an gesetzli
chen Vorschriften,  Schutzvorschriften, geschei
tert ist. 

Ich kenne eine junge hochqualifizierte Mecha
nikerin - keine Automechanikerin,  sondern eine 
Mechanikerin im  mechanischen Sinne - ,  die die 
Berufsschule mit ausgezeichnetem Erfolg abge
schlossen hat, die auch die Facharbeiterprüfung 
mit ausgezeichnetem Erfolg abgeschlossen hat, 
die eine Reihe von Zusatzqualifikationen - wie 
CNC, Schweißen und weiteres - erworben hat, 
und es ist nicht möglich ,  d iese Frau in einem i hrer 
Ausbi ldung entsprechenden Betrieb unterzubrin
gen .  Heute muß sie i n  einem Supermarkt als Kas
siererin  tätig sein .  (Bundesrat H o l  z i n  g e r: 
Warum nicht?) Wei l  sie von der Wirtschaft nicht 
angenommen wird. ( Weiterer Zwischenruf des 
Bllndesrates H o l z i n  g e r. )  

Lieber Herr Kollege Holzinger! Sie wissen ganz 
genau, daß man mit einer Qualifikation a ls Me
chanikerin n icht in einem klein- oder kleinstme
chanischen Betrieb Beschäftigung findet, sondern 
daß d iese Qualifikation vor allem in Industriebe
trieben gesucht ist. (Neuerlicher Zwischenruf des 
Bundesrates H o l z i n  g e r. )  

Mein lieber Herr Kollege ! Die P raxis ist so , daß 
die Qualifikation eines Mechani ke rs - keines 
Automechanikers, sondern eines Maschinenme
chanikers - eher in Industriebetrieben gefragt ist 
als i n  Dienstleistungsbetrieben. 
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Ich wollte damit ja nur sagen,  daß es nicht an 
der Qualifikation, der Ausbildung dieser jungen 
Frau scheitert, sondern daran, daß das von der 
Wirtschaft nicht gewünscht wird ,  daß man noch 
einseitig orientiert ist und lieber Männer einstellt . 
(Rufe bei der Ö VP: Das stimmt nicht.') 

Den Beruf des Wagners und den des Binders 
mit der Nahversorgung i n  Beziehung zu bringen, 
ist, glaube ich , sehr  kühn.  

Aber nun zurück zum Thema. Wir al le wissen ,  
daß es in d iesen Bereichen der  Wirtschaft laufend 
zu schwerwiegenden Gesetzesverletzungen 
kommt, daß die Kollektivverträge in diesen Bere i 
chen nicht eingehalten werden (Z\;vischenruf des 
Bundesrates H o l z i n g e r) ,  nicht immer die al
ten. Leider! 

Es wäre mir viel lieber, könnte ich Ihnen sagen ,  
so  wie Sie sich das vorgestellt haben:  Seit dem 
Jahre 1989 hat sich d ie Situation der Beschäftig
ten im Handel wesentl ich verbessert. Ich muß Ih
nen aber leider sagen, daß sich in diesem Zeit
raum die S ituation der im Handel Beschäftigten 
sogar versch lechtert hat und daß die Prophezei
ungen, die Kol legin Kainz gemacht hat, keine rei
ne Erfindung sind, sondern  auf Tatsachen auf
bauen, auf die wir nicht stolz zu sein brauchen.  
(Bundesrat H o l z i n  g e r: Sie zitieren mich 
falsch! Ich habe nicht gesagt, daß sie sich verbes
sert hat seit damals! Sie müssen genauer hinhö
ren.') Ich werde Ihnen noch mehr sagen, auch 
wenn es Ihnen unangenehm ist, Herr Holzinger . 

Es kommt in  dieser Berufsgruppe auch vor, 
daß in Naturalien bezahlt wird, vor al lem mit ab
gelaufenen Waren, die den Dienstnehmern ange
boten werden. (Bundesrat H o l  z i n g e r: Sie tun 
so, als ob das allgemein sei.' Es ist Ihre alte Metho
de, Einzelfälle herzunehmen!) Abgelaufenes Obst 
und Gemüse ,  das den Kunden nicht mehr ange
boten werden kann,  wird diesen Dienstnehmern 
als Naturallohn angeboten .  Das müssen Sie zur 
Kenntnis nehmen! (Bundesrat H o l z i n g e r: Ich 
bin gegen solche Unternehmer, das können Sie mir 
glauben.') Ich weiß, daß das in einem Wohlfahrts
staat und i n  einem Sozialstaat nicht sehr ange
nehm ist ! 

Es ist auch betrüblich, Herr Kollege Holzinger, 
daß eine Berufsgruppe e in  Ministerbüro besetzen 
muß, um sich artikulieren zu können ,  damit die 
Öffentlichkeit auf ihre Problematik aufmerksam 
gemacht wird. 

Ich darf Ihnen auch sagen ,  lieber Herr Kollege, 
daß ich dort war und Solidarität bekundet habe. 
Die Beschäftigten im Handel hätten sich gefreut, 
wenn der Herr Handelsminister oder d ie Frau 
Staatssekretär den dort sitzenden Kolleginnen 
und Kollegen ,  die spontan das Ministerbüro be
setzt haben,  körperl iche Labung hätten zukom-

men lassen .  So hat sich der Herr Sozialminister 
vom Ministerium vis-a-v is bereit erklärt, d ie dort 
sitzenden Kolleginnen und Kollegen mit Speis 
und Trank zu versorgen .  

Ich darf auch sagen, daß es in diesem Bereich, 
in  dieser Berufsgruppe die verwerflichsten For
men der Arbeitsze it gibt: Arbeit auf Zeit! (Bun
desrat Dr. L i  n z e r: Unter der Gürtellinie!) Ich 
weiß, Herr Kollege Linzer, Sie sind in  einem ge
schützten Bereich !  Sie sind in der glücklichen 
Lage, Ihre Arbeitszeit . . .  Das sind Tatsachen !  
( Weitere Zwischenrufe. ) 

In diesem Bereich ist Arbeit auf Zeit gang und 
gäbe. In  diesem Bereich ist Arbeit auf Abruf gang 
und gäbe. Bei diesen Berufsgruppen ist auch das 
Taglöhnertum, wo Mitarbeiter täglich ausbezahlt 
werden ,  immer stärker im Kommen . Sie dürfen 
nur d ie  Augen vor der Real ität nicht verschließen. 
Und ich bedaure, auch sagen zu m üssen, daß es 
nicht einmal in gewerkschaftlich organisierten 
Betrieben möglich ist, die Mißstände abzuste l len, 
daß Vorschubarbeiten und Nachschubarbeiten 
überhaupt nicht bezahlt werden! (Zwischenrufe 
des Bundesrates Dr. L i  n z e r. )  Ich weiß nicht, 
warum Sie sich so aufregen ,  Herr Kollege Linzer! 
Sie brauchen sich ja nur im Burgenland umzu
schauen,  dort gibt es das auch. Es ist kein Bundes
land, ja nicht einmal eine Bezirksstadt davon aus
genommen! 

Wir glauben auch - und Kollegin Kainz hat 
das schon sehr konkret gesagt - ,  daß dieses Ge
setz sicher nicht die beste Lösung ist (Bundesrat 
Dr. L i n  z e r: . . .  stimmen Sie dagegen!), sondern 
vielleicht die zweit- oder drittbeste Lösung. Ein 
Gesetz in d ieser Form ist aber immer noch besser 
als gar kein Gesetz. Und wir wollen die 
250 000 Beschäftigten im Handel n icht zum Frei
wild a11 jener werden lassen,  die aus Gründen der 
F lexibi l ität oder L iberalität das auf Kosten d ieser 
Beschäftigten austragen wollen. 

Kollegin Kainz hat das auch gesagt: 70 Prozent 
dieser Beschäftigten sind Frauen, die nach dem 
schweren Arbeitstag noch die Fami l ie versorgen 
müssen .  

Bei m  Wegfal l  der Sperrzeit hat man sich keine 
Gedanken gemacht, wie dann diese Kolleginnen 
mit dem öffentlichen Verkehrsmittel nach Hause 
kommen.  Man hat sich keine Gedanken gemacht, 
wie die Kinder in den öffentlichen Horten oder in 
den Kindergärten versorgt werden .  Das waren al
les keine Themen. Ich darf Ihnen auch sagen, daß 
unter den über 1 00 000 Frauen seh r  viele Frauen 
sind, die eine Fami l ie al lein erhalten müssen , und 
das mit einem Einkommen von nicht e inmal 
1 0  000 S netto. Das ist jene Berufsgruppe, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, deren Angehö
r ige die geringsten Einkommen haben. Aber  wir 
hoffen ,  meine sehr geehrten Damen und Herren, 
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daß d ieses . . .  (Zwischenruf. ) Aber,  Herr Kollege ! 
Ich könnte Ihnen auch einige Geschichten von 
Selbständigen erzählen (Bundesrat H o l z i n -
g e r: Jetzt übertreiben Sie schon '-I.'ieder!) , die mir 
gesagt haben, daß die Besitzer der Kleinbetriebe 
kein Interesse haben, daß sie wieder auf dem Di
wan so wie ihr  Vater und ihr Großvater hinter der 
Kasse l iegen und (Bundesrat lng. P e  n z: Das ist 
Ihre Vorstellungswelt.') wieder auf jede einzelne 
Kundschaft warten müssen.  Ich muß Ihnen das 
sagen,  dami t  S ie dafür sensib i lisiert werden, damit 
Sie sich einmal Gedanken über die 250 000 Be
schäftigten (Bundesrat Ing. P e  n z: 2 70 ooon ma
chen und n icht mehr pauschal sagen :  Hoffentlich 
ist es das letztemal, daß wir uns mit dieser Proble
matik auseinandersetzen .  Wir hoffen auch, daß es 
das letztemal ist. Ich kann mich nur der Auffor
derung des Herrn Holzer (Bundesrat H o l z i n -
g e r: Holzinger! - Heiterkeit) anschl ießen, die er 
sicherlich gut gemeint hat, daß die Gesetze und 
die Kollektivverträge e ingehalten werden sol lten.  

In diesem Sinne werden wir sicherlich diesem 
Gesetz die Zustimmung geben.  (Beifall bei der 
SPÖ. )  18.54 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet hat sich Frau Staatssekretärin Dr. 
Fekter. Ich erteile es ihr. 

18.54 

Staatssekretärin im Bundesmin isterium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten Dr .  Maria Fek
ter: Herr Bundesrat Drochter! Da Sie mich kon
kret im Hinbl ick auf die widerrechtl iche Beset
zung unseres Ressorts angesprochen haben, muß 
ich Ihnen m ittei len, daß ich zum gegenständli
chen Zeitpunkt im Ausland war. Ich lehne aber 
eine widerrechtliche Besetzung ab, es war näm
lich keine (Bundesrat S t r u  t z e n  b e  r g e r: Von 
gewerkschaftlichen Maßnahmen haben Sie noch 
nichts gehört!) angemeldete Demonstration. 
(Bundesrat S t r I I  t z  e n b e r g e r: Braucht es auch 
nicht sein! Das ist eine gewerkschaftliche Maßnah
me!) Die widerrechtliche Besetzung eines Res
sorts lehne ich als Maßnahme zur Durchsetzung 
von Forderungen ab . (Beifall bei der Ö VP. -
Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Ihre Aussagen 
sind ein bißchen kritisch.') 

Auch Herr Bundeskanzler Vranitzky lehnt eine 
derartige Vorgangsweise entschieden ab. Es ist im 
Ministerrat e indeutig klargestel lt worden, daß er  
das Vorgehen des Ministerkollegen Hesoun, der 
ja Koalitionspartner ist,  nicht gebi l l igt hat. (Bun
desrat D r 0 c h l e r: Ein sozialer Mensch!) 

Wenn Sie in Ihrer Rede mehrmals "schwarze 
Schafe" angeprangert haben, dann sage ich Ihnen, 
daß das ein Fall des Arbeitsinspektorates und 
nicht der Leg istik ist . 

Zu den Ausführungen der Frau Bundesrätin  
Kainz. S ie  haben erwähnt, daß S ie  diesem Gesetz 
zäh neknirschend zustimmen, und das hat ein 
Kompromiß ,  wenn es ein guter Kompromiß  ist , 
so an sich. (Bundesrar Dr. 0 g r i s: Nicht unbe
dingt.') Den n  auch die ÖVP stimmt nur zähne
knirschend zu. Wenn beide Teile nicht ganz 
glücklich damit sind, dann glaube ich, . . daß es ein 
guter Kom promiß ist .  (Beifall bei der O VP. ) 18.55 

Vize präsident Dr.  Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Franz Kam
pich ier. Ich ertei le es ihm. 

18.55 

Bundesrat Franz KampichIer (ÖVP, Nieder
österreich): Herr Präsident! Frau Staatssekretär !  
Meine seh r  geehrten Damen und Herren! Hoher 
Bundesrat! Wir waren trotz aller Vorbehalte und 
al ler Beden ken doch sehr er leichtert, als wir ge
hört haben ,  daß es e ine Ein igung beim Öffnungs
zeitengesetz gibt. (Bundesrätin K a i  n z: Wir 
auch.') 

Ich glaube, wenn es ein Konsens ist, dann wird 
er von niemandem mit großer Begeisterung ange
nommen werden, aber er wird, glaube ich, von 
allen mitgetragen. Ich habe gesehen ,  daß es für 
uns Handelsangestel lte n icht allzusch lecht ausge
gangen sein  kann. Als ich gehört habe, daß Herr 
Abgeordneter Ditz von dem Gesetz nicht beson
ders begeistert war ,  habe ich mir gedacht, dann 
kann es e igentlich gar nicht so schlecht sein. Ich 
habe die ausgehandelten Inhalte zu d iesem Zeit
punkt noch n icht gekannt. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte , nachdem über das Gesetz doch sehr viel 
Negatives gesagt wurde, doch auch einige positive 
Aspekte herausstreichen. Es ist für alle, glaube 
ich, auch etwas Positives enthalten. 

Es ist dem Konsumenten die Möglichkeit gege
ben , in dem einen oder anderen Fall doch eine 
längere E inkaufszeit in Anspruch zu nehmen. Es 
wäre für die Handelsbetriebe - und hier schließe 
ich mich meinen Vorrednern an, die meinten, daß 
sich auch d ie Klein- und Mittelbetriebe zum Tei l  
sehr schwer getan hätten - schwer gewesen, 
wenn es zu einer gänzlichen Liberalisierung ge
kommen wäre. Dieser Kompromiß  ist für die 
Klein- und M ittelbetriebe eine Chance, ihrer Auf
gabe gerecht  werden zu können. Ich habe auch 
mit sehr vielen Betriebsinhabern gesprochen, die 
eigentlich d urch die Bank bestätigt haben, daß sie 
an einer längeren Öffnungszeit nicht besonders 
interessiert sind. 

Schließ l ich  und endlich, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, sind es die Handelsangestel l 
ten, die dann, wenn  sie länger im Betrieb sein 
müssen, mit einer höheren Bezahlung, mit einer 
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höheren Entlohnung rechnen können. Das sind 
die positiven Aspekte . 

Ich glaube , es wurde ein Kompromiß  gefunden, 
der es auch ermöglicht, daß trotz der Belastung, 
der eine Ver käuferin - und meistens sind es 
Frauen - in d iesem Fall ausgesetzt ist, doch das 
Familienleben n icht zu kurz kommt. Eine völlige 
Liberalisierung hätte sicherlich die Gefahr mit 
sich gebracht, daß sie gerade von den Handelsrie
sen ausgenützt worden wäre und daß alle negati 
ven Aspekte, d ie von meinen Vorrednern schon 
angeführt wurden, zum Teil zum Tragen gekom
men wären .  

Die  Handelsangestellten - auch das wurde be
reits ausgeführt - leiden darunter, daß der Kol
lektivvertrag nicht besonders attraktiv ist. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren !  Ich weiß ,  wo
von ich rede. Ich bin gelernter Kaufmann und übe 
diesen Beruf seit 30 Jahren aus. Meine Erfahrun
gen kommen aus der Praxis und nicht unbedingt 
aus der Theorie. 

Wir haben es in diesem Bereich mit tei lweise 
unattraktiven Entlohnungen zu tun. Wir haben 
eine sehr unattraktive Arbeitszeit. Ich denke nur 
an die Mittagspause, die für einen Angestellten 
doch sehr belastend ist, vor allem dann,  wenn er 
nicht in dem Ort wohnt, wo sich das Geschäft 
befindet. Die F rauen, die daneben auch eine Fa
mi lie zu versorgen haben und die oft erst sehr, 
sehr spät am Abend nach Hause kom men, leiden 
besonders darunter. 

Aber es gibt auch Nachteile für Kleinbetriebe. 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß diese hätten 
mithalten können, wenn es zu einer totalen Libe
ralisierung gekommen wäre. Es wäre meiner Mei
nung nach zu  einer weiteren Gefährdung der 
Nahversorgung dadurch gekommen, daß viele 
dieser Betriebe einfach hätten zusperren müssen.  

Mir hat an sich der Vorschlag der Gewerkschaft 
seh r  gut gefallen. der gelautet hat: Es sollte eine 
Regelung getroffen werden, bei der der Betriebs
inhaber - und seine Familienangehörigen - an 
sich so lange offen haben kann, wie er will , und 
alle übrigen Betriebe, die Leute beschäftigen, soll
ten einer Regel ung unterliegen. 

Das hätte die große Chance gebracht, daß der 
kleine Betrieb die Lücken hätte ausnützen kön
nen. Das heißt, er hätte dann geschlossen haben 
können, wenn der Supermarkt das große Ge
schäft macht, und hätte vielleicht in der Früh 
oder später am Abend geöffnet haben können 
und hätte sozusagen U msatzlücken ausnützen 
können. 

Ich verstehe nicht, warum es nicht zu dieser 
Regelung gekommen ist. Wir hätten damit w irk
lich den Kleinbetrieben zusätzliche Überlebens-

chancen geboten und auch in Zukunft die Nah
versorgung gesichert. 

Meine geschätzten Damen und Herren!  Auch 
meine Vorredner haben sich schon sehr intensiv 
mit dem Problem der Nahversorgung beschäftigt. 
Ich möchte das ebenfalls tun, denn gerade in den 
kleineren Gemeinden m üssen wir wirklich fest
stellen, daß sich die Situation dramatisch ver
schlechtert. Es gibt bereits Gemeinden, die große 
Aufwendungen haben ,  damit die Nahversorgung 
gesichert ist. Wir haben Gemeinden, die bereits 
Verkaufspersonal zur Verfügung stellen, wir ha
ben Gemeinden, die Räumlichkeiten zur Verfü
gung stellen, nur damit ein Geschäft im Ort er
halten bleibt und damit die älteren Menschen und 
auch die jungen Familien, d ie nicht über die not
wendige Mobil ität verfügen, im Supermarkt ein
kaufen zu können, die Dinge des täglichen Be
darfs in der Gemeinde bekommen. 

Darin l iegt, glaube ich, eine große Herausfor
derung der Polit ik .  Mein Vorschlag, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, wäre, daß wir ein
fach durch einen Steuererlaß bis zu d ieser gewis
sen Umsatzgrenze diesen Betrieben entgegen
kommen. Ich bin kein Steuerexperte, aber ich 
könnte mir vorstellen, wenn ich . . . (Bundesrat 
Dr. S c  h a m  b e  c k: Steuerzahler!) Das bin ich 
selbstverständlich!  Wenn  wir diesen Betrieben die 
Mehrwertsteuer belassen würden, dann hätten sie 
auf der einen Seite die Möglichkeit, entweder um 
10 bis 20 Prozent billiger und damit konkurrenz
fähig mit dem Supermarkt zu sein, auf der ande
ren Seite könnten sie eben auf 10 bis 20 Prozent 
mehr Ertrag zurückgreifen und würden so ihr 
wirtschaftliches Überleben sichern. 

Wir haben gerade vorhin von Herrn Staatsse
kretär Stummvoll gehört, daß es hier mit Steuer
begünstigungen und Steuererle ichterungen eng 
wird .  Deswegen, glaube ich, wäre es auch notwen
d ig, daß wir uns etwas e infallen lassen,  daß jene 
Groß- oder Monstermärkte,  die heute dazu bei
tragen, daß die Nahversorgung immer weniger 
gesichert ist, in irgendeiner Weise für diesen 
Steuerentfal l  aufkommen. 

Ich mache mir wenig Sorgen darum, daß es zu 
einer Verteuerung kommen würde , denn diese 
großen Ketten regeln den Preis ja über den Ein
kauf und ihren Ertrag. Das heißt, sie erpressen 
praktisch die Industrie und sichern sich so die Er
träge. Sie wären sicherlich auch in der Lage, eine 
Nahversorgungsabgabe oder ähnliches zu leisten. 
( Der P r ä  s i d e n  t übernimmt wieder den Vor
sitz. ) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Ich 
g laube, gerade das Problem der Nahversorgung 
sollte uns alle zum Nachdenken anregen.  Auch 
wenn die Zeit schon fortgeschritten ist, sollten wir 
das vielleicht mit in d ie Ferien nehmen und im 
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Herbst hier ganz besondere Akzente setzen. Ich 
glaube, die Sozialpartner s ind aufgefordert, in 
diesem Bereich nach Lösungen zu suchen. Ich 
würde nur appell ieren,  darauf zu achten,  daß die
se Lösungen keine Benachteiligungen für die 
Handelsangestellten bringen ,  denn, meine sehr 
geehrten Damen und Herren ,  gerade dieser Be
rufszweig ist meiner Meinung nach ein sehr wich
tiger Faktor für die Wirtschaft . Die Handelsange
stel lten erbringen durch ihr  Fachwissen, durch 
ihre gute Beratung großartige Leistungen. Sie 
werden selbst vielleicht schon irgendwann einmal 
durch einen Supermarkt geirrt sein und vergeb
lich nach jemandem gesucht haben, der Sie in 
Richtung Ihres Kaufwunsches berät, und Sie wer
den niemanden gefunden haben. Gerade in einer 
solchen Situation wünscht man, einem umsichti
gen, freundlichen und mit gutem Fachwissen aus
gestatteten Verkäufer zu begegnen. 

Ich glaube, es würde sehr vieles in unserem Be
reich nicht so gut funktion ie ren, wenn es diesen 
Berufszweig der kaufmännischen Angestellten ,  
der Verkaufsberater nicht geben würde, und wir 
so llten gemeinsam überlegen ,  was wir tun kön
nen , damit die Attraktivität in diesem Bereich ge
steigert wird und der Handelsangestel lte nicht sei
nen Beruf verlassen muß - so wie die Kollegin 
Kainz ausgeführt hat -, sondern daß er mit Be
geisterung den Dienst an der Bevölkerung und 
den Dienst in der Wirtschaft auch in Zukunft lei
stet. ( Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 19 .05 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun
desrat mit S t i m  m e n e i n  h e l l  i g k e i  t, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i -
n e  n E i n  s p r  u c h zu erheben. 

23. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10. Juli 1991 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Errichtung einer Schönbrunner Tiergarten
Gesellschaft m.b.H. (Schönbrunner Tiergarten
gesetz) (1 95/A-II-2479 und 220/NR sowie 
4 1 14/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 23 .  Punkt 
der Tagesordnung:  Bu ndesgesetz über die Errich
tung einer Schönbrunner Tiergarten-Gesellschaft 
m.b .H. (Schönbrunner Tiergartengesetz) .  

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Holzinger übernommen. Ich b itte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Erich Holzinger: Herr Präsi
dent! Frau Staatssekretärin! Meine Damen und 
Herren! Der vorliegende Beschluß des National
rates soll geeignete rechtl iche Rahmenbedingun
gen für ein neues Tiergartenmanagement für den 
Tiergarten Schönbrunn in  Wien schaffen. 

Durch die E rmächtigung zur Gründung einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung soll  eine 
Auslagerung des Tiergartens aus der Bundesver
waltung und damit eine flexiblere Führung des 
Tiergartens Schönbrunn ermöglicht werden, um 
einerseits den neuesten Stand tiergartenbiologi
scher Erkenntnisse und andererseits den Anfor
derungen des Denkmalschutzes zur Erhaltung 
des Kulturdenkmales Tiergarten Schönbrunn op
timal Rechnung tragen zu können . 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 . Juli 1 991 
in Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben.  

Als E rgebnis seiner Beratung stellt der Wirt
schaftsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
l O . Juli  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz über 
die E rrichtung einer Schönbrunner Tiergarten
Gesellschaft m.b .H.  (Schönbrunner Tiergartenge
setz) wird kein E inspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in  d ie Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Josef Rauchenberger . Ich erteile ihm dieses. 

1 9.1)7 
Bundesrat 10sef Rauchenberger (SPÖ, Wien): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau 
Staatssek retärin ! Hoher Bundesrat! M it dem vor 
wenigen Tagen im Nationalrat erfolgten Beschluß 
über die Errichtung einer Schönbrunner Tiergar
ten-Gesellschaft sollen, wenn man den Zielset
zungen dieses Gesetzes und den sonstigen Erklä
rungen und Absichten Glauben schenken darf, 
geeignete rechtliche Rahmenbedingungen für ein 
neues Tiergartenmanagement für den Tiergarten 
Schönbrunn geschaffen werden. 

Nun gibt es Leute in den Ministerien oder auch 
im anderen Teil dieses Hauses, die d ie Meinung 
vertreten ,  daß mit diesem Gesetz ein Muster für 
eine positive und professionelle Privatisierung ei
ner öffentlichen Institution verwirklicht wird . 
Andere Gruppen behaupten gar, daß mit diesem 
Gesetz der größte Modernisierungsschub in der 
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250jährigen Geschichte des Tiergartens e rfolgen 
wird. 

Ich muß gestehen, daß ich diese euphorische 
Meinung h insichtlich der vorgesehenen Lösung 
nicht voll inhaltlich teilen kann .  Beschäftigt man 
sich nämlich mit dem gegenständlichen Gesetzes
antrag - u nd ich habe mich sehr ausführl ich da
mit beschäftigt - ,  dann kommt man zu dem 
Sch luß, daß zwangsläufig auch die Geschichte des 
Tiergartens, sein Stel lenwert in Wien und seine 
soziale Aufgabe berücksichtigt werden müssen. 
Allgemein unbestritten ist doch ,  daß moderne 
Zoos eine unvergleichliche Funktion für den 
Sch utz und die Nachzucht vom Aussterben be
drohter Tierarten haben. Sie s ind auch ein wichti
ges Vorbild für private Tierbesitzer und können 
außerdem durch hautnahen Kontakt schon den 
Kindern den Tierschutzgedanken verinnerlichen,  
eine Aufgabe, die Konrad Lorenz einmal mit "die 
Menschen menschlicher machen" umschrieb. 

D iesem Anspruch genügt der Tiergarten 
Schön brunn schon lange nicht mehr. Auf seinen 
1 2  Hektar - höchstens ein Drittel der Fläche an
derer Großstadttiergärten - gibt es insbesondere 
bautechnische Probleme und Denkmalschutzauf
lagen.  Es werden dort derzeit 900 Tierarten be
herbergt, während in Basel vergleichsweise auf 
1 3  Hektar 600 Tierarten leben und der interna
tionale Durchschnitt 440 Tierarten auf 28 Hektar 
beträgt. Da trotz Greenpeace die Ausrottung von 
mindestens 800 Tierarten unaufhaltsam scheint, 
ist n icht mehr die Schaustel lung exotischer Ge
schöpfe die Existenzberechtigung der Zoos, son
dern die Überlebensh ilfe. Se i nerzeit wurden Tier
g.ärten angelegt wie Bib liotheken der Neureichen:  
Uppig, verschieden und bunt mußte die Samm
lung sein .  

Der zur Debatte stehende Tierpark Schön
brunn wurde 1 752 von Kaiser Franz 1 . ,  dem Gat
ten Maria Theresias, gegründet. 

Kaiser Franz I .  war es auch,  der rund um den 
Frühstückspavillon zwölf Gehege, geformt wie 
Tortenstücke, anlegen ließ - sie bilden die einzi
ge Barockmenagerie der Welt -, in denen Ze
bras, Antilopen, Rentiere und Papageien zu sehen 
sind. 

U nter Joseph Ir. kamen reißende und wilde 
Tiere dazu , und als 1 828 die erste G iraffe herge
zei gt werden konnte, war Schönbrunn die reich
haltigste Menagerie Europas. 

E ine ebensolche historische Verpflichtung wie 
die Bewahrung der barocken Bauwerke sollte die 
ordentliche Elefantenhaltung sein, wo doch in 
Schönbrunn am 1 4. Juli 1 906 das erste Elefanten
baby in einem Zoo geboren wurde. 

Nach dem Ersten Weltkrieg hauchte ein gewis
ser Otto Antonius dem Zoo neues Leben ein. Ihm 
sind Ansätze der Verhaltensforschung ebenso zu 
verdanken wie eine nahtlose Vergitterung. 

Den Wiederaufbau nach dem Zweiten Welt
krieg - 60 Bomben habe n  das Areal zerstört -
übernahmen vor allem Wärter, deren Idealismus 
nur wenige Jahre durch e in Recht auf M itsprache 
belohnt wurde . 

Der Besitzer Bund investierte seit dem völ ligen 
Wiederaufbau nach dem Krieg mit 240 Mil l ionen 
Schill ing nicht einmal ein Drittel dessen, was sich 
zum Beispiel die Stadt München ihren Isar-Zoo 
kosten l ieß. Lauwarmes Desinteresse, inkompe
tente Beamte, e ine zügellose Allmacht des Bun
desdenkmalamtes und der ihr untergeordneten 
Schloßhauptmannschaft taten ihr übriges, daß 
unter dieser sogenannten Verwaltung der bis da
hin aufgeplusterte Zoo kol labierte und sich zu ei
ner tierischen Briefmarkensammlung entwickel
te. 

Weitere Ursache war au ßerdem die herrschen
de Platzangst, da erst 1 9 7 1  ein zusätzlicher Raum 
für die damals 4 649 Tiere gebaut werden konnte. 

Erst dem derzeitigen Zoodirektor Fritz Böck, 
seit 1 988 im Amt, ge lang es, um Platz zu gewin
nen, die ursprünglich 1 35 Säugetierarten auf 86 
und die 300 Vogelarten auf 1 60 zu reduzieren, 
um nur einige posit ive Ansätze zu nennen. 

Ein besonderes Problem bestand und besteht 
auch heute noch im Den kmalschutz. Experten er
klärten bisher nicht nur jeden Alleebaum zum 
unverrückbaren Denkmal ,  sondern auch fast je
des Gitter, ungeachtet der Tatsache, daß diese 
Gitter großteils erst in der Zwischenkriegszeit in
stall iert wurden und dadurch den Pavilloncharak
ter des 237jährigen Origina ls zerstören. 

Noch im Vorjahr verfügte der Tiergarten 
Schönbrunn über ein Gesamtbudget von nur 
36 Mil l ionen Schil l ing. Die Schweizer verfügten 
- vergleichsweise - über zirka 50 Mill ionen 
Schi l l ing, die Berliner konnten gar 75 Mil l ionen 
ausgeben. 

Im Vergleich zum Tiergarten Basel ,  der eine 
Eigenfinanzierungsquote von 94 Prozent und ei
nen Abgang von 4,7 Mil lionen Schil l ing hat, be
trägt die Eigenfinanzierungsquote im Tiergarten 
Schönbrunn lediglich 35 P rozent, der Abgang be
trägt 30 Mil lionen. Allein die Renovierung des 
Katzenhauses im Tiergarten Schönbrunn würde 
aber 50 Millionen Schill ing erfordern. 

Pro Besucher gab es bisher von der öffentlichen 
Hand für den Tiergarten einen Zuschuß von 
40 S, während d ie Bundesmuseen 1 60 S, das Bun
destheater 860 S oder die Staatsoper 1 000 S als 
Zuschuß erhalten .  
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Der Tiergarten Schönbrunn muß daher, um 
dem Natur-, Tier- und Artenschutz gerecht zu 
werden, mehr  finanzielle Mittel erhalten und aus 
dem Käfig der B ürokratie befreit werden,  Rah
menbedingungen also, die die Verantwortlichen 
für den ältesten Zoo der Welt durchaus richtig 
einschätzen. Daher sind Reformen vorgesehen. 
Diese Reformen werden aber nur dann mögl ich 
sein ,  wenn Schönbrunn nicht weiter als ungelieb
tes Anhängsel eines Mi nisteriums betrachtet wird .  

Entsprechend dieser Zielsetzung wurden für 
heuer aus dem laufenden Budget des B undes
hochbaues bereits 15 Mil l ionen Schill ing zur Ver
fügung gestellt, weitere 185  Mil l ionen Schil l ing 
für dringende Investitionen hat der Ministerrat 
für die Folgejahre bereits genehmigt. 

Im Auftrag von Bundesminister Dr. Schüssel 
wurde auch ein Grundlagenkonzept für d ie zu
künftige Gestaltung dieses traditionsreichen Wie
ner Tiergartens erarbeitet. Dieses Konzept sieht 
eine Vergrößerung des Areals um das Doppelte 
auf 20 Hektar vor, wobei der botanisc he Garten, 
das Areal der F ilmstudios in der Maxingstraße 
und der Tiroler Garten mit einbezogen werden 
sollen . 

Darüber h inaus haben die von Dr. Schüssel ein
gesetzten sieben unabhängigen Experten zwölf 
Thesen als Leitlin ien für die künftige Entwick
lung des Tiergartens erarbeitet und folgende For
derungen erhoben: 

Die derzeitige Lage des Tiergartens muß infol
ge seiner außergewöhnlichen Tradition beibehal
ten werden. 

Die h istorische Bausubstanz und die h istori
schen Freiflächen müssen aufgrund ihrer 
Einmaligkeit erhalten werden .  

Ihre Nutzung muß sinnvoll m i t  den gesteckten 
Zielen abgestimmt werden. 

Das im Süden gelegene Waldgrundstück - in
klus ive Tiroler Garten - muß für den Tiergarten 
genutzt werden .  

Der  Tiergarten muß an den öffentlichen Ver
kehr herangeführt werden. Eine Garagenlösung 
muß gefunden werden. 

Im stufenweisen Ausbau sind Neubauten als at
traktive Tierunterkünfte notwendig, eine ganz
jährige Nutzung muß erreicht werden. 

Zusätzliche Angebote - wie ein öffentliches 
Restaurant, Veranstaltungsräume, Kinderzoo und 
Streichelzoo - müssen eingerichtet und errichtet 
werden. 

Der Wirtschaftshof muß zum N utzen der Ver
größerung von Gehflächen abgeändert werden.  

Ein überschaubares Eintrittskontrollsystem soll  
in Kombination mit dem Schloß und dem Pal
menhaus eingerichtet werden. 

Öffentliche Werbung und Sponsoring müssen 
verstärkt betrieben werden .  

Weiters wurde d ie  Forderung nach einem zu
kunftssicheren, wirtschaftlichen Betriebskonzept 
mit einer k laren Abgrenzung der Verantwortlich
keit der Organisationsstrukturen erhoben .  

Schließlich so ll  mit einem Erlebnisticket d ie  ge
samte Anlage von Schönbrunn - einschließlich 
des Zoos - zugänglich gemacht werden. 

Der vorl iegende Gesetzestext sol l  daher im Sin
ne dieser zwölf Leitl inien geeignete rechtliche 
Rahmenbedingungen für ein neues Tiergarten
management für den Tiergarten Schönbrunn in 
Wien schaffen, wobei durch die Umwandlung in 
e ine GesmbH die volle Handlungsfähigkeit einer 
Kapitalgesel lschaft vorgesehen ist. 

Ziel ist, daß der Tiergarten Schön brunn künftig 
betriebswirtschaftlich effizient arbeiten und für 
eine artgerechte Haltung der Tiere sorgen kann. 

Anläßlich der Vorberatung im Bautenausschuß 
vertrat dieser zusätzlich zu den bereits zitierten 
Leitl inien die Ansicht, daß bei e iner entsprechen
den räuml ichen Erweiterung des Schönbrunner 
Tiergarten-Areals insbesondere auch die Einbe
ziehung de� Palmenhauses sowie des Schmetter
l inghauses ins Auge gefaßt werden soll .  

Zurückkommend auf den gegenständlichen 
Gesetzesantrag, mit dem nicht nur die vorge
nannten Bedingungen erfüllt werden sollten, son
dern auch die Errichtung einer Gesellschaft vor
genommen wird, muß ich sagen, es ist zu befürch
ten,  daß trotz dieser positiven Ansätze der Tier
garten Schönbrunn weiterhin nur ein Anhängsel 
der Bürokratie b leibt. 

Diese Meinung drängt sich mir auf, wenn man 
den Gesel lschaftervertrag, in § 3 des gegenständ
lichen Gesetzes geregelt, beachtet. In diesem Ge
sellschaftervertrag werden h insichtlich des Unter
nehmensgegenstandes neben einem allgemeinen 
Kontrahierungszwang und e iner ganzjährigen Be
triebspfl icht insbesondere folgende Aufgaben 
vorgesehen: 

Erstens: Tiere sind im Tiergarten Schönbrunn 
nach dem neuesten Stand tiergärtnerischer Er
kenntnisse unter Bedachtnahme auf die Erforder
nisse des Natur- und Artenschutzes zu halten,  zu 
pflegen und zu vermehren. 

In  d iesem Zusammenhang stellt sich auch die 
Frage, wie der Vorstand, dem Auftrag entspre
chend, bei der Vermehrung der Tiere mitwirken 
kann. 
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Zweitens: Die Gesellschaft so l l  wissenschaftli
che Forschung auf allen Gebieten der Tiergarten
biologie, im besonderen auf den Gebieten der 
Zoo logie, der Tiermedizin und der Zoo pädagogik 
ermöglichen. 

Drittens: Als Stätte der Begegnung mit Mensch 
und Tier sollen einer breiteren Öffentlichkeit In
teresse und Verständn is für die Tierwelt d ieser 
E rde durch e ine sinnvolle Auswah l  von Tierfor
men vermittelt werden. D ie Funktion als städti
scher Erholungsraum ist zu gewährleisten .  Dabei 
sind die E intrittspreise unter Bedachtnahme auf 
soziale Aspekte festzulegen. 

V iertens: Zusammenarbeit mit nationalen und 
internationalen Institutionen vergleichbarer Ziel
setzungen wird gefordert. 

Und fünftens: Die Erhaltung des Kulturdenk
mals "Tiergarten Schönbrunn" ist schlußendlich 
ein weiteres Ziel d ieses erwähnten Gesellschafts
vertrages. 

Besonders bemerkenswert ist auch die Festle
gung im § 5 des Gesel lschaftsvertrages, der als be
ratende Organe der Gesellschaft jedenfalls einen 
tiergartenbiologisch,  zoologisch und ökologisch 
wirkenden Beirat und einen Förderungsbeirat 
vorsieht, deren Mitglieder nach Anhörung des 
Geschäftsführers der Gesellschaft vom Bundes
minister für wirtschaft l iche Angelegenheiten zu 
bestellen sind . 

Als Krönung dieser neuerlichen Bindung an die 
Verwaltung wird als Dienststel le das Schönbrun
ner Tiergartenamt einger ichtet, eine Dienststelle, 
die dem Bundesmin isterium für wirtschaftliche 
Angelegenheiten unmittelbar nachgeordnet und 
vom Geschäftsführer der Gesellschaft geleitet 
wird , der in dieser Fun ktion an die Weisungen 
des Bundesministers für wirtschaftliche Angele
genheiten gebunden ist. 

Zu guter Letzt ist für die Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes der Bundesmin ister für wirt
schaftliche Angelegenheiten im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen zuständig. 

Mit einer derart halbherzigen Ausgliederung 
des Tiergartens aus dem Verantwortungsbereich 
des Bundes wurde zwar keine reine Formallösung 
- wie die Grünen behaupten - d urch Umwand
lung der Rechtsform getroffen, aber doch nur ein 
halber Schritt in die richtige Richtung getan. 

Soll das gleichzeitig vorgelegte und zugegebe
nermaßen ehrgeizige Reformkonzept verwirk
l icht werden,  so muß auch  unbestritten sein ,  daß 
die bereits vom Ministerrat beschlossene Revital i
sierung und d ie dafür vorgesehenen Investitionen 
in der Höhe von 200 Mi ll ionen Schill ing auch in 
den Folgejahren sichergeste llt werden und z usätz
liche Betriebsmittel zur  Verfügung stehen. 

Außerdem muß im Bewußtsein  dessen. daß der 
Großtei l  aller M ißstände seine Ursachen in der 
b isherigen Organisationsstruktur hatte, das 'Vei
sungsrecht des zuständigen Bundesministers be
hutsam und ausschließlich im Interesse des Tier
gartens in Anspruch genommen werden. 

Und schl ießl ich ist in  Zukunft auch darauf 
Wert zu legen, daß die für das Schloß vorgesehe
ne Manage mentfirma in i hrer e igenen E ntwick
lung durch Initiativen und Maßnahmen nicht den 
schwächeren - unter Anführungszeichen -
"Bruder Zoo" als Stiefkind behandelt. Dies ist zu 
befürchten, da der Zoo in eine GesmbH umge
wandelt, aber weiterhin vom Bund geführt wer
den soll .  D ie Managementfirma hingegen soll  die 
Betriebsführu ng des Schlosses, der großen und 
kleinen Gloriette. der Wagenburg, des E nglischen 
Stalles sowie der Fläche. auf der sich der Park
platz befindet. übertragen erhalten. 

Die Managementfirma sol l  künftig neben der 
Schloßführung auch für Kassenbetrieb, Werbung 
und Sponsoring, für die Souven irshops sowie für 
das gastronomische Angebot zuständig sein .  

Gerade deshalb muß noch e inmal sehr deutlich 
ausgesprochen werden :  N iemand kann es in  Zu
kunft verantworten, daß der Tiergarten Schön
brunn so wie bisher nur als Anhängsel irgendwel
cher Einrichtungen weitergeführt wird. Neben 
den organisatorischen Maßnahmen sind daher 
eine rasche internationale Ausschreibung der 
Funktion der Tiergartenleitung und die Erstel
lung eines modernen Tierhaltungsgesetzes, mit 
dem eine artgerechte Haltung garantiert wird ,  er
forderlich. 

Im übrigen bin ich der Auffassung, daß der 
Tierschutz vor den Denkmalschutz zu setzen ist 
und daher im wissenschaftlichen Beirat auch 
Tierschützer vertreten sein sollen. Nur dadurch 
kann sichergestellt werden,  daß der trotz vieler 
bereits angeführter Probleme bestehende h istori
sche und international gute Ruf des Tiergartens 
Schönbrunn auch in Zukunft erhalten b leibt. 

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze d ür
fen wir hoffen ,  daß mit dem heute beabsichtigten 
Gesetzesbeschluß die al lgemein erwartete Z ielset
zung auch erreicht werden kann .  Dennoch glaube 
ich, daß wir gut beraten sind, wenn wir d ie weite
re Entwick lung dieser so wertvollen E inrichtung 
weiterhin im Auge behalten. 

Meine F raktion wird dem gegenständlichen 
Gesetzesbeschluß aus all den angeführten Überle
gungen daher d ie Zustimmung nicht verwehren. 
(BeifaLL bei SPÖ und Ö VP.) 19.22 

Präsident: Weitere Wortmeldungen  l iegen 
nicht vor. 
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Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird vom Berichterstatter e i n  Sch lußwort ge
wünscht? - Dies ist nicht der Fall .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m ll ll g beschließt der Bun
desrat mit S t i m  m e n e i n h e l l  i g k e i t .  gegen 
den GeselzesbeschLuß des NationaLrates 
k e i n e n E i n  s p r  u c h zu erheben. 

24. Punkt :  Beschluß des Nationalrates vom 
10. Juli 1 991  betreffend ein Übereinkommen 
über eine Beihilfendisziplin auf dem Stahlsektor 
samt Anhängen A und B sowie Note namens der 
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
( 123 und 229/NR sowie 4 1 1 5/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 24. Punkt 
der Tagesordnung: Übereinkommen über e ine 
Beihi lfendiszipl in auf dem Stahlsektor samt An
hängen A und B sowie Note namens der Regie
rung der Vereinigten Staaten von Amerika. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Holzinger übernommen .  Ich bitte um den 
Bericht. 

Berichterstatter Erich Holzinger: Der Konsens 
über eine Beihi lfend isziplin auf dem Stahlsektor 
soll als zusätzliches Abkommen zum bereits ver
längerten Selbstbeschränkungsabkommen betref
fend den Handel mit bestimmten Stahlprodukten 
dazu dienen, 

liberalere Bedingungen auf dem Stahlhandels
sektor zu gewährleisten, 

ein faires Handelsumfeld für Stahl zu schaffen 
und 

Handelsverzerrungen im Stahlsektor abzubau
en. 

Der Stahlkonsens zielt darauf ab, bis zur Ein
führung neuer GATT-Diszip linen im Rahmen 
der Uruguay-Runde mittels eines bi lateralen 
Konsenses zu gewährleisten, daß der Handel mit 
Stah lprodukten nicht durch i rgendwelche Maß
nahmen zum Beispiel tariflicher und nichttarifl i
cher Art beh indert wird und eine wirksame Diszi 
p l in  für  staatl iche Unterstützungen geschaffen 
wird. 

Nach den Erläuterungen der Regierungsvorla
ge regel t  der gegenständl iche Staatsvertrag Ange
legenheiten des selbständigen Wirkungsbere iches 
der Länder und bedarf daher gemäß Artikel 50 
Abs. 1 B -VG der Zustimmung des Bundesrates. 
Darüber h inaus bedarf die verfassungsändernde 
Bestimmung des Artikels 5 des Staatsvertrages 

der Zustimmung des Bundesrates im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 3 in Verb indung mit Artikel 44 
Abs. 2 B-VG. 

Dem Nationalrat erschien  bei der Genehmi
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des Vertragsinhaltes in die inner
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich .  

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 . Jul i  1 99 1  
in  Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, dem 
vorl iegenden Staatsvertrag gemäß Artikel 50 
Abs. 1 B-VG beziehungsweise Artikel 50 Abs. 3 
in Verbindung mit Artikel 44 Abs. 2 B-VG die 
verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Als Ergebn is sei ner Beratung stel lt der Wirt
schaftsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun
desrat wolle besch ließen: 

Dem Beschluß des Nationalrates vom 10. Jul i  
199 1  betreffend ein Übereinkommen über eine 
Beih ilfendiszipl in  auf dem Stahlsektor samt An
hängen A und B sowie Note namens der Regie
rung der Vereinigten Staaten von Amerika wird 
gemäß Artikel 50 Abs. 1 B- VG beziehungsweise 
Artikel 50 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 44 
Abs. 2 B-VG die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilt . 

Präsident: Wortmeldungen l iegen n icht vor .  

Wünscht jemand das Wort? - Es  ist dies nicht 
der Fall .  

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Der vorliegende Beschluß enthält Verfassungs
bestimmungen, die nach Artikel 44 Abs. 2 Bun
des-Verfassungsgesetz der Zustimmung des Bun
desrates bei Anwesenheit von mindestens der 
Hälfte der Mitglieder des Bundesrates und e iner 
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abge
gebenen Stimmen bedürfen.  

Ich stelle zunächst die für die Abstimmung er
forderliche Anwesenheit der Mitglieder des Bun
desrates fest. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem vorliegenden Besch luß des Nationalrates im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 1 Bundes-Verfas
sungsgesetz zustimmen, um ein Handzeichen . 
Dies ist S t i m  m e n e i n  h e 1 1  i g k e i t. 

Der Antrag, dem vorl iegenden Beschluß im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 1 Bundes-Verfas
sungsgesetz zuzustimmen, ist somit a n g e -
n o  m m e  n. 
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Präsident 

Ferner bitte ich jene Mitglieder des Bundesra
tes, die dem Antrag zustimmen, im Sinne des Ar
tikels 50 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 44 
Abs. 2 B undes-Verfassungsgesetz die verfas
sungsmäßige Zust immung zu erteilen, um e in  
Handzeichen. - Der Antrag, den Verfassungsbe
sti mmungen im Sinne des Artikels 50 Abs. 3 in 
Verbindung mit  Artikel 44 Abs. 2 Bundes-Ver
fassungsgesetz die Zustimmung zu erteilen, ist so
mit  a n g e n  0 m m e n. 

Ausdrücklich ste l le ich d ie hiefür erforderliche 
Zweidrittelmehrheit im Sinne des Artikels 44 
Abs. 2 B-VG fest. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten be
ziehungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt 
8 Anfragen (807/1 bis 8 1 4/1) eingebracht wurden .  

Die  Einberufung der  n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftl ichem Wege erfol
gen. Als Sitzungste rmin ist Donnerstag, der 
1 0. Oktober 199 1 , 9 Uhr in Aussicht genommen. 

Für d ie Tagesordnung dieser Sitzung kommen 
jene Vorlagen in  Betracht, die der Nationalrat b is 
dahin verabschiedet haben wird, soweit sie dem 

Einspruchsrecht beziehungsweise dem Zustim
mungsrecht des Bundesrates unterliegen .  

Die Ausschußvorberatungen s ind für Dienstag, 
den 8.  Oktober 1 99 1 ,  ab 1 5 .00 Uhr vorgesehen . 

Ansprache des Präsidenten aus Anlaß der 
bevorstehenden Sommerferien 

Präsident: Meine lieben Kolleginnen und Kol
legen! Ich darf Ihnen für die kommenden Ferien 
- sprich: für den Urlaub - alles G ute wünschen 
in der Hoffnung, daß wir einander bei der ersten 
Sitzung im Herbst in voller Frische und Gesund
heit .  gestärkt durch diesen Urlaub, treffen kön
nen. 

Ich möchte mich bei V izepräs identen Scham
beck und bei meinem Kol legen Rezar, der ja das 
letzte Mal heute in unserer Mitte ist , für ihre net
ten Worte , die sie gefunden haben,  bedanken .  Ich 
wünsc he, wie gesagt, eine gute Heimfahrt. 

Die S itzung ist g e  s c h I  0 S s e n . (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP. - Staatssekretärin Dr. Maria 
F e  k t e  r: Ich wünsche den Damen und Herren des 
Bundesrates einen erholsamen Sommer/ - Neuer
licher Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  

Schluß der Sitzung: 1 9  Uhr 30 Minuten 

Mitgliederverzeichnis der Ausschüsse des B undesrates 
(Stand: 1 1 . 1 ul i  1 99 1 )  

Außenpolitischer Ausschuß 
( 1 7  M itglieder) 

(zuständig für Angelegenheiten, die im 
Natio nalrat vorberaten wurden durch den 

Außenpol it ischen Ausschu ß) 

M i t g I i e d e r: 

ö V P: F rauscher Helmut, Okfm. D L ,  Gerstl 
Alfred, Liechtenstei n  Vincenz, Or. ,  Linzer Milan, 
Or. ,  Mautner Markhof Manfred, Dr. h .c . .  Scham
beck Herbert, Dr. ,  Schierhuber Agnes, Strimitzer 
Martin, Or.  

S P Ö: Bacher lngeborg, Orochter Karl, Gusen
bauer Alfred, Dr.,  Haselbach Anna Elisabeth, 
Karlsson I rmtraut, Or., Konecny Albrecht, Pom
per Franz, S imperl Leopold, Dr. 

F P Ö: G udenus lohn, Mag. 

E r s a t z  m i t  g I i e d e r: 

ö V P:  Guggi Hans, Holzinger Erich, laud 
Gottfried, Ludescher Georg, lng. , Putz Erich, Tu-

sek Gerhard,  Mag.,  Weiss lürgen ,  Wöckinger 
Hans, Dr. 

S P Ö: Bösch Herbert, Mag. ,  Crepaz I rene, 
Farthofer Erich, Ogris Harald, Oipl . -Ing. Or . ,  
Pichler Norbert, Schlögl Karl, Mag . ,  Strutzenber
ger Walter, Wedenig Dietmar 

F P Ö: Mölzer Andreas 

Vorsitzender :  Mautner Markhof Manfred, Or .  
h.c .  

1 .  Stv .  Vorsitzender: Konecny Albrecht 

2. Stv. Vorsitzender: Gerstl Alfred 

1. Schriftführerin: Karlsson lrmtraut, Or.  

2 .  Schritführer: Liechtenstein Vincenz, Dr. 

Ausschuß für Familie und Umwelt 
( 1 7  Mitglieder) 

(zuständig für Angelegenheiten ,  die im 
Nationalrat vorberaten wurden durch den 
Famil ienausschuß und Umweltausschuß) 
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M i t  g I i e d e r : 

Ö V P :  Guggi Hans, Hummer Günther, Or. ,  
Kampichler Franz, Lukasser Therese, Mautner 
Markhof Manfred, Or. h.c., Penz Johann, Ing., 
P irchegger G rete, Schierhuber Agnes 

S P Ö: Crepaz Irene, Farthofer Erich, Hödl 
E leonore. Or . , Karlsson lrmtraut, Or., Paischer 
Edith, Schicker Johanna, Wabl Martin, Or . ,  Wöl
lert Karl 

F P Ö: Lakner Georg, Mag. 

E r s a t z  m i t g I i e d e r: 

Ö V P :  Eberhard August, lng . ,  Kaufmann Kurt. 
Or., L inzer Milan, Or . ,  Litschauer Kar l ,  Lude
scher Geo rg, lng. ,  Pramendorfer Hermann,  Tu
sek Gerhard, Mag. ,  Wöck inger Hans, Or. 

S P Ö: Haselbach Anna Elisabeth, Kainz Hed
da, Markowitsch Helga. Meier Erhard, Rezar Pe
ter, Or., Pomper Franz, Schlägl Karl, Mag .. Tmej 
Norbert 

F P Ö: Gudenus John, Mag. 

Vorsitzende: Paischer Edith 

1 .  Stv. Vorsitzender: Kampichler Franz 

2. Stv. Vorsitzende: Crepaz lrene 

1 .  Schriftführerin: P i rchegger Grete 

2. Schriftführerin: Schicker Johanna 

Finanzaussch uß 
( 1 7  Mi tgl ieder) 

(zuständig für Angelegenheiten,  die i m  
Nationalrat vorberaten wurden durch den 

Budgetausschuß,  F inanzausschuß und 
Rechnungshofausschuß) 

M i t  g I i e d e r: 

Ö V P: Bieringer Ludwig, Eberhard August. 
Ing. ,  Frauseher Helmut, Okfm. Or. ,  Gerstl Al
fred, Jaud Gottfried, Klomfar Helmut, P ramen
dorfer Hermann, Strimitzer Martin, Or. 

S P Ö: Orochter Karl ,  Haselbach Anna Elisa
beth, Konecny Albrecht, P ichler Norbert, Rau
chenberger Josef, Schlögl Karl, Mag. ,  Tmej Nor
bert, Wedenig Oietmar 

F P Ö: Trattner Gilbert, Mag. 

E r s a t z  m i t  g I i e d e r: 

Ö V P :  Bergsmann Felix, H ummer G ünther, 
Or., Liechtenstein Vincenz, Or . ,  Ludescher Ge
org, Ing. ,  Mautner Markhof Manfred, Or.  h.c . .  
P irchegger Grete, Putz E rich, Wahl Alfred , lng. 

S P Ö: Bösch Herbert, Mag., Gusenbauer AI
fred, Or., Hödl Eleonore, Or., Karlsson lrmtraut ,  
Or. .  Ogris Harald, Oipl . - Ing. Or. , Prähauser Ste
fan ,  Rezar Peter, Or. ,  Strutzenberger Walter 

F P Ö: Mölzer Andreas 

Vorsitzende: Haselbach Anna Elisabeth 

1 .  Stv. Vorsitzender: Frauscher Helmut. Okfm. 
Or. 

2. Stv. Vorsitzender: Schlägl Karl, Mag. 

1. Schriftführer: Strimitzer Martin, Or. 

2. Schriftführer: Orochter Karl 

Geschäftsordnungsausschuß 
( 1 7  Mitglieder) 

M i t  g I i e d e r: 

Ö V P: Eberhard August, Ing. ,  Frauscher Hel
mut, Okfm. Or. , Litschauer Karl ,  Putz Erich , 
Schambeck Herbert, Or. , Strimitzer Martin, Or . ,  
Weiss Jürgen, Wäckinger Hans, Or. 

S P Ö: Crepaz Irene, Farthofer Erich, Karlsson 
Irmtraut, Or. ,  Ogris Harald, Oipl . - Ing. Or., Prä
hauser Stefan . Schicker Johanna, Schlögl Karl ,  
Mag. ,  Strutzenberger Walter 

F P Ö: Lakner Georg, Mag. 

E r s a t z  m i t  g I i e d e r : 

Ö V P :  Bergsmann Felix, Bieringer Ludwig, 
Klomfar Helmut, Lukasser Therese, Penz Johann ,  
Ing. , Tusek Gerhard, Mag. ,  Wahl  Alfred, lng. ,  
Weiß Herbert 

S P Ö: Bösch Herbert, Mag., Hödl Eleonore, 
Or.. Meier Erhard, Paischer Edith, Rezar Peter ,  
Or. .  Tmej Norbert, Wedenig Oietmar, Wöllert 
Karl 

F P Ö: Gudenus John, Mag. 

Vorsitze nder: Ogris Harald , Oipl .-Ing. Or. 

1. Stv. Vorsitzender: Litschauer Karl 

2. Stv. Vorsitzender: Strutzenberger Walter 

1 .  Schriftführer: Putz Erich 

2. Schriftführerin:  Crepaz Irene 

Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
( 1 7  Mitglieder) 

(zuständig für Angelegenheiten,  die im 
Nationalrat vorberaten wurden durch den 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft) 
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M i t g I i e d e r : 

Ö V P: Bieringer Ludwig, Guggi Hans. Liech
tenstein Vincenz, DL , Penz Johann ,  lng .. P ircheg
ger Grete , Pramendorfer Hermann, Schierhuber 
Agnes, Wöckinger Hans, Dr. 

S P Ö: Farthofer Erich, Gusenbauer Alfred, 
Or . ,  Markowitsch Helga, Meier Erhard. Paischer 
Edith, Pomper Franz, Rezar Peter, Or., Simperl 
Leopold , Or.  

F P Ö: Schwab Karl 

E r s a t z  m i t g I i e d e r: 

Ö V P :  Eberhard August, lng . ,  Frauscher Hel
mut, Okfm.  Or . ,  Hum mer Günther, Or . ,  Jaud 
Gottfried, Kampichler Franz, Kaufmann Kurt, 
Or. ,  Litschauer Karl ,  Weiss Jürgen 

S P Ö: Bacher Ingeborg, Bösch Herbert , Mag.,  
Kainz Hedda, Pichler Norbert, Rauchenberger 
losef, Schlögl Karl ,  Mag. ,  Wabl Martin, Or . ,  Wöl
lert Karl 

F P Ö: Gudenus John,  Mag. 

Vorsitzender :  Pramendorfer Hermann 

l .  Stv. Vors itzender: Farthofer Erich 

2. Stv. Vorsi tzende: Schierhuber Agnes 

l .  Schriftführerin: Markowitsch Helga 

2. Schriftführer: Penz Johann, lng. 

Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr 

( 1 7  Mitglieder) 
(zuständig für Angelegenheiten,  die im 

Nationalrat vorberaten wurden durch den 
Verkehrsausschuß und Ausschuß für 

verstaatlichte Betriebe) 

M i t  g I i e d e r: 

Ö V P: Bergsmann Felix, Holzinger Erich, Jaud 
Gottfried, Kampichler Franz, Kaufmann Kurt. 
Or., Klomfar Helmut, L itschauer Karl, Wahl AI
fred , lng. 

S P Ö: Crepaz Irene, Farthofer Erich, P ichler 
Norbert, P rä hauser Stefan, Schicker lohanna, 
Simperl Leopold, Or. , Tmej Norbert, Wöllert 
Karl 

F P Ö: Trattner Gilbert, Mag. 

E r s a t z  m i t g I i e d e r: 

Ö V P: Eberhard August, lng . ,  Frauscher Hel
mut, Okfm. Or., Lukasser Therese, Mautner 
Markhof Manfred, Or. h.c., Putz Erich, Schierhu-

ber Agnes, Strimitzer Martin ,  Or., Wöckinger 
Hans, Or.  

S P Ö: Orochter Karl , Gusenbauer Alfred, Or. ,  
Kainz Hedda, Markowitsch Helga, Ogris Harald, 
Oipl.- Ing. Or., Rauchenberger losef, Strutzenber
ger Walter, Wedenig Oietmar 

F P Ö: Mölzer Andreas 

Vorsitzender: Pichler Norbert 

1 .  Stv. Vorsitzender: Kaufmann Kurt, Or. 

2. Stv. Vorsitzender: Simperl Leopold, Or. 

1 . Schriftführer: Jaud Gottfried 

2. Schriftführer: Tmej Norbert 

Rechtsaussch uß 
( 1 7  M itglieder) 

(zuständig für Angelegenheiten. die im 
Nationalrat vorberaten wurden durch den 

Ausschuß für innere Angelegenheiten, 
lustizausschuß und 

Landesverteidigungsausschuß) 

M i t  g I i e d e r: 

Ö V P :  Hummer Günther, Or . ,  Liechtenstein 
Vincenz, Or . ,  Linzer M ilan, Or . ,  Schambeck Her
bert, Or . ,  Strimitzer Martin,  Or . ,  Weiß Herbert, 
Weiss Jürgen ,  Wöckinger Hans, Or. 

S P Ö: Bösch Herbert, Mag. ,  Hödl E leonore, 
Dr., Kainz Hedda, Rauchenberger losef, Rezar 
Peter. Or . ,  Strutzenberger Walter, Tmej Norbert, 
Wabl Martin, Of. 

F P Ö: Gudenus John, Mag. 

E r s a t z m i t g l i e d e r: 

Ö V P :  Holzinger Erieh, Kampichler Franz, 
Kaufmann Kurt, Or., Klomfar Helmut, Penz 10-
hann, Ing . ,  Pramendorfer Hermann, Tusek Ger
hard, Mag., Wahl  Alfred, Ing. 

S P Ö: Bacher Ingeborg, Gusenbauer Alfred, 
Or., Farthofer Erich, Karlsson lrmtraut, OL, Ko
necny Albrecht, Markowitsch Helga, Schicker Jo
hanna, Simperl Leopold, Or. 

F P Ö: Schwab Karl 

Vorsitzender: Wabl  Martin,  Or.  

l .  Stv. Vorsitzender: Linzer Milan, Or. 

2 .  Stv. Vorsitzender: Tmej Norbert 

l .  Schritführer: Weiß Herbert 

2. Schriftführer: Bösch Herbert, Mag. 
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Sozialausschuß 
( 1 7  Mitglieder) 

(zuständig für Angelegenheiten,  die im 
Nationalrat vorberaten wurden durch den 

Gesundheitsausschuß und Ausschuß für Arbeit 
und Soziales) 

M i t g l i e d e r: 

Ö V P: H ummer Günther. Dr. ,  Kampichler 
Franz, Litschauer Kar! ,  Lukasser Therese, P irch
egger Grete, Tusek Gerhard , Mag. ,  Wahl Alfred , 
Ing., Wöckinger Hans, Or. 

S P Ö: Bacher Ingeborg, Oroehter Kar! ,  Hödl 
Eleonore, Or . , Kainz Hedda, Paischer Edith ,  
Pichler Norbert, Schlögl Kar! ,  Mag . ,  Wöllert Kar! 

F P Ö: Schwab Karl 

E r s a t z  m i t  g I i e d e r: 

Ö V P :  Bieringer Ludwig, Gerstl Alfred. Hol
zinger Erich, Jaud Gottfried, Penz Johann, lng., 
Pramendorfer Hermann, Strimitzer Martin, Or . ,  
Weiss Jürgen 

S P Ö: Crepaz Irene, Farthofer E rich. Hase l
bach Anna Elisabeth , Konecny Albrecht, Pomper 
Franz, Schicker Johanna, Wabl Martin. Or. , We
denig O ietmar 

Vorsitzende: Hödl Eleonore, Or. 

1 .  Stv. Vorsitzende: Lukasser Therese 

2. Stv. Vorsitzende: Kainz Hedda 

1 .  Schriftführer: Wahl Alfred, lng. 

2 .  Schriftführer:  Schwab Karl 

Unterrichtsausschuß 
( 1 7  Mitglieder) 

(zuständig für Angelegenheiten, die im 
Nationalrat vorberaten wurden durch den 

Unterrichtsausschuß und Ausschuß für 
Wissenschaft und Forschung) 

M i t  g I i e d e r : 

Ö V P :  Kam pichler Franz, Unzer Milan, Or . ,  
Lukasser Therese , Penz Johann, Ing. ,  Pirchegger 
Grete, Pramendorfer Hermann, Putz Erich, Tu
sek Gerhard , Mag. 

S P Ö: Bacher Ingeborg, Haselbach Anna Elisa
beth, Markowitsch Helga, Meier Erhard, Ogris 
Harald, Oipl . - Ing. Or . ,  Rezar Peter, Or . ,  Schicker 
Johanna, Wedenig Oietmar 

F P Ö: Lakner Georg, Mag. 

E r s a t z  m i t  g I i e d e r: 

Ö V P: Bieringer Ludwig, Hummer Günther, 
Or., Jaud Gottfried, Klomfar Helmut, Liechten
stein Vincenz, Or., Ludescher Georg, lng. ,  
Schambeck Herbert, Or. ,  Weiß Herbert 

S P Ö: Crepaz I rene, Karlsson lrmtraut, Dr. ,  
Paischer Edith, Pomper Franz, Rauchenberger 
Josef, Simper! Leopold, Or. ,  Strutzenberger Wal
ter, Tmej Norbert 

F P Ö:  Trattner Gilbert, Mag. 

Vorsitzender: Putz Erich 

1 .  Stv. Vorsitzende: Bacher Ingeborg 

2 .  Stv. Vorsitzender: Lakner Georg, Mag. 

1 .  Schriftführer: Ogris Harald, Oipl .-Ing. Or .  

2 .  Schriftführer: Pramendorfer Hermann 

Unvereinbarkeitsausschuß 
( 1 7  Mitglieder) 

M i t  g I i e d e r: 

Ö V P :  Bergsmann Felix, Eberhard August, 
Ing. , Holzinger Erieh, Lieehtenstein Vincenz ,  Dr . ,  
Ludeseher Georg, lng . ,  Pramendorfer Hermann, 
Schierhuber Agnes, Wahl Alfred , lng. 

S P Ö: Böseh Herbert, Mag., Markowitsch Hel
ga, Meier Erhard, Ogris Harald, Dipl . -Ing. Or . ,  
Pomper Franz, Simper! Leopold, Or . ,  Strutzen
berger Walter, Tmej Norbert 

F P Ö: Schwab Kar! 

E r s a t z  m i t  g I i e d e r : 

Ö V P: Gerstl Alfred, Guggi Hans, Hummer 
Günther, Dr., Kaufmann Kurt, Dr., Linzer Milan, 
Dr., Litsehauer Kar! ,  Pirchegger Grete, Putz 
Erieh 

S P Ö:  Crepaz Irene, Droehter Kar! ,  Gusenbau
er Alfred, Or., Farthofer Erich, Hödl Eleonore, 
Or. .  Prähauser Stefan, Rezar Peter, Dr. ,  Wabl 
Martin , Or. 

F P Ö: Gudenus John, Mag. 

Vorsitzender: Holzinger Erich 

1. Stv. Vorsitzender: Ogris Harald, Oipl . - Ing. 
Or. 

2. Stv. Vorsitzender: Eberhard August, lng. 

1. Schriftführer: Tmej Norbert 

2. Sehriftführerin :  Schierhuber Agnes 

Ausschuß für Verfassung und Föderalismus 
( 1 7  Mitglieder) 

(zuständig für Angelegenheiten, die im 
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Nationalrat vorberaten wurden durch den 
Hauptausschuß und Verfassungsausschuß) 

M i t g I i e d e r: 

Ö V P: F rauscher Helmut, Okfm.  Or . ,  Gerstl 
Alfred, Holzinger Erieh, H ummer Günther. Or. .  
Litsehauer Karl, Schambeck Herbert, Or. ,  Stri
mitzer Martin,  Or., Weiss Jürgen 

S P Ö: Bacher lngeborg, Bösch Herbert, Mag., 
Crepaz I rene, Haselbach Anna Elisabeth, Konec
ny Albrecht, Strutzenberger Walter, Wedenig 
Oietmar, Wöllert Karl 

F P Ö: Mölzer Andreas 

E r s a t z  m i t  g I i e d e r : 

Ö V P: Guggi Hans, Kaufmann Kurt, Or . ,  Un
zer Milan, Or. , Lukasser Therese, Putz Erich ,  
Schierhuber Agnes, Wei ß  Herbert, Wöckinger 
Hans, Or. 

S P Ö: Orochter Karl ,  Farthofer Erich, Gusen
bauer Alfred, Or . ,  Meier Erhard , Ogris Harald, 
O ipl .-Ing. Or . .  Prähauser Stefan. Schicker Johan
na, Wabl Martin ,  Or. 

F P Ö: Lakner Georg, Mag. 

Vorsitzender: Weiss Jürgen 

1 .  Stv. Vorsitzender: Strutzenberger Walter 

2. Stv. Vorsitzender: Holzinger Erich 

1 .  Schriftführer: Bösch Herbert, Mag. 

2. Schriftführer: Hummer Günther, Or.  

Wirtschaftsausschuß 
( 1 7  Mitglieder) 

(zuständig für Angelegenheite n, die im 

Nationalrat vorberaten wurden durch den 
Bautenausschuß und Handelsausschuß) 

M i t  g I i e d e r: 

Ö V P: Eberhard August, Ing., Frauscher Hel
mut, Okfm. Or . ,  Holzinger Erich, Jaud Gottfried, 
Kaufmann Kurt ,  Or., Ludescher Georg, lng. , 
Mautner Mark hof Manfred , Or. h .c . ,  Penz Jo
hann, lng. 

S P Ö: Bösch Herbert, Mag. ,  Drochter Karl ,  
Hödl Eleonore, Dr. ,  Kainz Hedda, Markowitsch 
Helga, Pichier Norbert, Pomper Franz, P rähauser 
Stefan 

F P Ö: Mölzer Andreas 

E r s a t z  m i t  g I i e d e r: 

Ö V P: Bergsmann Felix, Hummer Günther, 
Or., Litschauer Karl, Putz Erieh, Schierhuber Ag
nes, Strimitzer Martin ,  Dr . ,  Weiß Herbert, Weiss 
Jürgen 

S P Ö: Hasel bach Anna Elisabeth ,  Karlsson 
Irmtraut, Or. , Konecny Albrecht, Meier Erhard, 
Simper! Leopold, Or., Tmej Norbert. Wedenig 
Dietmar, Wöllert Kar! 

F P Ö: Trattner  Gilbert, Mag. 

Vorsitzender: Ludescher Georg, lng. 

1 . Stv. Vorsitzende: Markowitseh Helga 

2 .  Stv. Vorsitzender: Penz Johann, lng. 

1 .  Schriftfüh rerin :  Hödl Eleonore, Dr. 

2 .  Schriftführer: Mautner Markhof Manfred, 
Or. h.c.  

Ständiger gemeinsamer Ausschuß des Nationalrates und des B undesrates im Sinne des § 9 des 
Finanz- Verfassungsgesetzes 1948 

(26  Mitglieder) 
vom Nationalrat entsendet: 

M i t  g I i e d e r: 

S P Ö: K uba Heinrich, Nowotny Ewald, Or. ,  
P i l ler Ernst, Schmidtmeier Herbert, Tychtl Ge
ra id, lng., Wolf Helmut 

Ö V P:  Keimel Ouo, Okfm. Or. ,  Kirchknopf 
Josef, Schorn Hildegard, Taus Josef, Or., Vetter 
Gustav 

F P Ö: Bauer Holger, Okfm. ,  Schmid Michael ,  
Oip l .-Ing. 

E r s a t z  m i t  g I i e d e r: 

S P Ö: Elmecker Robert, Konrad Helga, Or. ,  
Niederwieser Erwin,  DDr., Praher Adelheid, 
Resch Walter, Stippel Johann, Or. 

Ö V P: Oitz Johannes, Dr . ,  Freund Karl, Graff 
Michael, Dr. ,  König F riedrich, Okfm. DOr. ,  
Schwärzler Erich, lng. 

F P Ö: Böhacker Hermann, Schreiner Erich, 
Mag. 
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Vorsitzender: Tychtl Gerald, Ing. 

Ständiger gemeinsamer Ausschuß des Nationalrates und des Bundesrates i m  Sinne des § 9 des 
Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 

vom Bundesrat entsendet: 

M i t g 1 i e d e r: 

Ö V P: F rauseher Helmut, Dkfm. Dr. (Sbg.), 
Kampichler Franz ( NÖ), Kaufmann Kurt, Or. 
(NÖ),  Lukasser Therese (Tirol) ,  Weiß Herbert 
(Stmk.) ,  Weiss Jürgen (Vbg.) 

S P Ö: Bacher Ingeborg (Ktn.) ,  Meier Erhard 
(Stmk.) ,  Pichler Norbert (OÖ), Pomper Franz 
(Bgld.) ,  Prähauser Stefan (Sbg . ) ,  Strutzenberger 
Walter (Wien) 

F P Ö: Gudenus John,  Mag. (Wien) 

E r s a t z  m i t  g 1 i e d e r : 

Ö V P :  Eberhard August, log. (Ktn. ) ,  Guggi 
H�1l15 (Stmk.) ,  Jaud Gottfried (Tirol) ,  L inzer Mi
lan .  Or. (Bgld. ) ,  Pramendorfer Hermann (OÖ), 
Schierhuber Agnes (NÖ) 

S P Ö: Bösch Herbert, Mag. (Vbg.) ,  Crepaz Ire
ne (Tirol) ,  Orochter Karl (NÖ),  Hödl E leonore, 
Or. (Stmk . ) ,  Ogris Harald, Dipl . -Ing.  Dr .  (Wien) , 
Wedenig Dietmar (Ktn.) 

F P Ö: Lakner Georg, Mag. (Sbg.) 

Vorsitzender: Weiß Herbert (Stmk . )  
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